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1 Einfu¨hrung
”Verschiedene Studien . . . haben gezeigt, dass o¨kologische Leistungen von
der Natur in großem Umfang quasi
”
gratis“ zur Verfu¨gung gestellt werden,
sofern sie intakt ist. Die Zersto¨rung der Grundlagen dieser Naturleistungen
durch Eingriﬀe in die Funktionsfa¨higkeit des Naturhaushaltes wird teuer
erkauft durch Infrastrukturinvestitionen (bspw. Deich- oder Kla¨ranlagen)
sowie durch die Akkumulation von Risiken.”
(Dehnhardt et al. (2002: 8))
Feuchtgebiete sind O¨kosysteme, die durch die Anwesenheit von Wasser gepra¨gt sind und
sich durch spezielle Bodenverha¨ltnisse und Vegetationszusammensetzungen auszeichnen. Sie
za¨hlen zu den produktivsten O¨kosystemen der Erde, und zugleich zu den am meisten be-
drohten natu¨rlichen Ressourcen. Im Verlauf des 20. Jahrhunderts nahm sowohl die Fla¨che
von Feuchtgebieten als auch ihre Qualita¨t (bezu¨glich Artenvielfalt etc.) weltweit stark ab –
nach Dugan (1993) kann man davon ausgehen, dass heute mehr als 50% der Feuchtgebiete
der Erde zersto¨rt sind. Gegenwa¨rtig existieren noch ungefa¨hr 7 – 9Mio. km2 Feuchtgebiets-
ﬂa¨chen weltweit1 (zum Vergleich: Erdoberﬂa¨che: 360Mio. km2, Festlandsoberﬂa¨che der Erde:
150Mio. km2).
Unter anderem auf Grund ihrer Eigenschaften als
”
oﬀene Systeme“2 sind Feuchtgebiete
stark bedroht. Sie ko¨nnen durch Aktivita¨ten beeinﬂusst werden, die in großer Entfernung,
aber noch in ihrem Wassereinzugsgebiet stattﬁnden. Daru¨ber hinaus wurden viele von Wasser
beeinﬂusste Fla¨chen, v.a. in Flussauen, entwa¨ssert, um sie fu¨r Siedlungen, Industrie oder wegen
der fruchtbaren Bo¨den fu¨r intensive Landwirtschaft nutzbar zu machen.
Doch in ihrem natu¨rlichen Zustand stellen Fla¨chen mit Feuchtgebieten ebenfalls wertvolle
o¨konomische Ressourcen dar, so dass eine Umwandlung oder Degradation dieses Naturkapitals
oft nicht zu einer wirklichen Steigerung der gesellschaftlichen Wohlfahrt fu¨hrt. Ihre Bedeutung
fu¨r den Artenschutz ist schon mehrere Jahrzehnte bekannt, andere wichtige Eigenschaften
1U¨ber den Fla¨chenanteil, den Feuchtgebiete weltweit und in bestimmten Gebieten der Erde einnehmen,
besteht derzeit Unklarheit bzw. Uneinigkeit (fu¨r U¨bersichten u¨ber Publikationen zu diesem Thema siehe
z.B.: Finlayson und Spiers 1999, Spiers 1999, Mitsch und Gosselink 2000b). Erst recht triﬀt dies fu¨r
Aussagen u¨ber die Fla¨che bestimmter Typen von Feuchtgebieten zu.
2Der Begriﬀ
”
oﬀenes System“ soll hier andeuten, dass diese O¨kosysteme mit ihrer Umwelt in Stoﬀ- und
Energieaustausch stehen. Sie empfangen Stoﬀ- und Energieﬂu¨sse aus ihrer Umwelt und geben Stoﬀe und
damit auch Energie an diese wieder ab.
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wurden erst in ju¨ngerer Zeit deutlich.
So funktionieren Feuchtgebiete beispielsweise als
”
Nieren der Landschaft“ (vgl. Mitsch und
Gosselink 2000b: 3), weil sie vor allem stromabwa¨rts Empfa¨nger von Wasser und Abfallstoﬀen
aus natu¨rlichen und menschlichen Quellen sind und als Senken fu¨r verschiedene Stoﬀe dienen.
Sie stabilisieren aber auch den Landschaftswasserhaushalt und mildern so Trockenheiten und
Fluten.
Die Bedeutung der vielfa¨ltigen Eigenschaften bzw. Dienstleistungen von Feuchtgebieten fu¨r
den Menschen scheint heute auch einer breiteren O¨ﬀentlichkeit bekannt. Dennoch ist eine nur
zo¨gerliche Umkehrung der bisherigen destruktiven Entwicklung durch großra¨umige Renaturie-
rungen dieser O¨kosysteme an ihren urspru¨nglichen Standorten zu beobachten. Dies zeigt, dass
die Wahrnehmung und Beru¨cksichtigung der Gesamtheit der sehr verschiedenen Aspekte dieser
O¨kosysteme und deren besonderer Eigenschaften fu¨r sozial optimale Entscheidungen in die-
sem Bereich unbedingt notwendig ist. Die vorliegende Arbeit na¨hert sich daher den Tatsachen
”
Zersto¨rung wertvoller Ressourcen“ und
”
zo¨gerliche Wiederherstellung“ von sehr verschiede-
nen Seiten, um einen großen Teil dieses Problemrahmens sowie wesentliche Wechselwirkungen
darin zu beschreiben. Das Wissen um diese Zusammenha¨nge bildet die Grundlage fu¨r fundier-
te und wirksame Vera¨nderungen im o¨konomischen und rechtlichen Rahmen von Fla¨chennut-
zungsentscheidungen in Flussgebieten, die fu¨r den Erhalt und die notwendige Erweiterung von
Feuchtgebieten dringend erforderlich sind.
Wie Teil I. der vorliegenden Arbeit deutlich macht, existieren sehr verschiedene Typen
von Feuchtgebieten, die nicht alle die gleichen Eigenschaften aufweisen bzw. Dienstleistungen
bereitstellen. Im Fokus dieser Arbeit stehen vor allem Feuchtgebiete, die mit Flu¨ssen in enger
Beziehung stehen. Das sind Auen bzw. ganz allgemein U¨berschwemmungsﬂa¨chen, die ange-
sichts aktueller Umweltprobleme, wie der in den letzten Jahren erho¨hten Wahrscheinlichkeit
von Hochwasserereignissen mit schweren Scha¨den (vgl. Frerichs et al. 2003: 1) oder der Eu-
trophierung von Nord- und Ostsee (vgl. z.B. EEA 2001), von besonderem Interesse sind. Diese
Umweltprobleme werden in Teil II. dargestellt und die Bedeutung von Feuchtgebieten fu¨r
ihre Lo¨sung aufgezeigt.
U¨berschwemmungsﬂa¨chen nehmen zum einen als Ru¨ckhaltera¨ume in Zeiten hoher Was-
sersta¨nde Wasser aus dem Fluss auf und tragen so zur Entscha¨rfung der Hochwassergefahr
ﬂussabwa¨rts bei. Zum anderen sind Feuchtgebiete in Flussebenen besonders produktiv, was sie
zu hervorragenden Senken fu¨r Na¨hrstoﬀe macht. Diese stammen heute vor allem aus diﬀusen
Quellen, insbesondere aus der Landwirtschaft, und fu¨hren zur Gefa¨hrdung verschiedener tieri-
scher und pﬂanzlicher Organismen in und mit enger Beziehung zum Wasser3. Teil II. macht
in diesem Zusammenhang auf die Besonderheit vieler Dienstleistungen von Feuchtgebieten in
3Beispielhafter Extremfall: akutes Fischsterben aufgrund Sauerstoﬀmangels; la¨ngerfristige Auswirkungen: das
lokale und damit z.T. auch globale Aussterben von Arten durch die dauerhafte Na¨hrstoﬀu¨berﬂutung ihrer
natu¨rlichen Lebensra¨ume, was diese unbewohnbar macht bzw. die Fortpﬂanzung behindert.
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ihrer Eigenschaft als o¨ﬀentliche Gu¨ter aufmerksam. Da die Dienstleistungen aufgrund dieser
Eigenschaft meist nicht angemessen honoriert werden, besteht ein Anreiz, die Fla¨chennutzung
unter Zersto¨rung des Feuchtgebiets zu vera¨ndern, um private Gu¨ter zu produzieren, fu¨r die
Ma¨rkte existieren.
Eine weitere Ursache fu¨r die noch immer geringe Fla¨che von Feuchtgebieten bzw. U¨ber-
schwemmungsra¨umen in Deutschland kann im rechtlichen Rahmen von Fla¨chennutzungen
bzw. dessen Einﬂuss auf die Kosten von U¨berschwemmungsﬂa¨chen und somit auf die Ent-
scheidungen der betroﬀenen Akteure gesehen werden4. Teil III. betrachtet die Problematik
von Erhaltung und Ru¨ckgewinnung von U¨berschwemmungsﬂa¨chen. Hier werden als wichtiges
Problemfeld die Fla¨chennutzungskonﬂikte in Flussgebieten in Verbindung mit dem komple-
xen institutionellen Rahmen deutscher Bodenma¨rkte beleuchtet. In diesem Gefu¨ge la¨sst sich
die aktuelle Situation in Flussgebieten als lokales Ergebnis fehlgehender o¨konomischer Anreize
verschiedener Gesetze und fo¨deraler Strukturen darstellen.
Schließlich wird in Teil IV. – zur Scha¨rfung der Argumentation – ein extremes Beispiel
fu¨r die Ru¨ckgewinnung von Feuchtgebieten – der Abbruch einer Siedlung – herausgegriﬀen.
Anhand eines konstruierten Beispiels sowie tatsa¨chlicher Umsiedlungen erfolgt die Berechnung
der volkswirtschaftlichen Kosten eines solchen Projektes. Ausgehend von den Annahmen, dass
1. die volkswirtschaftlichen Kosten derartiger Projekte allgemein zu hoch im Vergleich zu
den generierten Nutzen eingescha¨tzt werden, und
2. verschiedene Kostenkomponenten eines solchen Vorhabens nicht die wahren volkswirt-
schaftlichen Kosten widerspiegeln, sondern vielmehr durch verschiedene Einﬂu¨sse verzerrt
werden, was ebenfalls zur U¨berscha¨tzung der volkswirtschaftlichen Kosten von Renatu-
rierungsprojekten fu¨hrt,
werden in der vorliegenden Arbeit den schon oft und vielfa¨ltig bewerteten Nutzen dieser O¨kosy-
steme5 die volkswirtschaftlichen Kosten ihrer Ru¨ckgewinnung gegenu¨bergestellt. Die Berech-
nungen zeigen, dass es allein unter Beru¨cksichtigung der zum Schutz der Siedlung notwendi-
gen Erhaltungs- und Erneuerungskosten eines Hochwasserschutzdeiches von einem bestimmten
Zeitpunkt an empfehlenswert sein kann, eine Siedlung nicht weiter aufrecht zu erhalten.
Das aktuelle Hochwasser vom April 2006 an der Elbe, aber auch die Entwicklung der Na¨hr-
stoﬀbelastung in Nord- und Ostsee verdeutlichen die Relevanz der vorliegenden Untersuchung.
Trotz der verheerenden Hochwasser aus den vergangenen Jahren, insbesondere aus dem Som-
mer 2002, sind bisher keine durchgreifenden Vera¨nderungen hin zu einem vorsorgenden und
4Deutsche Forschungsgemeinschaft (2003: 31):
”
Vor allem beim U¨bergang von der traditionellen zur inte-
grativen Wasserbewirtschaftung zeigt sich, dass ha¨uﬁg nicht naturwissenschaftliche oder technologische,
sondern institutionelle Zwa¨nge – Gesetze, Verordnungen und Statuten – eine nachhaltige Bewirtschaftung
der Wasserressourcen verhindern.“
5Eine Zusammenfassung repra¨sentativer Studien zu diesem Thema ﬁndet sich in Abschnitt 8.3.
12
1 Einfu¨hrung
integrativen Hochwasserschutz erreicht worden. Mit großem ﬁnanziellem Aufwand wurden im
Jahr 2002 und in den folgenden Jahren Scha¨den an Geba¨uden, Straßen und Deichen behoben,
doch ein Umdenken im Hochwasserschutz fand nicht statt. Noch immer setzen die Bun-
desla¨nder vor allem und fast ausschließlich auf technischen Hochwasserschutz und erho¨hen
v.a. die Deiche. Die Auen bleiben eingeengt. Wie die Deutsche Umwelthilfe in einer Presseer-
kla¨rung vom 3. April 2006 feststellt, werden Projekte, die eine Aufweitung der Flussaue zum
Ziel haben, von den v.a. fu¨r Deichbau zusta¨ndigen Beho¨rden nur zo¨gerlich umgesetzt. Zudem
ist es symptomatisch, dass die beiden derzeit einzigen Pilotvorhaben an der Elbe, die einen
nachhaltigen Weg aufzeigen, unter der Tra¨gerschaft von Naturschutzverba¨nden stehen.
Weniger Beachtung ﬁndet derzeit die Gewa¨ssergu¨te von Nord- und Ostsee. Doch auch hier
zeigt sich, dass trotz der teilweise erheblich verringerten Na¨hrstoﬀeintra¨ge (v.a. von Phospha-
ten) hinsichtlich ihrer o¨kologischen Auswirkungen keine Entwarnung gegeben werden kann.
Seit 1975 wird beispielsweise die zeitliche Entwicklung des anorganisch gelo¨sten Stickstoﬀs in
den inneren Ku¨stengewa¨ssern Mecklenburg-Vorpommerns u¨berwacht. Ein signiﬁkanter Trend
zur Abnahme der Stickstoﬀ-Konzentrationen ist in diesem Bereich jedoch nicht erkennbar, wie
der Gewa¨ssergu¨tebericht Mecklenburg-Vorpommern des LUNG MV (2004) deutlich macht.
Die a¨ußeren Ku¨stengewa¨sser Mecklenburg-Vorpommerns zeigen ebenfalls keinen einheitlichen
Verlauf hinsichtlich der zeitlichen Entwicklung des anorganisch gelo¨sten Stickstoﬀs. Auch in
der Nordsee ist nach Essink et al. (2005: 151) kein klarer Trend zum Ru¨ckgang der Na¨hr-
stoﬀbelastung durch Stickstoﬀ festzustellen, die aktuellen Werte liegen noch weit oberhalb
des als unproblematisch anzusehenden Bereichs (vgl. Essink et al. 2005: 152). Gleichzeitig
nimmt in klarem Zusammenhang mit Na¨hrstoﬃmmissionen die Bedeckung des Wattenmeers
durch Gru¨nalgen zu, die vor allem die Wattbodenfauna und Seegraswiesen beeintra¨chtigen.
Immer wieder entstehen in Nord- und Ostsee Zonen mit mangelhafter Sauerstoﬀversorgung,
was ha¨uﬁg als sekunda¨rer Eﬀekt von Eutrophierung interpretiert wird und weniger robuste
Meeresbodenbewohner sowie Fischlaich stark beeintra¨chtigen kann. Die Bemu¨hungen um eine
Reduktion der Na¨hrstoﬀbelastungen mu¨ssen daher in allen Bereichen – auch außerhalb der
Landwirtschaft – fortgesetzt und vor allem im Hinblick auf Stickstoﬀ versta¨rkt werden (vgl.
SRU 2004: 1f., 12–15).
Vor diesem Hintergrund sollten die multifunktionalen Feuchto¨kosysteme, dies will die vor-
liegende Arbeit verdeutlichen, bei der Wahl von Instrumenten zur Lo¨sung der genannten Um-





2 Was sind Feuchtgebiete?
Eine Deﬁnition von Feuchtgebieten, der alle Anwender zustimmen ko¨nnten, wurde nach Mitsch
und Gosselink (2000b: 25) bisher noch nicht gefunden. Eine sinnvolle Deﬁnition ist stets von
den Zielen und Interessenfeldern des jeweiligen Nutzers abha¨ngig. Bei genauerer Betrachtung
von Feuchtgebieten wird deutlich, dass zum einen aufgrund der o¨kologischen Besonderheit
dieser O¨kosysteme im Kontinuum zwischen aquatischen und terrestrischen O¨kosystemen eine
genaue und gleichzeitig allgemein gu¨ltige Deﬁnition von Feuchtgebieten nicht gegebenen wer-
den kann. Zum anderen erschwert der im Folgenden beschriebene U¨bergangscharakter dieser
O¨kosysteme, die je nach Lage und Umfang jeweils andere Funktionen in der Landschaft und fu¨r
den Menschen erfu¨llen ko¨nnen1, eine Abgrenzung zu anderen O¨kosystemtypen und damit eine
genaue Speziﬁzierung. Jedes Feuchtgebiet ist aus o¨kologischer Sicht einzigartig (vgl. Mitsch
und Gosselink 2000b: 26ﬀ.).
Fu¨r o¨kologische Studien und Untersuchungen empfehlen Mitsch und Gosselink (2000b: 29)
folgende Deﬁnition des U.S. Fish and Wildlife Service von 1979 (vorgestellt in dem
Report Classiﬁcation of Wetlands and Deepwater Habitats of the United States [Cowardin et
al., 1979]):
”
Wetlands are lands transitional between terrestrial and aquatic systems where the water
table is usually at or near the surface or the land is covered by shallow water .... Wetlands
must have one or more of the following three attributes:
1. at least periodically, the land supports predominantly hydrophytes;
2. the substrate is predominantly undrained soil; and
3. the substrate is nonsoil and is saturated with water or covered by shallow water at some
time during the growing season of each year.“
Wie diese Deﬁnition enthalten fast alle Deﬁnitionen von Feuchtgebieten folgende drei Kom-
ponenten:
• Feuchtgebiet sind durch die Anwesenheit von Wasser entweder an der Gela¨ndeoberﬂa¨che
oder in der Wurzelzone gekennzeichnet.
1z.B. Holzlieferant, CO2-Senke, Lebensraum, Erholungsraum
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• Feuchtgebiete weisen oft spezielle Bodeneigenschaften auf, die sich von denen der um-
gebenden Fla¨chen unterscheiden.
• Diese O¨kosysteme sind von einer Vegetation gepra¨gt, die an feuchte und nasse Standorte
angepasst ist. U¨berﬂutungsintolerante Pﬂanzenarten treten nicht auf.
Wichtige Beispiele fu¨r Feuchtgebiete sind: Flussauen bzw. U¨berschwemmungsebenen von
Flu¨ssen und Bruchwa¨lder, Flussmu¨ndungen sowie Watt- und Marschﬂa¨chen, Moore (Hoch-
und Niedermoore), Feuchtwiesen und Feuchtweiden.
Ebenfalls aufgrund des U¨bergangscharakters dieser O¨kosysteme ist auch ihre Klassiﬁkation
nicht unproblematisch, es existiert eine Vielzahl an Klassiﬁkationen, die sich je nach Ordnungs-
eigenschaft und Fokus zum Teil sehr stark unterscheiden (vgl. Mitsch und Gosselink 2000b:
725ﬀ.). Die folgenden Ausfu¨hrungen in diesem Teil I der Arbeit orientieren sich an der ein-
fachen Einteilung von Feuchtgebieten von Mitsch und Gosselink (2000b: 72)2 und stu¨tzen
sich v.a. auf Williams (1990), Luick (2001), LfU Baden-Wu¨rttemberg (1995), Kapfer (1995),
Leiner und Menke (1998), Wilmanns (1998) sowie Walter und Breckle (1999).
2Zu echten Klassiﬁkationen siehe Mitsch und Gosselink (2000b: 737–758)
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Man kann Feuchto¨kosysteme aufgrund verschiedener Eigenschaften ordnen, z.B. in Abha¨n-
gigkeit von ihrer Lage in ho¨heren oder niederen Breiten bzw. entsprechend der jeweiligen
Klimazone ihres Vorkommens, wie Tabelle 3.1 zeigt. Die folgenden Ausfu¨hrungen orientieren
sich aufgrund der großen Bedeutung des Wassers fu¨r diese O¨kosysteme an einer Ordnung nach
hydrologischen Charakteristika.
3.1 Typen von Feuchtgebieten und wichtige
Eigenschaften
Anhand der hydrologischen Bedingungen kann man Feuchtgebiete zuna¨chst nach dem Einﬂuss
von Salz- bzw. Su¨ßwasser in Ku¨sten- und Inland-Feuchtgebiete unterteilen.
Zu den Inland-Feuchtgebiete za¨hlen u.a. Schilfsu¨mpfe und Auen. Ku¨stenfeuchtgebie-
te ko¨nnen in Salzmarschen, Mangroven und tidebeeinﬂusste Su¨mpfe, Riede und Ro¨hrichte
unterschieden werden.
Ein Teil der Salzmarschen1 za¨hlt zu den produktivsten O¨kosystemen der Erde (Prima¨rpro-
duktion2 bis zu 8000 g organische Substanzm−2 a−1 in der su¨dlichen Ku¨stenebene von Nord
Amerika3)4. In diesen Systemen stellt das Salz den gro¨ßten Stressor und Selektionsfaktor dar.
1Zur Begriﬄichkeit fu¨r Deutschland vgl. z.B. Ellenberg (1996: 69f., 511ﬀ.) sowie Pott (1995: 13–29)
2Die Prima¨rproduktion entspricht der Nettoproduktion von O¨kosystemen. Die ja¨hrlich bei der Photosynthe-
se der Pﬂanzen insgesamt erzeugte organische Substanz wird als Bruttoproduktion (BPP) bezeichnet,
die nach Abzug der von den Pﬂanzen veratmeten Menge (Energieverbrauch bei verschiedenen pﬂanz-
lichen Lebensprozessen) verbleibende Substanz als Nettoproduktion (NPP) (ca. 120 · 109t Biomasse
bzw. organische Substanz weltweit); die von den tierischen Organismen auf Grundlage der pﬂanzlichen
Prima¨rproduktion gebildete organische Substanz nennt man Sekunda¨rproduktion (vgl. Walter und Breckle
1999).
3Mitsch und Gosselink (2000b: 290)
4Zum Vergleich: Beim Anbau von Getreide in konventioneller Landwirtschaft (mit Du¨ngen, Beikrautbeka¨mp-
fungsmitteln etc.) in Deutschland werden 1400 g organische Trockenmasse m−2 a−1 erzeugt: durchschnitt-
lich 71 dt/ha (710 gm−2) Getreide in Deutschland im Jahr 2001 (BMVEL 2003). Nach Diepenbrock et al.
(1999: 134) kann heute der Kornertrag a¨hnlich hoch ausfallen wie der Strohertrag, der Ernte-Index liegt
zwischen 0,42 und 0,53. Daraus kann man schließen, dass etwa 1400 g Trockenmasse je m2 anfallen, woraus
sich ergibt, dass circa 1100 g organische Substanz je m−2 (∼ 82% der TM) erzeugt werden.
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Su¨mpfe, Riede und Ro¨hrichte X X X
Feucht- oder Bruchwa¨lder X X X
Salzwasser-Feuchtgebiete
Salzmarschen X X
Mangroven X X X
Tabelle 3.1: Verbreitung verschiedener Typen von Feuchtgebieten in Abha¨ngigkeit von Kli-
mazone und Wasserart, stark vera¨ndert nach Mitsch und Gosselink (2000b: 179)
Die z.T. hohe Produktivita¨t ergibt sich aus mit dem Flusswasser eingetragenen Na¨hrstoﬀen
und organischer Substanz sowie den alternierenden aeroben und anaeroben Bedingungen5.
Salzmarschen sind sowohl Quellen als auch Senken von Na¨hrstoﬀen – Nitriﬁzierungs- und
Denitriﬁzierungsprozesse ko¨nnen z. T. in sehr starken Maße ablaufen. Sie stellen Lebensraum
und eine bedeutende Nahrungsquelle sowohl fu¨r ansa¨ssige Arten als auch fu¨r Organismen in
angrenzenden Flussmu¨ndungen und fu¨r Zugvo¨gel dar.
Tidebeeinﬂusste Su¨mpfe, Riede und Ro¨hrichte 6 ﬁndet man ﬂussaufwa¨rts von Fluss-
5Aerob: Anwesenheit von Sauerstoﬀ; anaerob: Abwesenheit von Sauerstoﬀ bzw. Sauerstoﬀmangel; Bei U¨ber-
ﬂutung ist der Boden mit Wasser gesa¨ttigt und es herrscht Sauerstoﬀmangel, beim Trockenfallen kann
Luft in die Bodenporen eintreten und es herrschen dann aerobe Bedingungen.
6Su¨mpfe entwickeln sich auf auf mineralischen bis anmoorigen Nassbo¨den, die durch Oberﬂa¨chen-, Quell-
oder hoch anstehendes Grundwasser gepra¨gt sind und keine Torfbildung aufweisen. Das Fehlen der Torf-
bildung ist bedingt durch zeitweiliges Austrocknen dieser Standorte oder den ho¨heren Sauerstoﬀgehalt des
Wassers.
Riede sind von Groß- oder Kleinseggen beherrschte Pﬂanzenbesta¨nde auf torﬁgen oder anmoorigen
Nassbo¨den.
Vegetationsbesta¨nde, die am oder im Wasser stehen, werden Ro¨hrichte genannt. Ihre typischen Standorte
sind die Verlandungsbereiche stehender Gewa¨sser. Ro¨hrichte gibt es außerdem in sumpﬁgen Senken abseits
von Gewa¨ssern und als Ufervegetation entlang von Ba¨chen und Flu¨ssen. Unter einem Ro¨hricht wird um-
gangssprachlich meist ein Pﬂanzenbestand verstanden, der vom Schilf (Phragmites australis) gebildet wird.
Aber auch andere Pﬂanzenarten wie z.B. Rohr-Glanzgras (Phalaris arundinacea), Rohrkolben-Arten (Ty-
pha spec.), Teichbinsen (Schoenoplectus spec.) oder Wasser-Schwaden (Glyceria maxima) bilden Ro¨hrichte
(vgl. Luick 2001).
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mu¨ndungen und Salzmarschen. Sie sind noch vom Tidehub beeinﬂusst, doch das Wasser in
diesen Systemen ist u¨berwiegend Su¨ßwasser. Diese Feuchtgebiete empfangen betra¨chtliche
Menge an Na¨hrstoﬀen und Wasser aus oberhalb liegenden Wasserressourcen aber auch durch
Abﬂuss aus umliegenden Fla¨chen und Niederschla¨ge. Durch die hohen Na¨hrstoﬀeintra¨ge in
Verbindung mit dem verminderten Salinita¨tsstress zeigen tidebeeinﬂusste Su¨mpfe, Riede und
Ro¨hrichte gegenu¨ber den Salzmarschen eine ho¨here Biodiversita¨t. Ziehende Vo¨gel nutzen vor
allem diese Feuchtgebiete als Rastplatz.
Wichtig zu beachten ist, dass diese O¨kosysteme in reifem Zustand7 weitgehend geschlos-
sene Na¨hrstoﬀ-Kreisla¨ufe aufweisen und große Mengen an Torf8 akkumulieren ko¨nnen, somit
wa¨hrend der Vegetationsperiode meist als Senken fu¨r Stickstoﬀ und Phosphor funktionieren
(in Herbst und Winter ko¨nnen allerdings Na¨hrstoﬀe in Form von Detritus9 exportiert werden –
etwa die Ha¨lfte der produzierten organischen Substanz wird in Form von Detritus stromabwa¨rts
transportiert und bildet in Flussmu¨ndungen und in Ozeanen die Grundlage fu¨r dortige Nah-
rungsnetze). Des Weiteren senken sie die Fließgeschwindigkeit des Wassers und ermo¨glichen
so das Absetzen von Sedimenten und sedimentgebundenen Schadstoﬀen, sie ko¨nnen ausglei-
chend auf den Landschaftswasserhaushalt wirken und das Grundwasser vor Salzwasserzuﬂuss
schu¨tzen.
Weltweit existieren zirka 240 000 km2 Mangroven. Sie treten an die Stelle der Salzmarschen
in subtropischen und tropischen Regionen und sind in der a¨quatorialen Klimazone am besten
ausgepra¨gt. Auch sie weisen eine hohe Prima¨rproduktion auf und sind wichtige Exporteure
organischen Materials in angrenzende Flussmu¨ndungen. Mit durchschnittlich mehr als 200 g
Kohlenstoﬀ je Quadratmeter und Jahr exportieren sie mehr als doppelt so viel organisches
Material wie Salzmarschen. Mangroven stellen Habitat10 und Nahrungsquelle insbesondere
auch fu¨r Fische dar und sind daher regional fu¨r die Fischerei bedeutsam.
Inland-Feuchtgebiete ko¨nnen ebenfalls nach hydrologischen Eigenschaften gegliedert wer-
den je nachdem, ob sie vor allem durch Niederschlagswasser, Oberﬂa¨chen- oder Grundwasser
gespeist werden.
7O¨kosysteme entwickeln sich. Die gerichtete Abfolge verschiedener Organismengesellschaften an ein und
demselben Wuchsort bezeichnet man als Sukzession. Zuerst auftretende Gesellschaften werden als Pio-
niergesellschaften bezeichnet; ist der Standort durch sie
”
aufbereitet“, so wandeln sie sich allma¨hlich zu
Folgegesellschaften, deren letzte die Schlussgesellschaft ist. Dabei spielt eine Fu¨lle von Faktoren, die im
Einzelfall unterschiedlich zu gewichten sind, eine Rolle, so dass man Sukzession nicht mit einem einzigen
Modell beschreiben kann (vgl. Wilmanns 1998). Reif soll hier bedeuten, dass sich die Schlussgesellschaft
vollsta¨ndig entwickelt hat.
8Torf wird nach DIN 11 540 (April 1989) als meist holoza¨nes (nacheiszeitliches) organogenes Gestein (Biolith)
mit einem Masseanteil von mind. 30 Gewichts-% organischer Substanz in der Trockenmasse bezeichnet.
Die organische Komponente besteht aus pﬂanzlichen Resten und kolloidalen Humusstoﬀen in wechselnden
Anteilen.
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Zu den von Niederschlagswasser gespeisten Feuchtgebieten za¨hlen die Regen- oder Hoch-
moore, die keinen signiﬁkanten Zu- oder Abﬂuss von gewo¨hnlich mineralangereichertem Ober-
ﬂa¨chen- oder Grundwasser aufweisen. Der pH-Wert in diesen Feuchtgebieten ist sehr niedrig
wie auch die Konzentration von Na¨hrstoﬀen. Die Vegetation ist acidophil11 und besteht vor
allem aus Moosen mit einer geringen Prima¨rproduktion, niedrigen Zersetzungsraten und an
die besonderen Bedingungen angepassten Na¨hrstoﬀkreisla¨ufen. Regenmoore sind, da sie Torf
akkumulieren, langfristig betrachtet Senken fu¨r Na¨hrstoﬀe und atmospha¨rischen Kohlenstoﬀ.
So genannte Niedermoore werden durch Grundwasser gespeist, akkumulieren Torf und sind
ebenfalls Na¨hrstoﬀsenken, doch stellen sie im Gegensatz zu Regenmooren oﬀene Systeme mit
Wasser-Zuﬂu¨ssen aus umliegenden Mineralbo¨den dar. Sie sind oft mit Su¨ß- und Sauergra¨sern
bedeckt, weisen eine etwas ho¨here Prima¨rproduktion als Regenmoore auf und zeigen eine
hohe Artenvielfalt bei geringen Populationssta¨rken. Daneben stabilisieren Niedermoore den
Wasserhaushalt der umliegenden Landschaft.
Mit Succow und Joosten (2001) kann man den Begriﬀ Moor fu¨r Landschaften verwenden,
in denen Torf gebildet wird oder oberﬂa¨chlich ansteht. Die positive Stoﬀbilanz, die dabei zur
Torfakkumulation fu¨hrt, kann sowohl in der Produktions- als auch in der Abbauphase be-
gru¨ndet sein. Torf kann sich also akkumulieren, wenn die Produktion organischen Materials
wie z.B. durch hohe atmospha¨rische CO2-Konzentrationen im Tertia¨r stimuliert wird. In der
Regel tritt Torfakkumulation aber infolge gebremsten Abbaus der organischen Substanz auf.
Dies kann zum einen an der schweren Abbaubarkeit des Materials liegen, oder aber an exoge-
nen Faktoren, die den Abbau bremsen und somit eine Akkumulation von Torf ermo¨glichen. Im
wesentlichen za¨hlen hierzu die
”
Abwesenheit“ von abbauenden Organismen, die
”
Abwesenheit“
von Oxidatoren und das Vorherrschen niedriger Temperaturen, wodurch die Geschwindigkeit
der meisten physikalischen (Diﬀusion), chemischen (Oxidation) und biologischen Prozesse ver-
ringert wird. Bei allen torfbildenden Faktoren spielt der Wasseru¨berschuss des Standorts eine
zentrale Rolle. Moore sind in fast allen La¨ndern der Erde zu ﬁnden. Als Ru¨ckzugsra¨ume fu¨r
Tierarten, deren Lebensra¨ume durch Menschen immer sta¨rker in Anspruch genommen werden,
gewinnen sie heute immer mehr an Bedeutung.
Unbewaldete, vor allem von Oberﬂa¨chenwasser gespeiste Su¨mpfe, Riede und Ro¨hrichte
(nach: Pfeiﬀer 1998: Flussmarschen) weisen eine hohe Biodiversita¨t auf. Sie stellen eine sehr
heterogene Gruppe von Feuchtgebieten dar. Die Vegetation wird durch Su¨ßgra¨ser (Poaceae)
z.B. Rohrkolben und Schilf und Sauergra¨ser (Cyperaceae) charakterisiert. Weltweit existieren
zur Zeit etwa 89 – 101Mio. ha (weniger als 20% der weltweiten Feuchtgebietsﬂa¨chen).
Aufgrund hoher pH-Werte des Substrats, im Boden gut verfu¨gbarem Calcium und mittleren
bis hohen Na¨hrstoﬀeintra¨gen herrschen gu¨nstige Bedingungen – Su¨mpfe, Riede und Ro¨hrichte
zeigen eine hohe Prima¨rproduktion und eine hohe Aktivita¨t der Bodenmikroorganismen, dem-
zufolge hohe Zersetzungsraten und rasches Recycling von Na¨hrstoﬀen, aber auch Stickstoﬀ-
11an niedrige pH-Werte des Wuchsortes angepasst
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ﬁxierung. Torf kann akkumuliert werden, es u¨berwiegen aber Mineralbo¨den. Dennoch ko¨nnen
diese O¨kosysteme z.T. als Na¨hrstoﬀsenken angesehen werden.
Su¨mpfe, Riede und Ro¨hrichte ko¨nnen das Grundwasser speisen und sind ein wichtiger Le-
bensraum fu¨r Tiere und Pﬂanzen.
Bewaldete Feuchtgebiete, die von Oberﬂa¨chenwasser beeinﬂusst werden, werden als Bruch-
und Sumpfwa¨lder bezeichnet. Wenn dichte, tonige Bo¨den, die zu Stauna¨sse neigen, mit
hohen Niederschla¨gen bei gleichzeitig geringer Verdunstung zusammentreﬀen, sind das die
besten Standortvoraussetzungen fu¨r die Entwicklung von Su¨mpfen und Niedermooren. Meist ist
dies in abﬂusstra¨gen Mulden und Senken der Fall. Bruch- und Sumpfwa¨lder gedeihen auf diesen
Bo¨den, in denen das Grundwasser nahe der Oberﬂa¨che steht und gar nicht oder im Vergleich
zu den naturnahen Auwa¨ldern nur sehr wenig schwankt. Sie ko¨nnen als Na¨hrstoﬀsenken vor
allem fu¨r Phosphor dienen und werden zum Teil gezielt fu¨r die Abwasserreinigung genutzt.
Bruch- und Sumpfwa¨lder sind natu¨rliche Wasser-Ru¨ckhaltera¨ume, sie vertragen zeitweise
U¨berﬂutungen. Die Speicherfunktion verzo¨gert den Wasserabﬂuss und tra¨gt somit dazu bei,
Abﬂussspitzen und große Hochwasser in den Fließgewa¨ssern zu vermindern. Im Gegensatz zu
Landschaftsteilen, in denen das Niederschlagswasser sehr schnell abﬂießt, wie in Siedlungen
und landwirtschaftlichen Nutzﬂa¨chen, wird in Bruch- und Sumpfgebieten das Wasser gebremst
und ins Grundwasser eingespeist. Intakte Bruch- und Sumpfwa¨lder dienen daher der Trinkwas-
serneubildung und dem Wasserschutz.
Der Boden und die Bodenfeuchte von Auen sind durch den angrenzenden Fluss beein-
ﬂusst. Diese O¨kosysteme weisen natu¨rlicherweise eine lineare Form12 auf und sind Orte großer
Material- und Energieumsa¨tze. Bei U¨berﬂutungen werden Na¨hrstoﬀe und Sedimente in das
System eingetragen. Auen dienen als Na¨hrstoﬀsenken fu¨r laterale Abﬂu¨sse von stromaufwa¨rts
gelegenen Fla¨chen, haben aber aufgrund ihrer oﬀenen Na¨hrstoﬀkreisla¨ufe auch eine große Be-
deutung als Orte der Umwandlung anorganischer Na¨hrstoﬀformen in organisches Material in
den großen Na¨hrstoﬀﬂu¨ssen in Flusso¨kosystemen und somit auch als Quelle von Na¨hrstoﬀen.
Da Auen Landschaften sind, in denen einstro¨mendes Wasser behindert vor allem durch die
Auenvegetation nur langsam wieder abﬂießen kann, verzo¨gern sie den Wasserabﬂuss und tragen
somit dazu bei, Abﬂussspitzen und große Hochwasser in den Fließgewa¨ssern zu vermindern.
Durch das Absenken der Fließgeschwindigkeit ko¨nnen sich Sedimente und daran gebundene
Schadstoﬀe absetzen. Wie auch tidebeeinﬂusste Su¨mpfe, Riede und Ro¨hrichte ko¨nnen sie
bis zu 50% der Stickstoﬀfracht im Oberﬂa¨chenwasser und 10 bis 15% der Phosphoreintra¨ge
festlegen.
Sie weisen eine hohe Produktivita¨t (mehr als 1000 g je Quadratmeter und Jahr) und Biodi-
12D.h. diese O¨kosysteme besitzen gegenu¨ber ihrer Breite eine sehr große La¨nge. Sie bilden sich nur in Flussna¨he
aus. Flu¨sse ko¨nnen als lineare Landschaftselemente beschrieben werden, so dass auch damit verbundene
O¨kosysteme eine solche Form aufweisen bzw. durch eine solche Beschreibung angena¨hert werden ko¨nnen.
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Abbildung 3.1: Darstellung einiger der potenziellen Dienstleistungen von Auen; oben: wa¨hrend
der U¨berﬂutung; unten: nach dem Trockenfallen, aus: Mitsch und Gosselink
(2000b: 585)
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versita¨t auf, dienen als wichtiges Habitat und Nahrungsquelle. Wichtige Funktionen dieser
O¨kosysteme in Abha¨ngigkeit vom Wasserstand sind auch in Abbildung 3.1 zu erkennen.
3.2 Methanproduktion in Feuchtgebieten
Um deutlich zu machen, das Feuchtgebiete aus anthropogener Sicht nicht nur positive Dienst-
leistungen produzieren, soll im folgenden kurz auf die Methanemissionen von Feuchtgebieten
eingegangen werden (siehe auch: Succow und Joosten 2001: 28–38ﬀ.).
Die biogene Methanogenese13 ist ein wesentlicher Prozess im Kohlenstoﬀkreislauf der Erde
– sie ist der abschließende Schritt des Kohlenstoﬀﬂusses in vielen anaeroben Habitaten wie
z.B. Marschen, Su¨mpfen, Mooren, u¨berﬂuteten Bo¨den oder Bo¨den mit la¨ngeren Nassphasen
(Pfeiﬀer 1998). Methanogene14 ﬁnden sich aber auch in geothermalen Quellen und im (ga-
strointestinalen) Verdauungstrakt von Menschen und Tieren – Methan (CH4) wird in nicht zu
vernachla¨ssigenden Mengen im Verdauungstrakt von Wiederka¨uern und bei der Holzzersetzung
durch Termiten freigesetzt. An anthropogenen Standorten wie Mu¨lldeponien, Schlickdeponien
und Kla¨ranlagen fu¨hrt der mikrobielle Kohlenstoﬀ-Umsatz ebenfalls zu einer starken Methan-
produktion.
Unter anderem herrschen fu¨r die Methanogenese im Boden gu¨nstige Bedingungen, wenn
Sauerstoﬀ fehlt oder nicht nachgeliefert wird, Nitrat, Eisen und Sulfat in der Bodenlo¨sung
vollsta¨ndig reduziert sind, die pH-Werte im Neutralbereich liegen und ausreichend organi-
sches Material vorhanden ist. In Feuchtgebieten sind all diese Bedingungen mehr oder weniger
vollsta¨ndig gegeben, was diese O¨kosysteme zu den gro¨ßten natu¨rlichen Methanquellen macht
(siehe Tabelle 3.2).
Wie fu¨r CO2 existieren auch fu¨r Methan Senken – sie unterscheiden sich allerdings in Dyna-
mik und Qualita¨t sehr stark von CO2-Senken. Ein Großteil des atmospha¨rischen Methans wird
durch die Reaktion mit tropospha¨rischen und stratospha¨rischen Hydroxyl-Radikalen (OH ·)
abgebaut. Daneben sind auch die Reaktion mit Chlor- und Sauerstoﬀ-Radikalen sowie die
Oxidation des Methans in durchlu¨fteten Bodenhorizonten als Methan-Senken von Bedeutung.
Je nach a¨ußeren Bedingungen wird Methan in geringen bis sehr großen Mengen von Feucht-
gebieten emittiert. Bei Scha¨tzungen zur Methanproduktion von Feuchtgebieten zeigen Su¨ßwas-
ser-Feuchtgebiete (Marschen und Su¨mpfe) die ho¨chsten Werte: durchschnittlich 500mg Koh-
lenstoﬀ je Quadratmeter und Tag (Mitsch und Gosselink 2000b: 179) ko¨nnen von diesen
O¨kosystemen in Form von CH4 emittiert werden.
Bei Betrachtung der Gro¨ßenordnung der verschiedenen Quellen und Senken wird allerdings
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CH4 in Tg pro Jahr
Beobachteter atmospha¨rischer CH4-Anstieg 37 (35–40)
Senken:
Reaktion mit tropospha¨rischem und stratospha¨rischem OH 445 (360–530)
Reaktion mit stratospha¨rischem Cl und O(´D) 40 (31–48)
Oxidation in aeroben Bodenhorizonten 30 (15–45)
Gesamte atmospha¨rische Senken 515 (430–600)









CH4-Hydrate 5 ( –5)
Gesamt 160 (110–210)
Anthropogene Quellen:
Fossile Brennstoﬀe 100 (70–120)
Pansenga¨rung (Rinder) 80 (65–100)
Nassreisanbau 60 (20–150)
Mu¨lldeponien 50 (20–70)
Biomasse-Verbrennung (unvollsta¨ndige Verbrennung) 40 (20–80)
Tierische Abfa¨lle 25 (20–30)
Kla¨ranlagen 20
Gesamt 375 (300–450)
Summe aller identiﬁzierten Quellen 535 (410–660)
Tabelle 3.2: Gescha¨tzte Quellen und Senken des atmospha¨rischen Methans von 1980 bis 1990
nach IPCC 1992 und 1994. Alle Angaben in Tg CH4/Jahr (Tg = 10
12 g = 106 t
= 1 Mio. t), vera¨ndert nach: Pfeiﬀer (1998)
24
3 Eigenschaften und Funktionen
deutlich, dass ca. 70% der derzeitigen Methanemissionen aus anthropogen beeinﬂussten Quel-
len entstammen und die natu¨rlichen Methansenken wesentlich gro¨ßer sind als die natu¨rlichen
Quellen dieses Treibhausgases.
Weiterhin ist zu beru¨cksichtigen, dass durch die anthropogene Beeinﬂussung von Feucht-
gebieten z.B. durch Na¨hrstoﬀeintra¨ge und/oder Entwa¨sserung Vera¨nderungen der Standort-
bedingungen verursacht werden (vgl. Mitsch und Gosselink 2000b: 191f., 203), welche die
Methanproduktion in diesen O¨kosystemen versta¨rken ko¨nnen. So stellte Pfeiﬀer (1998) bei
ihren Untersuchungen an Mooren in Nordwestdeutschland fest, dass die sommerlichen Emissi-
onsraten der Hochmoore (durchschnittlich 89mg CH4 m
−2d−1) den Emissionsraten der Nie-
dermoore (durchschnittlich 98mg CH4 m
−2d−1) sehr nahe kamen. In der aktuellen Literatur
sind allerdings gro¨ßere Unterschiede zwischen minerotrophen15 Niedermooren (3–360mg CH4
m−2d−1) und ombrotrophen16 Hochmooren (6–98mg CH4 m−2d−1) angegeben. So fu¨hrt in
natu¨rlichen nordeuropa¨ischen Hochmooren das stark saure Bodenmilieu, die Na¨hrstoﬀarmut
und die hohen Wassersta¨nde eigentlich zu niedrigen CH4-Umsatzraten.
Die relativ hohen Methanemissionen von 67–120mg CH4 m
−2d−1 der von Pfeiﬀer (1998)
untersuchten Hochmoore lassen sich mit den nutzungsbedingten Vera¨nderungen – Entwa¨sse-
rung und Du¨ngung im Zuge des Torfabbaus – und den damit einhergehenden verbesserten
Bedingungen fu¨r die mikrobiellen Umsetzungen erkla¨ren. Auch nach Wiederverna¨ssungen ehe-
maliger Feuchtgebiete sind die Methanemissionen oft sehr hoch, da dann mehr mineralisierte
organische Substanz – als Folge der Trockenlegung – als Substrat17 fu¨r die Methanogenen zur
Verfu¨gung steht.
Moore stellen die gro¨ßte natu¨rliche Methanquelle in Deutschland dar. Die Gesamtemissionen
von Methan aus Mooren in Deutschland, die allerdings nur grob abscha¨tzbar sind, fallen im
Vergleich zu den weltweiten Methanemissionen aus Mooren und erst recht im Vergleich zu den
Methan-Geamtemissionen sehr gering aus. Die potentiell wirksame Moorﬂa¨che in Deutschland
betra¨gt 14 790Mio.m2 (Nieder- und Hochmoore). Im Sommer kann mit mittleren Emissionen
von ca. 89mg CH4 m
−2d−1 (182 Tage) und im Winter von ca. 31mg CH4 m−2d−1 (183
Tage) gerechnet werden, so dass die Methanemissionen aus Mooren in Deutschland pro Jahr
rund 0,32Tg CH4 und somit 2-6% der weltweiten Emissionen aus Mooren (5–20Tg/Jahr)
betragen. In Niedersachsen sind im Rahmen des Niedersa¨chsischen Moorschutzprogramms Be-
standsaufnahmen und Bewertungen der Hochmoore erfolgt18. Danach gibt es dort von ehemals
2 348 km2 Hochmoorﬂa¨che nur noch 122 km2 natu¨rliche bzw. naturnahe Hochmoore, die als so
genannte wirksame CH4-Emissionsﬂa¨chen derzeit zur Verfu¨gung stehen. Das Moorschutzpro-
gramm will ku¨nftig ca. 840 km2 Hochmoorﬂa¨che u¨ber standortsgerechte Renaturierungs- und




18Leider sind nicht fu¨r alle Bundesla¨nder oder gar auf Bundesebene entsprechende aktuelle Daten verfu¨gbar
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sommerlichen und winterlichen Emissionsraten ergibt eine derzeitige Emission von 2,7Mio. g
CH4 pro Jahr (ca. 0,003Tg p.a.) aus den niedersa¨chsischen Hochmooren. Nach Abschluss
der Renaturierungsprogramme wird sich die freigesetzte Methanmenge aus diesem Feuchtge-
bietstyp auf 18,4Mio. g CH4 pro Jahr (ca. 0,02Tg im Jahr) erho¨hen, was gemessen an den
globalen Methanemissionen noch immer vernachla¨ssigbar gering erscheint (Pfeiﬀer 1998).
26
4 Bedeutung fu¨r den Menschen
Aus dem vorangegangenen Abschnitt ist deutlich geworden, wie vielgestaltig und unterschied-
lich O¨kosysteme sind, die doch alle zu den Feuchtgebieten geza¨hlt werden. Aus dieser Vielfalt
ergibt sich auch eine Vielzahl an Dienstleistungen, die Feuchtgebiete
”
fu¨r Menschen bereit-
stellen“. Fu¨r eine o¨konomische Bewertung, aber auch den Schutz bzw. die Wiederherstellung
verschiedener Funktionen dieser O¨kosysteme ist es erforderlich, diese unterschiedlichen Dienst-
leistungen zu systematisieren.
Mitsch und Gosselink (2000b: 572–591) ordnen die Dienstleistungen von Feuchtgebieten
drei hierarchischen Ebenen zu. Ihre unterste Betrachtungsebene ist die Populationsebene1,
der Dienstleistungen zugeordnet werden, die von Organismengruppen (Fortpﬂanzungsgemein-
schaften) zur Verfu¨gung gestellt werden. Hierzu geho¨ren die Dienste:
• Jagd: Pelztiere, Wasservo¨gel u.a., Fisch
• Holz und andere geerntete Vegetation (Schilf, Rohr, ...)
• Naturschutz (Lebensraum fu¨r bedrohte Arten)
Die na¨chst ho¨here Ordnungsebene ist die O¨kosystemebene2. Ein Feuchtgebiet kann aufgrund
seiner Eigenschaften als O¨kosystem ganz bestimmte Dienste erzeugen, die eine Population
nicht anbieten kann (siehe z.B. Abbildung 3.1).
Folgende Dienste ko¨nnen hier eingeordnet werden:
• Hochwasserschutz/-minderung (siehe Abbildung 4.1)
• Minderung von Sturmauswirkungen (v.a. Mangroven und Marschgebiete)
• Grundwasserspende – v.a. kleine Feuchtgebiete sind hierfu¨r wichtig (der Untergrund
dieser O¨kosysteme ist ha¨uﬁg undurchla¨ssig, die Wasserabgabe erfolgt u¨ber die Ra¨nder
des Feuchtgebietes, weshalb das Verha¨ltnis Rand:Volumen entscheidend ist)
1Unter Population kann man die Gesamtheit der Individuen einer Art verstehen, die in einem Gebiet vorkom-
men, in dem noch Gen-Austausch (Fortpﬂanzung) stattﬁndet. (vgl. z.B. Wilmanns 1998)
2Man nennt Beziehungsgefu¨ge aus Organismen verschiedener Arten sowie physikalischen und chemischen
Faktoren ihrer Umwelt unabha¨ngig von ihrer Ausdehnung und Komplexita¨t O¨kosysteme (nach: Wilmanns
1998).
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• Wasserqualita¨t
• A¨sthetik
• Subsistenznutzung (v.a. in Entwicklungsla¨ndern, aber auch in Alaska und Kanada)
Abbildung 4.1: Die allgemeine Wirkung von Feuchtgebieten auf den Abﬂuss, aus: Mitsch und
Gosselink (2000b: 586)
Als ho¨chste Betrachtungsebene kann die regionale und globale Ebene bzw. die Biospha¨-
re angesehen werden. Auf dieser Ebene haben Feuchtgebiete insbesondere Bedeutung fu¨r die
großen Stoﬀkreisla¨ufe, sie tragen zur Stabilita¨t der globalen Niveaus des pﬂanzenverfu¨gbaren
Stickstoﬀs, des atmospha¨rischen Schwefels, sowie von CO2 und CH4 bei.
• N-Kreislauf: Feuchtgebiete sind fu¨r den Stickstoﬀkreislauf insbesondere als Orte der
Denitriﬁzierung von Bedeutung, hier wird ein Teil des Stickstoﬀ-U¨berschusses in O¨ko-
systemen aus der Du¨ngerproduktion und -anwendung in eine unwirksame Stickstoﬀform
(N2) umgewandelt.
Die meisten temperierten Feuchtgebiete sind Empfa¨nger von Du¨nger-angereicherten Ab-
ﬂu¨ssen von Landwirtschaftsﬂa¨chen. Feuchtgebiete stellen eine ideale Umgebung fu¨r De-
nitriﬁzierung dar und sind wahrscheinlich sehr bedeutsam fu¨r die Balance des pﬂanzen-
verfu¨gbaren Stickstoﬀs.
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Aufgrund von Eutrophierung herrscht in einigen Meeresgebieten Sauerstoﬀmangel (Hy-
poxie). Feuchtgebiete werden als Schlu¨sselo¨kosysteme fu¨r die Lo¨sung derartiger Eutro-
phierungsprobleme angesehen.
• S-Kreislauf: In der reduzierenden Umgebung, die Feuchtgebiete bieten, werden immitierte
versauernd wirkende Sulfate zu Sulﬁden umgewandelt und schließlich in Form von Schwe-
felwasserstoﬀ, Methyl- und Dimethylsulﬁden an die Atmospha¨re abgegeben, meist aber
in Komplexen mit Phosphat- oder Metallionen ausgefa¨llt. Versauernd wirkende Schwe-
felverbindungen ko¨nnen in Feuchtgebieten also in unscha¨dliche Formen umgewandelt.
• C-Kreislauf: Feuchtgebiete, insbesondere Moore, dienen als weltweit bedeutende Koh-
lenstoﬀsenken, sind aber gleichzeitig auch Quellen des Treibhausgases Methan.
Ihre Funktionsfa¨higkeit als Kohlenstoﬀsenken und ihre Quellsta¨rke fu¨r Methan ist – wie
auch bei den anderen betrachteten Stoﬀkreisla¨ufen – von der menschlichen Beeinﬂussung
dieser O¨kosysteme abha¨ngig.
Eine andere Mo¨glichkeit der Ordnung bzw. Systematisierung besteht entsprechend der Klas-
siﬁkation der Feuchtgebiete nach den hydrologischen Eigenschaften.
In Abha¨ngigkeit von Klimazone (siehe Tabelle 3.1), Wasserart und hydrologischem Regime
bilden sich unterschiedliche Typen von Feuchtgebieten heraus, und es werden jeweils auch
unterschiedliche Kombinationen der Dienstleistungen angeboten (siehe Tabelle 4.1). Wa¨hrend
einige Dienste nur von einigen Typen von Feuchtgebieten in Abha¨ngigkeit von den o¨rtlichen Ge-
gebenheiten bereitgestellt werden, wie beispielsweise die Mo¨glichkeit der
”
extensiven“ landwirt-
schaftlichen Nutzung, Hochwasserschutz oder die Produktion von Brennstoﬀen (Torf, Holz...)
ko¨nnen andere Dienstleistungen in allen Feuchtgebieten gefunden werden.
Zu beachten ist auch, dass die Funktionen dieser O¨kosysteme zum Teil ambivalent sind.
Je nach a¨ußeren Bedingungen sind Feuchtgebiete zu bestimmten Zeiten Na¨hrstoﬀsenken, zu
anderen Na¨hrstoﬀquellen, wobei generell nicht gesagt werden kann, welcher Prozess im be-
trachteten O¨kosystem u¨berwiegt. So sind Feuchtgebiete zum Teil betra¨chtliche Senken fu¨r
atmospha¨rischen Kohlenstoﬀ, gleichzeitig aber auch bedeutende Quellen des klimarelevanten
Gases Methan (siehe Abschnitt 3.2); auch Emissionen des Treibhausgases N2O aus Feuchtge-
bieten sind mo¨glich (siehe oben).
Fast allen Feuchtgebieten gemein ist eine hohe Produktivita¨t und damit verbunden die
Mo¨glichkeit, als Na¨hrstoﬀ- und Kohlenstoﬀsenke zu dienen (eine Ausnahme bilden Moore, die
nur u¨ber eine geringe Produktivita¨t verfu¨gen und dennoch u¨ber lange Zeitra¨ume betrachtet
in ungesto¨rtem Zustand als bedeutende Na¨hrstoﬀ- und C-Senken dienen). Weiterhin sind sie
stets fu¨r den Naturschutz bedeutsam, entweder aufgrund der hohen Diversita¨t – begru¨ndet
zum einen durch den U¨bergangscharakter des O¨kosystems, so dass dort sowohl terrestrische
als auch aquatische Tier- und Pﬂanzenarten auftreten ko¨nnen, zum anderen herrschen hier be-
sondere und oft extreme Bedingungen durch Trockenfallen und U¨berﬂutungen in Verbindung
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mit Sauerstoﬀmangel, so dass sich hier auch Arten mit speziellen Anpassungen an diesem
Lebensraum ﬁnden – oder durch die Bereitstellung von Ru¨ckzugsra¨umen fu¨r Arten, deren
natu¨rliche Lebensra¨ume durch intensive Landnutzung (durch Landwirtschaft und dichte Be-
siedlung) verschwunden oder gesto¨rt sind, daneben stellen sie fu¨r Zugvo¨gel wichtige Rastpla¨tze
dar (vgl. u.a. Mitlacher 1997).
Tabelle 4.1 macht die Gemeinsamkeiten und Unterschiede in den bereitgestellten Dienst-
leistungen deutlich. Gleichzeitig ist erkennbar, dass intensive Nutzungen von Feuchtgebieten
bzw. die intensive Inanspruchnahme ihrer Fla¨che stets mit ihrer Zersto¨rung (Entwa¨sserung)
einher geht, wa¨hrend so genannte
”
extensive“ Nutzungen durchaus mit dem Erhalt dieser
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Tabelle 4.1: Gemeinsame und spezielle Dienstleistungen der verschiedenen Typen von Feucht-







Zwei aktuelle Umweltprobleme, die zuna¨chst scheinbar nichts miteinander gemein haben, ge-
ben die Motivation fu¨r diese Arbeit: Zum einen das vor allem aus Sicht des Naturschutzes, aber
auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten große Problem der
”
U¨berﬂutung“ vieler O¨kosy-
steme mit natu¨rlicherweise knappen Na¨hrstoﬀen (Eutrophierung), deren Folgen in Europa vor
allem in der Nord- und Ostsee deutlich werden – u.a. durch das Aussterben von Fischarten,
die Ausbreitung sauerstoﬀfreier Gewa¨sserzonen und das vermehrte Auftreten von Algenblu¨ten.
Zum anderen das vor allem aus anthropogener Sicht gewichtige Problem der vermehrten Hoch-
wasserereignisse mit hohen o¨konomischen Scha¨den in der ju¨ngeren Vergangenheit verbunden
mit der Erwartung immer ha¨uﬁger eintretender extremer Hochwasser in der Zukunft.
Diese beiden Umweltprobleme ko¨nnen jedoch in enger Beziehung zu den bedrohten Feuchto¨ko-
systemen gesehen werden. Deren Bestandsschutz und Ru¨ckgewinnung ist als ein bedeutender
Ansatz des Umgangs mit diesen Umweltproblemen neben verschiedenen anderen (u.a. gezielte-
re, verminderte Du¨ngung bzw. Vermeidung sowie Ru¨cknahme von Versiegelungen, Auﬀorstung
am Oberlauf von Flu¨ssen etc.) zu nennen.
In den folgenden Abschnitten werden Hochwasser und Eutrophierung als Probleme beschrie-
ben. Die Darstellung von Ansa¨tze zu deren Lo¨sung mit Schwerpunkt auf den Mo¨glichkeiten
von Feuchtgebieten schließt in den Abschnitten 6 und 7 daran an. Schließlich werden im Ab-
schnitt 8 die Dienstleistungen von Feuchtgebieten aus o¨konomischer Sicht beleuchtet und
deren gesellschaftliche Wertscha¨tzung untersucht.
5.1 Hochwasser
Hochwasser ist ein natu¨rliches Pha¨nomen in Flussgebieten. Die dort lebenden Organismen ha-
ben sich daran angepasst und die an Wasser gebundenen O¨kosysteme sind z.T. sogar auf darauf
angewiesen – Aueno¨kosysteme ko¨nnen sich nur bei einem entsprechenden hydrologischen Re-
gime mit U¨berﬂutungszeiten und Zeiten mit niedrigen Wassersta¨nden im Jahr entwickeln (vgl.
Teil I). Zum Problem werden Hochwasserereignisse erst, wenn Menschen direkt oder indirekt




Hochwasser bedeutet das zeitlich begrenzte Anschwellen des Durchﬂusses u¨ber den Basis-
durchﬂuss, das einen fu¨r den jeweiligen Durchﬂussquerschnitt bestimmten Grenzwert (z.B.
Ausuferungsdurchﬂuss) u¨berschreitet (vgl. Dyck und Peschke 1995: 431). Die wichtigsten
Kenngro¨ßen eines Hochwassers sind Scheitel bzw. Durchﬂussmaximum (in m3/s), Fu¨lle bzw.
Volumen (in m3) und die Dauer des Ereignisses, dessen genaue Beschreibung fu¨r einen be-
stimmten Durchﬂussquerschnitt die Hochwasserganglinie (Wasservolumen in m3 und dessen
zeitliche Verteilung) darstellt.
Hochwasser ko¨nnen im Zusammenhang mit Starkregenereignissen und Schneeschmelzen
entstehen. Dies sind Ereignisse, die zu einem vermehrten Angebot von Wasser in der Land-
schaft fu¨hren. Ob bei starken Niederschla¨gen oder einer Schneeschmelze aber tatsa¨chlich eine
Hochwasser entsteht, ha¨ngt von dem Zusammenspiel vielfa¨ltiger Faktoren ab. In unserer Zeit
gewinnt zusa¨tzlich zu den natu¨rliche Faktoren auch die Art der Landnutzung (Gru¨nland versus
Ackerbau versus Besiedlung und Versiegelung der Bodenoberﬂa¨che) an Bedeutung. So kann
etwa Versiegelung der Bodenoberﬂa¨che zur Erho¨hung der Scheitelabﬂu¨sse1, Vergro¨ßerung der
Hochwasserfu¨lle2, zeitliche Vorverlagerung des Wellenscheitels3 fu¨hren (vgl. Bronstert et al.
2001: 24–26).
Zwei wichtige Gruppen von Steuerungsfaktoren von Hochwasserereignissen ko¨nnen un-
terschieden werden: hydroklimatologische4 Ereignis- und physiographische5 Gebietsmerkmale
(vgl. Dyck und Peschke 1995: 354). Verallgemeinernd lassen sich dazu mit Bronstert et al.
(2001: 5–8) folgende Zusammenha¨nge formulieren:
1. Mit zunehmender Gro¨ße bzw. Ja¨hrlichkeit eines Niederschlagsereignisses nimmt der Ein-
ﬂuss der ﬂa¨chenhaften (physiographischen) Gebietseigenschaften ab.
2. Mit zunehmender Gro¨ße des Wassereinzugsgebietes eines Gewa¨ssers tritt der Einﬂuss der
ﬂa¨chenhaften Gebietseigenschaften des Gewa¨ssernetzes in den Hintergrund. Die ra¨umli-
1Insbesondere bei Hochwasser kleinerer und mittlerer Ja¨hrlichkeit wegen verringerter Verzo¨gerung und Spei-
cherung.
2Aufgrund verringerter Speicherkapazita¨t.
3Schnellere oberirdische Fließprozesse, daher rasche Ableitung des anfallenden Niederschlages in den Vorﬂu-
ter/Kanalisation.
4Niederschlag (Form, Typ, Intensita¨t, Dauer, zeitliche und ra¨umliche Verteilung etc.), Interzeption [voru¨ber-
gehende Speicherung an Pﬂanzenoberﬂa¨chen (Dyck und Peschke 1995: 146)], Evapotranspiration [Gebiets-
verdunstung eines Einzugsgebietes – zusammengesetzt aus physikalischer Verdunstung und kontrollierter
Wasserdampfabgabe durch oberirdische Pﬂanzenorgane (Dyck und Peschke 1995: 181)], Anfangsfeuchte-
zustand des Gebiets (Dyck und Peschke 1995: 354).
5Gebietsparameter: Gro¨ße, Form, Gefa¨lle, Flussdichte, Oberﬂa¨chenrauhigkeit, Inﬁltrationsbedingungen etc.
(Dyck und Peschke 1995: 354). Hierzu za¨hlen nach Bronstert et al. (2001: 7) auch alle anthropogenen




che und zeitliche Variabilita¨t des Niederschlages gewinnt hingegen an Bedeutung.
Daru¨ber hinaus spielen die Bedingungen vor einem Hochwasserereignis eine wesentliche
Rolle fu¨r dessen Verlauf, etwa die Fu¨llungszusta¨nde von hydrologischen Speichern etc. (vgl.


































































Abbildung 5.2: Trend der US-amerikanischen Hochwasserscha¨den in den Jahren 1932 bis 1997
in US $ (1995), aus: Pielke Jr. und Downton (2000: 3626).
5.1.2 Entwicklung der letzten Jahrzehnte
Nachrichten von Hochwasser waren in den vergangenen Jahren ha¨uﬁg zu ho¨ren und berichteten
oft von dramatischen Ereignissen. Sind heutige Hochwasser von gro¨ßerem Ausmaß und gro¨ßerer
Ha¨uﬁgkeit als je zuvor?
Eine eindeutige Antwort scheint es auf diese Frage nicht zu geben. Varis (2005) und andere
Autoren weisen darauf hin, dass in manchen Regionen der Welt die Hochwasser tatsa¨chlich ein
steigendes Volumen und eine erho¨hte Ha¨uﬁgkeit aufweisen, jedoch an anderen Orten ein ent-
gegengesetzter Trend zu beobachten ist. Diese Verschiebungen im Auftreten von Hochwasse-
rereignissen, die aber auch fu¨r bestimmte Standort im Jahresverlauf zwischen den Jahreszeiten
zu beobachten sind (vgl. etwa Osborn und Hulme 2002), werden zum einen auf Vera¨nderungen
des globalen Klimas zuru¨ckgefu¨hrt, zum anderen aber und mit noch gro¨ßerer Bedeutung wer-
den anthropogene Vera¨nderungen der Wassereinzugsgebiete als Ursachen genannt (vgl. Varis
2005). Auch Dehnhardt et al. (2002) sehen anthropogene Eingriﬀe als einen Faktor fu¨r die
Verscha¨rfung von Hochwasserereignissen.
Unstrittig ist hingegen, dass Hochwasserkatastrophen, die mit großen o¨konomischen Scha¨den
einhergehen, weltweit immer ha¨uﬁger auftreten6. Beispielhaft zeigt Abbildung 5.2 die US-
amerikanischen Hochwasserscha¨den in den Jahren 1932 bis 1997. Es mu¨ssen eine Reihe von
Faktoren zusammen spielen, um Hochwasserkatastrophen auszulo¨sen, wie Pielke Jr. und Dow-
nton (2000: 3626ﬀ.) deutlich machen (vgl. Abbildung 5.1). Neben starken Niederschla¨gen sind
demnach Hochwasser versta¨rkende Bedingungen, wie klimatische Vera¨nderungen, menschli-
6Vgl. Schwarze und Wagner (2002) fu¨r Deutschland, Pielke Jr. und Downton (2000) fu¨r die USA, Osborn
und Hulme (2002) fu¨r Großbritannien
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che Eingriﬀe (Bru¨cken- und Straßenbau, Versiegelungen, Deichbau, Entwaldung etc.), aber
auch natu¨rliche Gegebenheiten in den Flussgebieten, sowie unzureichendes Bewusstsein in der
Bevo¨lkerung bzw. starker Besiedlunsgdruck aus dicht besiedelten Gebieten (vgl. Collins 2004)
und damit einhergehend die Besiedlung von gefa¨hrdeten Bereichen verantwortlich fu¨r Hoch-
wasserscha¨den. Ein hydrologisches Hochwasser kann nur Schaden anrichten, wenn Gu¨ter und
Menschen diesem auch ausgesetzt sind. So kann die zunehmende Ha¨uﬁgkeit von Hochwas-
ser mit hohen Scha¨den zum großen Teil auf massive antropogenen Eingriﬀe und die starke
Besiedlung von Flussgebieten in der Vergangenheit sowie die damit verbundene versta¨rkte
Hochwassergefa¨hrdung von Menschen und deren Eigentum zuru¨ckgefu¨hrt werden (Varis 2005:
478).
5.2 Eutrophierung
Reichern sich fu¨r Pﬂanzen wichtige Na¨hrstoﬀe, z.B. Stickstoﬀ- oder Phosphorverbindungen,
in O¨kosystemen an, so spricht man von Eutrophierung, die verschiedene o¨kologische Auswir-
kungen auf die Zusammensetzung der Fauna und Vegetation von O¨kosystemen hat, die aus
naturschu¨tzerischer Sicht bedenklich sind. In diesem Abschnitt soll gekla¨rt werden, warum
diese Entwicklung gerade in heutiger Zeit und in industrialisierten, hoch entwickelten La¨ndern
wie Deutschland von Bedeutung ist.
Aufgrund der Komplexita¨t des Stickstoﬀkreislaufs und der Vielfalt der verschiedenen Stick-
stoﬀverbindungen, die in O¨kosystemen in ganz unterschiedlicher Weise eine Rolle spielen
ko¨nnen, wird im folgenden vor allem auf den fu¨r alle Lebewesen wichtigen Na¨hrstoﬀ Stickstoﬀ
eingegangen.
5.2.1 Kurze Darstellung des Stickstoﬀkreislaufs
Wie bei anderen Na¨hrstoﬀen auch, sind die pﬂanzlichen und tierischen Stickstoﬀumsa¨tze Teil
eines Kreislaufes, in dem enorme Mengen bewegt werden. Dieser Kreislauf (siehe auch Abbil-
dung 5.3) wird durch photoautotrophe Pﬂanzen, heterotrophe Organismen7 und nitriﬁzierende8
Bakterien aufgebaut (Schwab et al. 1996). Die Fixierung und damit Nutzbarmachung von at-
mospha¨rischem Stickstoﬀ (N2) konnte sich im Laufe der Evolution unter den Lebewesen nicht
universell etablieren. Dieser Vorgang ist sehr energieaufwa¨ndig und das dazu beno¨tigte Enzym
Nitrogenase sauerstoﬀempﬁndlich, was besondere Schutzstrategien gegen den allgegenwa¨rti-
gen Sauerstoﬀ in der heutigen Atmospha¨re erfordert. Nur einige Bakterien und Pilze ko¨nnen
atmospha¨risches N2 in von Pﬂanzen nutzbare Nitrationen (NO
−
3 ) umwandeln (Stickstoﬀﬁ-
xierung). Daher ist Stickstoﬀ in pﬂanzenverfu¨gbarer Form in der Biospha¨re unter natu¨rlichen
7siehe: Fußnote 12
8siehe: die folgenden Erla¨uterungen
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Abbildung 5.3: Der Stickstoﬀkreislauf in O¨kosystemen – Diese Abbildung stellt die wichtig-
sten Pfade von Stickstoﬀ in Waldo¨kosystemen dar. Die Zeitangaben an den
verschiedenen Pfeilen geben die gewo¨hnliche Umsetzungs- bzw. Verweildauer
an. Durchgezogene Pfeile beschreiben Kohlenstoﬀﬂu¨sse, unterbrochene Pfeile
zeigen den Weg anthropogen eingetragenen Stickstoﬀs, aus: Schulze (2000:
Abb. 2, Kapitel 1)
Pﬂanzen nehmen von Bakterien und Pilzen ﬁxierten Stickstoﬀ oder aber Stickstoﬀ, der bei
der Zersetzung von organischer Substanz durch Destruenten9 frei wird, auf und bilden in der
Photosynthese organische Substanz.
Bei der Zersetzung von organischem Material (tote Pﬂanzen und Tiere) wird der darin
enthaltene Stickstoﬀ als NH+4 (Ammoniumionen) freigesetzt, was als Mineralisation oder
Ammoniﬁkation bezeichnet wird. Der u¨berwiegende Teil des Ammoniums wird dann bei guten
9Mineralisierer (Saprophage [Tiere, die sich von toter organischer Substanz erna¨hren], Pilze und Bakterien)
– sie beﬁnden sich zum gro¨ßten Teil im Boden und bauen alle pﬂanzlichen und tierischen Reste in ihre
anorganischen Bestandteile ab, mineralisieren also das organische Material, wodurch die Stoﬀkreisla¨ufe
geschlossen werden. (nach: Wilmanns (1998))
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Belu¨ftungsverha¨ltnissen im Oberboden (wenn dort also genu¨gend Sauerstoﬀ vorhanden ist) von
Bakterien zu NO−3 oxidiert (Nitriﬁkation
10). Diese beiden Verbindungen – NH+4 und NO
−
3 –
ko¨nnen schließlich von Pﬂanzen aufgenommen und wieder in organisch gebundenen Stickstoﬀ
umgewandelt werden (Schwab et al. 1996), der so auch fu¨r heterotrophe Organismen zuga¨ng-
lich wird. NO−3 kann aber auch von anderen Bakterien zu N2 reduziert werden, der in die
Atmospha¨re entweicht. Dieser Prozess schließt den Stickstoﬀkreislauf und wird als Denitriﬁ-
zierung11 bezeichnet. Die Denitriﬁzierung kann z.B. durch Form und Menge des ausgebrachten
Stickstoﬀ-Du¨ngers in der Landwirtschaft beeinﬂusst werden. Hohe Nitratkonzentrationen am
Ort der Denitriﬁzierung (z.B. Su¨mpfe oder Auensedimente) fu¨hren zu einer unvollsta¨ndigen
Reduktion bis zu N2O, einem wichtigen Treibhausgas. Durch erho¨hte Stickstoﬀeintra¨ge u¨ber
die Luft, die in Folge zu einem Anstieg des Stickstoﬀniveaus im Boden fu¨hren, ko¨nnen die
natu¨rlichen N2O-Emissionen erheblich ansteigen.
5.2.2 Was bedeutet Eutrophierung?
Stickstoﬀ ist ein wichtiges Na¨hrelement fu¨r alle Lebewesen - er ist Bestandteil vieler organischer
Verbindungen12, z.B. von Eiweißen.
Der gro¨ßte fu¨r Lebewesen verfu¨gbarer Stickstoﬀpool ist der molekulare Stickstoﬀ (N2) der
Atmospha¨re. Dieser kann jedoch von fast allen Lebewesen nicht genutzt werden - lediglich
einige Bakterien und Pilze sind dazu in der Lage. Stickstoﬀ in pﬂanzenverfu¨gbarer Form stellt,
wie schon oben erla¨utert, in den meisten O¨kosystemen einen begrenzenden Faktor dar, und
die Organismen sind auf dessen Knappheit eingestellt. In humiden Gebieten – in denen er
leicht der Auswaschung unterliegt – wirkt die Verfu¨gbarkeit von Stickstoﬀ entscheidend auf
die Zusammensetzung und das Wachstum der Vegetation und somit indirekt auch der Tierwelt
10NH+4 → NO−2 (toxisch) → NO−3 1.Schritt: Nitrosomonas, 2.Schritt: Nitrobakter; Dieser Vorgang ist O2-
zehrend und NH−3 kann sich entwickeln, was, wenn diese Prozesse in Gewa¨ssern ablaufen, zu Fischsterben
fu¨hren kann.
11Dieser Prozess ist energieaufwa¨ndig, doch indem die Bakterien parallel dazu mit dem aus NO−3 gewonnenen
O2 2H2 zu 2H2O umsetzen, ko¨nnen sie mehr Energie freisetzen als sie investieren. Alle Denitriﬁkanten
(z.B. Pseudomonas) greifen nur unter O2-Mangel (in wassergepra¨gten O¨kosystemen – Feuchtgebiete im
weitesten Sinne) auf gebundenen Sauerstoﬀ zuru¨ck, sie sind stets heterotroph.
Molekularer Stickstoﬀ (N2) ist das letzte Glied der Denitriﬁzierungs-Kette und entsteht nur bei vollsta¨ndi-
ger Denitriﬁzierung. Die Einﬂu¨sse, die auf den Umfang der Denitriﬁzierung wirken, stehen in komplexen
Wechselwirkungen zueinander. Bei unvollsta¨ndiger Denitriﬁzierung ko¨nnen sich die Treibhausgase N2O
und NO entwickeln. siehe dazu auch: Amon et al. (1999)
12von Organismen (Lebewesen) aufgebaute spezielle Kohlenstoﬀverbindungen. Organismen bestehen aus or-
ganischer Substanz. Pﬂanzen ko¨nnen aus anorganischen Verbindungen (Wasser [H2O], Kohlenstoﬀdioxid
[CO2]) mit Hilfe des Sonnenlichts organische Verbindungen produzieren – sie speichern dabei die Lich-
tenergie in Form von chemischer Energie und werden daher photoautotroph genannt, wa¨hrend tierische
Organismen auf die organische Substanz von Pﬂanzen oder anderen Tieren angewiesen sind. Sie werden










– wurden die Stickstoﬀumsa¨tze in der Biospha¨re13 erho¨ht. Dadurch haben sich die Bedingungen
und bestehenden Gleichgewichte in vielen O¨kosystemen vera¨ndert.
Die prima¨re Folge von u¨berma¨ßigen Na¨hrstoﬀeintra¨gen ist ein versta¨rktes Pﬂanzenwachs-
tum, wobei jedoch bestimmte Organismen das erho¨hte Na¨hrstoﬀangebot besser nutzen ko¨nnen
als andere. Dies hat Verdra¨ngung bestimmter Arten durch an die neuen Bedingungen besser
angepasste Arten und somit eine Verschiebung der Artenzusammensetzung zur Folge – es
ko¨nnen sich weitgehende Monokulturen von nitrophilen14 Arten entwickeln. Beispiele hierfu¨r
sind große Brennnesselbesta¨nde, die Ausbreitung von Holunder in unseren Wa¨ldern und das
starke Algenwachstum in Seen und Meeren. Auch die Tierwelt ist von Eutrophierung betroﬀen,
vor allem durch das Verschwinden von Futterpﬂanzen und Lebensra¨umen (U¨berwinterungsor-
te), sowie durch Sauerstoﬀmangel in Gewa¨sser ausgelo¨st durch das starkes Algenwachstum
und vermehrte Zersetzungsprozesse – in Nord- und Ostsee, aber beispielsweise auch im Golf
von Mexiko stellt Hypoxie (Sauerstoﬀunterversorgung bestimmter Meeresgebiete) ein grosses
Problem dar, und manche Fischarten sind daher vom Aussterben bedroht.
In hochentwickelten Industriela¨ndern (z.B. Schweiz oder Deutschland) sind heute vor allem
Emissionen aus diﬀusen Quellen (so genannte
”
non-point-source-pollution“) problematisch,
wa¨hrend punktfo¨rmige Quellen (menschliche Siedlungen und Industrieanlagen) schon recht
gut mit der weit entwickelten Kla¨ranlagentechnik zu handhaben sind. In Deutschland stam-
men derzeit ca. 72% der Stickstoﬀeintra¨ge in Oberﬂa¨chengewa¨sser (das sind 590 000 t/a) aus
diﬀusen Quellen (vgl. ATV-DVWK 2003: 5).
Trotz verschiedener internationaler Abkommen konnten beispielsweise die Eutrophierungs-
probleme in Nord- und Ostsee durch Na¨hrstoﬀzuﬂu¨sse noch immer nicht behoben werden
(siehe hierzu u.a. EEA 1999; 2001).
Eutrophierung stellt jedoch nicht nur ein Naturschutzproblem (Aussterben bzw. Verschwin-
den von heimischen Arten) sondern auch ein o¨konomisches Problem dar. Einige o¨konomisch
genutzte Fischarten sind beispielsweise von den Folgen der Eutrophierung von Gewa¨ssern be-
troﬀen (u.a. in der Ostsee), der Erholungswert z.B. von Badegewa¨sser sinkt (es ko¨nnen z.B.
allergische Reaktionen auftreten), und die verminderte Wassergu¨te erfordert einen erho¨hten
Reinigungsaufwand mit entsprechende Kosten bzw. schra¨nkt die Trinkwasseraufbereitung ein15.
13Die Biospha¨re umfasst die du¨nne Schicht an der Erdoberﬂa¨che, in der sich alle Lebenserscheinungen abspie-
len, also die unterste Schicht der Atmospha¨re, soweit sich lebende Organismen in ihr dauernd aufhalten und
Pﬂanzen hineinragen, die durchwurzelte Schicht der Lithospha¨re (Gesteinsspha¨re der Erde – Erdkruste),
die als Boden bezeichnet wird, sowie die Hydrospha¨re (Gewa¨sser), die bis in die Tiefsee hinunter besiedelt
ist (nach: Walter und Breckle 1999).




Jeder Wasserlauf hat ein natu¨rliches U¨berschwemmungsgebiet, in das sich Hochwasser aus-
breitet. Sollen Beeintra¨chtigungen durch Hochwasser gering gehalten werden1, mu¨ssen nach
DVWK (1986: 1):
• U¨berschwemmungsgebiete weitgehend von hochwasserempﬁndlichen Nutzungen freige-
halten,
• Hochwasserabﬂu¨sse durch Ru¨ckhalt am Oberlauf verringert oder
• Sicherungsmaßnahmen im U¨berschwemmungsgebiet getroﬀen werden.
Moderner Hochwasserschutz wird meist in folgende drei Bereiche untergliedert (vgl. MUV
BW 2001: 19):
• Hochwasservorsorge: Fla¨chenvorsorge, Bauvorsorge, Verhaltensvorsorge, Risikovorsorge;
• Technischer Hochwasserschutz : Deiche und Mauer, Hochwasserru¨ckhaltebecken und
Talsperren, Gewa¨sserausbau;
• Sta¨rkung des natu¨rlichen Wasserru¨ckhaltes in der Fla¨che: Freiﬂa¨chen und landwirtschaft-
liche Fla¨chen, urbane Fla¨chen, Flussauen.
Abweichend von dieser Gliederung wird im folgenden vereinfachend lediglich zwischen lokalen
Schutzmaßnahmen (Sicherungsmaßnahmen im U¨berschwemmungsgebiet) und vorsorgendem
Hochwasserschutz im weitesten Sinne (Fla¨chenvorsorge, Abﬂussverringerung) unterschieden.
Diese einfache Strukturierung des komplexen Bereichs Hochwasserschutz leitet sich aus der
Thematik dieser Arbeit ab.
1Der Hochwasserschutz ist in Deutschland eine o¨ﬀentlich-rechtliche Aufgabe, auf die kein Anspruch besteht
(Heiland 2002: 28ﬀ.). Diese Aufgabe liegt in der Regelungskompetenz der Bundesla¨nder, da fu¨r das Was-
serhaushaltsrecht nach Art. 75 IV Grundgesetz (GG) der Bund lediglich Rahmengesetzgebungskompetenz




Die Vermeidung von Scha¨den bzw. die Verringerung des Schadenspotenzials wird am wir-
kungsvollsten durch die Vermeidung von Baumaßnahmen in Risikogebieten erreicht (vgl. LA-
WA 2000). In der Realita¨t liegt das Wirkungspotenzial jedoch vor allem in der zuku¨nftigen
Begrenzung bzw. Verhinderung eines weiteren Zuwachses an Schadenspotenzial durch weitere
Nutzungsausdehnung in gefa¨hrdeten Gebieten. Die Mo¨glichkeit, bereits vorhandenes Scha-
denspotenzial (Sta¨dte, Infrastruktur, Industrie) in bedeutendem Umfang aus Risikogebieten
auszulagern, scha¨tzt Heiland (2002) als gering ein. Es ist im Gegenteil eine weitere Zunah-
me der Werte bestehender Einrichtungen und damit ein Anstieg des Schadenspotenzials zu
beobachten.
Gerade auf kommunaler Ebene sind demnach Maßnahmen zum vorbeugenden Hochwasser-
schutz erforderlich, die schon bei der Planung bestimmter Nutzungen im hochwassergefa¨hrde-
ten Bereich beru¨cksichtigt werden mu¨ssen (Rembierz 2001: 5). Die Sicherung und Ru¨ckgewin-
nung von natu¨rlichen U¨berschwemmungsﬂa¨chen sowie die Vorsorge in u¨berﬂutungsgefa¨hrde-
ten Bereichen hinter Deichen geho¨ren dabei zu den Hauptaufgaben des lokalen vorbeugenden
Hochwasserschutzes.
Sollte eine Ausbreitung hochwasserempﬁndlicher Fla¨chennutzung in U¨berschwemmungsge-
biete nicht zu vermeiden sein, ko¨nnen zu deren lokalem Schutz begrenzt wirksame Flutmulden
und Entlastungskana¨le eingerichtet werden. Daneben kann Bau-, Verhaltens- und Risikovorsor-
ge (Versicherung) betrieben werden2, die zur Reduzierung der im Hochwasserfall entstehenden
Scha¨den beitragen kann.
Die wohl u¨blichste Form des Hochwasserschutzes ist jedoch der Bau von Hochwasserschutz-
deichen. Diese ko¨nnen die Dauer und Ho¨he einer Hochwasserwelle beeinﬂussen und Ausufe-
rungen verhindern (MUV BW 2001: 25). Der DVWK (1986: 1–3) weist jedoch darauf hin, dass
Flussdeiche, da sie stets einen Teil des natu¨rlichen U¨berschwemmungsgebietes vom Wasserlauf
abtrennen, unweigerlich auch nachteilige Auswirkungen besitzen.
Wasserwirtschaftlich bedeutsam ist, dass durch Eindeichung der durchﬂossene Querschnitt
verringert wird, was den Abﬂuss beschleunigt und die Laufzeiten von Hochwasserwellen verku¨rzt.
Durch den Wegfall von natu¨rlichen Retentionsra¨umen3 erho¨hen sich daru¨ber hinaus die Hoch-
wasserscheitel und die Grundwasserneubildung wird eingeschra¨nkt. Bei einem Deichbruch ko¨n-
nen aufgrund des plo¨tzlichen Auftretens hoher Wassersta¨nde und der Ansiedlung von wertvollen
Anlagen, die ohne Eindeichung nicht vorhanden wa¨ren, hohe Scha¨den entstehen (vgl. DVWK
1986: 1–3).
2Diese Maßnahmen werden in MUV BW (2001: 31ﬀ.) der Hochwasservorsorge im engeren Sinne zugeordnet.
Sie sind jedoch im Rahmen dieser Arbeit zu den lokalen Schutzmaßnahmen zu za¨hlen.
3Retention bedeutet in diesem Rahmen: der Ru¨ckhalt von Wasser in der Landschaft (Boden, Vegetation etc.)




Unter vorsorgendem Hochwasserschutz wird hier vor allem die Fla¨chenvorsorge (Hochwasserge-
fahrenkarten, Ausweisung von U¨berschwemmungsgebieten, Maßnahmen zur Verbesserung des
Wasserru¨ckhalts in der Fla¨che) verstanden. Die obige Auﬂistung mo¨glicher Maßnahmen zum
Hochwasserschutz (DVWK 1986: 1) nennt zuerst die Freihaltung von gefa¨hrdeten Bereichen
sowie die Wasserru¨ckhaltung am Oberlauf, die aus wasserwirtschaftlicher Sicht besonders vor-
teilhaft durch Verzo¨gerung des Abﬂusses im Gela¨nde, Fo¨rderung der Versickerung sowie durch
Hochwasserru¨ckhaltebecken geschehen kann.
Den lokalen Sicherungsmaßnahmen mu¨ssen demnach die Handlungsfelder des vorsorgenden
Hochwasserschutzes gegenu¨ber gestellt werden:
1. Sicherung und Ru¨ckgewinnung von Retentionsra¨umen;
2. Ru¨ckhalt von Niederschlagswasser in der Fla¨che;
3. Minimierung des Schadenspotenzials;
4. technischer Hochwasserschutz durch Hochwasserru¨ckhaltebecken und Polder.
6.2.1 Technischer Hochwasserschutz
Die mit Abstand wirksamste Maßnahme zur Absenkung des Wasserspiegels bei Hochwasser ist
nach LAWA (2000: 1) die durch Maßnahmen des technischen Hochwasserschutzes mo¨gliche
Wiedergewinnung ehemals vorhandener U¨berschwemmungsgebiete in einer Talaue in Form ge-
steuerter Ru¨ckhaltungen (Polder). Ru¨ckhaltebecken nutzen die von der Natur her bekannte
Retentionswirkung der natu¨rlichen U¨berschwemmungsﬂa¨chen, optimieren diese aber hinsicht-
lich Gro¨ße, Lage und Zeitraum der Einﬂussnahme auf den Abﬂussprozess (MUV BW 2000: 25).
Wesentliche Eigenschaft dieses Instruments ist die Mo¨glichkeit der gezielten Flutung mittels
Flutungsbauwerken, wodurch die Kappung von Hochwasserwellen und somit die Entlastung
von stromabwa¨rts gelegenen Gebieten mo¨glich wird. Um eine anna¨hernd gleiche Wirkung auf
den Scheitelabﬂuss zu erzielen, wird mit ungesteuerten bzw. natu¨rlichen Retentionsra¨umen im
Mittel das drei- bis vierfache an Volumen (Fla¨che) beno¨tigt (LAWA 2000: 8).
In LAWA (2000: 1) wird allerdings darauf hingewiesen, dass u¨ber die rein technischen Maß-
nahmen hinaus die vielfa¨ltigen den Abﬂuss da¨mpfenden und verzo¨gernden Maßnahmen in der




Mit dem nicht-technischen, naturnahen Hochwasserschutz werden v.a. die Speichermechanis-
men der Landschaft genutzt (Bronstert et al. 2001: 17ﬀ.), deren Speichermedien vielfa¨ltig
sind: Vegetation, Boden, Geologie (Untergrundgestein) und Topographie (Relief) ko¨nnen zur
Abﬂussverminderung bzw. -verzo¨gerung beitragen.
Vorgehen Im Rahmen des naturnahen Hochwasserschutzes werden zwei Strategien verfolgt:
• einerseits kann durch Evapotranspiration (vgl. Fußnote 4) bzw. die mittel- und langfri-
stige Speicherung von Wasser u¨ber ein Niederschlagsereignis hinaus eine Verminderung
des Abﬂusses erreicht werden,
• andererseits ermo¨glicht eine Verzo¨gerung des Abﬂusses, d.h. die kurzfristige Speicherung
von Wasser innerhalb des Ereignismaßstabes, eine A¨nderung der zeitlichen Verteilung des
abﬂießenden Wasservolumens.
Vom Standpunkt des Hochwasserschutzes aus ist eine Verminderung bzw. Reduktion der Hoch-
wasserfu¨lle immer von Vorteil. Ob hingegen die Vera¨nderungen von Hochwasserscheitel und
-dauer aufgrund von Verzo¨gerungen der Abﬂussbildung bzw. des Wellenablaufs als wu¨nschens-
wert angesehen werden ko¨nnen, ist stets vom Betrachtungsort und -maßstab ebenso abha¨ngig
wie von der Interessenslage des Betrachters (vgl. Bronstert et al. 2001: 17–19).
Neben Auﬀorstungen am Oberlauf, Vermeidung bzw. Ru¨cknahme von Versiegelungen sowie
naturnaher Wasserru¨ckhaltung außerhalb der Auen (standortangepasste landwirtschaftliche
Nutzung, Vermeidung von Entwa¨sserungen) spielen Schutz und Wiederherstellung von natu¨rli-
chen Gewa¨sserla¨ufen und U¨berschwemmungsra¨umen in Flussauen fu¨r den naturnahen Hoch-
wasserschutz eine wichtige Rolle (vgl. u.a. Nagl und Scho¨nauer 2002: 16–18). In Deutschland,
wo ein großer Teil der Flussgebiete eingedeicht ist und intensiv genutzt wird (vgl. Abschnitt
11), ist daher vor allem die Ru¨ckverlegung bzw. Schlitzung von Deichen fu¨r den vorsorgenden
Hochwasserschutz von besonderer Bedeutung. Parallel dazu sind die Verlegungen von hoch-
wasserempﬁndlichen Nutzungen (kleine Siedlungen (vgl. Nagl und Scho¨nauer 2002: 16) bzw.
Siedlungsteilen, Industrie, intensiver Ackerbau) aus Flussauen heraus zu u¨berlegen (vgl. auch:
Rosinke 2000, Hack 2002).
U¨berschwemmungsﬂa¨chen Natu¨rliche Retentionsra¨ume (d.h. mehr oder weniger naturna-
he Fla¨chen, die frei u¨berschwemmt werden ko¨nnen) wirken grundsa¨tzlich wie frei geﬂutete
ungesteuerte Ru¨ckhaltera¨ume. Sie nehmen einen Teil der Hochwasserwelle tempora¨r auf und
fu¨hren so u.a. zu einer Verzo¨gerung des Abﬂusses und einer Senkung des Wasserspiegels. Bei
gleicher Gro¨ße sind sie allerdings weniger wirksam als gesteuerte Retentionsra¨ume und nicht
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zielgerichtet einsetzbar. Die Aufgabe von Sommerdeichen und damit die Einrichtung von U¨ber-
schwemmungsﬂa¨chen tra¨gt vor allem zur Reduktion von kleinen bis mittleren Hochwassern bei
(LAWA 2000: 7).
Nach Merkel et al. (2002) lassen Deichru¨ckverlegungsﬂa¨chen, die aus unterschiedlichen
Gru¨nden ungesteuert, d.h. wa¨hrend des natu¨rlichen Wasserspiegelanstiegs vor Eintreﬀen des
Scheitels der Hochwasserwelle, geﬂutet werden sollen, im Bereich der Einzelmaßnahme lokale
Wirkungen wie Wasserspiegelabsenkungen infolge Aufweitung erwarten. Ihre großra¨umigen
Wirkungen auf den Abﬂussscheitelwert sind marginal und beschra¨nken sich dabei auf einen
verzo¨gernden Eﬀekt, der jedoch nach Bu¨chele (05.11.03) fu¨r den Hochwasserschutz an der
Elbe ohne Bedeutung ist.
Neben anderen weist Ja¨hrling (1994) jedoch auf die natu¨rliche Ausgleichsfunktion der Auen
fu¨r den Landschaftswasserhaushalt hin und vertritt die Meinung, dass intakte U¨berﬂutungsauen
und Feuchtgebiete bei Hochwasser Inﬁltrationsﬂa¨che zur Verfu¨gung stellen, da¨mpfend auf
Scheitelabﬂu¨sse wirken, und so das Gefa¨hrdungspotenzial fu¨r Unterliegergebiete verringern
ko¨nnen.
Nach Johnston et al. (1990: 135) zeigen verschiedene Studien einen Zusammenhang zwi-
schen dem Ru¨ckhaltvolumen von Feuchtgebieten und Seen in einem Einzugsgebiet und den
Spitzenabﬂu¨ssen bei Hochwasser. Der Zusammenhang zwischen der Speicherkapazita¨t eines
Flussgebietes (Anteil von Feuchtgebieten und Seen) und dem relativen Hochwasserabﬂuss ist
dabei nichtlinear, was auch die Ergebnisse der Untersuchungen von Johnston et al. (1990: 135)
verdeutlichen. Danach wirken sich bereits geringe Verluste von Feuchtgebietsﬂa¨chen sehr stark
auf die Hochwasserabﬂu¨sse aus, wenn in einem Flussgebiet der Anteil der Feuchtgebietsﬂa¨che
unterhalb des kritischen Grenzwertes von 10% liegt. Dieser Anteil wird in allen deutschen
Flussgebieten erheblich unterschritten, was Abschnitt 11 besonders deutlich macht. Renatu-
rierungen bzw. Deichru¨ckverlegungen ko¨nnten sich demnach u¨berproportional positiv auf das
Hochwassergeschehen in einem Einzugsgebiet auswirken.
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Neben der allein aus menschlicher Sicht bedeutsamen Dienstleistung Hochwasserschutz ist eine
wichtige o¨kologische Funktion von Feuchtgebieten Ru¨ckhalt und Festlegung von Na¨hrstoﬀen,
die Na¨hrstoﬀretention.
Eutrophierung ist ein regionales Problem, d.h. dieses Problem kann nicht – wie etwa bei CO2
– an einer Stelle verursacht und in z.T. großer ra¨umlicher Entfernung gelo¨st werden, wie das
mittels Joint Implementation, Clean Development Mechanism, und weltweitem Zertiﬁkatehan-
del zur Verminderung der globalen Klimavera¨nderung erreicht werden soll. Die Auswirkungen
von Eutrophierung sind in ra¨umlicher Na¨he und in klarem ra¨umlichen Bezug zu den Orten der
Emission von Na¨hrstoﬀen zu ﬁnden1. Dies bedeutet, dass auch die Beka¨mpfung der Folgen
auf einer angemessenen ra¨umlichen Ebene stattﬁnden muss.
Eutrophierung kann durch die Vermeidung von Na¨hrstoﬀemissionen z.B. durch verbesserte
Filter oder verbesserte Technologien in Industrie und Kraftfahrzeugen, vor allem aber durch ver-
minderte, gezieltere und den Boden- und Witterungsverha¨ltnissen besser angepasste Du¨ngung
in der Landwirtschaft vermieden werden.
Stickstoﬀ wird diﬀus im wesentlichen als Nitrat (NO−3 ) aus dem Grundwasser, aus dem Ober-
ﬂa¨chenabﬂuss, der neben Nitrat auch organisch gebundenen Stickstoﬀ im Humus enthalten
kann, und u¨ber den Zwischenabﬂuss2 in die Oberﬂa¨chengewa¨sser eingetragen.
Die Emission an Gesamtstickstoﬀ in Deutschland betrug im Zeitraum 1993 - 1997 820 000
t a−1, was einer Verringerung gegenu¨ber dem Vergleichszeitraum 1983 bis 1987 um 25% ent-
spricht. Das international vereinbarte Ziel, die Stickstoﬀeintra¨ge in Nord- und Ostsee zwischen
1985 und 1995 zu halbieren3, wurde dennoch nicht erreicht, obwohl Eintra¨ge u¨ber Punktquel-
len (Industrieanlagen und Kla¨ranlagen) um 45% reduziert werden konnten. Ihr Anteil betra¨gt
heute noch 28%4.
Der wesentlichste Beitrag zur Reduzierung der Stickstoﬀeintra¨ge in Gewa¨sser ist nach ATV-




Declaration on the Protection of the Environment of the Baltic Sea“ vom
15. Februar 1988 sowie bei der
”
North Sea Ministerial Conference“ (1987), deren Ziele von der OSPAR:
”
Commission for the Protection of the Marine Environment of the North-East Atlantic“ in ihrer Konvention
vom 22. September 1992 u¨bernommen wurden.
4Umweltbundesamt, 2001: Daten zur Umwelt
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Abbildung 7.1: Die Umwandlung von Stickstoﬀ in Feuchtgebieten, aus: Mitsch et al. (2001:
377)
DVWK (2003) von A¨nderungen in der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung zu erwarten. Der
Stickstoﬀu¨berschuss je Hektar und Jahr wurde seit 1988 von ca. 130 kg auf ca. 85 kg verringert.
Dennoch sind die diﬀusen Stickstoﬀ-Eintra¨ge in die Gewa¨sser nur geringfu¨gig zuru¨ckgegangen,
da die U¨berschu¨sse noch immer weit u¨ber dem vertretbaren Rahmen von 10 - 40 kg liegen. Eine
Halbierung der Stickstoﬀ-Frachten und das Erreichen einer ﬂa¨chendeckend guten Gewa¨sser-
qualita¨t nach der Wasserrahmenrichtlinie sind mittels der bislang durchgefu¨hrten Maßnahmen
auch mittelfristig nicht zu erwarten. Vielfach sind diese Ziele nur durch eine A¨nderung der
Landnutzung zu erreichen (ATV-DVWK 2003: 7).
Eine weitere Senkung der Stickstoﬀkonzentrationen in Gewa¨ssern erfordert nach Trepel und
Palmeri (2002) Maßnahmen auf allen Ebenen des Stickstoﬀﬂusses durch die Landschaft. Dazu
geho¨rt neben verbesserten Landwirtschaftstechniken auch die Fo¨rderung bzw. Instandsetzung
von O¨kosystemen, die als Senken fu¨r Na¨hrstoﬀe dienen. Selbst bei einer deutlichen Reduktion
der Na¨hrstoﬀeintra¨ge in O¨kosysteme verursachen die schon vorhandenen hohen Belastungen
mit verschiedenen Na¨hrstoﬀen doch noch immer Vera¨nderungen der Artenzusammensetzung
und wirken als Quellen, da Na¨hrstoﬀe z.B. mittels Wasser von einem O¨kosystem in andere
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u¨bertragen werden ko¨nnen – es werden also u.a. O¨kosysteme beno¨tigt, die Na¨hrstoﬀe in Bio-
masse festlegen und sedimentieren oder aber in Formen umwandeln ko¨nnen, die nicht mehr
von Pﬂanzen nutzbar sind. Alle diese Leistungen bieten Feuchtgebiete, wie Abbildung 7.1 zeigt.
Aufgrund der hydrologischen Gegebenheiten in diesen O¨kosystemen herrschen besonders
gute Bedingungen fu¨r die Denitriﬁzierung, also fu¨r die Schließung des Stickstoﬀkreislaufs5,
sowie fu¨r den Einbau der eingetragenen Na¨hrstoﬀe in organisches Material6 und die Sedimen-
tierung von organischer Substanz unter Luftabschluss, also die Reduzierung der Menge der
pﬂanzenverfu¨gbaren Na¨hrstoﬀe in der Biospha¨re.
Vor allem aber wegen der hohen Denitriﬁzierungsraten sind Feuchtgebiete eﬀektive Stick-
stoﬀsenken (vgl. Mitsch et al. 2001). Im Stickstoﬀkreislauf von durch Oberﬂa¨chenwasser
gepra¨gten Feuchtgebieten ist die Denitriﬁzierung quantitativ der bedeutendste Prozess fu¨r
die Verbesserung der Wasserqualita¨t (Trepel und Palmeri 2002). In einer Studie von Han-
son et al. (1994: 920f.) wird deutlich, dass fu¨r die Denitriﬁzierung an der Bodenoberﬂa¨che
ein komplexes Zusammenspiel von hydrologischen Verha¨ltnissen, Bewuchs und Bodenprozes-
sen sowie eine hohe Bodenfeuchte entscheidend sind. Gerade in Bereichen mit ﬂuktuierendem
Wasserspiegel kann sich eine fu¨r eine hohe Stickstoﬀ-Retention wichtige, starke Nitriﬁkations-
Denitriﬁkationsaktivita¨t entfalten (Hanson et al. 1994: 921), was allerdings ein ungesto¨rtes
hydrologisches Regime voraussetzt. Entscheidende Faktoren fu¨r diesen Prozess in Abha¨ngig-
keit von der gewa¨hlten Betrachtungsebene sind in Abbildung 7.2 zu erkennen.
Der einzige Mechanismus, der Na¨hrstoﬀe wirklich aus der Bio- und Hydrospha¨re entfernt,
ist die Nitriﬁkation und anschließende Denitriﬁkation von Stickstoﬀ. Da die Nitriﬁkation nur
unter aeroben Bedingungen abla¨uft, die Denitriﬁkation hingegen unter anaeroben, werden die
ho¨chsten Eliminationsraten fu¨r Stickstoﬀ erreicht, wenn beide Bedingungen ra¨umlich oder zeit-
lich versetzt auftreten. Dies ist z.B. der Fall, wenn sauerstoﬀreiches Wasser u¨ber eine anaerobe
Bodenschicht stro¨mt oder wenn U¨berﬂutungsperioden mit Zeiten der Entwa¨sserung abwech-
seln (Succow und Joosten 2001: 40f.), wie dies gerade in Flussauen der Fall ist. Aus diesen
Gru¨nden kann sich die Retentionskapazita¨t auch nach langer Lebensdauer nicht erscho¨pfen
(Succow und Joosten 2001: 42).
Nach So¨derqvist (2002: 170) wird in verschiedenen Programmen zur Einrichtung von Feucht-
gebieten als
”
Daumenregel“ eine durchschnittliche Retentionsleistung von 1 000 kg-N ha−1 a−1
angenommen. Aktuelle Studien zeigen mit diesem Wert konsistente Ergebnisse, so z.B. die Un-
tersuchung von Alstro¨m et al. (2000: 26), die absolute Stickstoﬀ-Retentionswerte von 380 –
4110 kg-N ha−1 a−1 (mit einem Durchschnitt von 1500 kg-N ha−1 a−1) in vier verschiedenen
Feuchtgebieten messen konnten. Diese Rententionsleistung muss allerdings in Beziehung zur
relativen Stickstoﬀ-Retention gesetzt werden: der Anteil an der gesamten Stickstoﬀ-Fracht
die in das Feuchtgebiet einﬂießt, liegt bei diesen Feuchtgebieten zwischen 4,8% und 50%.
5Die Freisetzung molekularen Stickstoﬀs (N2), vgl. Abbildung 5.3.
6Feuchtgebiete sind sehr produktive O¨kosysteme.
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Abbildung 7.2: Einﬂussfaktoren fu¨r den mikrobiologischen Prozess der Denitriﬁzierung auf
verschiedenen ra¨umlichen und zeitlichen Betrachtungsebenen, aus: Trepel und
Palmeri (2002: 128)
Das a¨lteste der untersuchten Systeme wies dabei die gro¨ßte relative N-Retention, 50%, bei
einer mittleren absoluten Retention von 1080 kg-N ha−1 a−1. Es war aber auch gleichzeitig das
gro¨ßte der untersuchten Feuchtgebiete. Das kleinste (0,65 Hektar) und gleichzeitig ju¨ngste
(Alter: 2 Jahre) System wies die gro¨ßte absolute Retention, 4110 kg-N ha−1 a−1 auf, bei einer
ungleich geringeren relativen Retention von 7,1% der gesamten N-Fracht. Die beiden anderen
untersuchten Feuchtgebiete waren ebenfalls von geringer Gro¨ße (≤ 1 Hektar) und von gerin-
gem Alter (2,5 bzw. 7 Jahre), wiesen aber eine vergleichsweise geringe absolute und relative
Retentionsleistung auf.
Ein solch weiter Schwankungsbereich der absoluten und relativen Retentionsleistung scheint
typisch fu¨r diese O¨kosysteme zu sein. Jansson et al. (1998: 255) vergleichen, leider ohne An-
gabe von Alter und Fla¨che der O¨kosysteme, die Ergebnisse zwo¨lf verschiedener Studien7 zur
Retentionsleistung von Feuchtgebieten. Es zeigt sich, das die relative Retentionsleistung zwi-
schen 19 – 100% der gesamten N-Fracht liegen kann, bei einer absoluten Retention zwischen
4,2 bis 310 kg-N ha−1 a−1 (Durchschnitt: 51,6 kg-N ha−1 a−1) entspricht.
In einer a¨hnlichen Gro¨ßenordnung bewegen sich auch die Ergebnisse der Untersuchung von
Hanson et al. (1994). In Abha¨ngigkeit von Bodenfeuchte und NO3-Zufuhr wurden in dieser
Studie Denitriﬁkationsleistungen in ﬂussnahen, natu¨rlichen Feuchtgebieten von 5 bis 40 kg-
7Aus den Jahren 1979–1991
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Nha−1 a−1 gemessen, bei einer relativen Retentionsrate von 59%, was auch weiteren Ergeb-
nissen aus der in dieser Studie zitierten Literatur entspricht (Hanson et al. 1994: 921). Hanson
et al. (1994: 922) weisen darauf hin, dass die Denitriﬁzierung NO3-limitiert war und gro¨ßere
Retentionsraten an den untersuchten Standorten mo¨glich sind.







depressional“) Feuchtgebieten ohne Abﬂuss in
Zeitra¨umen von 30 und 100 Jahren. Die Ergebnisse fu¨r die Stickstoﬀakkumulation in die-
sen O¨kosystemen von 14 bis 80 kg-N ha−1 a−1 bezeichnen die Autoren als relativ hoch und
fu¨hren dies auf geringe Raten der Bodenablagerung sowie hohe Kohlenstoﬀ- und Stickstoﬀ-
konzentrationen im Unterboden zuru¨ck. Daru¨ber hinaus ist von Bedeutung, dass entgegen den
Erwartungen zwischen durchstro¨mten und
”
geschlossenen“ Feuchtgebieten (in Senken) kaum
Unterschiede in der Stickstoﬀakkumulation festgestellt wurden (Craft 1996: 329). Kronvang
et al. (1999) konnten hingegen eine Stickstoﬀ-Retentionsleistung von 340 kg-N ha−1 a−1 auf
einer Feuchtwiese und 1137 kg-N ha−1 a−1 in einem Sumpfgebiet messen.
Gren (1995) geht entsprechend einer Studie von Leonardson (1994, in Gren 1995: 166)
von einer N-Retentionskapazita¨t zwischen 100 und 500 kg-N ha−1 a−1 in Abha¨ngigkeit vom
Feuchtgebietstyp, den Standortbedingungen sowie dem Alter der O¨kosysteme aus. Wie Kusler
und Kentula (1990) beschreiben, kann die N-Retentionskapazita¨t von renaturierten oder neu
eingerichteten Feuchtgebieten nach drei bis zehn Jahren niedriger, ho¨her oder ebenso hoch
sein wie bei natu¨rlichen Feuchtgebieten. Gren nimmt daher fu¨r renaturierte Feuchtgebiete in
Gotland an, dass eine Vermeidungskapazita¨t von 500 kg-N ha−1 a−1 nach 10 Jahren erreicht
wird. Wa¨hrend des ersten Jahres soll diese Kapazita¨t bei 215 kg-N ha−1 a−1 liegen und um
10% im Jahr in den darauf folgenden 10 Jahren ansteigen.
Die pra¨sentierten Daten lassen die
”
Daumenregel“ von Mitsch und Gosselink (2000b: 705)
fu¨r die Retentionsleistung von durchstro¨mten Feuchtgebieten in ﬂussnahen Gebieten von 100 –
200 kg-N ha−1 a−1 realistischer erscheinen als die zuna¨chst erwa¨hnten 1000 kg-N ha−1 a−1. Die
weite Schwankungsbreite der Ergebnisse und die oﬀensichtlich starke Standortabha¨ngigkeit
der Retentionsleistung8 empfehlen eine konservative Scha¨tzung der Retentionsleistung von
Feuchtgebieten in Ho¨he von 100 bis 200 kg-N ha−1 a−1 (vgl. Trepel und Palmeri 2002: 138).
Neben den erwa¨hnten Studien zur Retentionsleistung einzelner Feuchtgebiete sei hier noch
auf die kumulative Folgenabscha¨tzung9 eines Ru¨ckgangs der Feuchtgebietsﬂa¨chen in einem
ganzen Flussgebiet durch Johnston et al. (1990) hingewiesen. Diese Autoren bewerten die
kollektive Funktion einer Gruppe von Feuchtgebieten – nicht, wie die oben erwa¨hnten und
weitaus meisten der Studien zu Feuchtgebieten, die Funktion einzelner O¨kosysteme. Eines
8Bystro¨m (1999) etwa weist auf die Abha¨ngigkeit der Stickkstoﬀretentionskapazita¨t in wiederhergestellten
Feuchtgebieten von der eingetragenen Stickstoﬀ-Menge, der Gro¨ße des Feuchgebietes und klimatischen
Faktoren hin. Diese Kapazita¨t wird bei Bystro¨m (1999) als lineare Funktion des Stickstoﬀ-Eintrags und




der Ergebnisse des Langzeit-Beobachtungsansatzes auf Landschaftsebene von Johnston et al.
(1990) ist, dass der Ru¨ckgang der Konzentration verschiedener Na¨hrstoﬀ-Variablen (u.a. auch
NH4 und NO3) mit der Dichte der Feuchtgebiete in einem Einzugsgebiet in Beziehung steht.
Dies kann u.a. dadurch erkla¨rt werden, dass natu¨rlich nur ﬂussabwa¨rts von einer Na¨hrstoﬀ-
quelle liegende Feuchtgebiete als Senken dienen ko¨nnen. Daneben besitzen Feuchtgebiete an
Ober- und Unterlauf unterschiedliche Charakteristiken, die einen wichtigen Einﬂuss auf deren
Funktion als Senke darstellen – so besitzen mineralische Bo¨den (v.a. am Oberlauf zu ﬁnden)
eine ho¨here Aufnahmekapazita¨t fu¨r Phosphor, wa¨hrend la¨ngere U¨berﬂutungszeiten v.a. am
Unterlauf wichtig fu¨r Sedimentation und Stickstoﬀretention sind (vgl. Johnston et al. 1990:
136–137).
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Bewertung von
Feuchtgebietsfunktionen
Feuchtgebiete stellen, wie die vorangegangenen Abschnitte zeigten, wichtige Instrumente im
Umgang mit Hochwasser und Eutrophierung dar, die allein mit technischen Anlagen, wie Deich-
bauten und Kla¨ranlagen, nicht zu bewa¨ltigen sind. Fu¨r die Kla¨rung des Widerspruches zwi-
schen der Vielzahl der fu¨r Menschen bedeutsamen Dienstleistungen von Feuchtgebieten und
dem Ru¨ckgang der Feuchtgebietsﬂa¨chen ist ein
”
o¨konomischer“ Blick auf die Eigenschaften
dieser O¨kosysteme bzw. ihrer Dienstleistungen hilfreich. Dabei wird deutlich, dass viele der
von Feuchtgebieten bereitgestellten Dienstleistungen scheinbar keinen o¨konomischen Wert be-
sitzen, fu¨r derartige Gu¨ter keine Ma¨rkte existieren, niemand etwas fu¨r die Ru¨ckhaltung von
Schadstoﬀen und Hochwasser oder die Artenvielfalt in diesen O¨kosystemen bezahlen muss.
Zuna¨chst erfolgt eine Kla¨rung grundlegender Begriﬀe, die dann in Beziehung zur Problematik
der Zersto¨rung von Feuchtgebieten gesetzt werden, um schließlich den Wert von Feuchtgebie-
ten bzw. deren Dienstleistungen zu beleuchten.
8.1 O¨konomische Grundlagen
Bei der o¨konomischen Beschreibung von Gu¨tern bzw. ihrer Eigenschaften muss zwischen
den Eigenschaften der Gu¨ter (o¨ﬀentlicher oder privater Natur) und den Rechtsverha¨ltnissen
bezu¨glich der betrachteten Gu¨ter unterschieden werden.
Gu¨ter ko¨nnen sich in Privatbesitz beﬁnden oder einer Gemeinschaft geho¨ren (
”
common pro-
perty“ – hier gibt es meist Nutzungsauﬂagen und -beschra¨nkungen), die Rechtsverha¨ltnisse
ko¨nnen aber auch ungekla¨rt (nicht wohl deﬁniert) sein. Solche Gu¨ter oder Ressourcen bezeich-
net man als
”
open access resources“, da jeder auf diese zugreifen darf und niemand alleinige
Anspru¨che geltend machen kann. Schließlich kann auch eine zentrale Institution eine Ressource
verwalten und deren Ausbeutung regulieren.
Unabha¨ngig davon, welche Rechtsverha¨ltnisse bezu¨glich eines Gutes bestehen, kann man
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ausserdem unterscheiden, ob das Gut bzw. seine Dienstleistungen o¨ﬀentlicher oder privater
Natur sind, ob Dritte also vom Konsum dieser Dienste ausgeschlossen werden ko¨nnen und ob
Rivalita¨t im Konsum besteht oder nicht.
Ein dritter Blickwinkel in der Beschreibung von Gu¨tern ergibt sich aus der Frage, ob ein Gut,
gleich, welche Besitzverha¨ltnisse bestehen und ob das Gut o¨ﬀentlicher oder privater Natur ist,
Externe Eﬀekte generiert, was mit der Charakterisierung als o¨ﬀentliches bzw. privates Gut
allerdings eng verknu¨pft ist.
Es folgen einige kurze Anmerkungen zu diesem letzten Aspekt, den Externalita¨ten. Darauf





Ein sehr bedeutendes o¨konomisches Konzept ist das der Externen Eﬀekte oder Externalita¨ten,
wie Buchanan und Stubblebine (1962) betonen:
”
Externality has been and is, central to the
neo-classical critique of market organisation. In its various forms – external economies and dise-
conomies, divergencies between marginal social and marginal private cost or product, spillover
and neighbourhood eﬀects, collective and private goods – externality dominates theoretical
welfare economics, and, in one sense, the theory of economic policy generally.“ (Buchanan
und Stubblebine 1962: 371).
Wenn die Handlungen eines o¨konomischen Individuums den Nutzen oder die Produktivita¨t
anderer beeinﬂusst und kein Kompensationsmechanismus dafu¨r existiert, spricht man von Ex-
ternalita¨ten bzw. Externen Eﬀekten dieser Handlungen (Cornes und Sandler 1996: 39ﬀ.). Ent-
scheidend dabei sind die unbeabsichtigten Auswirkungen einer in anderer Weise legitimierten
Handlung auf die Wohlfahrt von Individuen (Mishan 1969: 338) – absichtliche Sto¨rungen der
Produktions- oder Konsumfunktion anderer Wirtschaftssubjekte werden nicht als Externe Ef-
fekte bezeichnet.




Condition 1. An externality is present whenever some individual´s (say A´s) utility or
production relationships include real (that is, nonmonetary) variables, whose values are
chosen by others (persons, corporations, governments) without particular attention to
the eﬀects on A´s welfare . . .“ und
•
”
Condition 2. The decision maker, whose activity aﬀects other´s utility levels or enters
their production functions, does not receive (pay) in compensation for this activity an
amount equal in value to the resulting beneﬁts (or costs) to others.“
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Die zweite Bedingung ist erforderlich, wenn die Externalita¨t unerwu¨nschte Konsequenzen, in-
klusive Ineﬃzienz und die Fehlallokation von Ressourcen, verursacht, die damit einhergehen
ko¨nnen. Die Autoren empfehlen allerdings, bereits von Externalita¨ten zu sprechen, wenn Be-
dingung 1. erfu¨llt ist, egal ob Zahlungen erfolgen oder nicht1. Zu beru¨cksichtigen ist noch,
dass nicht nur Handlungen sondern auch Gu¨ter Externe Eﬀekte verursachen ko¨nnen.









einen durch Einheit 2 verursachten Externen Eﬀekt auf 1. F 1 kann zum einen fu¨r das Nut-
zenniveau einer Person 1 stehen, wobei dann die x1 Mengen von Gu¨tern X1, X2, . . . , Xm
sind, die durch diese Person genutzt werden, und x2n die Menge eines Gutes Xn ist, das von
Person 2 genutzt oder von dem Industriezweig 2 produziert wird (Xn kann dabei natu¨rlich
X1, X2, . . . , oder Xm sein). Zum anderen kann F
1 aber auch der Output einer Firma oder
eines Industriezweiges sein.
Blickt man von der Kostenseite her auf den Produktionsprozess, so kann F 1 fu¨r die gesamten
Kosten aller Gu¨ter X1 bis Xm stehen, die von Firma 1 produziert werden, wobei die Kosten
nicht allein von den produzierten Mengen dieser Gu¨ter abha¨ngig sind, sondern auch von x2n,
der Menge des Gutes Xn, das von Firma 2 produziert wird.
Der Externe Eﬀekt einer marginalen Einheit des Gleichgewichts-Outputs von Xn der Einheit
2 auf die Einheit 1 kann durch den Term
∂F 1/∂x2n = 0 (8.2)
ausgedru¨ckt werden. Es steht p2n fu¨r den Preis und c
2
n fu¨r die marginalen Kosten des durch
Einheit 2 gewa¨hlten Outputs von Gut Xn. Wenn nun die bestehende Externalita¨t durch Einheit
2 ignoriert und das Wettbewerbsgleichgewicht so gewa¨hlt wird, dass c2n = p
2
n, dann ergibt sich:
(p2n − c2n) + F 1/x2n = 0 (8.3)
(abgeku¨rzt: (p2 − c2) + F 21 = 0). In diesem Fall hat die Externalita¨t auf der Grenze des
existierenden Gleichgewichts allokative Bedeutung, und Korrekturen sind erforderlich.
Aufgrund von Externalita¨ten ko¨nnen sich Ineﬃzienz und Fehlallokationen von Ressourcen
ergeben, da die Verursacher einer Externalita¨t lediglich ihre eigenen Kosten und Nutzen in
ihr o¨konomisches Kalku¨l einbeziehen und die durch ihr Verhalten ausgelo¨sten Kosten anderer
ignorieren bzw. von diesen fu¨r eventuelle Nutzenstiftungen nicht kompensiert werden. Turvey
(1963) macht aber deutlich, dass ein Eingreifen des Staates, der meist als Agierender außerhalb
des betrachteten o¨konomischen Systems angesehen wird, nicht notwendig ist, um eine optimale
Ressourcen-Allokation zu erreichen, wenn sowohl die Partei, welche die Externalita¨t erzeugt als
auch jene, welche unter diesen Eﬀekten leiden muss, bereit sind, miteinander zu verhandeln.
1Mas-Colell et al. (1995: 352) deﬁnieren Externalita¨ten ebenfalls allein u¨ber diese Bedingung.
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Sind Verhandlungen nicht mo¨glich oder erfolgreich, so kann aber mittels Besteuerung oder
Subventionierung durch den Staat eine Senkung2 oder Steigerung der die Externalita¨ten ver-
ursachenden Aktivita¨t und somit Eﬃzienz erreicht werden (Cornes und Sandler 1996), was
unter Umsta¨nden aber sehr kompliziert ist – die a priori -Empfehlung einer Steuer im Falle
von negativen Externalita¨ten (
”
external diseconomies“) wird von Turvey (1963: 312–313) als
unklug bezeichnet.
Die Beobachtung von Externalita¨ten allein ist kein eindeutiger Hinweis auf ein suboptimale
Ressourcenverteilung:
”
There is not a prima facie case for intervention in all cases where an
externality is observed to exist. The internal beneﬁts from carrying out the activity, net of
costs, may be greater than the external damage that is imposed on other parties.“ (Buchanan
und Stubblebine 1962: 381)
Externe Eﬀekte haben dann keine allokativen Wirkungen, und es sind keine Output-Kor-
rekturen erforderlich, wenn die notwendige Bedingung F 21 = 0 an der Stelle des Gleichge-
wichts-Output (p2 − c2) = 0 gegeben und die hinreichende Bedingung erfu¨llt ist, dass die
Gesamtkosten, verursacht durch die Externen Eﬀekte, die Gesamtnutzen nicht u¨bersteigen
(Mishan 1971: 3)3.
Viele Externalita¨ten ergeben sich nach Bator (1958: 370) aus dem
”
o¨ﬀentlichen“ Charakter
vieler Aktivita¨ten – der Mangel an wohl deﬁnierten Eigentumsrechten und das Fehlen von
Ma¨rkten sind wichtige Bestandteile vieler Situationen, in denen Externe Eﬀekte auftreten4.
Externe Eﬀekte ko¨nnen wiederum den Charakter o¨ﬀentlicher, aber auch privater Gu¨ter besit-
zen5. Fu¨r o¨ﬀentliche Gu¨ter, die im folgenden Abschnitt na¨her betrachtet werden sollen, stellen
sie notwendige und hinreichende Bedingung dar (Bonus 1980: 56).
8.1.2 O¨ﬀentliche und private Gu¨ter
”
A public good . . . is simply one with the property of involving a ’consumption externali-
ty’, in the sense of entering into two or more persons’ preference functions simultaneously“
(Samuleson 1969: 108).
Die entscheidenden Kriterien fu¨r eine Beschreibung o¨ﬀentlicher Gu¨ter sind nach Cornes
und Sandler (1996: 8–10, 143ﬀ.) die Nichtrivalita¨t im Konsum (was einer Unteilbarkeit
des Nutzens entspricht) und die Nichtausschließbarkeit von der Inanspruchnahmen des
2Es kann optimal sein, der Output x2n auf 0 zu setzen (Mishan 1971: 3).
3vgl. Buchanan und Stubblebine (1962: 381):
”
In full Pareto equilibrium, of course, these internal beneﬁts,
measured in terms of some numeraire good, net of costs, must be just equal, at the margin, to the external
damage that is imposed on other parties.“
4vgl. u.a. Cornes und Sandler (1996: 26ﬀ.):
”
The source of an externality is typically to be found in the
absence of fully deﬁned property rights.“
5vgl. hierzu den Abschnitt
”
Public versus private externalities“ in Baumol und Oates (1988: 19ﬀ.)
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Nutzens eines Gutes.
• Fu¨r ein Gut existiert keine Rivalita¨t im Konsum, wenn eine Einheit des Gutes durch ein
Individuum konsumiert werden kann, ohne andere (im Sinne der weitesten Auﬀassung
des Begriﬀs) vom Konsum derselben Einheit auszuschließen.
• Gu¨ter, deren Nutzen ohne Kosten vom Eigentu¨mer oder Anbieter zuru¨ckgehalten werden
ko¨nnen, generieren exklusive Nutzen – bei Nutzen, die allen verfu¨gbar sind, sobald das
Gut einmal angeboten wird, kann niemand vom Konsum ausgeschlossen werden.
Der Nutzen von privaten Gu¨tern kann nur von einem Individuum genossen werden und ist
exklusiv, wa¨hrend bezu¨glich des Nutzens rein o¨ﬀentlicher Gu¨ter keine Rivalita¨t besteht und
niemand davon ausgeschlossen werden kann.
Im Falle der privaten Gu¨ter wird das Pareto-Optimum erreicht, wenn Tausch und Produktion
dieser Gu¨ter eﬃzient sind. Weiterhin muss folgende u¨bergeordnete Bedingung erfu¨llt sein, die
Markt- und Produktionsseite zusammen fu¨hrt:
MRSxy = MRTxy, (8.4)
wobei MRSxy die fu¨r alle Individuen gleiche Grenzrate der Substitution darstellt (innere
Lo¨sung), wa¨hrend MRTxy mit dem Anstieg der Produktionsmo¨glichkeitsgrenze korrespondiert.
Die Grenzrate der Substitution zweier Gu¨ter muss also im Pareto-Optimum der Grenzrate der
Transformation eben dieser Gu¨ter entsprechen.
Fu¨r rein o¨ﬀentliche Gu¨ter gilt eine andere u¨bergeordnete Bedingung: diese Gu¨ter nu¨tzen
gleichzeitig allen Gesellschaftsmitglieder. Daher muss jeder der individuellen Grenznutzen be-
ru¨cksichtigt werden, wenn die Ressourcenallokation festgelegt wird. Pareto-Optimalita¨t fu¨r
rein o¨ﬀentliche Gu¨ter verlangt nach Samuelson (1954) und Samuelson (1955) die Erfu¨llung
der folgenden Bedingung erster Ordnung:
n∑
i=1
MRSizy = MRTzy (8.5)
(n = Zahl der Gesellschaftsmitglieder, z = das rein o¨ﬀentliche Gut, y = ein privates Gut).
Rein o¨ﬀentliche Gu¨ter mu¨ssen also stets die Bedingung der Produktionseﬃzienz befriedigen.
Fu¨r diese Gu¨ter mu¨ssen bezu¨glich der Tausch-Eﬃzienz keine Bedingungen erfu¨llt sein. Die
u¨bergeordnete Bedingung fu¨r rein o¨ﬀentliche Gu¨ter (die Summe der Grenzraten der Substitu-
tion aller Gesellschaftsmitglieder muss der Grenzrate der Transformation entsprechen) ist nicht
notwendigerweise erfu¨llt, wenn alle Individuen ihren perso¨nlichen Nutzen maximieren.
Die Nichtausschließbarkeit-Eigenschaft rein o¨ﬀentlicher Gu¨ter veranlasst die Individuen, zu
wenig zum Angebot des o¨ﬀentlichen Gutes beizutragen, da sie annehmen, dass sie sich auf den
Beitrag der anderen Gesellschaftsmitglieder verlassen ko¨nnen. Die Individuen haben also keinen
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Anreiz die Grenznutzen der anderen in ihre Entscheidung u¨ber ihren Beitrag zum o¨ﬀentlichen
Gut einzubeziehen. Solch ein Verhalten kann man als
”
free-riding“, falls kein Beitrag zur
Bereitstellung des o¨ﬀentlichen Gutes geleistet wird, oder im Falle eines geringen Angebotes
mit Cornes und Sandler (1996: 30, 159ﬀ.) als
”
easy-riding“ bezeichnen.
Zwischen rein o¨ﬀentlichen und rein privaten Gu¨tern spannt sich jedoch ein Kontinuum, in
das reale Gu¨ter eingeordnet werden ko¨nnen. In diesem Sinn sprechen Cornes und Sandler (1996:
57) von den weit ha¨uﬁgeren nicht rein o¨ﬀentlichen Gu¨ter, die zum Teil rivalisierend im Nutzen
sind und/oder von deren Nutzen man teilweise ausgeschlossen werden kann6. Im Aufsatz
von Samuleson (1969) wird allerdings deutlich, dass das
”
polar“ o¨ﬀentliche Gut seines ersten
Aufsatzes zu diesem Thema – Samuelson (1954) – durchaus keine Sonderstellung einnimmt,
dagegen aber der andere Pol, das private Gut, keine wirkliche Bedeutung hat:
”
Two poles
and a continuum in between? No. [We are left with] a knife-edge pole of the private-good
case, and with all the rest of the world in the public-good domain by virtue of involving some
’consumption externality’“. Doch:
”
much of reality may be found near to the pole of private
goods. . .“ (Samuleson 1969: 110).
Eine wichtige Untergruppe der nicht rein o¨ﬀentlichen Gu¨ter sind Clubgu¨ter7, von deren
Nutzen man ausgeschlossen werden kann, die aber zum Teil nicht rivalisierend im Konsum
sind, fu¨r die also ein Ausschlussmechanismus bzw. ein Pseudo-Markt-Instrument existiert,
mit dessen Hilfe Probleme durch mangelnde Oﬀenbarung der Pra¨ferenzen vermieden werden
(Cornes und Sandler 1996: 34).
Von einer bestimmten Nutzungsintensita¨t an gilt das Prinzip der Nichtrivalita¨t im Konsum
fu¨r viele o¨ﬀentliche Gu¨ter meist nicht mehr uneingeschra¨nkt; es kommt zu Stau-, Verstopfungs-
oder U¨bernutzungserscheinungen. Gu¨ter, bei denen solche Eﬀekte auftreten ko¨nnen, sind nicht
reine o¨ﬀentlichen Gu¨ter (
”
impure public goods“ (Cornes und Sandler 1996: 57–58)). Man kann
sie auch als
”
congestible public goods“ (Hampicke 1991: 70) bezeichnen.
Hinsichtlich der Folgen von U¨bernutzungen besteht ein wichtiger Unterschied zwischen rei-
nen Staueﬀekten, welche zwar den unmittelbaren Nutzen der Beteiligten verringern, bei ihrer
Behebung jedoch keine Folgen hinterlassen, und Substanzzehrungen mit Folgescha¨den. Viel
diskutiert in diesem Zusammenhang ist die Allmende oder
”
common property“, obwohl die
Nutzung solcher Ressourcen gerade zur Vermeidung von U¨bernutzung nur auf die Mitglieder ei-
ner Nutzergemeinschaft beschra¨nkt und bezu¨glich der Inputniveaus der individuellen Mitglieder




bads“) siehe auch Cornes und Sandler (1996: 51–63)
7Die Anlagen/Einrichtungen eines Clubs sind nur fu¨r Clubmitglieder verfu¨gbar, weshalb sie keine rein o¨ﬀent-
lichen Gu¨ter darstellen – es existiert keine endliche Beschra¨nkung fu¨r das Gleichgewicht oder eine optimale
Gro¨ße der Gemeinschaft, vielmehr generiert jeder Beitretende Nutzen fu¨r die Mitglieder dadurch, dass die
Pro-Kopf-Kosten einer gegebenen Quantita¨t des o¨ﬀentlichen Gutes sinken. Clubgu¨ter weisen allerdings
U¨berfu¨llungspha¨nomene auf, was die erwu¨nschte Gro¨ße des Clubs einschra¨nkt (Cornes und Sandler 1996:
62–63).
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reglementiert ist und Vorschriften fu¨r die Verteilung des Gesamtoutputs unter den Mitgliedern8
bestehen. Beispiele fu¨r u¨bernutzte Ressourcen, bei denen Substanzzehrung zu beobachten ist,
bzw. Nutzungsregimes, bei denen ein Anreiz zur U¨bernutzung besteht, fallen viel eher unter
den Begriﬀ
”
open-access“9 auf dem in folgenden Abschnitt eingegangen wird.
Mishan (1971: 9ﬀ.) macht auf die Schwierigkeiten der Deﬁnition o¨ﬀentlicher Gu¨ter, deren
Diskrepanz zu realen Beispielen fu¨r derartige Gu¨ter und die Mehrdeutigkeit der von Samuelson
(1954) formulierten optimalen Bedingungen fu¨r o¨ﬀentliche und private Gu¨ter aufmerksam.
Er deﬁniert schließlich o¨ﬀentliche Gu¨ter als Gu¨ter, die auf lange Sicht keine zurechenbaren
Ressourcenkosten aufweisen (wie z.B. Autobahnen, Bru¨cken und Straßen), wohingegen Kran-
kenha¨user und Schulen keine Kollektivgu¨ter im Sinne dieser Deﬁnition sind. Weiterhin wird
darauf hingewiesen, dass der Unterschied zwischen den eng miteinander verwandten Konzep-
ten zu Kollektivgu¨tern und Externalita¨ten allein in der Motivation besteht – der Nutzen, den
eine Person 1 beim Konsum eines privaten Gutes erzeugt, ist nicht beabsichtigt, wa¨hrend der
Nutzen eines o¨ﬀentlichen Gutes erwartet und vorgesehen ist10.
8.1.3 Property Rights
In den Besitzverha¨ltnissen und Nutzungsformen von Gu¨tern unterscheiden verschiedene Auto-
ren drei bzw. vier verschiedene Typen. Stevenson (1991: 57–59) erkennt eine
”
Private Proper-
ty, Common Property, Open Access Trichotomy“ in der Ressourcennutzung, wa¨hrend Lerch
(1996: 267) in Anlehnung an Stevenson (1991) zwischen Privateigentum,
”
open access“ (Feh-
len jeglicher Zugangs- oder Verfu¨gungsrechte an einer Ressource) und
”
limited open access“
(Situation des beschra¨nkt freien Eintritts, bei der die Zahl der Nutzer begrenzt ist, fu¨r die
individuelle Nutzung aber keine Regulierung existiert), sowie Gemeineigentum (in einer klar
abgegrenzten Gruppe von Eigentu¨mern ist die individuelle Ressourceninanspruchnahme vorab
festgelegt und folgt speziﬁschen Regeln) unterscheidet. Nach Lerch (1996) scheinen nur auf
Grundlage einer solch klaren Begriﬀsabgrenzung und unter Beachtung der mit den jeweili-
gen Eigentumsformen verbundenen Transaktionskosten in einer o¨konomischen Analyse exakte,
theoretische fundierte Aussagen zu Problemen der Ressourcennutzung mo¨glich.
Auch Bromley (1997: 2–3) unterscheidet vier große Typen von Ressourcen-Management-
8
”
. . . communities . . . place constraints on individual´s exploitation of open access resources – avoiding some
of the problems of overexploitation of potentially open access resources. The resulting regimes involve
neither wholly open access for all comers to an unpriced resource nor the assignment of exclusive rights
to a particular group that hires out the services of the resource in question.“ Cornes und Sandler (1996:
60, eigene Hervorhebungen)
9Es existieren keine wohl-deﬁnierten Eigentumsrechte. Obwohl die Aktivita¨t eines jeden Individuums die fu¨r
andere verfu¨gbaren Dienstleistungen dezimiert und somit negative Externalita¨ten verursacht, hat jeder frei-
en Zugang zu der Ressource und zahlt lediglich die Kosten des Inputs fu¨r die Extraktion (z.B.Arbeitskraft)
(Cornes und Sandler 1996: 58–59).
10Cornes und Sandler (1996: 51ﬀ.) hingegen sehen in o¨ﬀentlichen Gu¨tern einen Spezialfall von Externalita¨ten.
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Regimes, die allerdings nicht mit den vier Typen von Lerch (1996) u¨bereinstimmen. Die großen
Managementregimes, die seiner Auﬀassung nach die Aufmerksamkeit von Umwelto¨konomen
verdienen, lauten:
”
(1) state-property regimes; (2) private-property regimes; (3) common-
property regimes; and (4) non-property regimes (open access)“11.
Dieser letzten Unterteilung von Systemen des Ressourcenmanagements bzw. der Organisati-





limited open access“ wird also, vor allem weil durch eine Zugangsbeschra¨nkung
zu einer Ressource noch nicht die Anreize zu ihrer U¨bernutzung beseitigt sind, vernachla¨ssigt.
Ko¨nnen die Eigentumsrechte an einer Ressource an Individuen oder Gruppen verteilt, die
Ressource also
”
privatisiert“12 werden, so kann sich eine dezentralisierte spontane Marktlo¨sung
ergeben – Nutzer der Ressource zahlen dann einen Marktpreis fu¨r ihre Inanspruchnahme an
deren Besitzer (Cornes und Sandler 1996: 60). Einige O¨konomen sehen ein
”
private-property“-
Regime als einziges an, mit dem eine angemessene Behandlung von Naturressourcen mo¨glich
ist. Es wird argumentiert, dass sich o¨konomische Eﬃzienz nur ergeben kann, wenn individuelle
Entscheidungstra¨ger die exklusiven Verfu¨gungsrechte u¨ber ein Vermo¨gen (in diesem Fall u¨ber
die Naturressource) besitzen. Was allerdings voraussetzt, dass diese Entscheidungstra¨ger u¨ber
vollsta¨ndige Information verfu¨gen, alle Ressourcen teilbar und mobil sind und die Marktpreise
durch die Entscheidungstra¨ger nicht beeinﬂusst werden ko¨nnen.
Bromley (1997) zeigt jedoch, dass es fu¨r einen informierten Besitzer rational sein kann, eine
Ressource zu zersto¨ren, wenn die Wachstumsrate dieser Ressource geringer als seine Zeitpra¨fe-
renzrate ist, dass es aufgrund des Auftretens von Externalita¨ten ha¨uﬁg einen oﬀensichtlichen
Konﬂikt zwischen privaten und kollektiven Interessen in einer Gesellschaft gibt und eine Pri-
vatisierung in einigen, jedoch besonders bedeutsamen Fa¨llen technisch und administrativ nur
schwer umsetzbar ist – es scheint nicht mo¨glich, die weltweiten Fischbesta¨nde oder die At-
mospha¨re einem alleinigen privaten Besitzer zu u¨berschreiben, der diese dann angemessen
verwalten kann. Das Management von Naturressourcen in Privateigentum kann daher nur
unter bestimmten Umsta¨nden ein gesellschaftlich eﬃzientes Angebot dieser Ressource hervor-
zubringen.
Dem Privateigentum gegenu¨ber steht die vo¨llige Abwesenheit wohl deﬁnierter Eigentums-
rechte im Fall von
”
open-access“-Ressourcen. Dazwischen kann man die Verwaltung von Res-
sourcen durch eine zentrale Institution, welche die betreﬀende Ressource bzw. deren Ausbeu-
tung reguliert, und das
”
common property“-Regime ansiedeln.
Die Kontrolle u¨ber die Ressourcennutzung und Management einer natu¨rlichen Ressource
kann sich z.B. in der Hand des Staates in Form von verschiedenen Verwaltungsinstitutionen
11Vgl. auch Cornes und Sandler (1996: 60)
12Mit Bromley (1997: 6):
”
Here the range of discretion open to the owner(s) is fairly extensive and will include
the right to control, the right to transfer, the right to use, and several other aspects signifying relative
autonomy for the owner.“
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beﬁnden. Diese Institutionen sind dann verantwortlich fu¨r die Ausfu¨hrung der Wu¨nsche ei-
ner gro¨ßeren politischen Gemeinschaft. Beispiele fu¨r derart verwaltete Ressourcen sind u.a.
Staatsforste und Nationalparks. Die staatlichen Naturressourcen werden entweder direkt von
den staatlichen Institutionen verwaltet oder fu¨r begrenzte Zeitra¨ume an Individuen bzw. Grup-
pen (z.B. Holzproduzenten oder Ja¨ger) verpachtet – zum usus fructus mit nur geringem
Ermessensspielraum. Individuen oder Gruppen du¨rfen diese Ressource nur mit Genehmigung
der staatlichen Verwaltung nutzen.
Unter solch einem Regime kann es zur Degradation der Ressource kommen, falls die zusta¨ndi-
ge Institution nicht in der Lage ist, das Verhalten und den Umgang der autorisierten Nutzer
mit der Ressource zu kontrollieren – aufgrund von Unwissen u¨ber die richtige Nutzung oder
mangelnden Mitteln fu¨r die rechtzeitige Durchsetzung von Entscheidungen, oder wenn die
politischen Prozesse nicht resistent gegen die Einﬂussnahme von Lobbyisten sind.
Eine ganz andere Form des Ressourcenmanagements ist das Gemeineigentum (
”
common
property“), das im folgenden diskutiert und dessen Unterschiede zum
”
open-access“-Regime
von natu¨rlichen Ressourcen, mit dem das Gemeineigentum in der Vergangenheit zum Teil
verwechselt worden ist13, dargestellt werden soll.
Wenn alle Individuen freien Zugang zu einer Ressource haben, fu¨r die keine Besitzrechte gel-
ten und kein Marktpreis existiert, und jedes Individuum lediglich seine eigenen Ausbeutungsko-
sten beru¨cksichtigt, obwohl die Aktivita¨t eines jeden Individuums Einﬂuss auf die Verfu¨gbarkeit
der Ressource fu¨r die jeweils anderen Individuen hat, kann man von einem
”
open-access“-
Regime sprechen. Fu¨r solche Ressourcen besteht die Gefahr der U¨bernutzung. Bromley (1997:
11) weist auch in Bezug auf die Notwendigkeit eines institutionellen Rahmens fu¨r Investitionen
in Ressourcen darauf hin, dass
”
. . . the institutional vacuum of open access ensures that use
rates will eventually deplete the asset and the investment will have been for naught“.
Die meisten Umweltprobleme ko¨nnen auf
”
open access“-Regime von Ressourcen zuru¨ck-
gefu¨hrt werden – z.B. die Verschmutzung von Ozeanen und der Luft oder die U¨bernutzung
von Fischbesta¨nden. Wenn fu¨r Menschen eigentlich wertvolle Naturressourcen fu¨r den er-
sten Interessenten verfu¨gbar und ausbeutbar sind, liegt das nach Bromley (1997) entweder
daran, dass sie noch nicht durch ein Gesellschaftssystem in seiner Gesetzgebung beru¨cksich-
tigt worden sind, oder aber dass diese Ressourcen aufgrund von institutionellen Fehlern, die
existierende kollektive oder individuelle Managementsysteme unterminieren, erst zu
”
open ac-
cess“-Ressourcen gemacht wurden. So beginnt eine Lo¨sung von Umweltprobleme gewo¨hnlich
mit der Beru¨cksichtigung der Probleme aus dem
”
open access“.
Eine mo¨gliche Darstellungsform dieses Problems ﬁndet sich in Cornes und Sandler (1996:
58–59). Der Proﬁt einer typischen Firma (Preisnehmer)14 aus der Ausbeutung einer
”
open-




tragedy of the commons“
ﬁndet sich z.B. in Lerch (1996: 256–263)
14Meist werden
”
open-access“-Ressourcen mit Hilfe Proﬁt maximierender Firmen als individuelle Entschei-
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access“-Ressource kann danach folgendermaßen in Output-Einheiten ausgedru¨ckt werden:
π = [l/L]F (L)− wl, (8.6)




i) und w fu¨r den kompetitiven Arbeitslohn steht. F (·) ist eine Produktionsfunktion
mit sinkenden Skalenertra¨gen, so dass bei allen Output-Niveaus gilt: das Durchschnittsprodukt
der Arbeit, F (·)/L, ist gro¨ßer als ihr Grenzprodukt, F ′(·). Ein mo¨gliches Beispiel fu¨r eine
derartig beschreibbare Ressource beinhaltet eine Anzahl von Fischereiﬁrmen mit freiem Zugang
zu einer potentiell produktiven Ressource – hier ein Fischgrund. Obwohl die Aktivita¨t jedes
Individuums die fu¨r andere verfu¨gbare Menge der Dienstleistungen der Ressource verringert
und so eine negative Externalita¨t verursacht, kann doch jeder die Ressource frei nutzen, allein
unter Beru¨cksichtigung der Kosten seines eigenen Inputs, z.B. Arbeitsstunden.
Gemeinschaften ko¨nnen Bedingungen oder Vorschriften fu¨r die individuelle Nutzung einer
Ressource, die sich in ihrem Besitz beﬁndet, beschließen und so U¨bernutzung vermeiden. Ne-
ben einer Beschra¨nkung des Zugangs sind im Rahmen der Gemeinschaftsnutzung zusa¨tzliche
Regelungen, z.B. Vorschriften bezu¨glich des Input-Niveaus der Nutzer und der Verteilung des
Gesamtoutputs unter den Gemeinschaftsmitgliedern, no¨tig, um eine funktionierende
”
common
property“-Situation zu erhalten15. Dabei ist erkennbar, dass es in Bezug auf den Ausschluss
von Nicht-Eigentu¨mern von Nutzung und Entscheidungen u¨ber die Ressourcennutzung eindeu-
tige Parallelen zu privaten Gu¨tern gibt16. Obwohl man bezu¨glich Natur, Gro¨ße und Struktur
ein weites Spektrum von Eigentu¨mer-Gemeinschaften beobachten kann, sind sie doch alle
soziale Gruppen mit einer festgelegten Mitgliedschaft und festen Grenzen, mit gewissen ge-
meinsamen Interessen und wenigstens einigen Wechselwirkungen zwischen den Mitgliedern,
sowie gemeinsamen kulturellen Werten und einem eigenen endogenen Einﬂusssystem. Beispie-
le fu¨r Natur-Ressourcen unter
”
common property“-Regime sind Acker- und Weideland und
Wasserressourcen. Eigentu¨mergemeinschaften ko¨nnen zum Beispiel Stammesgruppen oder -
untergruppen, Stadtteil- oder Nachbarschaftsgemeinschaften etc. sein.
Essenziell fu¨r solche Gemeinschaften ist ein Einﬂusssystem, das Rechte und Pﬂichten eﬀektiv
durchsetzen kann. Die Befolgung bestimmter Regeln, ihr Schutz und ihre Durchsetzung durch
geeignete Institutionen ist fu¨r die Aufrechterhaltung jeder Form von Besitz notwendig. Privatei-
gentum wu¨rde nicht funktionieren ohne das erforderliche Einﬂusssystem, das die Einhaltung von
Rechten und Pﬂichten absichert. Was auch fu¨r Gemeinschafts- und Staatseigentum gilt. Sollte
dungstra¨ger modelliert. Doch auch eine Darstellung fu¨r Nutzen maximierende Konsumenten ist mo¨glich,
da Konsum-Aktivita¨ten oft Probleme mit gleicher Struktur verursachen ko¨nnen. Siehe hierzu Cornes und
Sandler (1996: 59)
15Vgl. Lerch (1996: 262)
16Der Unterschied zwischen Privat- und Gemeineigentum besteht vor allem in der Zahl derer, die von Aus-
schluss bzw. Zulassung zur Nutzung betroﬀen sind. Daneben scheinen die Mitglieder einer Eigentu¨mer-
Gemeinschaft eher mit einer Absenkung ihres Lebensstandard als mit dem Ausschluss von Mitgliedern und
deren Verlust ihrer Eigentumsrechte einverstanden zu sein (vgl. Bromley 1997: 9–10).
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die Amtsgewalt versagen, so ist ein umfassendes Management der Naturressourcen nicht mehr
mo¨glich – jede Form der Organisation von Eigentum (Privat, Gemeinschaftlich oder Staatlich)




It is indeed the management-subsystem,
with its authority mechanisms and ability to enforce operating rules and system maintenance
provisions, that ensures the particular property regime is adhered to, and its systemic integrity
(or system equilibrium) is well protected“ (Bromley 1997: 9).
Eine Ordnung des Gemeineigentums erfordert Tauschrechte, Vorschriften u¨ber die Verteilung
von o¨konomischen Netto-U¨berschu¨ssen, ein speziﬁsches Management-System und dazugeho¨ri-
ge Mechanismen zu ihrer Durchsetzung. Sollte auch nur eine dieser Komponenten gesto¨rt sein
oder fehlen, versagt das gesamte System und ho¨rt nach Bromley (1997: 9–10) auf, als Eigen-
tumsordnung zu funktionieren.
Mit Cornes und Sandler (1996: 60–61) kann man derartig verwaltete Ressourcen mit Hilfe
der Beeinﬂussung des mo¨glichen Sets an Proﬁt bzw. Nutzen maximierenden Allokationen, aus
dem die Individuen wa¨hlen, beschreiben, beispielsweise:
uj = U j(lj, yj) = U j(lj, F (L)/n). (8.7)
Hier ist U j die Nutzenfunktion des Individuums j, lj – um beim obigen Beispiel zu bleiben
– die Anzahl der Stunden, die das Individuum j fu¨r das Fischen verwendet, yj steht fu¨r den
Output seiner Aktivita¨t, der auch von den Aktivita¨tsniveaus und der Menge der anderen Nutzer
abha¨ngig ist. Die Gesamtzahl der Nutzer der Ressource betra¨gt n.
Klassisches Beispiel fu¨r ein
”
common property“-System mit Beschra¨nkung der Gro¨ße der
Gemeinschaft der Nutzer und deren Input-Niveau ist die Viehwirtschaft in einem Teil der
Schweizer Alpen – die Landwirte dort du¨rfen nur soviel Vieh auf die Sommerweiden treiben,
wie im Winter auch versorgt werden ko¨nnen (Cornes und Sandler 1996: 61).
Gemeinschafteigentum wird nach Bromley (1997: 10) degradiert, wenn zum einen die Ge-
meinschaftsregeln aus verschiedenen Gru¨nden (z.B. steigende Mitgliederzahlen oder schwin-
dende Wirtschaftsmo¨glichkeiten in der Umgebung der Gemeinschaftsressource) nicht mehr ein-
gehalten werden. Zum anderen kann die Geringscha¨tzung von Gemeinschaftseigentum durch
den Staat dazu fu¨hren, dass auf Zwa¨nge oder Bedrohungen der Naturressource in Gemein-
schaftsbesitz nicht angemessen reagiert wird.
8.2 Die Dienstleistungen von Feuchtgebieten aus
o¨konomischer Sicht
Die in Abschnitt 4 zusammengefassten Dienste bzw. Gu¨ter, die von funktionierenden Feucht-
gebieten bereitgestellt werden, ko¨nnen nach den im vorangegangenen Abschnitt vorgestellten
Konzepten von o¨ﬀentlichen und privaten Gu¨tern eingeordnet werden.
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Einen U¨berblick dazu gibt Tabelle 8.1, die eine Erweiterung der Tabelle 4.1 darstellt. Die aus
o¨konomischer Sicht v.a. als
”
privat“ einzuordnenden Gu¨ter bzw. Dienstleistungen sind hier rot
gekennzeichnet.
”
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(z.B. Kies oder Sand)
Tabelle 8.1: Gemeinsame und spezielle Dienstleistungen der verschiedenen Typen von Feucht-
gebieten sowie mo¨gliche Alternativen der Fla¨chennutzung, rot: vor allem private
Gu¨ter produziert, gru¨n: o¨ﬀentliche und private Gu¨ter bereitgestellt, blau: o¨ﬀent-
liche Gu¨ter, eigene Darstellung
Diese U¨bersicht macht deutlich, dass Feuchtgebiete in erster Linie o¨ﬀentliche Gu¨ter bereit-
stellen, wa¨hrend meist erst nach einer Zersto¨rung dieser O¨kosysteme auf den entsprechen-
den Fla¨chen in gro¨ßerem Umfang auch private Gu¨ter generiert werden ko¨nnen. Eine Nutzung
auf geringem Produktivita¨tsniveau (
”
extensive Landwirtschaft“), die die Erhaltung der Funk-
tionalita¨t des O¨kosystems erlaubt, ermo¨glicht die gleichzeitige Produktion von privaten und
o¨ﬀentlichen Gu¨tern. Fu¨r Nutzungen auf ho¨heren Produktivita¨tsniveaus ist eine Vera¨nderung
der Standortbedingungen (Entwa¨sserung, Eindeichung etc.) erforderlich, was nicht mehr mit
der
”
Produktion“ o¨ﬀentlicher Gu¨ter vereinbar ist (vgl. Cotty und Voituriez 2003). Solange die
Bereitstellung o¨ﬀentlicher Gu¨ter nicht honoriert wird, bestehen daher starke Anreize fu¨r die
Fla¨cheneigentu¨mer, die Nutzungsart zu a¨ndern und dadurch ihren individuellen Gewinn aus
der Fla¨chennutzung zu optimieren.
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Als Grundlage fu¨r eine Honorierung der aus gesamtgesellschaftlicher Sicht erwu¨nschten
Dienstleistungen von Feuchtgebieten muss deren Bewertung gesehen werden. Die folgenden
Abschnitte erla¨utern das Vorgehen bei der Erfassung der Wertscha¨tzung von Feuchtgebieten
bzw. deren Dienste, also von Gu¨tern, die bisher nicht auf Ma¨rkten gehandelt werden und von
denen daher keine Preise bekannt sind. Daneben werden Ergebnisse verschiedener repra¨senta-
tiver Bewertungsstudien vorgestellt.
8.3 Der Nutzen von Feuchtgebieten
Zuna¨chst erfolgt eine kurze Betrachtung des
”
Wertes“ von Feuchtgebieten aus Sicht der O¨ko-
nomik17, bevor dann die Ergebnisse einiger Bewertungsstudien sowie von Metaanalysen zu
diesem Thema vorgestellt werden. Im Abschnitt IV.17.5 wird dann der Versuch unternommen,
die hier zusammengetragenen Wertscha¨tzungen dieser O¨kosysteme auf das Vorhaben der Ab-
siedlung zugunsten der Renaturierung eines Feuchtgebietes anzuwenden und den ermittelten
volkswirtschaftlichen Kosten mo¨gliche volkswirtschaftliche Nutzen des Vorhabens gegenu¨ber
zu stellen.
8.3.1 Der o¨konomische Wert eines Feuchtgebietes
In Abha¨ngigkeit von Typ und Auspra¨gung haben Feuchtgebiete eine Reihe von o¨konomischen
Funktionen – sie stellen bestimmte Dienstleistungen bereit, die fu¨r Menschen wertvoll sind und
sich aus den o¨kologischen und physikalischen Funktionen der Feuchtgebiete ableiten (Brander
et al. 2003), wie Tabelle 8.2 deutlich macht.
Diese O¨kosysteme tragen also direkt oder indirekt zur Bedu¨rfnisbefriedigung von Individuen
bei, z.B. durch die Bereitstellung von Trinkwasser. Doch auch in Produktionsprozessen spielen
Feuchtgebiete z.T. eine wichtige Rolle, z.B. in der Land-, Fischerei- und Forstwirtschaft, aber
auch als Ziele und Senken von Schadstoﬀemissionen in Luft und Gewa¨sser. Feuchtgebiete
”
produzieren“ o¨konomische Gu¨ter und Produktionsfaktoren, die einen o¨konomischen Wert
besitzen, da sie nicht im U¨berﬂuss zur Verfu¨gung stehen, sondern knapp sind (nach Marggraf
und Streb 1997: 27f.). Problematisch ist allein, dass die von Feuchtgebieten bereitgestellten
Gu¨ter und Dienstleistungen meist o¨ﬀentliche Gu¨ter darstellen, deren Werte in vielen Fa¨llen
nicht bekannt sind.
Dies ist nach Hampicke (1991: 82f.) zum Teil auch auf die Tatsache zuru¨ckzufu¨hren, dass
die betreﬀenden Gu¨ter lange Zeit nicht knapp waren, sondern erst in ju¨ngerer Vergangenheit
17Eine ausfu¨hrlichere Darstellung des Begriﬀes
”
Wert“ aus o¨konomischer Sicht erfolgt in Abschnitt IV.15.3.
Da dieser Begriﬀ in Teil IV. eine besondere Rolle spielt, wird er erst dort und nicht an dieser Stelle
angemessen eingefu¨hrt. In diesem Abschnitt liegt der Schwerpunkt auf der tatsa¨chlichen Wertscha¨tzung,
die den Funktionen von Feuchtgebieten durch Individuen beigemessen wird.
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knapp geworden sind. In diesen Fa¨llen ist nie nach der Wertscha¨tzung der Nutznießer gefragt
worden (z.B. welche Kosten sie bereit wa¨ren zu tragen, um in den Genuss eines der Gu¨ter zu
gelangen). Es existiert dann eine Bewertungslu¨cke, die sich im o¨konomischen System, sobald
Knappheit entsteht, mit verheerenden Folgen fortpﬂanzt. Im o¨konomischen Leben ist z.B. der
Wert einer Kranichbeobachtung keine Gro¨ße, er ist unbekannt und spielt in keiner Transaktion
eine Rolle. Deshalb sind auch Eigentumsrechte an o¨kologischen Gu¨tern, soweit sie sich nicht
auf kommerzielle Aspekte beziehen, gar nicht oder ho¨chst vage formuliert. So hat z.B. niemand
ein Recht darauf, Kraniche ziehen zu sehen.
Die Werte, die mit den Feuchtgebietsdienstleistungen verbunden sind, lassen sich verschie-
denen Komponenten des total economic value zuordnen. Man unterscheidet darin Werte aus
der direkten Nutzung (direct use values), Werte aus der indirekten Nutzung der natu¨rlichen
Funktionen von Feuchtgebieten (indirect use values) und von einer Nutzung unabha¨ngige Wer-
te (non-use values – gegenwa¨rtige oder zuku¨nftige (potentielle) Werte der Naturressource),
die vor allem von der Existenz der Ressource abha¨ngen (Brander et al. (2003) und Barbier
et al. (1997), siehe auch Tabelle 8.3).
Da viele der werthaften Dienstleistungen von Feuchtgebieten nicht direkt oder indirekt auf
Ma¨rkten gehandelt werden, so dass ihr Wert nicht direkt beobachtbar ist, bedarf es einer
Scha¨tzung des Wertes der Ressource, wofu¨r eine Reihe von Bewertungsverfahren entwickelt
worden sind: u.a. kontingente Evaluierung, hedonische Bepreisung, Reisekosten-Methode, Er-
satzkosten-Methode, Netto-Faktoreinkommen-Ansatz, Produktionsfunktionsmethode, Markt-
preise/Gesamterlo¨s-Ansatz und Opportunita¨tskosten-Ansatz, die in Tabelle 8.4 kurz erla¨utert
sind. Die Anwendbarkeit dieser Methoden ist sehr stark von der jeweiligen Dienstleistung, die
bewertet werden soll, abha¨ngig. Spalte vier der Tabelle 8.2 zeigt, welche Bewertungsmethode
generell fu¨r welche Dienstleistung eines Feuchtgebietes anwendbar ist. Außerdem sei auf die
Auﬂistung von Vor- und Nachteilen verschiedener o¨konomischer Ansa¨tze und Bewertungsme-
thoden in Barbier et al. (1997: Appendices 2 u. 3) hingewiesen.
8.3.2 Ergebnisse von Bewertungsstudien
In der Vergangenheit wurde eine Vielzahl von Studien zur gesellschaftlichen Wertscha¨tzung von
Feuchtgebieten bzw. deren Dienstleistungen erstellt. Daher werden im folgenden Abschnitt vor
allem die Ergebnisse von Meta-Analysen vorgestellt. Diese Analysen machen inzwischen deut-
lich, dass nur schwer
”
der“ Wert je Fla¨cheneinheit Feuchtgebiet, der fu¨r die Gesamtheit derarti-
ger O¨kosysteme Gu¨ltigkeit besitzt, ermittelt werden kann. Die Ergebnisse einiger ausgewa¨hlter
Studien werden im folgenden beispielhaft vorgestellt. Tabelle 8.5 bietet eine U¨bersicht u¨ber
deren Ergebnisse.
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Ecological function Economic function Value type Valuation method(s)
ﬂood and ﬂow control storm protection indirect use value replacement cost, market
prices, opportunity cost
storm buﬀering storm protection indirect use value replacement cost, producti-
on function




water supply indirect use value replacement cost, producti-













habitat and nursery for







direct use value CVM, replacement cost,
market prices, NFI, travel
cost method (TCM)
biological diversity potential future use; ap-












climate stabilization indirect use value production function
carbon sequestration reduced global warming indirect use value replacement cost
natural environment amenity, recreational
activities
direct use value hedonic pricing, CVM,
TCM
Tabelle 8.2: O¨kologische und o¨konomische Feuchtgebietsfunktionen, Werttypen und u¨bliche
Bewertungsansa¨tze zu ihrer Messung, aus: Brander et al. (2003: 6)
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Use Values Non-Use-Values
Direct Use Value Indirect Use Value Option and Quasi-
Option Value
Existence Value
ﬁsh nutrient retention potential future (direct
and indirect) uses
biodiversity
agriculture ﬂood control future value of informa-
tion
culture, heritage









Tabelle 8.3: Klassiﬁkation des o¨konomischen Gesamtwertes von Feuchtgebieten, aus: Barbier
et al. (1997: 6)
Woodward und Wui (2001) fu¨hrten eine Meta-Analyse u¨ber 39 Bewertungsstudien18 u¨ber
Feuchtgebiete bzw. deren Funktionen und deren Werte durch. Unter der Annahme, dass der
Wert eines Feuchtgebietes von dessen physikalischen, o¨konomischen und geographischen Ei-
genschaften abha¨ngig ist, leiten die Autoren aus den Ergebnissen der verwendeten Studien in
ihrer Analyse eine Bewertungsfunktion ab, wobei auch die Art der Untersuchung, ihre Qualita¨t
sowie die der erhobenen Daten beru¨cksichtigt werden.
Es zeigt sich, dass die angewendete Bewertungsmethode Einﬂuss auf die Ergebnisse einer
Studie hat. Daneben produzieren Studien von schwa¨cherer Qualita¨t tendenziell ho¨here Werte
und weisen ho¨here Standardfehler auf – die Pra¨zision der Ergebnisse von Bewertungsstudien
wird demnach ebenfalls von deren Qualita¨t entscheidend beeinﬂusst. Woodward und Wui
(2001: 269) weisen schließlich darauf hin, dass die Vorhersage des Wertes eines Feuchtgebietes
auf der Grundlage vorhandener Studien (ein so genannter
”
beneﬁt transfer“) sehr unsicher und
die Bewertung des Einzelfalls meist erforderlich ist.
Der von Woodward und Wui (2001: 268) abgeleitete Wert eines Feuchtgebietes mit der
18Mehr als die Ha¨lfte dieser Studien beziehen sich auf Feuchtgebiete in den USA. Daneben wurden auch
Studien aus Australien, Kanada, Mexiko, Schweden, Schottland, O¨sterreich und Nigeria in die Untersuchung
einbezogen.
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Valuation Method Short description Welfare measure
Contingent Valuation
(Kontingente Bewertung)
Hypothetical questions to obtain Willing-




Estimate demand (WTP) for wetland




Estimate WTP for wetland using price










Assign value as revenue of an associated




Cost of replacing the wetland function
with an alternative technology
Estimates a value larger
than the existing cost of




Value of next best alternative use of re-
sources (e.g. agricultural use of water and
land)
Consumer surplus, Produ-
cer surplus, or total revenue




Assigns value equal to the total revenue of
goods/services associated with the wet-
land
Total revenue
Tabelle 8.4: Bewertungsmethoden und damit verbundene Wohlfahrtsmaße, vera¨ndert nach:
Brander et al. (2003: 9)
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einzigen Dienstleistung19 Hochwasserschutz liegt im Mittel bei 393US$20 je Acre21 (89–
1 747US$/Acre) bzw. 971,09US$ je Hektar (219,92–4 316,78US$/ha).
Eine weitere Meta-Analyse u¨ber 190 Bewertungsstudien mit insgesamt 215 einzelnen Be-
obachtungen von Werten von Feuchtgebieten stammt von Brander et al. (2003), worin ins-
besondere auf den positiven Einﬂuss sozio-o¨konomischer Faktoren, wie Pro-Kopf-BIP und
Einwohnerdichte, fu¨r die Bewertung dieser O¨kosysteme hingewiesen wird – je ho¨her die Be-
siedlungsdichte und je wohlhabender ein Gebiet, desto ho¨her werden Feuchtgebiete bewertet22.
Im Gegensatz zu Woodward und Wui (2001) stellen die Autoren fest, dass CVM23-Studien
tendenziell zu ho¨heren Scha¨tzungen der Werte von Feuchtgebieten fu¨hren als andere Metho-
den. Wie Woodward und Wui (2001) ko¨nnen die Autoren jedoch keine signiﬁkante Beziehung
zwischen der Gro¨ße eines Feuchtgebietes und seines Werts, also keine steigenden Skalener-
tra¨ge feststellen, obwohl einige o¨kologische Funktionen durchaus ein bestimmtes Minimum
an Feuchtgebietsﬂa¨che verlangen. In dieser Studie wurde unter den verschiedenen Funktionen
von Feuchtgebieten die Verbesserung der Wasserqualita¨t am ho¨chsten bewertet. Wie auch
Woodward und Wui (2001) mahnen Brander et al. (2003: 27–31) zur Vorsicht bei der U¨ber-
tragung von Werten (
”
value transfer“) aus Bewertungsstudien bzw. Meta-Analysen auf bisher
unbewertete O¨kosysteme.
Auf der Meta-Analyse von Brander et al. (2003) aufbauend pra¨sentieren Schuyt und Brander
(2004) Scha¨tzungen der Werte verschiedener Feuchtgebietstypen sowie der verschiedenen
Funktionen dieser O¨kosysteme. Der durchschnittliche Wert von Feuchtgebieten betra¨gt da-
nach 3 000US$24 je ha und Jahr25. Die Studie beru¨cksichtigt allerdings aufgrund fehlender
Untersuchungen nicht die Werte von Flu¨ssen und U¨berschwemmungsﬂa¨chen.
Im Gegensatz zu Schuyt und Brander (2004) kann Meyerhoﬀ (1999) einige Studien (
”
Con-
tingent Valuation Method“-Studien) zur Bewertung von Flu¨ssen und Flusslandschaften ins-
besondere im deutschsprachigen Raum vorstellen. So ermittelten etwa Gren et al. (1995, in
Meyerhoﬀ (1999: 86)) eine Wertscha¨tzung der Donauauen in Deutschland in Ho¨he von 954DM
je ha und Jahr, wobei diese Gro¨ße als Untergrenze des o¨konomischen Wertes anzusehen ist, da
aufgrund der Datenverfu¨gbarkeit nur eine Auswahl der o¨kologischen Leistungen der Flussau-
en bewertet werden konnte. Zu einem Ergebnis in a¨hnlicher Ho¨he gelangten auch Hampicke
und Scha¨fer (1997) fu¨r das Biotop Isarmu¨ndung (ein Biotop von hervorragender o¨kologischer
Bedeutung). Dessen Wert betra¨gt den Autoren zufolge 1000DM je ha und Jahr. Ebenfalls in
19
”
Do not represent marginal values and cannot be summed to obtain the value of multiple function wetlands.“
(Woodward und Wui 2001: 268)
20Standardisiert auf Jahr 1990 US $
211 Acre = 0,4047 ha




24Standardisiert auf Jahr 2000 US$. Linksschiefe Verteilung: Median bei 170US$ ha−1a−1.
25Vgl. auch die Tabellen A.3 und A.2 mit den nach Feuchtgebietstyp und -funktion aufgeschlu¨sselten Ergeb-
nissen dieser Studie.
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dieser Gro¨ßenordnung liegt das Ergebnis einer Studie von Meyerhoﬀ und Dehnhardt (2002:
27), die u.a. mittels der Ersatzkosten-Methode den moneta¨ren Wert der Elbauen als Na¨hr-
stoﬀsenke ermittelten. Die konservative Scha¨tzung der Autoren liegt bei ca. 530e je ha und
Jahr (vgl. auch Dehnhardt 2002).
Heimlich et al. (1998: 13–17, 54) analysierten dreiunddreißig o¨konomische Bewertungsstu-
dien zu Feuchtgebieten in den USA. Die Autoren stellten dabei fest, dass die Mittelwerte der
Werte von Feuchtgebieten je Ar im Allgemeinen den Kosten des Erhaltes bzw. der Renaturie-
rung entsprechen (vgl. Tabelle A.1). Sowohl die Scha¨tzungen der Nutzen von Feuchtgebieten
als auch deren Kosten weisen jedoch eine große Schwankungsbreite auf und sind sehr stand-
ortspeziﬁsch, so dass auch Heimlich et al. (1998: 54) bezu¨glich des Werts von Feuchtgebieten
bzw. deren Kosten feststellen mu¨ssen:
”
it is not possible to make an aggregate assessment
based on the current information“.
O¨kologische Funktionen von Feuchtgebieten, wozu Heimlich et al. (1998: 79f.) u.a. Hoch-
wasserschutz und Na¨hrstoﬀretention rechnen, besitzen laut dieser Studie im Mittel einen Wert
von 32 149US$ je Acre und Jahr26 (79 439,10US$ ha−1 a−1).
In den hier erwa¨hnten Meta-Analysen wird darauf hingewiesen, dass fu¨r einen sinnvollen
”
value tranfer“, also die Ableitung des Wertes eines Feuchtgebietes auf der Grundlage von
in anderen Bewertungsstudien ermittelten Werten anderer Feuchtgebieten, eine Vergleichbar-
keit der physischen, aber auch der polititschen Standort-Eigenschaften, insbesondere auch der
sozio-o¨konomischen Faktoren, wie BIP pro Kopf und die Besiedlungsdichte, gegeben sein muss
(vgl. u.a. Brander et al. 2003: 27). Eine a¨hnlich Gro¨ße der O¨kosysteme scheint allerdings nicht
unbedingt erforderlich zu sein – in den Studien konnten steigende bzw. sinkende Skalenertra¨ge
nicht signiﬁkant nachgewiesen werden.
26Standardisiert auf Jahr 1992 US$.
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Die bedrohten Feuchto¨kosysteme stehen mit den aktuellen Umweltproblemen Hochwasser und
Eutrophierung in enger Beziehung. Feuchtgebiete ko¨nnen wirksame Lo¨sungsansa¨tze darstellen,
um mit Hochwasserscha¨den und einem U¨berﬂuss an Na¨hrstoﬀen aus diﬀusen Quellen in un-
serer natu¨rlichen Umwelt umzugehen. Warum diese O¨kosysteme dennoch bedroht sind, kann
aus den o¨konomischen Eigenschaften ihrer Dienstleistungen, die zumeist o¨ﬀentliche Gu¨ter dar-
stellen, abgeleitet werden. Das heißt, von Feuchtgebieten gehen Externalita¨ten aus, von deren
Nutzen niemand zu vertretbaren Kosten ausgeschlossen werden kann und fu¨r die keine Rivalita¨t
zwischen den Nutznießern besteht – auch wenn ein Bu¨rger in einer Siedlung an einem Fließ-
gewa¨sser unterhalb einer U¨berschwemmungsﬂa¨che nicht bereit ist, sich an den Kosten dieser
Fla¨che zu beteiligen, kann er nur zu prohibitiv hohen Kosten von der hochwassermindernden
Auswirkung der U¨berschwemmungsﬂa¨chen ausgeschlossen werden, gleichzeitig ist es irrelevant,
ob in der stromabwa¨rts liegenden und hochwassergefa¨hrdeten Siedlung nur zwei oder aber 500
Personen leben, sie erfahren alle dieselbe Hochwasserschutzwirkung bzw. dieselbe Verminde-
rung der Eutrophierung des Gewa¨ssers, die auch zur Verminderung des Reinigungsaufwandes
in der Trinkwassergewinnung beitra¨gt (vgl. Fustec et al. 1999: 218).
Feuchtgebiete sind multifunktionale Ressourcen par excellence1, wie schon in Teil I geschil-
dert. Doch gerade diese O¨kosysteme sind auch fu¨r fehlgehende Entscheidungen u¨ber Ressour-
cenallokationen besonders anfa¨llig aufgrund der Art der Werte, die mit ihnen verbunden sind.
Sie stellen nicht nur eine Reihe von Gu¨tern bereit, wie etwa Fisch, Holz und Wild. Sie be-
sitzen auch wichtige o¨kologische Funktionen, die wiederum indirekt o¨konomische Aktivita¨ten
unterstu¨tzen. Doch viele dieser letzteren Leistungen werden nicht auf Ma¨rkten gehandelt, wes-
halb ihr Wert fu¨r o¨konomische Aktivita¨ten ha¨uﬁg unbeachtet bleibt (vgl. Barbier et al. 1997:
chapter 2.3)2.
Aufgrund der Eigenschaften von o¨ﬀentlichen Gu¨tern und der nicht existierenden Ma¨rkte
fu¨r die genannten Dienstleistungen werden die Eigentu¨mer von Feuchtgebietsﬂa¨chen fu¨r die
Bereitstellung der genannten Dienstleistungen nicht honoriert. Daher besteht fu¨r diese der
Anreiz, die Nutzungsform U¨berschwemmungsﬂa¨che in andere Nutzungsformen, deren Produkte
auf Ma¨rkten gehandelt werden ko¨nnen und die mit ho¨heren privaten Nutzen einhergehen, zu
u¨berfu¨hren zu Lasten der aus gesellschaftlicher Sicht erwu¨nschten Dienstleistungen der Fla¨che.
1Den analytischen Rahmen von Multifunktionalita¨t stellen z.B. Maier et al. (2001) dar.
2Eine Formalisierung der Kuppelproduktion von privaten und o¨ﬀentlichen Gu¨tern ﬁndet sich in Mishan (1969).
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Abbildung 9.1: Gesamtwert der Feuchtgebietsﬂa¨che in einer Region als Funktion der Gro¨ße
der menschlichen Bevo¨lkerung – stark vera¨ndert nach einer Abbildung von
King (1997) in Mitsch und Gosselink (2000a: 28)
Dieser Problematik kann am besten durch die eindeutige Zuweisung von Eigentumsrechten
entsprechend Abschnitt 8.1.3 und die Initialisierug von Ma¨rkten, auf denen die Dienstleistungen
von Feuchtgebieten direkt oder indirekt3 gehandelt werden ko¨nnen, begegnet werden.
Auch wenn derartige Ma¨rkte nicht existieren bzw. die tatsa¨chliche Wertscha¨tzung nicht
bekannt ist, muss der Wert dieser O¨kosysteme in o¨ﬀentliche Entscheidungen u¨ber Fla¨chennut-
zungen in Flussgebieten eingehen. Die Ermittlung der Wertscha¨tzung der wertvollen Dienst-
leistungen von Feuchtgebieten ist ein wichtiger Schritt, um bei diesen Entscheidungen nicht
nur private Nutzen einer Nutzungsintensivierung (Besiedlung etc.) sondern auch die gesell-
schaftlichen Kosten einer Zersto¨rung von Feuchtgebieten beru¨cksichtigen zu ko¨nnen. Wie der
vorangegangene Abschnitt deutlich gemacht hat, fallen die Bewertungen von Feuchtgebieten
jedoch ebenso unterschiedlich aus, wie die untersuchten Feuchtgebiete, deren Vielfalt bereits
in Teil I dargestellt wurde. Die in Tabelle 8.5 erwa¨hnten Bewertungen schwanken in einem
weiten Bereich zwischen 150US$ und 79 440US$ je Hektar und Jahr. Ein vertretbarer einheit-
licher oder durchschnittlicher Wert eines Hektars Feuchtgebiet kann nicht angegeben werden,
da je nach Feuchtgebietstyp und o¨rtlichen Gegebenheiten unterschiedliche Dienstleistungen in
unterschiedlichem Umfang bereitgestellt werden, wie u.a. Abschnitt 7 zeigt.




Auf allgemeiner Ebene kann argumentiert werden, dass ein nichtlinearer Zusammenhang
entsprechend Abbildung 9.1 zwischen der gesellschaftlichen Wertscha¨tzung von Feuchtgebiets-
ﬂa¨chen und deren Gesamtumfang in einem bestimmten Gebiet existiert. Dieser Zusammenhang
ergibt sich aus einer ertragsgesetzlichen Produktionsfunktion des Faktors Feuchtgebietsﬂa¨che
als deren erste Ableitung. Die Abbildung zeigt demnach die Grenzproduktivita¨t des Faktors
Feuchtgebietsﬂa¨che und damit dessen Wert in Abha¨ngigkeit von der verfu¨gbaren Menge dieses
Faktors.
Inhaltlich erkla¨rt sich dieser Zusammenhang wie folgt: Unter der Annahme, dass mit zu-
nehmender Bevo¨lkerung die Feuchtgebietsﬂa¨che in Flussgebieten abnimmt, ist mit wachsender
Bevo¨lkerung und Fla¨cheninanspruchnahme eine steigende Wertscha¨tzung von Feuchtgebiets-
ﬂa¨chen zu erwarten, da immer weniger Fla¨chen z.B. immer ho¨here Na¨hrstoﬀﬂu¨sse aufnehmen
mu¨ssen bzw. immer weniger Raum fu¨r Wasserru¨ckhaltung zum Hochwasserschutz verbleibt,
auf den aber immer mehr Menschen angewiesen sind.
Von einem bestimmten Punkt an ist die vorhandene Feuchtgebietsﬂa¨che in einem Flussgebiet
zu gering, um diese Aufgaben in ausreichendem Maß zu erfu¨llen. Die Wirkung der bereitge-
stellten Dienstleistungen ist in Bezug auf die entsprechenden Umweltprobleme zu schwach, so
dass die Wertscha¨tzung dieser O¨kosysteme mit zuru¨ckgehender Fla¨chen abnimmt. Die Nut-
zenstiftung von Feuchtgebietsﬂa¨chen ist demnach vom Gesamtumfang dieser Fla¨chen in einem
Flussgebiet bzw. einer u¨bergeordneten Region abha¨ngig. Nimmt man an, dass die derzeitige
Situation in Flussgebieten durch einen Punkt nahe dem Koordinatenursprung in Abbildung
9.1 beschrieben werden kann, ist eine ho¨here Nutzenstiftung der Feuchtgebietsﬂa¨chen durch




Problematik der Erhaltung und der




”. . . given the argument that most wetland, once destroyed, can only be
partially and imperfectly replaced by man, a precautionary approach to
further wetland exploitation is strongly recommended.”
(Gren et al. (1994: 72))
Betrachtet man die Tatsache des Verlusts von Feuchtgebieten mit Hilfe o¨konomischer Theo-
rie, so wird schnell deutlich: diese O¨kosysteme stellen o¨ﬀentliche Gu¨ter bereit, fu¨r die keine
Ma¨rkte existieren und die daher tendenziell in zu geringen Mengen angeboten werden. Deshalb
bestehen Anreize, die mo¨glicherweise aus gesamtgesellschaftlicher Sicht wertvollen Feuchtge-
biete zu zersto¨ren und diese Fla¨chen anderweitig mit einem ho¨heren privaten Nutzen fu¨r den
Fla¨chenbesitzer zu bewirtschaften.
Ein Blick in die Realita¨t der Entscheidungen u¨ber Fla¨chennutzungen zeigt jedoch ein vielfach
komplexeres Bild. Auf der Suche nach einem Erfolg versprechenden und praktikablen Weg zu
einer eﬃzienten Menge an Feuchtgebieten mu¨ssen nicht nur die zuna¨chst mehr oder weniger
unbewerteten Dienstleistungen dieser O¨kosysteme in Wert gesetzt, deren positive externe Ef-
fekte also internalisiert werden. Vielmehr bedu¨rfen auch der rechtliche Rahmen, in welchem
Entscheidungen u¨ber Fla¨chennutzungen getroﬀen werden, bzw. die damit verbundenen z.T.
nur indirekten Anreizwirkungen Beru¨cksichtigung und mo¨glicherweise einer Korrektur, um eine
Verbesserung der Situation der Feuchtgebiete bzw. deren Dienstleistungen zu erreichen.
Die Hypothese lautet: Entscheidend fu¨r das betrachtete Problem – Ru¨ckgang von Feucht-
gebietsﬂa¨chen trotz wertvoller Dienstleistungen – sind Anreize (gegeben durch gesetzliche Re-
gelungen, Subventionen etc.), welche die Entscheidungen u¨ber bestimmte Fla¨chennutzungen
bzw. den Bodenmarkt i.w.S. beeinﬂussen.
Die in den folgenden Betrachtungen beru¨cksichtigten Typen von Fla¨chennutzungen in Fluss-
gebieten sind vereinfachend Feuchtgebiet (extensive Nutzung oder ungenutzt), Ackerland (in-
tensive Nutzung) und Bauland (intensive Nutzung).
Betrachtet man die derzeitige Situation und die Entwicklungen auf dem Bodenmarkt, so ist
zu erkennen, dass die Landwirtschaft in Deutschland zwar mit ca. 54% (im Jahr 2000, BBR
2005: 53) den gro¨ßten Fla¨chennutzer darstellt1, jedoch gerade die Landwirtschaftsﬂa¨che derzeit
1Vgl. Tabelle 11.1: Nach den CORINE Land Cover 2000 Daten machte die der Landwirtschaft zuzuordnende
Bodenbedeckung (Ackerbau und Gru¨nland) im Jahr 2000 in Deutschland einen Fla¨chenanteil von 59,49%
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von den gro¨ßten Vera¨nderungen zugunsten v.a. der Siedlungs- und Verkehrsﬂa¨che betroﬀen
ist (siehe Abbildung 11.2). Folgende Bereiche sind daher fu¨r diese Untersuchung relevant:
• der Baulandmarkt (Regulierung der Baulandbereitstellung etc.)
• die Landwirtschaftsfo¨rderung und der landwirtschaftliche Bodenmarkt
• die Naturschutzfo¨rderung bzw. Regelungen zum o¨kologischen Hochwasserschutz
(U¨berschwemmungsﬂa¨chen).
Insbesondere die gesetzlich geregelten Entwicklungsmo¨glichkeiten von Fla¨chen und ihr dar-
aus resultierender Preis sind fu¨r Entscheidungen u¨ber die Art der Fla¨chennutzung von Bedeu-
tung. Der Bodenmarkt ist ein unvollkommener Markt. Deshalb existieren eine Vielzahl von
rechtlichen Regelungen zur Regulierung dieses Marktes, bestimmter Wirtschaftsformen (der
Landwirtschaft) und zur Durchfu¨hrung von Maßnahmen von o¨ﬀentlichem Interesse (Hochwas-
serschutz).
Von verschiedenen Autoren2 wird allerdings deutlich gemacht, dass der Bodenmarkt einer-
seits die o¨kologischen Leistungen des Bodens bzw. von Fla¨chen nicht ausreichend reﬂektiert3,
andererseits der rechtliche Rahmen, der eigentlich die verschiedenen Verzerrungen gerade dieses
speziellen Marktes beseitigen soll, die Anreize fu¨r die Zersto¨rung von natu¨rlichen O¨kosyste-
men versta¨rkt – zum Beispiel durch eine Subventionierung der Landwirtschaft, die Anreize zu
intensivem Wirtschaften4 und U¨berschussproduktion bestimmter Gu¨ter in sich birgt, oder die
Verknappung von Bauland, was eine Wertsteigerung dieser Fla¨chen und von Bauerwartungs-
land i.w.S. und somit Anreize zum Forcieren5 einer Nutzungsumwandlung zur Folge hat. So
kann man beispielsweise auch heute noch wider besseren Wissens die Ausweisung von Bau-
land in U¨berschwemmungsgebieten beobachten (vgl. Su¨ddeutsche Zeitung 15./16. Mai 2004
”
Bauverbot in der Hochwasserzone“ oder auch den Fall der Absiedlung von Ro¨derau-Su¨d6).
In Abbildung 12.10 sind die verschiedenen Anreize zur Vera¨nderung bzw. Beibehaltung einer
bestimmten Fla¨chennutzung in Flussgebieten vereinfachend dargestellt. Die Aussage von Herrn
Kron (Mu¨nchener Ru¨ck, in einem Artikel der Frankfurter Rundschau)7 verdeutlicht den Pro-
blemrahmen:
”
Die Zunahme der U¨berschwemmungsscha¨den in den vergangenen Jahren ist in
aus.
2Vgl. u.a. Arlt et al. (2000), Hilber (1997) oder Kantzow (1995).
3
”
Private landowners decide to convert wetlands to alternative uses, like crop production or housing develop-
ments, by comparing the economic returns they expect to receive from these uses with what they would
expect to receive if the wetlands were left in their natural state.“ (Heimlich et al. 1998: 3)
4Dies ist meist nicht mit der Beibehaltung des natu¨rlichen hydrologischen Regimes der Fla¨chen und damit
der Bewahrung von Feuchtgebieten vereinbar.
5Stichwort:
”
Lobbying“, was zu ineﬃzienten Marktergebnissen fu¨hren kann
6Vgl. Abschnitt IV.16.1, Tabelle 17.3, Anhang Hochwasserschutzkostenabscha¨tzung Ro¨derau-Su¨d sowie Kor-
respondenz mit Herrn Korzen-Kru¨ger (Sa¨chsisches Staatsministerium des Innern)
7Artikel in der Frankfurter Rundschau vom 26. November 2003:
”
Gegen den Strom“ von Tobias Zick
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erster Linie auf die boomende Erschließung ﬂussnaher Gebiete zuru¨ckzufu¨hren . . . Unvorsich-
tigkeit, Ignoranz und manchmal Gewinnsucht spielen da eine erhebliche Rolle.“.
Es ist demnach wichtig,
”
perverse incentives“ (vgl. OECD 2003), die zur Zersto¨rung von
Feuchtgebieten u¨ber das sozial optimale Maß hinaus fu¨hren8, zu erkennen, wenn mo¨glich
abzuwandeln oder zu beseitigen.
Ein Großteil der relevanten Literatur hierzu konzentriert sich nach OECD (2003) auf Subven-
tionen. Diesem Report zufolge bewirken aber auch andere Maßnahmen, z.B. die Fo¨rderung der
Regionalentwicklung oder die Schaﬀung von Arbeitspla¨tzen, versta¨rkte Ressourcennutzungen
in Folge impliziter Anreize. Diese Anreize fu¨hren zu Preisen, die nicht die sozialen Pra¨feren-
zen reﬂektieren und so zu Wohlfahrtsverlusten auf Grund von U¨bernutzung bestimmter Gu¨ter
und Dienstleistungen fu¨hren (OECD 2003: 8). Politik und o¨konomische Aktivita¨t sind eng
miteinander verknu¨pft, und die Fo¨rderung eines Wirtschaftssektor kann Auswirkungen in ganz
anderen Bereichen der Volkswirtschaft haben.
Im folgenden soll daher der institutionelle Rahmen des Bodenmarktes im weitesten Sinne
sowohl mit Gesetzen und Verordnungen, die dieses Thema betreﬀen, als auch die zahlreichen
Subventionen fu¨r die Landwirtschaft unter der Annahme beleuchtet werden, dass dieser fu¨r
die Erkla¨rung einer u¨berma¨ßigen Zersto¨rung bzw. einer nur zo¨gerlichen Renaturierungen von
Feuchtgebieten und Ausweisung von U¨berschwemmungsﬂa¨chen trotz des Bewusstseins ihrer
Bedeutung fu¨r Hochwasserschutz und Na¨hrstoﬀretention und verschiedener diesbezu¨glicher
gesetzlicher Regelungen von erheblicher Bedeutung ist.
8Mit Heimlich et al. (1998: 4–7) kann man annehmen, dass die Umwandlung einer bestimmten Menge an
Feuchtgebieten in andere Nutzungsformen sozial optimal sein kann.
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Feuchtgebiete sind O¨kosysteme mit einer Vielzahl von fu¨r den Menschen wertvollen Dienstlei-
stungen – zum Beispiel die Retention von Na¨hrstoﬀen aus diﬀusen Quellen, oder
”
o¨kologischer“
Hochwasserschutz, wobei durch die Bereitstellung von u¨berﬂutbaren Fla¨chen sowie eines funk-
tionierenden, natu¨rlichen hydrologischen Regimes der Flussgebiete Hochwasser abgeschwa¨cht
und gleichzeitig Ru¨ckzugsra¨ume fu¨r bedrohte Arten und Erholungsraum fu¨r Menschen bereit-
gestellt werden kann. Doch solche O¨kosysteme beanspruchen natu¨rlich Fla¨che und stehen in
Konkurrenz mit anderen Fla¨chennutzungsmo¨glichkeiten, z.B. intensiver Landwirtschaft oder
Besiedlung, wofu¨r die fruchtbaren Flussebenen ebenfalls besonders geeignet scheinen.
Mit Blick auf noch immer ungelo¨ste Umweltprobleme, wie die Eutrophierung von Nord- und
Ostsee oder die in der Vergangenheit beobachteten zunehmenden Scha¨den durch Hochwasser
(vgl. Schwarze und Wagner 2002, Changnon 2003, Pielke Jr. und Downton 2000, Schwarze und
Wagner 2003), muss auch der geringe Umfang der U¨berschwemmungsﬂa¨chen in Deutschland
in den Blick ru¨cken, die als echte Antwort auf diese Probleme gelten ko¨nnen (vgl. Teil II.).
Turner et al. (2000: 10) sehen die Ursachen fu¨r zuru¨ckgehende Feuchtgebietsﬂa¨chen in
miteinander verknu¨pften Markt- und Interventionsfehlern, die auf einem grundlegenden Man-
gel an Information oder Versta¨ndnis fu¨r die Vielzahl der Werte von Feuchtgebieten basieren.
Dieser Mangel ergibt sich nach Turner et al. (2000: 10) vor allem aus der Komplexita¨t und
”
Unsichtbarkeit“ der ra¨umlichen Beziehungen zwischen Grundwasser, Oberﬂa¨chenwasser und
Feuchtgebietsvegetation.
Viele menschliche Aktivita¨ten verursachen externe Eﬀekte, wie z.B. Schadstoﬀemissionen
von Industrie und Landwirtschaft, die entfernte Gebiete beeinﬂussen, fu¨r die jedoch, aufgrund
eines Mangels an durchsetzbaren Rechten, keine Kompensationen an die Betroﬀenen gezahlt
werden. Viele Feuchtgebiete bzw. deren oben genannten Dienstleistungen wurden traditionell
als o¨ﬀentliche Gu¨ter behandelt und einem ’open access’ ausgesetzt. Der Mangel an durchsetz-
baren Eigentumsrechten an verschiedenen Dienstleistungen von Feuchtgebieten fu¨hrte zu einer
einseitigen Ausbeutung der Ressource. Es ist zu erkennen, dass viele ihrer Funktionen Nutzen
außerhalb der Fla¨che generieren, u¨ber die ein privater Ressourcenbesitzer nicht verfu¨gen kann.
Das Fehlen eines Marktes fu¨r solche externen Dienstleistungen von Feuchtgebieten beschra¨nkt
die Anstrengungen, Feuchtgebiete zu erhalten, da die privaten Nutzen nicht den Nutzen fu¨r
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die Allgemeinheit entsprechen (vgl. Turner et al. 1998).
Einen Mangel an Konsistenz in den politischen Entscheidungen fu¨r verschiedene Bereiche
(z.B. kommunale Planung, Landwirtschaft, Umwelt- und Naturschutz) stellen Turner et al.
(1998) fest. Dieses Thema soll im Folgenden na¨her beleuchtet werden.
11.1 Allgemeine naturra¨umliche Situation
Die Fla¨chen fu¨r Wohnen und Arbeiten, Mobilita¨t, innero¨rtliche Erholung und Freizeit bilden
die Siedlungs- und Verkehrsﬂa¨che1 (SuV-Fla¨chen), die etwa 12% der Gesamtﬂa¨che der Bun-
desrepublik Deutschland ausmacht2. Den weitaus gro¨ßten Anteil am Bundesgebiet haben die
land- und forstwirtschaftlich genutzten Fla¨chen mit mehr als 85%. Die restlichen 3% bedecken
Wasserﬂa¨chen, Brachen oder O¨dland (BBR 2000: 35).
In der mittelfristigen Bilanz 1993 – 2001 dehnten sich in Deutschland fast alle Fla¨chen-
nutzungen zu Lasten der landwirtschaftlich genutzten Fla¨che aus (BBR (2003: 75), vgl. auch
Abbildung 11.2). Seit 1992 wurden die SuV-Fla¨chen bis 2003 um 4785 km2 (+11,9%) er-
weitert. Davon entfallen 3873 km2 auf die Siedlungsﬂa¨che (+ 16,2%) und 912 km2 auf die
Verkehrsﬂa¨che (+ 5,5%) (StBA 2004). Absolut betrachtet wuchsen die suburbanen Kreisty-
pen (nicht zentral-o¨rtliche, eher do¨rﬂich gepra¨gte Gemeinden) im Umland der Kernsta¨dte und
nahe der Autobahnkorridore am sta¨rksten. Beim relativen Wachstum haben die Kernsta¨dte
auf Grund des hohen Bestandsniveaus relativ niedrige Zuwachsraten, die ho¨chsten hingegen
die la¨ndlich verdichteten Kreise (vgl. Schultz und Dosch 2005: 7–8). Die Suburbanisierung
verlagert sich demnach weiter in die la¨ndlichen Randzonen der Agglomerationen, wo die Bau-
landpreise vergleichsweise gu¨nstig sind.
U¨ber die Gro¨ße der Feuchtgebietsﬂa¨che in Deutschland herrscht Unsicherheit, da nicht, wie
in anderen La¨ndern, etwa den USA, ein Feuchtgebietsinventar verfu¨gbar ist. Die Fla¨che der im
Rahmen der RAMSAR-Konvention geschu¨tzten Feuchtgebiete betra¨gt zur Zeit 839 327 ha3,
was einen Anteil an der Landesﬂa¨che – ca. 35,7 Mio. ha – von circa 2,3% bedeutet. Gu¨nstige
Scha¨tzungen gehen von einer Feuchtgebietsﬂa¨che in Deutschland von etwa 1,3 Mio. ha aus
(Stevenson und Frazier 1999: 15, 47) – dies wa¨ren rund 3,64% der Fla¨che von Deutschland.
Demgegenu¨ber ergibt eine Auswertung von Daten zur potenziell natu¨rlichen Vegetation in
Europa (BfN 2004), dass in Deutschland ohne Einwirkung des Menschen mindestens 8%
1Zur Siedlungs- und Verkehrsﬂa¨che za¨hlen auch die Trassen und Korridore der bandartigen Netzinfrastruktu-
ren (vor allem Autobahnen, sonstige u¨bergemeindliche Straßen, Bahnanlagen) sowie der Infrastrukturein-
richtungen zur Versorgung von Bevo¨lkerung und Wirtschaft (BBR 2000: 35).
2Vor allem in den Kernsta¨dten der Agglomerationsra¨ume nimmt diese Fla¨chennutzungsart mehr als 50% des
Stadtgebietes ein (BBR 2000: 35).
3Nach www.wetlands.org, Recherche vom Ma¨rz 2003. Laut Mitlacher (1997) wurden bis 1997 671 204 ha als
Feuchtgebiete internationaler Bedeutung unter Schutz gestellt
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Formationen
Küstenvegetation, Salzvegetation





0 50 100 150 20025 Kilometer
Abbildung 11.1: Potenziell natu¨rliche Vegetation in Deutschland, Azonale Vegetation der
Feuchtﬂa¨chen, eigene Auswertung der Daten aus: BfN (2004), eigene Dar-
stellung
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Abbildung 11.2: Ta¨gliche Vera¨nderung der Bodennutzungen in ha 1992 bis 2000, aus: BBR
(2005: 53)
der Fla¨che (2,7 Mio. ha) von Vegetation der Feuchtstandorte eingenommen werden wu¨rden4.
Abbildung 11.1 zeigt die potenzielle Verbreitung von Feuchtstandorten in Deutschland.
Der OECD (1989, nach BMU (1999: 26)) zufolge sind allein zwischen 1950 und 1985 50%
der westdeutschen Feuchtgebiete
”
verschwunden“, die weitere Entwicklung der Feuchtgebiets-
ﬂa¨chen wurde von der OECD leider nicht dokumentiert. Allerdings nahm – als ein Anzeichen
fu¨r weitere Verluste von Feuchtgebieten – die Prozentzahl ausgestorbener und bedrohter Pﬂan-
zenarten oligotropher Su¨mpfe (bogs) und Moore (fens) zwischen 1988 und 1996 um 28% zu
(vgl. Korneck et al. 1998, in BMU (1999)). Die OECD (2003: 12) spricht von Verlusten dieser
O¨kosysteme in Europa in Ho¨he von 60% und betont, dass dieser Prozess weiter anha¨lt.
4Dabei ist zu beru¨cksichtigen, dass die der Berechnung zugrunde liegende Karte der natu¨rlichen Vegetation
Europas in BfN (2004) in einem sehr kleinen Maßstab von 1 : 2,5Mio. erstellt wurde. Es ist zu vermuten,
dass an weitaus mehr Standorten die natu¨rlichen Bedingungen zur Entwicklung von Feuchto¨kosystemen
fu¨hren, wie die Flussla¨ufe in Abbildung 11.1 andeuten.
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Bodenbedeckung Fla¨che im Jahr 2000 Anteil
an Fla¨che
Deutschland
Vera¨nderung gegenu¨ber 1990 in %






27 912,42 7,65 +0,48 +6,66
Ackerbau 160 735,37 44,04 –0,83 –1,86
Gru¨nland 56 390,42 15,45 +0,21 +1,38
Wald 107 139,02 29,36 +0,13 +0,46
Heide,
Feuchtﬂa¨chen
2 163,67 0,59 ±0,00 –0,73
Gewa¨sser 8 480,81 2,32 +0,05 +0,53
Extremstandorte 719,10 0,20 +0,01 +4,70
Abbauﬂa¨chen 1 058,77 0,29 –0,04 –12,55
Deponien 179,17 0,05 ± 0,00 +3,09
Sandﬂa¨chen 161,07 0,04 ± 0,00 –0,64
Deutschland
(in CORINE, ohne Meere und
Ozeane)
364 939,82
Tabelle 11.1: Bodenbedeckung in Deutschland, eigene Auswertung CORINE Land Cover 2000
Daten, eigene Darstellung
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Die Auswertung der CORINE Land Cover 2000 Daten zur Bodenbedeckung in Deutschland
(DLR und DFD 2004) ergibt etwas abweichende Anteile der verschiedenen Landnutzungstypen5
an der Gesamtﬂa¨che Deutschlands, wobei die jeweiligen Gro¨ßenordnungen einander jedoch
entsprechen6. Die Fla¨chen der verschiedenen Landnutzungsarten nach CORINE sollen hier
dennoch ebenfalls erwa¨hnt werden, da im Abschnitt 11.2 darauf Bezug genommen wird.
Wie Tabelle 11.1 zeigt, bedeckten danach im Jahr 2000 SuV-Fla¨chen 7,65% der Fla¨che
Deutschlands, wa¨hrend mehr oder weniger land- und forstwirtschaftlich genutzte Fla¨chen einen
Anteil von u¨ber 88% ausmachten. Die aus dem CORINE Datensatz abzulesende Entwick-
lung gegenu¨ber 1990 zeigt eine deutliche Zunahme der SuV-Fla¨chen um 6,66% gegenu¨ber
einem Ru¨ckgang der ackerbaulich genutzten Fla¨chen um 1,86%, fu¨r Gru¨nland- und Wald-
ﬂa¨chen waren aber in anna¨hernd gleicher Gro¨ßenordnung Zuwa¨chse zu verzeichnen. Heiden
und Feuchtﬂa¨chen verringerten sich um 0,73%.
Durch eine weitere Analyse, deren Ergebnisse Tabelle 11.2 zeigt, kann die Herkunft der
Zuwa¨chse der SuV-Fla¨chen in Deutschland aufgedeckt werden. Es wird deutlich, dass der
gro¨ßte Teil, etwa 84%, der Zuwa¨chse tatsa¨chlich aus dem Pool der ackerbaulich genutz-
ten Fla¨chen stammt. Heide- und Feuchtﬂa¨chen erfuhren netto einen Verlust von ca. 6 km2
bzw. 0,27% an Siedlungs- und Verkehrsﬂa¨chen. Diese Fla¨che macht aber 38% der gesamten
Fla¨chenverluste dieses Bodenbedeckungstyps7 zwischen den Jahren 1990 und 2000 aus.
Eine klare Ableitung des Umfangs der Feuchtgebietsﬂa¨chen in Deutschland aufgrund der
CORINE Land Cover 2000 Daten ist nicht mo¨glich. Na¨herungsweise kann die Fla¨che dieser
O¨kosysteme als die Summe folgender Bodenbedeckungstypen bestimmt werden: Heiden und
Moorheiden (CORINE Bodenbedeckungstyp 322), Su¨mpfe (411), Torfmoore (412), Salzwie-
sen (421), in der Gezeitenzone liegende Fla¨chen (423), Lagunen (521) und Mu¨ndungsgebiete
(522)8. Deren Summe betrug im Jahr 2000 6 451,70 km2, was einen Anteil an der Fla¨che
5Die im CORINE Datensatz insgesamt fu¨r Deutschland relevanten 36 verschiedenen Klassen der Bodenbe-
deckung wurden hier zum besseren Vergleich weiter in 10 Bodenbedeckungsgruppen (vgl. Tabelle 11.1)
aggregiert, die fu¨r die Zwecke dieser Arbeit eine hinreichend feine Unterteilung der Bodenbedeckung dar-
stellen.
6Bei dem Vergleich mit CORINE Land Cover Daten muss beachtet werden, dass bei der Kartierung der
Bodenbedeckung im Rahmen von CORINE, die im Maßstab 1:100 000 erfolgte, die Erfassungsuntergrenze
fu¨r ﬂa¨chenhafte Elemente auf 25 ha festgelegt wurde, und Fla¨che mit linienfo¨rmiger Auspra¨gung (z.B.
Gewa¨sserla¨ufe) erst ab einer Breite von 100m erfasst wurden (vgl. Keil et al. 2002: 95–96). Abweichungen,
wie hier festgestellt zwischen Angaben des BBR und den aus dem CORINE Land Cover Datensatz abge-
leiteten Informationen, ko¨nnen mo¨glicherweise daraus sowie aus unterschiedlichen Deﬁnitionen einzelner
Fla¨chen bzw. Fla¨chennutzungen resultieren.
715,87 km2 bzw. 0,73% der Heiden, Moorheiden und Feuchtﬂa¨chen im Jahr 1990.
8Die in den Tabellen 11.1 und 11.2 aufgefu¨hrte Bodenbedeckungsart
”
Heiden und Feuchtﬂa¨chen“ ergibt
sich als Summe der CORINE-Typen 322, 411, 412 und 421. Die in der Gezeitenzone liegenden Fla¨chen
(2 884,62 km2), Lagunen (1 127,55 km2) und Mu¨ndungsgebiete (275,85 km2) wurden den Gewa¨ssern zu-
geordnet. Im CORINE Datensatz als Meere und Ozeane gekennzeichnete Fla¨chen wurden in der Analyse
nicht beru¨cksichtigt.
86
11 Situation – Feuchtgebietsﬂa¨che in Deutschland











Ackerbau 1 496,25 83,49 0,91 25,67
Gru¨nland 237,87 13,27 0,43 12,22
Wald 42,02 2,34 0,04 16,01
Heide,
Feuchtﬂa¨chen
6,15 0,34 0,28 0,40
















Tabelle 11.2: Zuwachs und Verlust an Siedlungs- und Verkehrsﬂa¨che (SuV-Fla¨che) zwischen
1990 und 2000 in Deutschland, eigene Auswertung CORINE Land Cover 2000
Daten, eigene Darstellung
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Deutschlands von 1,8% bedeutet. Gegenu¨ber 1990 ist im CORINE Datensatz ein Zuwachs
des Umfangs der in der Gezeitenzone liegenden Fla¨chen und der Salzwiesen festzustellen,
bei allen anderen eindeutig zu den Feuchtgebietsﬂa¨chen zu za¨hlenden Bodenbedeckungstypen
waren jedoch Verluste zu verzeichnen. In der Summe vera¨nderte sich die Fla¨che dieser Boden-
nutzungen kaum – ein Verlust von 27,43 km2 stand einem Zuwachs von 45,03 km2 gegenu¨ber,
was in der Summe eine Zunahme der Fla¨che dieser Bodennutzungsgruppe9 zwischen 1990 und
2000 um 0,27% bedeutet.
11.2 Aktuelle Nutzungen von Flussauen
Die aktuelle Nutzung von Flussauen in Deutschland, die als Ausgangssituation fu¨r die Rena-
turierung von U¨berschwemmungsﬂa¨chen interessiert, wurde im Rahmen einer weiteren Aus-
wertung der CORINE Land Cover 2000 Daten zu Deutschland abgeleitet, da vergleichbare
bzw. einer Zusammenfassung zuga¨ngliche Angaben zur aktuellen Fla¨chennutzung in deut-
schen Flussgebieten zur Zeit nicht verfu¨gbar sind (vgl. bspw. Angaben im Rheinatlas (IKSR
2001) und im OderRegio Endbericht (Bo¨hm und Rodriguez 2001: 21–27)).
Die in Tabelle 11.3 aufgefu¨hrten Daten zur Bodenbedeckung in Flussgebieten in Deutschland
geben die tatsa¨chliche Bodennutzung in einem Puﬀerbereich von 3 km10 um die Fla¨chen der
Gewa¨sserla¨ufe (Bodennutzungstyp 511) im CORINE Land Cover 2000 Datensatz fu¨r Deutsch-
land wieder. Ein Vergleich dieser Fla¨chen mit den tatsa¨chlichen U¨berschwemmungsbereichen
von Rhein oder Elbe zeigt eine relativ gute U¨bereinstimmung in der Gro¨ßenordnung, so dass ein
derartiges Vorgehen vor dem Hintergrund einer fehlenden Datengrundlage zu den tatsa¨chlichen
Fla¨chennutzungen in deutschen Flussgebieten zu rechtfertigen ist.
Beim Vergleich der Bodenbedeckung in Deutschland und in dem hier untersuchten 3-km-
Puﬀer um deutsche Gewa¨sserla¨ufe (5,88% der Fla¨che Deutschlands) werden entscheidende
Unterschiede deutlich. Der Anteil an Gewa¨sserﬂa¨chen ist im 3-km-Puﬀer naturgema¨ß sehr viel
ho¨her als fu¨r Gesamtdeutschland, doch trotz der daraus resultierenden verringerten Landﬂa¨che
im Puﬀerraum liegen 12,68% der gesamten Siedlungs- und Verkehrsﬂa¨che Deutschlands of-
fensichtlich in ﬂussnahen Gebieten. Diese Gruppe der Bodenbedeckungen hatte im Jahr 2000
einen Anteil am 3-km-Puﬀerraum von 16,50%, im 1-km-Bereich um Gewa¨sserla¨ufe betrug
deren Anteil sogar 18,56%. Gegenu¨ber 1990 war eine Zunahme der SuV-Fla¨chen in ﬂussnahen
Gebieten (3-km-Puﬀerbereich) von 3,54% zu beobachten, was in Anbetracht des auch 1990
schon sehr hohen Anteils dieser Bodenbedeckunsart in diesem Raum einen starken Zuwachs
bedeutet. Das sta¨rkste Wachstum der SuV-Fla¨chen erfolgte im Bereich zwischen 1km und
3km Entfernung von Gewa¨sserla¨ufen. Hier nahm diese Gruppe der Bodenbedeckungsklassen
9Fla¨che im Jahr 1990: 6 434,09 km2, Fla¨che im Jahr 2000: 6 451,70 km2
10Der 3-km-Puﬀerbereich umfasst alle Fla¨chen, die sich in bis zu 3km Entfernung von einem Gewa¨sserlauf
beﬁnden.
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3 539,18 16,50 12,68 +0,57 +3,54
Ackerbau 8 568,92 39,95 5,33 –0,83 –2,04
Gru¨nland 3 839,23 17,90 6,81 +0,07 +0,39
Wald 4 164,17 19,41 3,89 ±0,00 +0,02
Heide,
Feuchtﬂa¨chen
91,71 0,43 4,24 –0,01 –2,50
Gewa¨sser 1 157,09 5,39 13,64 +0,16 +3,13
Extremstandorte 1,47 0,01 0,21 –0,01 –45,49
Abbauﬂa¨chen 66,92 0,31 6,32 +0,04 +16,21
Deponien 19,88 0,09 11,10 ±0,00 +3,90
Sandﬂa¨chen 2,59 0,01 1,61 ±0,00 ±0,00
Flussgebiete
Deutschland
(in CORINE, ohne Meere und
Ozeane)
21 451,17 100% 5,88%
(der Fla¨che Deutsch-
lands in CORINE, vgl.
Tab. 11.1)
Tabelle 11.3: Bodenbedeckung in deutschen Flussgebieten (3-km-Puﬀer um Bodenbe-
deckungstyp
”
Gewa¨sserla¨ufe“ (511) im CORINE Land Cover 2000 Datensatz),
eigene Auswertung und Darstellung
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zwischen 1990 und 2000 um 4,67% zu. Im Jahr 2000 waren 15,22% der Fla¨che in diesem
Bereich von SuV-Fla¨chen bedeckt – auf 3,64% der Fla¨che Deutschlands lagen im Jahr 2000
7,24% der gesamten SuV-Fla¨chen. Doch schwa¨cht sich diese Entwicklung ab – der Anteil
der gesamtdeutschen Siedlungsﬂa¨che, welcher in diesem ﬂussnahen Raum in 1 km bis 3 km
Entfernung von Gewa¨sserla¨ufen liegt, sank zwischen 1990 und 2000 von 7,37% auf 7,24%.
Dem gegenu¨ber steht ein im Vergleich zum gesamten Bundesgebiet starker Ru¨ckgang der
in Abschnitt 11.1 als Feuchtﬂa¨chen zusammengefassten Bodenbedeckungsklassen um 2,28%.
Im Jahr 2000 besaßen diese Fla¨chen einen Anteil am 3-km-Puﬀerraum um Gewa¨sserla¨ufe in
Deutschland von 0,85%, was den Eindruck eines intensiv genutzten und stark menschlich
u¨berpra¨gten Raumes, den die Daten der Tabelle 11.3 hervorrufen, unterstreicht.
Dieses Bild ist das Ergebnis einer Entwicklung, die an der Oder etwa im 18. Jahrhundert
begann und zu einer Reduzierung der frei u¨berﬂutbaren Fla¨chen im Oder-Einzugsgebiet von
ehemals 3 700 km2 auf ca. 860 km2 fu¨hrte (Bo¨hm und Rodriguez 2001: 13). Schon im 12.
Jahrhundert setzte an der Elbe der Bau von Deichen ein. Seit dem 17. Jahrhundert wurde
das natu¨rliche U¨berschwemmungsgebiet v.a. im Bereich der Mittleren Elbe massiv verringert
(IKSE 2001: 16), so dass die heutige U¨berschwemmungsﬂa¨che an der Elbe in Deutschland
einen Umfang von 1 015,23 km2 hat. Durch Deiche vom normalen hydrologischen Regime der
Flussauen abgeschnitten sind weitere 3 336,98 km2 Fla¨che, die erst bei Deichversagen oder
-u¨berstro¨men u¨berschwemmt werden wu¨rden (IKSE 2001: 36–37). In Helms et al. (2002: 96)
wird auf einen Bericht der IKSE von 1996 verwiesen, wonach die urspru¨nglich vorhandene
U¨berﬂutungsﬂa¨che (12. Jahrhundert) 6 172 km2 betrug, bis zum Jahr 1990 aber auf 13,6%
bzw. 837 km2 zuru¨ckgegangen sei. Die Auswertung der in der Anlage-CD von Nestmann und
Bu¨chele (2002) enthaltenen georeferenzierten GIS-Daten der U¨berschwemmungsﬂa¨chen an
der Elbe in Deutschland ergibt eine aktuelle U¨berschwemmungsﬂa¨che11 von 498,73 km2 (ohne
Fla¨che des Flusslaufes, die 123,51 km2 ausmacht) zwischen Flusskilometer 100 (Rand des
Mittelgebirgsbereiches zwischen Meißen und Riesa) und Geesthacht (Flusskilometer 584) (vgl.
Bu¨chele et al. 2002: 86–87)12.
Folgen dieser Entwicklung sind v.a. der Verlust von ca. 2,3 · 109 m3 Retentionsvolumen an
der Mittleren Elbe bei einem Hochwasser mit einhundertja¨hriger Wiederkehr, sowie die Be-
schleunigung der Hochwasserwellen und Scheitelerho¨hungen (IKSE 2001: 16).
Am Rhein gab es nach IKSR (1997: 8–9) urspru¨nglich ca. 8000 km2 natu¨rliche U¨berﬂu-
tungsauen, wovon die Ha¨lfte sich im Deltabereich des Rheins befand. Heute stehen an Ober-
und Niederrhein jedoch nur noch etwa 15% dieser Fla¨chen als U¨berschwemmungsﬂa¨chen zur
Verfu¨gung. Große Verluste sind aufgrund der besonderen geographischen Situation der Nieder-
lande v.a. im Deltabereich des Rheins sowie am Oberrhein seit der Tullaschen Rheinbegradigung
11Bearbeitungsstand: Jahr 2001
12Die Ursachen fu¨r die z.T. recht erheblichen Unterschiede zwischen den verschiedenen Erhebung zum gleichen
Fluss sind aus externer Ansicht nicht eindeutig nachvollziehbar.
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Mitte des 19. Jahrhunderts zu verzeichnen (vgl. IKSR 1997: 8).
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Nun sollen
”
falsche“ Anreize auf dem Bodenmarkt als Ursache fu¨r die aktuelle Situation in
den Flussauen – u¨berproportionale Besiedlungsdichte, versta¨rkte Hochwassergefa¨hrdung und
gestiegenes Schadenspotenzial gegenu¨ber einem geringen Umfang der aus o¨kologischer Sicht
wertvollen U¨berschwemmungsﬂa¨chen – beleuchtet werden.
Dabei werden allein die lokalen (individuellen) Entscheidungen von Kommunen u¨ber das
Maß der Ausdehnung von Siedlungsﬂa¨chen in u¨berschwemmungsgefa¨hrdete Flussgebiete hin-
ein beru¨cksichtigt vor dem Hintergrund der vereinfachenden Feststellung : wo keine Werte
angesiedelt sind (sich kein Kapital akkumulieren konnte) ko¨nnen im Hochwasserfall keine Ver-
luste entstehen (Scha¨den an landwirtschaftlichen Kulturen werden dadurch natu¨rlich außer
Acht gelassen). Der Grund fu¨r diese lokale Betrachtungsweise liegt in der Annahme, dass ge-
rade lokale – kommunale – Entscheidungen letztlich einen großen Einﬂuss auf die tatsa¨chliche
Ho¨he von Hochwasserscha¨den haben ko¨nnen – neben den Einﬂu¨ssen des regional und u¨ber-
regional bestimmten o¨rtlichen Hochwasserschutzniveaus und von Oberliegerentscheidungen1
u¨ber Fla¨chennutzungen (Bewaldung, U¨berschwemmungsra¨ume, Besiedlung) und -funktionen
(Wasserspeicherung, Versiegelung) und somit u¨ber die Bereitsstellung von Dienstleistungen
fu¨r Unterlieger (Abschwa¨chung bzw. Verzo¨gerung der Hochwasserwelle, Scheitelkappung bzw.
-reduzierung).
Die der folgenden Betrachtung zu Grunde liegende Hypothese lautet: Auf Grund einer man-
gelnden Internalisierung der externen Eﬀekte der Ausdehnung von Siedlungsﬂa¨chen (gefo¨rdert
durch fehllaufende Anreize verschiedener politischer Maßnahmen bzw. rechtlicher Regelungen)
ergibt sich eine Zersto¨rung von Feuchtgebieten bzw. Eindeichungen von U¨berschwemmungs-
ﬂa¨chen u¨ber das sozial optimale Maß hinaus.
12.1 Konkurrierende Fla¨chennutzungen in Flussgebieten
Wie Abschnitt 11.2 zeigte, ist in dem fu¨r U¨berschwemmungsﬂa¨chen in Frage kommenden
ﬂussnahen 3-km-Bereich (insbesondere aber im 1-km-Bereich) von Gewa¨sserla¨ufen in Deutsch-
1Lu¨nenbu¨rger (forthcoming:
”
The economics of river ﬂood management: a challenge for the federal organiza-
tion?“) weist auf die Mo¨glichkeit der U¨berbewertung der Bedeutung von Oberlieger-Unterliegerbeziehung
im Rahmen von Hochwasserschutzentscheidungen hin.
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land der Anteil der SuV-Fla¨chen sehr hoch. Daneben sind ackerbaulich genutzte Fla¨chen (etwas
geringerer Anteil als im bundesdeutschen Durchschnitt: 39,95%) und Gru¨nlandﬂa¨chen (etwas
ho¨herer Anteil als im bundesdeutschen Durchschnitt: 17,90%) sowie Wald (geringerer Anteil
als im bundesdeutschen Durchschnitt: 19,41%) als Bodenbedeckungsgruppen von Bedeutung.
Auf Grund der Dynamik (Zu- bzw. Abnahme der Fla¨chenanteile zwischen 1990 und 2000)
sowie der Anteile an ﬂussnahen Fla¨chen (3-km-Bereich) spielen in den folgenden Untersuchun-
gen die Bodenbedeckungsgruppen Ackerbau (-2,04%), Siedlung und Verkehr (+3,54%) und
Feuchtﬂa¨chen (-2,28%) die entscheidenden Rollen. Tabelle 11.3 macht den Konﬂikt zwischen
den Fla¨chennutzungsarten U¨berschwemmungsﬂa¨chen bzw. Hochwasserschutz (Synonym zu
Feuchtﬂa¨chen i.w.S.), Besiedlung und intensiver Landwirtschaft bzw. die schwierige Ausgangs-
situation fu¨r Deichru¨ckverlegungsvorhaben und Renaturierungen von Flussgebieten deutlich.
Es stehen hier Fla¨chennutzungen, die o¨ﬀentlichen Nutzen (im Sinne eines o¨ﬀentlichen Gu-
tes – vgl. Abschnitt II.8) generieren, und Fla¨chennutzungen, die diese o¨ﬀentlichen Gu¨ter nicht
bereitstellen, sondern in erster Linie privaten Nutzen (im Sinne privater Gu¨ter) generieren, in
Konkurrenz. Den ersten Typ der Fla¨chennutzung repra¨sentieren hier die U¨berschwemmungs-




Na¨hrstoﬀrentention“ bereitstellen ko¨nnen. Der letztere
Typ umfasst intensive Landwirtschaft und Besiedlung, die nur unter Ausschluss der Funktionen
von U¨berschwemmungsﬂa¨chen, na¨mlich durch Eindeichung und Trockenlegung, in Flussland-
schaften mo¨glich sind.
Eine Betrachtung aus o¨konomischer Sicht (vgl. Abschnitt II.8) in Zusammenschau mit der
beobachteten Dynamik der Fla¨chennutzung in Flussgebieten (s.o.) verdeutlicht die Problematik






Boden ist insbesondere in hochentwickelten Volkswirtschaften und in dicht besiedelten Ra¨um-
en knapp. Er ist eine Ressource, die als Inputfaktor sowohl im Agrarsektor als auch im nicht-
landwirtschaftlichen Bereich eine bedeutende Rolle spielt (Drescher und McNamara 2000: 236).
In Erweiterung von Arlt et al. (2000) kann man die Knappheit von Bauland bzw. von Siedlungs-
und Verkehrsﬂa¨che als ein charakteristisches Merkmal des Bodenmarktes im dichtbesiedelten
Deutschland ansehen. Diese Knappheit ist Ursache fu¨r Nutzungskonkurrenz und Nutzungskon-
ﬂikte, die wiederum das Marktverhalten der verschiedenen Akteure und die Bodenpreisbildung
wesentlich beeinﬂussen.
Der Bodenpreis ist eine sekunda¨re Erscheinung – er ergibt sich aus der Grundrente, die den
periodisch erzielbaren Ertrag der Boden- bzw. Fla¨chennutzung darstellt. Die verschiedenen
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Fla¨chenleistungen haben daher bei der Bodenpreisbildung eine grundlegende Bedeutung. Einer
Fla¨che ko¨nnen durch Menschen unterschiedliche Funktionen u¨bertragen werden, an dem Grad
der Erfu¨llung dieser Aufgaben bemessen sich die verschiedenen Leistungen von Fla¨chen – man
kann mit Arlt et al. (2000) von o¨konomischen, sozialen und o¨kologischen Leistungen2 von
Fla¨chen sprechen. Diese Autoren weisen darauf hin, dass die o¨kologischen Fla¨chenleistungen
(Lebensraum- und Regelungsfunktionen, wie z.B. Filter- oder Puﬀerfunktionen fu¨r Schadstof-
fe, aber auch Nutzungsfunktionen, wie Schutz vor Erosion, La¨rm oder Hochwasser) bei der
Bodenpreisbildung bisher nur unzureichend beru¨cksichtigt werden. Diese Dienstleistungen wer-
den vom Boden bzw. der Fla¨che bisher weitgehend kostenlos erbracht – sie stellen o¨ﬀentliche
Gu¨ter dar, die moneta¨r nicht oder nur unzureichend bewertet und daher an Ma¨rkten auch
nicht gehandelt werden ko¨nnen, so dass es fu¨r die Besitzer der Fla¨che keinen Anreiz gibt, zu-
gunsten dieser Dienste auf andere Nutzungsformen mit scheinbar ho¨heren Fla¨chenleistungen3
zu verzichten.
Diese Leistungen erfahren also eine ungenu¨gende Inwertsetzung, was der Bodenmarkt mit
grundsa¨tzlich ho¨heren Bodenpreisen fu¨r Fla¨chen mit sozioo¨konomischen Nutzungen gegenu¨ber
Fla¨chen mit o¨kologischen Funktionen reﬂektiert (Arlt et al. 2000). Daraus resultiert eine
Verdra¨ngung o¨kologischer Funktionen durch sozioo¨konomische Funktionen im Rahmen der
Fla¨chennutzung – eine anhaltende Inanspruchnahme von Freiﬂa¨chen und Freira¨umen zu Sied-
lungs- und Verkehrszwecken.
12.2.1 Ideal
Wa¨re der Bodenmarkt im o¨konomischen Sinne ein vollkommener Markt, wu¨rden also keine
o¨ﬀentlichen Gu¨ter, externen Eﬀekte etc. auftreten, so wa¨re die Grundrente bei Zurechnung
aller mit der Fla¨chennutzung verbundenen Kosten und Nutzen ein korrektes Maß fu¨r den
Knappheitsgrad des Bodens. Dieses Knappheitsmaß wu¨rde fu¨r die richtige Art und Intensita¨t
der verschiedenen Bodennutzungen, und somit fu¨r eine eﬃziente Allokation dieser Ressource
sorgen (vgl. Arlt et al. 2000: 5).
Von einem vollkommenen Markt4 spricht man, wenn folgende Annahmen zutreﬀen: die
gehandelten Gu¨ter sind homogen, es ist ein freier Marktzugang aller Akteure gewa¨hrleistet, es
existieren keine perso¨nlichen Pra¨ferenzen von Ka¨ufern bzw. Verka¨ufern fu¨r einen bestimmten
Verka¨ufer bzw. Ka¨ufer, eine ra¨umliche und/oder zeitliche Diﬀerenzierung zwischen Angebot
2Fu¨r weitere Erla¨uterungen und Literaturverweise siehe: Arlt et al. (2000: 3)
3vgl. Hu¨bler et al. (1996) und Weise (1998) in Arlt et al. (2000)
4vgl. W. S. Jevons
”
Law of Indiﬀerence“ (Jevons 1888): Dieses Gesetz besagt, dass fu¨r ein Gut nur ein
(einheitlicher) Preis gelten kann, wenn ra¨umliche, zeitliche, sachliche und perso¨nliche Diﬀerenzierungen
entfallen sowie vollkommene Information gegeben ist.
Diese Bedingungen beschreiben den vollkommenen Markt. Bei Fehlen von vollkommener Information ver-
mutet man einen tempora¨r unvollkommenen Markt. Triﬀt eine der anderen Bedingungen nicht zu, wird
der Markt als unvollkommen bezeichnet.
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und Nachfrage ist nicht mo¨glich und es ist vollkommene Information bei allen Marktteilnehmern
gegeben.
In der Realita¨t des Bodenmarktes treﬀen jedoch die meisten dieser Bedingungen fu¨r einen
vollkommenen Markt und dessen Eﬃzienz nicht zu (vgl. Arlt et al. 2000: 6–8). Insbesondere
sind die Homogenita¨t der auf diesem Markt gehandelten Gu¨ter und vollkommene Information
im Allgemeinen nicht gegeben.
12.2.2 Reale Abweichungen
Die Unvollkommenheiten des Bodenmarktes ko¨nnen zur Verdeutlichung der einzelnen Pro-
blemfelder drei Bereichen zugeordnet werden.
1. Zum einen beeinﬂussen die besonderen Eigenschaften des Marktgegenstandes Boden die
Funktionsfa¨higkeit des Marktes fu¨r dieses knappe Gut.
• Boden ist nicht vermehrbar – diese Ressource ist endlich und nicht reproduzierbar.
Gleichzeitig ist der Herstellungsaufwand zuna¨chst gleich Null (fu¨r landwirtschaftlich
zu nutzenden Boden oder Bauland sind aber doch Investitionen no¨tig, so dass die
Produktionskosten fu¨r derart genutzte Fla¨chen im Gegensatz zu Arlt et al. (2000)
durchaus gro¨ßer Null sein ko¨nnten), und der Nutzen in der Zeit geht theoretisch
gegen unendlich, da ein Gebrauch nicht zum Verbrauch dieser Ressource fu¨hren
kann.
• Das Gut Boden ist nicht homogen – auf dem Bodenmarkt gehandelte Grundstu¨cke
sind nie vo¨llig identisch. Allerdings ko¨nnen sich Teilma¨rkte mit mehr oder weniger
homogenen Gu¨tern (in bestimmter Hinsicht a¨hnliche Fla¨chen) herausbilden.
• Boden ist nicht mobil. Das Bodenangebot kann nicht auf ra¨umliche Preisunterschie-
de reagieren – aber : die Nutzer oder Nachfrager ko¨nnen (zumindest theoretisch)
ra¨umlich ausweichen.
• Die Bodennutzung ist stets mit Externalita¨ten verbunden.
2. Zum anderen weist der unreglementierte Bodenmarkt Unvollkommenheiten auf.
Fu¨r das Versagen des Bodenmarktes bezu¨glich bestimmter Fla¨chenleistungen sind nach
Arlt et al. (2000) vor allem das Auftreten von externen Eﬀekten und o¨ﬀentlichen Gu¨tern
verantwortlich: d.h. fu¨r verschiedene Schutzwirkungen und o¨kologische Ausgleichsleistun-
gen sowie fu¨r landschaftliche Scho¨nheit, die sich aus bestimmten Fla¨chennutzungsarten
bzw. verschiedenen Zusta¨nden der Fla¨chen ergeben, existiert kein Markt mit einer zah-
lungskra¨ftigen Nachfrage und somit auch kein Preis, so dass es tendenziell zu einer
Unterversorgung mit diesen Gu¨tern bzw. zu einer U¨berbeanspruchung insbesondere der
verfu¨gbaren natu¨rlichen Ressourcen kommt.
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Daneben ist die Transparenz des Marktes – ein zentraler Punkt der Gleichgewichts-
theorie – in der Realita¨t nicht gegeben. Fu¨r den Bodenmarkt außerdem typisch ist eine
geringe Anzahl von Teilnehmern – diese sind also keine idealtypischen Preisnehmer und
Mengenanpasser, sie ko¨nnen durchaus je nach Marktmacht Einﬂuss auf die Preisgestal-
tung nehmen und verhalten sich (aus gesellschaftlicher Sicht) nicht immer gewinn- bzw.
nutzenmaximierend.
Der Bodenmarkt ist ein spekulativer Markt – die Marktteilnehmern werden durch ihre
Erwartungen bezu¨glich zuku¨nftiger Ertra¨ge geleitet, der Grundstu¨ckswert ist der kapita-
lisierte Wert der in Zukunft erwarteten Renditen des Grundstu¨cks – und ein Faktormarkt
– die Nachfrage nach sta¨dtischem Boden stellt eine abgeleitete Nachfrage der Nachfrage
nach Bu¨ros, La¨den, Wohnungen und anderer Nutzungsarten dar. Die Grundstu¨ckswerte
sind daher langfristig auf die Marktpreise von genutzten Immobilien bezogen (Richardson
1977: 80). Die Nachfrage nach Landwirtschaftsﬂa¨chen ko¨nnte der Nachfrage nach land-
wirtschaftlichen Produkten bzw. den Verdienstmo¨glichkeiten u.a. auf Grund von Subven-
tionen fu¨r bestimmte Landwirtschaftsformen entsprechen. Der Bodenpreis ist auch von
Miet-, Pacht- und Verkaufsmo¨glichkeiten der Fla¨chen oder darauf beﬁndlicher Geba¨ude
abha¨ngig.
Dies alles zeigt, dass der unreglementierte Bodenmarkt ein ho¨chst unvollkommener
Markt ist – die besonderen Eigenschaften des Gutes Boden in Zusammenhang mit der
geringen Zahl der Marktteilnehmer, die oft nicht u¨ber vollsta¨ndige Information bezu¨glich
des Bodenmarktes verfu¨gen, ergeben in diesem Zusammenhang wesentliche Probleme
(vgl. Arlt et al. 2000: 8–9).
3. Aber auch der reglementierte Bodenmarkt in Deutschland ist nicht frei von Verzerrungen
und Unvollkommenheiten.
Der deutsche Bodenmarkt ist ein stark reglementierter Markt5 – es existiert aufgrund
der oben angefu¨hrten Unvollkommenheit eine Vielzahl von institutionellen Regelungen,
Auﬂagen und Beschra¨nkungen sowohl des An- und Verkaufs als auch bezu¨glich der
Nutzungsart und -intensita¨t von Grundstu¨cken (vgl. Drescher und McNamara 2000:
234). Mit Frey (1990, nach Arlt et al. (2000)) kann vom Boden als einem Komplex von
Rechten und Pﬂichten gesprochen werden. Im folgenden Abschnitt 12.3 wird auf den
gesetzlichen Rahmen des Bodenmarktes na¨her eingegangen. Es zeigt sich dabei, dass
Gesetze und Vorschriften, welche die Unvollkommenheiten beheben sollen, diese auch
versta¨rken ko¨nnen.
Staatliche Maßnahmen und Eingriﬀe in das Marktgeschehen erfolgen u.a., um boden-
bezogene o¨ﬀentliche Gu¨ter bereitzustellen, z.B. in Form der Raum-, Fla¨chennutzungs-
und Landschaftsplanung oder Entscha¨digungen von Fla¨chennutzern fu¨r die Bereitstellung
o¨ﬀentlicher Gu¨ter oder in Form direkter staatlicher Leistungserbringung unter anderem
5Vgl. Arlt et al. (2000: 9)
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im Infrastrukturbereich (z.B. Straßen-, aber auch Deichbau).
Die Bereitstellung solcher o¨ﬀentlicher Gu¨ter, die Erweiterung bzw. Einschra¨nkung der
Nutzungsrechte und die Erho¨hung oder Senkung der Standortqualita¨t allgemein ver-
a¨ndern den Wert der betroﬀenen Grundstu¨cke und somit das Vermo¨gen der jeweili-
gen Eigentu¨mer, ha¨uﬁg ohne dass diese Eigentu¨mer dafu¨r spezielle Abgaben entrichten
mu¨ssten und nur in manchen Fa¨llen Entscha¨digungen erhalten (vgl. Hilber 1997: 11–12).
Beispielsweise kann die kostenlose oder zu billige Bereitstellung von Verkehrsinfrastruktur
als indirekte Unterstu¨tzung bzw. Subventionierung infolge einer mangelnden Internali-
sierung externer Eﬀekte verstanden werden (vgl. OECD 2003: 17).
12.2.3 Abriss der Theorie der Bodenma¨rkte
Die im Abschnitt 12.2.2 unter Nummer 1. dargestellten Besonderheiten des Produktionsfaktors
und Marktgegenstandes Boden fu¨hren dazu, dass die o¨konomische Theorie zu Bodenbesitz und
Bodenhandel einige Besonderheiten aufweist (Giuliani 2002: 45). Es folgt hier ein sehr kurzer
und schlaglichtartiger Blick auf diese Literatur, der keinesfalls vollsta¨ndig bzw. umfassend sein
kann. Hingegen sollen v.a. fu¨r die spa¨teren Betrachtungen relevante Quellen benannt werden.
Allgemeines Da die Menge des natu¨rlichen Faktors Boden im Allgemeinen, zumindest aber
in der kurzen Frist als ﬁx6 angesehen wird, kann das Einkommen aus dessen Nutzung (Faktor-
einkommen) als Rente7 bezeichnet werden (vgl. Marshall (1890) nach Schumann et al. 1999:
394). Kann der Faktor auch in alternativen Verwendungen eingesetzt werden, so ergeben sich
bei dessen Nutzung Opportunita¨tskosten. Der sich aus Angebot und Nachfrage ergebende
Faktornutzungspreis setzt sich in diesem Fall aus den Opportunita¨tskosten, d.h. dem Ertrag
der na¨chstbesten Verwendung des Bodens, und der Rente je Faktornutzungseinheit zusammen
(vgl. Schumann et al. 1999: 394–395).
Erste konkrete bodeno¨konomische Ansa¨tze ﬁnden sich in der klassischen O¨konomik (Giuliani
2002: 47)8. Fu¨r die Formulierung der klassischen Grundrententheorie sind insbesondere David
Ricardo9 und Johann Heinrich von Thu¨nen10 von Bedeutung, die sehr unterschiedliche, in sich
6Faktorbestands- und Faktornutzungsangebot werden also als konstant angenommen.
7Bei vermehrbaren Faktoren wie Sachkapital und Arbeit kann sich nur kurzfristig ein Renteneinkommen
ergeben – Marshall (1890, nach Schumann et al. (1999: 395)) spricht daher in diesem Zusammenhang von
einer Quasirente. Bei vollsta¨ndiger Konkurrenz verschwindet dieses Renteneinkommen mittel- bis langfristig
durch ein zusa¨tzliches, aus der Vermehrung des Faktors resultierendes Angebot.
8Fu¨r eine Boden bezogene Betrachtung der zeitlich bzw. inhaltlich vor der klassischen O¨konomik angesiedelten
Dogmengeschichte mit Merkantilismus und Physiokraten siehe u.a. Hubacek und Bergh (2006: 7–8)
9Ricardo (2001)
10von Thu¨nen, Johann Heinrich (1826):
”
Der isolirte Staat in Beziehung auf Landwirtschaft und Nationalo¨ko-
nomie, oder Untersuchungen u¨ber den Einﬂuss, den die Getreidepreise, der Reichthum des Bodens und die
Abgaben auf den Ackerbau ausu¨ben“. Hamburg, Friedrich Perthes.
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konsistente Ansa¨tze, stets unter Beru¨cksichtigung der Heterogenita¨t des Faktors Boden, ent-
wickelten. Nach Ricardo ergibt sich die Ho¨he der moneta¨ren Bodenrente zum einen aus den zu
erwartenden Kosten- oder Nutzenvorteilen11, die ein Standort gegenu¨ber anderen Standorten
besitzt – diese Form der Bodenrente wird auch als Diﬀerenzialrente bezeichnet. Zum anderen
sah Ricardo einen Grund fu¨r die Existenz von Bodenrenten in der Knappheit des Bodens, wor-
aus sich eine so genannte Knappheitsrente auch bei vo¨lliger Homogenita¨t des Bodens ergeben
wu¨rde (vgl. Hubacek und Bergh 2006: 9). Eine ganz neue Dimension in der Behandlung von
Boden in der o¨konomischen Theorie fu¨hrte jedoch von Thu¨nen ein (Hubacek und Bergh 2006:
11) – er erachtete nicht, wie Malthus, Ricardo und andere, die Unterschiede in der Bodengu¨te
als vielmehr die so genannte
”
Gunst oder Ungunst der Lage“ als entscheidenden Faktor fu¨r
die Ho¨he der Bodenrente (vgl. Giuliani 2002: 47). Obwohl sowohl von Thu¨nen, als auch Ricar-
do zur klassischen o¨konomischen Literatur geza¨hlt werden, weisen beider bodentheoretische
Konzeptionen Elemente des neoklassischen Marginalprinzips auf. Und nach Samuelson (1983)
muss das Konzept abnehmender Grenzertra¨ge von Thu¨nens als Vorla¨ufer des marginalistischen
Ansatzes der neoklassischen O¨konomik (vgl. Abschnitt IV.15.3.1) gesehen werden.
Fu¨r die meisten der klassischen Autoren war Boden bzw. Land von großer Bedeutung fu¨r
den Produktionsprozess. Vor allem die Produktivita¨t des Bodens und die Verteilung seiner
Ertra¨ge spielten in den Untersuchungen der Zeit eine wichtige Rolle. Mit der industriellen
Revolution verlagerte sich die Aufmerksamkeit jedoch auf die Industrie und schwa¨chte die Be-
deutung des Bodens im Produktionsprozess in den Augen der zeitgeno¨ssischen O¨konomen ab
– der Produktionsfaktor Boden spielt in der neoklassischen Theorie, die sich dann entwickelte,
meist eine untergeordnete Rolle (vgl. Hubacek und Bergh 2006: 12–15). Die bisherige Auf-
teilung in die drei Produktionsfaktoren Arbeit, Boden und Kapital wurde in Frage gestellt.
Sehr einﬂussreich war in diesem Zusammenhang die Auﬀassung von Frank H. Knight (u.a.
Knight 1936a;b) bezu¨glich des Produktionsfaktors Boden, fu¨r den dieser kein besonderer Fak-
tor war, sondern vielmehr mit allen anderen Produktionsfaktoren unter
”
Kapital“ subsummiert
werden sollte (Patinkin 1973: 794). Bei Solow (1956) etwa umfasste die Produktionsfunktion
nur noch die Faktoren Kapital und Arbeit12. In der spa¨teren Literatur wurde die Produktions-
funktion tatsa¨chlich auf einen Faktor – das Kapital – reduziert (Hubacek und Bergh 2006:
16). Nur in speziellen Disziplinen, etwa der Landwirtschaft, der Ressourceno¨konomik und der
Raumwirtschaft (
”





transport economics“) wurden die Auswirkungen von Landnutzungsent-
scheidungen weiterhin thematisiert. Und erst durch aktuelle Umwelt- und Ressourcenprobleme
erfa¨hrt der Boden derzeit neue konzeptionelle Aufmerksamkeit (vgl. Hubacek und Bergh 2006).
In der neoklassischen Perspektive stellt die o¨konomische Rente im einfachsten Fall unter
Vernachla¨ssigung der Heterogenita¨t das Wertgrenzprodukt der betrachteten Einheit des ﬁxen
11Aus der physischen Qualita¨t des Bodens (Fruchtbarkeit, Eignung zur Bewirtschaftung etc.) oder aus der
geographischen Lage (der Distanz zum Absatzmarkt etc.)
12Solow (1956: 66): Y = F (K,N), wobei K = Kapital, N = Arbeit
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Abbildung 12.1: Angebots- und Eigennachfragefunktionen fu¨r den Faktor Boden, nach: Rieder
und Huber (1992: 22)
Produktionsfaktors Boden dar (vgl. u.a. Henrichsmeyer und Witzke 1991: 367). Die Boden-
nachfrage ergibt sich dann als abgeleitete Nachfrage – aus volkswirtschaftlicher Sicht bestimmt
z.B. der Preis der von der agrarischen Nutzﬂa¨che zu gewinnenden landwirtschaftlichen Pro-
dukte die Rente und somit den Wert dieser Fla¨che (vgl. Varian (1995: 378) und Rieder und
Huber (1992: 22)). Da jedoch das Angebot an Boden, wie schon erwa¨hnt, als anna¨hernd ﬁx
angesehen werden kann13, ist es oberhalb eines bestimmten Preises unabha¨ngig von diesem –
die Angebotskurve fu¨r Boden ist dann vo¨llig unelastisch. Allgemein sind positive Bodenprei-
se mit der Knappheit des Bodens sowie der Existenz konkurrierender Nutzungsinteressen zu
erkla¨ren.
Ein Bodenbesitzer wird seinen Besitz auf dem Bodenmarkt anbieten, wenn dessen individuell
festgelegter Ertragswert geringer ist als der zu erwartende Bodenpreis. Auch die Bodennachfra-
ger vergleichen den erwarteten Ertragswert und den aktuellen Bodenpreis, sie stellen dieselben
U¨berlegungen wie die Anbieter von Boden an, was eine Besonderheit des Bodenmarktes ist. Ist
der Bodenpreis geringer als der erwartete Ertragswert, so wird Boden nachgefragt. Anbieter
und Nachfrager unterscheiden sich demnach in der subjektiven Bewertung des Ertragswertes
einer Fla¨che.
In Abbildung 12.1 sind diese Zusammenha¨nge dargestellt. Bis zu einem Preis von A wird
kein Boden angeboten. Mit steigendem Preis oberhalb von A wird bei immer mehr Landbesit-
zern der subjektive Ertragswert durch den Bodenpreis u¨berschritten – das Angebot an Boden
nimmt zu, bis bei einem Preis C der gesamte verfu¨gbare Boden B auf dem Markt angebo-
13Zu beachten ist aber, dass das Angebot fu¨r einzelnen Arten der Bodennutzung (landwirtschaftliche Nutzung,
Bebauung) zu Ungunsten anderer Nutzungsarten durchaus zunehmen kann. So ist, wie in Abschnitt 11
beschrieben, in Deutschland ein stetiges Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsﬂa¨chen auf Kosten v.a.
landwirtschaftlich genutzter Fla¨chen zu beobachten.
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Abbildung 12.2: Darstellung der Bodenpreisbildung, nach: Rieder und Huber (1992: 23)
ten wird. Steigt der Preis u¨ber C hinaus, kann er nicht mehr mengenbestimmend sein – die
Angebotsfunktion ist dann vollkommen preisunelastisch.
Wenn (vgl. Abbildung 12.1, rechte Darstellung) der Preis bei A oder darunter liegt, behalten
die bisherigen Eigentu¨mer das gesamte Land, sie u¨ben die gro¨ßte mo¨gliche Eigennachfrage aus.
Bei steigendem Preis sinkt die Eigennachfrage, um schließlich bei Preisen oberhalb von C auf
Null zu sinken – alles Land wird verkauft. Die Gesamtnachfrage nach Boden ergibt sich dann
als Summe von Eigen- und Neunachfrage, wie in Abbildung 12.2 dargestellt. Die Neunachfrage
ist dabei im Gegensatz zur Eigennachfrage relativ unelastisch (nach: Rieder und Huber 1992:
22–23).
Wie auf anderen Ma¨rkten auch, ergibt sich nun auf dem Bodenmarkt der Gleichgewichts-
preis aus der Wechselwirkung von Angebot und Nachfrage. In Abbildung 12.2 ist zu erkennen,
dass nur die Bodenmenge, die von einer Neunachfrage betroﬀen ist, den Eigentu¨mer wechselt
– der Bodenpreis P ergibt sich im Schnittpunkt von Neunachfrage und abgeleiteter Ange-
botsfunktion, X ist die gehandelte Bodenmenge. Die rechte Darstellung in Abbildung 12.2
zeigt eine andere Mo¨glichkeit der Ableitung des Bodenpreises – hier wird auf den gesamten
Bodenmarkt geblickt, der von Gesamtnachfrage und Gesamtangebot bestimmt wird. Nach
Rieder und Huber (1992: 23) la¨sst sich unabha¨ngig von der Herangehensweise stets derselbe
Bodenpreis ableiten.
Von besonderem Interesse ist neben dem landwirtschaftlichen Bodenmarkt als
”
Spender“
von Fla¨chen nun der urbane Bodenmarkt, da von diesem Markt bzw. von urbanen Fla¨chennut-
zungsentscheidungen entscheidende Anreize zur Ausdehnung von Siedlungsﬂa¨chen ausgehen
ko¨nnen.
Urbaner Bodenmarkt – Baulandmarkt Alonso (1960), neben Mills und Muth einer der
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ersten Autoren, die sich der theoretischen Analyse urbaner Ressourcenallokationen widmeten
(vgl. Mills 2000, Goldstein und Moses 1973), leitet in seinem U¨bersichtsartikel ein einfaches
Modell der Standortoptimierung von Haushalten14 aus einem landwirtschaftlichen Modell ab,
welches sehr stark an das von J.H. von Thu¨nen angelehnt ist – auch aus Alonsos an der
Nachfrageseite des Marktes orientiertem Modell ko¨nnen sich die
”
Thu¨nenschen Ringe“ der
Landnutzung um einen zentralen Marktplatz ergeben, auf dem verschiedene Gu¨ter gehan-
delt werden. Ein solches Modell ist nicht sehr realita¨tsnah, da eine Vielzahl weiterer Eﬀekte
die Auswirkungen der im Modell beru¨cksichtigten Variablen u¨berlagert. Insbesondere fu¨r die
Standortentscheidung von Unternehmen sind andere Modelle aussagekra¨ftiger. Fu¨r die Wahl
des Wohnortes, die hier besonders interessiert, ko¨nnen aus diesem einfachen Modell jedoch
sinnvolle Aussagen abgeleitet werden.
Die Standortentscheidung (hier: Entfernung vom Siedlungskern, Markt etc.) von Stadtbe-
wohnern ergibt sich bei Alonso (1960) in Abha¨ngigkeit vom Nutzen des Wohnens und der
Ho¨he der Entfernungskosten, den Pendlerkosten. Daraus leitet Alonso (1960: 150–155) so ge-
nannte
”
bid rent functions“15 ab, die Indiﬀerenzpfade zwischen dem Preis des Gutes Fla¨che
und der Entfernung zum Gescha¨ftszentrum bzw. Stadtzentrum darstellen. Wa¨hrend Indiﬀe-
renzkurven sich aber lediglich auf die Pra¨ferenzen von Individuen beziehen, werden die
”
bid
rent functions“ sowohl von Pra¨ferenzen als auch vom jeweiligen Budget bestimmt. Daneben
ist zu beru¨cksichtigen, dass – im Gegensatz zu Indiﬀerenzkurven – die niedrigeren
”
bid rent
functions“ ho¨here Proﬁte bzw. eine sta¨rkere Bedu¨rfnis-Befriedigung ermo¨glichen.
Zur Bestimmung des individuellen Gleichgewichts-Standorts wird aber, analog zur Anwen-
dung der Indiﬀerenzkurven, vom Entscheidungstra¨ger (der Einwohner) der Tangentialpunkt
und somit der Punkt gleicher Steigung einer entsprechenden
”
bid rent function“ brc und
der Kurve der aktuellen Bodenpreise S gesucht (vgl. Abbildung 12.3), da auf der niedrigsten
zu erreichenden
”
bid rent function“ z.B. der mo¨gliche Nutzen mit entsprechender
”
bid rent
function“-Schar (brc1, brc2, brc3) maximal sind. Es ergeben sich dann Standort (Entfernung
vom Stadtzentrum) L und Bodenrente R. Fla¨chennutzungsarten mit steiler verlaufenden
”
bid
rent functions“ nehmen im Modell von (Alonso 1960: 155) Fla¨chen in gro¨ßerer Na¨he zum
Stadtzentrum ein.
Die unterschiedlichen Fla¨chenutzungsformen, aber auch die verschiedenen Individuen inner-
halb dieser, ko¨nnen dann anhand des unterschiedlichen Anstiegs ihrer
”
bid rent functions“
geordnet werden, ein Marktgleichgewicht la¨sst sich so ableiten. Ist etwa der Anstieg der
”
bid
rent functions“ von einigen Einwohnern sta¨rker als derjenige der
”
bid rent functions“ ande-
rer, so ergibt sich eine relative Ordnung der verschiedenen Preise und Standorte, aus der
die tatsa¨chlichen Preise, Standorte und Besiedlungsdichten (bzw. Grundstu¨cksgro¨ßen) unter
14
”
. . .household maximization problem in which a household decides how much housing to consume and where
to live.“
15Funktionen der maximalen Zahlungsbereitschaft fu¨r den Produktionsfaktor Fla¨che in Abha¨ngigkeit von der
Bodenrente und den Transportkosten des produzierten Gutes entsprechend der Lage der Fla¨che
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Abbildung 12.3: Bestimmung des optimalen individuellen Standorts anhand von
”
bid rent
functions“ leicht vera¨ndert nach: Alonso (1960)
bestimmten Annahmen abgeleitet werden ko¨nnen (vgl. Alonso 1960: 156–157).
Dieses Modell ist natu¨rlich sehr schlicht und stellt den einfachsten Fall dar, worauf auch
Alonso (1960: 157) hinweist. Daran anschließend, wie in Mills (2000) beschrieben, wurden eine
Vielzahl von stadto¨konomischen Beitra¨gen vero¨ﬀentlicht und vor allem die speziellen Themen
”
spatial analysis, housing, government sector, labor/poverty/race, crime, transportation, edu-
cation, interurban/rural-urban migration, developing countries“ (vgl. Mills 2000: 5–7) behan-
delt. Große Fortschritte waren u.a. in der Erkla¨rung der ra¨umlichen Struktur von Sta¨dten und
der Rolle kommunaler Verwaltungen zu verzeichnen (vgl. auch Hubacek und Bergh 2006: 21–
22). Fu¨r die folgenden, grundlegenden Betrachtungen zu kommunalen Entscheidungen u¨ber die
Ausweitung von Baulandﬂa¨chen in der Peripherie der Kommunen in Flussgebieten wird jedoch
kein komplexeres Modell angewendet. Alle folgenden Aussagen des Abschnitts 12.4 werden
unter Annahme des beschriebenen einfachen Siedlungsaufbaus mit nur einem zentralen Kern
abgeleitet, da hier die Ausdehnung von Siedlungen in bisher noch nicht erschlossene Gebiete
interessiert, d.h. die Eﬀekte, die eine weitere Erschließung und Besiedlung auf einzelwirtschaft-
licher Ebene im Gegensatz zur gesamtgesellschaftlichen Perspektive sinnvoll erscheinen lassen.
Neben der Struktur des Bodenmarktes bzw. von Siedlungen sind fu¨r diese Arbeit auch kom-
munale Entscheidungen u¨ber den Umfang der ausgewiesenen Bebauungsﬂa¨chen im Rahmen
der Fla¨chennutzungsplanung von Bedeutung, die in der Theorie u.a. im Rahmen des
”
Urban
Public Finance“ beleuchtet werden.
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Urban Public Finance“16 mit dem Wohnungsmarkt und dem Markt
fu¨r kommunale Dienstleistungen (Ross und Yinger 1999: 2002).
In diesen Bereich fallen auch Betrachtungen zur Fla¨chennutzungsplanung bzw.
”
zoning“17.
Aus der Argumentation von Fischel (u.a. Fischel 2000: 414–416) auf der Grundlage von Tie-
bout (1956) und Hamilton (1974) ergibt sich, dass die o¨ﬀentliche Planung vor allem durch
ﬁnanzpolitische U¨berlegungen18 bestimmt wird. U.a. Fischel (2000: 414–416) und Pogodziski
und Sass (1991: 597) sprechen daher von
”
ﬁscal zoning“19. Wie empirische Untersuchungen
im Gegensatz zu Ergebnissen des Modells von Hamilton (1974) nahe legen (vgl. Ross und Yin-
ger 1999: 2030–2037), ist
”
zoning“ nicht neutral, sondern kann sich durchaus auf die Werte
von Immobilien auswirken und eine ineﬃziente Bebauung verursachen (vgl. auch Evans 1999:
1643).
Allerdings muss mit Evans (1999: 1643) betont werden, dass die Schlussfolgerung aus ei-
ner empirischen Studie,
”
zoning“ sei ineﬃzient, unter Umsta¨nden falsch sein kann. Vielmehr
besteht die Mo¨glichkeit, dass diese Maßnahme nicht in korrekter Weise ausgefu¨hrt wurde,
bei richtiger Umsetzung also durchaus zu der eigentlich intendierten Internalisierung externer
Eﬀekte der Landnutzung bzw. Besiedlung und damit zu einem eﬃzienten Ergebnis fu¨hren
ko¨nnte.
Ross und Yinger (1999) stellen fest, dass in der Vergangenheit in den meisten Vero¨ﬀentli-
chungen im Bereich
”
Urban Public Finance“ dafu¨r argumentiert wurde, dass dezentral orga-
nisierte Kommunen Eﬃzienzvorteile gegenu¨ber zentralisierten Entscheidungstra¨ger besitzen.
Eine generelle Betrachtung dieser Autoren zeigt jedoch, dass auch in einem dezentral organi-
sierten System Ineﬃzienzen
• aufgrund einer Fehlverteilung von Haushalten u¨ber die Kommunen,
• aufgrund von Grundsteuern,
16Eine U¨bertragung dieses Begriﬀes ins Deutsche fa¨llt schwer. Eventuell ist er mit
”
urbaner Finanzwirtschaft“
im Gegensatz zu Stadto¨konomie (
”






Zoning“ ist als A¨quivalent zur Fla¨chennutzungsplanung im englischsprachigen Raum zu sehen. Dennoch
sind diese beiden Begriﬀe nicht kongruent, weshalb bei Zitaten und Verweisen auf englischsprachige Lite-
ratur der Begriﬀ
”
zoning“ unu¨bersetzt bleibt. Fu¨r eine Gegenu¨berstellung von deutscher Fla¨chennutzungs-
planung und amerikanischem
”
zoning“ vgl. z.B. Drescher und McNamara (2000).





rationale for municipal zoning regulations falls into two broad categories: externality zoning and ﬁscal (or
exclusionary) zoning. The traditional justiﬁcation for zoning is that it minimises the impact of externalities
by separating incompatible land uses. Fiscal zoning refers to attempts to use zoning to attract property
owners with high tax-to-service ratios. Fiscal zoning may thus act to exclude certain classes of potential
residents such as poor or racial minorities.“
19Vgl. Fußnote 18
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• aufgrund der Kapitalisierung o¨ﬀentlicher Dienstleistungen etwa in Ha¨userpreisen, und
• aufgrund von Heterogenita¨ten
auftreten ko¨nnen und in den modernen, entwickelten, dezentral organisierten Gesellschaften
der westlichen Welt tatsa¨chlich auftreten (Ross und Yinger 1999: 2042–2049). Da demnach




12.3 Institutioneller Rahmen von Entscheidungen u¨ber
Fla¨chennutzungen in Flussauen
Der Zusammenhang zwischen Lage einer Fla¨che bzw. deren verschiedenen Standortfaktoren
und dem entsprechenden Grundstu¨ckspreis ist, so wird in Richardson (1977) deutlich, sehr
komplex. In diesem Abschnitt soll das rechtliche Gefu¨ge22, das den landwirtschaftlichen Boden-
markt und den Baulandmarkt steuern und lenken soll, als eine wichtige Quelle von Versta¨rkun-
gen und Abschwa¨chungen der verschiedenen natu¨rlichen Standortfaktoren gedeutet und deren
Einﬂuss dargestellt werden. Dabei werden landwirtschaftlicher Bodenmarkt und Baulandmarkt
gemeinsam betrachtet, da hier insbesondere der U¨bergang von Fla¨chen von einem Bodenmarkt
in den anderen interessiert – eben die Umwandlung von landwirtschaftlichen Nutzﬂa¨chen in
Siedlungsﬂa¨chen.
Eine Studie zu den Einﬂussfaktoren des landwirtschaftlichen Bodenmarktes (Capozza und
Helsley 1989) zeigt, dass die Produktivita¨t von Landwirtschaftsﬂa¨chen deren Preis z.T. zu we-
niger als 50% bestimmt. Nicht-landwirtschaftliche Verwendungszwecke, v.a. die Erwartungen
u¨ber zuku¨nftige Nutzungsa¨nderungen spielen dagegen v.a. in Gebieten mit rasch wachsenden
Sta¨dten eine maßgebliche Rolle bei der Preisbildung (vgl. Drescher und McNamara (2000:
239), Capozza und Helsley (1989: 304–305), Dunford et al. (1985)).
20Eine
”
zweitbeste“ Lo¨sung ergibt sich, wenn einige Beschra¨nkungen, z.B. eine verzerrende Grundsteuer, als
gegeben angenommen werden:
”
. . .if there is introduced into a general equilibrium system a constraint
which prevents the attainment of one of the Paretian conditions, the other Paretian conditions, although
still attainable, are, in general, no longer desirable. . . .then an optimum situation can be achieved only by
departing from all the other Paretian conditions.“ (Lipsey und Lancaster 1956: 11)
21Nach Ross und Yinger (1999: 2049) sind jedoch die Kosten, Eﬃzienz zu erreichen, und deren potenzielle
Vorteile meist nicht in befriedigendem Maße bekannt.
22Es muss beru¨cksichtigt werden, dass gerade in ju¨ngster Zeit z.T. starke Vera¨nderung an verschiedenen der
hier aufgefu¨hrten rechtlichen Regelungen vorgenommen wurden (etwa der Wegfall der Eigenheimzulage
– Bundesratsbeschluss vom 20. Dezember 2005). Die hier gefu¨hrte Argumentation hat daher zum Teil
historischen Charakter. Sie kann aber zumindest einige
”
Fehler“ der Vergangenheit und deren Auswirkungen
verdeutlichen.
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In dem einfachen Modell von Capozza und Helsley (1989)23 ergibt sich der landwirtschaft-
liche Bodenpreis in Ballungsgebieten aus vier additiven Komponenten (vgl. auch Abbildung
12.4):
1. der Wert der landwirtschaftlichen Bodenrente,
2. die Kosten der Erschließung des Baulandes (
”
cost of conversion“),
3. der Wert der ra¨umlichen Erreichbarkeit und
4. der Wert erwarteter zuku¨nftiger Rentenzuwa¨chse.










Value of Agricultural Land Rent






Abbildung 12.4: Komponenten der Bodenpreise von Landwirtschaftsﬂa¨chen innerhalb (CBD
– e¯) und außerhalb (> e¯) von Ballungsgebieten, nach: Capozza und Helsley
(1989: 300)
Realita¨tsna¨her beschreiben Dunford et al. (1985) die Preisbildung bei Landwirtschafts-
ﬂa¨chen, wobei jedoch auch diese Autoren auf die Bedeutung des Einﬂusses der Erwartungen
u¨ber zuku¨nftige Nutzungsmo¨glichkeiten hinweisen. Der Preis von landwirtschaftlich genutzten
Fla¨chen ergibt sich nach Dunford et al. (1985: 11) aus einem ganzen Bu¨ndel von Eigenschaf-
ten, die in fu¨nf Kategorien geordnet werden ko¨nnen:
1. externe o¨konomische und administrative Einﬂu¨sse,
2. Erwartungen bezu¨glich zuku¨nftiger Nutzungen (Erwartungen u¨ber Preisentwicklungen
von Agrarprodukten bzw. bezu¨glich Politikvera¨nderungen und Erwartungen u¨ber Nut-
zungsa¨nderungen und volkswirtschaftliche Entwicklungen),
23Die Grundstu¨ckseigentu¨mer verfu¨gen u¨ber vollsta¨ndige Information, der Bodenmarkt ist unverzerrt und die
Grundstu¨cke habe eine ﬁxe Gro¨ße.
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Die Bedeutung der verschiedenen Einﬂussfaktoren konnten diese Autoren in einer empirischen
Untersuchung belegen.
Nach Arlt et al. (2000) kann man die Faktoren, welche allgemein die Bodenpreisbildung
beeinﬂussen, in Mikro- und Makrofaktoren sowie staatliche Festlegungen unterscheiden. Mi-
krofaktoren sind vor allem technische Eigenschaften des betrachteten Grundstu¨ckes, aber
auch Eigenschaften der sozialen und wirtschaftlichen Umwelt24: Lagemerkmale, Entwicklungs-
zustand (§ 4 WertV: Fla¨chen fu¨r Land- und Forstwirtschaft, Bauerwartungsland, Rohbauland,
Baureifes Land25), Art und Maß der baulichen Nutzung, wertbeeinﬂussende Rechte und Bela-
stungen, beitrags- und abgabenrechtlicher Zustand, Wartezeit bis eine bauliche oder sonstige
angestrebte Nutzung mo¨glich ist – diese ergeben sich aus den planungs- und baurechtlichen
Bestimmungen der §§ 30, 33 und 34 des BauGB und anderer Bestimmungen – grundstu¨cks-
preisbestimmend ist u.a. die zula¨ssige Geschosszahl und der erschließungungsbeitragsrechtliche
Zustand (Arlt et al. 2000).
Die Makrofaktoren ko¨nnen geograﬁsch-ra¨umlicher, sozio-o¨konomischer (Wirtschafts- und
Bevo¨lkerungsstruktur einer Stadt/Region, Zinsen – insbesondere Darlehens- und Hypotheken-
zinsen, etc.) und infrastruktureller Art (Erreichbarkeit/Verkehrsanbindung, etc.) sein.
Ein unkorrigierter Bodenmarkt versagt in der Regel bei der Allokation des Gutes
”
Umwelt“
im allgemeinen und beim Gut Boden im besonderen, da das herrschende Preissystem die
Kosten des Umwelt
”
verzehrs“ nicht beru¨cksichtigt. Um eine fu¨r die Volkswirtschaft optimale
Nutzung der Fla¨che und eine akzeptable Verteilung der Ertra¨ge zu erhalten, werden staatliche
Eingriﬀe als notwendig erachtet (Arlt et al. 2000). Die o¨ﬀentlichen Akteure am Bodenmarkt
– Gemeinden und Kreise – haben Planungshoheit, ihre Planungsaussagen sind verbindlich und
es existieren verschiedene Genehmigungsvorbehalte, so dass sie weitreichende Einﬂussmo¨glich-
keiten auf den Bodenmarkt bzw. das Angebot verschiedener Fla¨chenqualita¨ten (v.a. Bauland)
und somit auf die Preisbildung besitzen.
Dies kann ein Problem darstellen, wenn Planungshoheit und Interesse an einer bestimmten
Form der Landnutzung (Bau/Gewerbeansiedlung kann Steuereinnahmen, Arbeitspla¨tze etc.
bedeuten) zusammenfallen (vgl. auch Mayer 1997).
Hoheitliche Eingriﬀe in den Bodenmarkt i.w.S. sollen nun mit besonderer Aufmerksamkeit fu¨r
deren Auswirkungen auf Entscheidung u¨ber Feuchtgebietsﬂa¨chen betrachtet werden. Allerdings
24vgl. Verordnung u¨ber Grundsa¨tze fu¨r die Ermittlung der Verkehrswerte von Grundstu¨cken (Wertermittlungs-
verordnung – WertV) §§ 3–5
25vgl. Arlt et al. (2000: 15)
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ist die direkte Messung der Auswirkungen von verschiedenen Anreizmaßnahmen nach OECD
(2003: 11) schwierig. Es ko¨nnen demnach vor allem qualitative Aussagen getroﬀen werden.
Im folgenden sollen verschiedene Regelungen auf deutscher und europa¨ischer Ebene, die den
Bodenmarkt in Flussauen betreﬀen und beeinﬂussen ko¨nnten, beleuchtet werden.
12.3.1 Auf internationaler Ebene
Auf internationaler Ebene haben vor allem Verordnungen und Richtlinien der Europa¨ischen
Union zu Umweltschutz und Landwirtschaft Einﬂuss auf den hier betrachteten Bereich des
Bodenmarktes in Deutschland.
Die umweltrechtliche Kompetenzgrundlage fu¨r die hier vor allem interessierenden Themen
Vermeidung der Eutrophierung von Gewa¨ssern und Schutz vor Hochwasser stellt der Artikel
174 EGV26 dar (vgl. Reinhardt 2004: 421). Eine ausdru¨ckliche Kompetenzzuweisung fu¨r den
Hochwasserschutz ﬁndet sich im EG-Vertrag allerdings nicht, der Hochwasserschutz, aber auch
die Vermeidung von Eutrophierung werden nicht explizit erwa¨hnt.
Als Sekunda¨rrecht ist hier vor allem die Wasserrahmenrichtlinie (WRRL, von Oktober 2000)
relevant. Diese Richtlinie verpﬂichtet die Mitgliedstaaten zur Einhaltung anspruchsvoller und
strenger Qualita¨tsziele insbesondere in Bezug auf die o¨kologische und chemische Qualita¨t
von Oberﬂa¨chengewa¨ssern sowie zu guter chemischer Qualita¨t und ausreichender Quantita¨t
des Grundwassers. Sie stellt einen fu¨r alle Mitgliedstaaten einheitlichen Handlungsrahmen fu¨r
Wasserpolitik und Wasserwirtschaft dar und ersetzt eine Vielzahl bisher existierender Einzel-
Richtlinien (u.a. Grundwasser-RL 80/68/EWG und Oberﬂa¨chenwasser-RL 75/440/EWG) bzw.
bezieht sich stark auf derartige Einzel-Richtlinien (z.B. die Trinkwasser-RL 80/778/EWG oder
die Nitrat-RL 91/676/EWG). Der Ansatz der WRRL ist medienu¨bergreifend, sie beinhaltet ein-
deutige Bezu¨ge u.a. zur landwirtschaftlichen Nutzung, Bodenschutz, Naturschutz und Ku¨sten-
schutz.
Stoﬀe, die zur Eutrophierung beitragen, werden in dieser Rahmen-Richtlinie zu den wichtig-
sten Schadstoﬀen, deren verbesserte Handhabung einen wesentlichen Punkt der WRRL aus-
macht, geza¨hlt (Anhang VIII WRRL). U¨berschwemmungen hingegen werden lediglich exempla-
risch und ohne origina¨ren und tiefer gehenden Regelungsansatz genannt (Reinhardt 2004: 421).
Aus der WRRL ko¨nnen sich u.a. auch Einschra¨nkungen der Nutzungsmo¨glichkeiten (Acker-
bau versus Gru¨nland, etc.) bzw. der Form der Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Fla¨chen
ergeben.
Diese Regelungen zum Gewa¨sserschutz haben zusammen mit Subventionen und Direktzah-
lungen bzw. die Reglementierung der Wirtschaftsweise durch Umweltstandards im Rahmen
der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU (GAP) ebenso wie die EU-Verordnungen zu Pﬂanzen-
26Vertrag zur Gru¨ndung der Europa¨ischen Gemeinschaft – konsolidierte Fassung von Dezember 2002
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schutzmitteln und zum O¨kologischen Landbau27 Einﬂuss auf die Verdienstmo¨glichkeiten auf
einer bestimmten Fla¨che, und ko¨nnen sich positiv bzw. negativ auf die entsprechenden Nut-
zungsmo¨glichkeiten bzw. -perspektiven (auch: Umwandlung in Bauland) und damit auf die
Bodenpreise auswirken.
Ebenso wichtig wie mo¨gliche Agrar-Beihilfen der EU ist bei Entscheidungen u¨ber die Nut-
zungsweise von Fla¨chen in Flussauen die Frage der Haftung fu¨r Hochwasser-Scha¨den bzw. des
Anspruchs von Betroﬀenen auf Beihilfen. Wie Reinhardt (2004: 421) verdeutlicht, kann eine
Verantwortlichkeit der EU fu¨r derartige Scha¨den auf der Grundlage der existierenden Richtli-
nien und Verordnungen bzw. des EGV nicht begru¨ndet werden. Im Abschnitt 12.3.4 wird auf
die Haftungssituation im Hochwasserschutz auf nationaler Ebene eingegangen.
12.3.2 Wirkungen der EU-Umweltpolitik
U¨ber die Umweltpolitik28 der EU vor der Einfu¨hrung der WRRL, u¨ber deren Auswirkungen
bzw. Wirksamkeit zur Zeit noch keine verla¨ssliche Aussage getroﬀen werden kann, stellt Pear-
ce (1998: 489) fest:
”
It seems fair to say that most past environmental policy at the European
Union (EU) level has not been informed by environmental appraisal procedures, where apprai-
sal is taken to mean a formal assessment of policy costs and eﬀectiveness using one of the
established procedures of cost-beneﬁt analysis, risk assessment and multi-criteria assessment.“
Darauf folgt zwar der Hinweis, dass sich dieses Bild in den letzten Jahren zunehmend vera¨ndert
hat. Spa¨ter stellt Pearce (1998: 490) jedoch fest, dass die Forderungen nach der Beru¨cksich-
tigung potentieller Kosten und Nutzen des Ta¨tigwerdens bzw. Nichtta¨tigwerdens und ande-
rer Faktoren nach Artikel 130r(3)29 des Maastricht-Abkommens (Vertrag zur Gru¨ndung der
Europa¨ischen Gemeinschaften, 1991/93) bisher
”
in only the most loose manner“ umgesetzt
wurden (vgl. auch Pearce 1998: 496–498).
Die Untersuchung von Pearce (1998) bezieht sich nur auf die Umweltpolitik in der EU, doch
scheint eine a¨hnliche Einscha¨tzung auch auf andere Politikbereiche in der EU und insbeson-
dere auf die Wechselbeziehung zwischen diesen zuzutreﬀen: Die Konsistenz gemeinschaftlich
ﬁnanzierter Programme mit den Politiken der einzelnen Mitgliedsstaaten, sowie die Koha¨renz
der verschiedenen Politikbereichen der EU wird auch durch die Europa¨ische Kommission im
Rahmen der Evaluierung der Agrar-Umweltmaßnahmen der EU30 als Notwendigkeit und noch
nicht ga¨nzlich gelo¨stes Problem dargestellt.
Eine formale Bewertung mo¨glicher Auswirkungen (Kosten und Nutzen) von EU-Richtlinien
27Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24. Juni 1991 u¨ber den o¨kologischen Landbau und die ent-
sprechende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel – EG-O¨ko-Verordnung
28Hier im weitesten Sinne verstanden, was auch die umweltpolitischen Maßnahmen im Rahmen der GAP
einbezieht.
29TITEL XIX (vormaliger Titel XVI) UMWELT Artikel 174 (vormaliger Artikel 130 r)
30Europa¨ische Kommission – Generaldirektion VI Landwirtschaft (1998: 139–140)
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in deren Zielbereichen aber auch in anderen Politikbereichen, und somit Koha¨renz der eu-
ropa¨ischen Politik scheint auch heute nicht in ausreichendem Maß gegeben zu sein. In Bezug
auf die nachhaltige Entwicklung in der EU forderte Ende 2003 die Kommission der Europa¨ischen
Gemeinschaften (2003: 6–7) eine bessere Abstimmung der Vorschla¨ge fu¨r Maßnahmen der EU,
u.a. durch die Beurteilung ihrer einzelnen internen und externen Auswirkungen. Weiterhin wird
festgestellt, dass die innenpolitischen Maßnahmen durchaus besser aufeinander abgestimmt
werden ko¨nnen, indem die Ziele der nachhaltigen Entwicklung noch sta¨rker in die Politikberei-
che der EU integriert werden.
Die Bedeutung der Einbeziehung der Erfordernisse des Umweltschutzes in andere Politikbe-
reiche und Maßnahmen der EU zur Fo¨rderung der nachhaltigen Entwicklung wird im Artikel
6 des Vertrages zur Gru¨ndung der Europa¨ischen Gemeinschaft (Konsolidierte Fassung von
1997) anerkannt und folgt dem Prinzip, dass die fu¨r eine nachhaltige Entwicklung erforderli-
chen Verbesserungen nicht alleine durch umweltpolitische Maßnahmen erreicht werden ko¨nnen
(Kommission der Europa¨ischen Gemeinschaften 2004: 2). Infolgedessen wurden 1998 die ver-
schiedenen Fachra¨te (Industrie, Binnenmarkt, Entwicklung, Fischerei, Energie, Verkehr etc.)
durch den Europa¨ischen Rat von Cardiﬀ dazu aufgefordert, Strategien und Programme zur
Einbeziehung von Umweltbelangen in ihre jeweiligen Politikbereiche zu entwickeln.
Allerdings muss dieser Prozess der Einbeziehung von Umweltbelangen heute oﬀensichtlich
neu belebt und gesta¨rkt werden, wie die Kommission der Europa¨ischen Gemeinschaften (2003:
8) feststellt und auch vom Europa¨ischen Rat vom Ma¨rz 2003 und in der U¨berpru¨fung der
Umweltpolitik 2003 deutlich gemacht wurde. Daneben sind oﬀensichtlich weitere Maßnahmen
fu¨r eine nachhaltige Bewirtschaftung der Fla¨chen- und Wasserressourcen sowie der lebenden
Ressourcen no¨tig, um die Ziele von Johannisburg (die EU hatte sich in diesem Rahmen zum Ziel
gesetzt, den Ru¨ckgang der biologischen Vielfalt bis 2010 zum Stillstand zu bringen) erreichen
zu ko¨nnen (Kommission der Europa¨ischen Gemeinschaften 2003: 9–10).
Im Jahr 2001 wurde die EU-Strategie fu¨r die nachhaltige Entwicklung angenommen. Als
Teil der Umsetzung dieser Strategie konnte 2003 in der Kommission ein einheitliches System
fu¨r die Ex-ante-Folgenabscha¨tzung aller wichtigen politischen Vorschla¨ge verabschiedet werden
(vgl. Kommission der Europa¨ischen Gemeinschaften 2004: 5)31. Die mangelnde Abscha¨tzung
31Mitteilung vom Dezember 2001 (KOM(2001) 726):
”
. . .the Commission established an internal system of
integrated impact assessment for all major Commission proposals. This was to bring together in a single
integrated system all existing internal Commission procedures for impact assessment. In particular, reﬂecting
commitments in the EU’s Sustainable Development Strategy, impact assessments were to address ’the full
eﬀects of a policy proposal’ (including) ’estimates of its economic, environmental and social impacts inside
and outside the EU’. This was an ambitious and far-sighted initiative . . . “ Kritisch ist jedoch:
”
The criteria
for the selection of proposals for extended IAs [Integrated Impact Assessments] have been unclear, and
indeed the system as a whole has not been transparent, with many of the assessments not readily available
to the public. . . . While some of the extended assessments undertaken in 2003 are good (e.g. in relation
to proposals on batteries and accumulators, and the reform of the CAP sugar regime), the quality of
others is poor. A number of factors have contributed to this situation – for example, there is no formal
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von Kosten und Eﬀektivita¨t von EU-Richtlinien zeigte in der Vergangenheit insbesondere die
Subventionspolitik in der Landwirtschaft:
”
Historically, the most signiﬁcant biodiversity-related impacts of assistance to agriculture
are caused by subsidies that encourage the extension of agricultural land. . . . By extending
agriculture, those subsidies result in land being converted from forests, rainforests, and wetlands
into agricultural production.“ (OECD 2003: 12). Stoate et al. (2001) und Donald et al. (2002)
beschreiben auch fu¨r die 90er Jahre des letzten Jahrhunderts einen direkten Zusammenhang
zwischen Zahlungen im Rahmen der europa¨ischen Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP/CAP –
Common Agricultural Policy) und Scha¨den an der Agrarumwelt und der Biodiversita¨t der
damit in Beziehung stehenden O¨kosysteme.
Anstrengungen, diese fehlgehenden Anreize zu korrigieren, gibt es seit einiger Zeit, doch be-
stehen sie meist in weiteren Zahlungen – in diesem Fall fu¨r die Bereitstellung von so genannten
Umwelt-Dienstleistungen (Biodiversita¨t, Bereitstellung des Lebensraums bestimmter Tier- und
Pﬂanzenarten etc.) durch Landwirte. So wurden zwischen 1990 und 1998 laut OECD (2003:
13) die Direktzahlungen an Landwirte in OECD-La¨ndern v.a. als Folge des Uruguay Round
Agreement on Agriculture (April 1994) erho¨ht, nach dem ein Subventionsabbau angestrebt wird
und die Fo¨rderung der Landwirtschaft entsprechend der Erkenntnis
”
. . .when price supports
are removed, farming intensity decreases. . .“ (OECD 2003: 13) auf produktionsunabha¨ngige
Zahlungen umgestellt werden soll. Ein Regime a¨hnlich dem der USA, wo Landwirte u¨ber einen
”
Environmental Beneﬁts Index“ fu¨r Vera¨nderungen in ihrer Wirtschaftsweise bezahlt werden.
In der EU veranlasste die Agri-Environmental Regulation (No. 2078/92) von 1992 die Mit-
gliedsstaaten dazu, nationale Agrar-Umweltprogramme einzurichten, die Landwirte fu¨r die Er-
bringung von Umweltdienstleistungen honorieren. Dabei muss nach Umweltstandards, welche
u¨ber die
”





Common Rules Regulation“ (1259/99) der
”
Agenda 2000“-Reform der
GAP (vgl. The Council of the European Union 1999)). 1998 ergab die Evaluierung der Agra-
rumweltprogramme durch die Europa¨ische Kommission, dass bereits auf mehr als 20% der
landwirtschaftliche Nutzﬂa¨che der EU derartige Programme angewendet werden (Europa¨ische
Kommission – Generaldirektion VI Landwirtschaft 1998: 134). Die Kommission spricht in die-
sem Zusammenhang von einer erfolgreichen Anwendung der Agrar-Umweltprogramme und
positiven Auswirkungen auf die Umwelt.
Die Auswirkungen der GAP auf die Umwelt sind allerdings sehr variabel – in einige Fa¨llen und
Sektoren scheint der Zusammenhang zwischen honorierten Dienstleistungen und der Umwelt-
qualita¨t auch schwach oder nicht nachweisbar (vgl. Baldock et al. 2002: 70). Die Maßnahmen
der Agrarumweltprogramme weisen noch immer einen weitgehend experimentellen und explo-
mechanism for ensuring quality control; resources for undertaking assessments, and for the provision of
advice and guidance, are limited; and there appears to be no institutional framework within which the
promised ’learning by doing’ can take place in practice.“ (Wilkinson et al. 2004: 3, 32)
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rativen Charakter auf. Dies soll jedoch mit den erneuten Reformen der GAP verbessert und
der Nutzen dieser Politik transparenter gemacht werden (Europa¨ische Kommission – General-
direktion VI Landwirtschaft 1998: 135). Bis heute sprechen zahlreiche Beispiele fu¨r den Erfolg
der Maßnahmen, doch wurde auch festgestellt, dass in fruchtbaren Gebieten mit intensiver
Landwirtschaft die Programme kaum Einﬂuss auf die Einkommen der Landwirte hatten, und
bei ihrer Anwendung in solchen Gebieten betra¨chtliche Ertragseinbußen zu verzeichnen waren
(vgl. Europa¨ische Kommission – Generaldirektion VI Landwirtschaft 1998: 134–141).
Bei der Bewertung der Eﬀekte der GAP muss Baldock et al. (2002: 68–70) zufolge deren
Komplexita¨t beru¨cksichtigt werden, so dass nur sehr vorsichtige Schlu¨sse gezogen werden
ko¨nnen. Diese Autoren stellen in ihrer Untersuchung der Umweltauswirkungen der GAP fest:
”
Partly because of the diversity of farming systems across Europe, but also because of the
strength of other forces acting on EU agriculture over the past few decades, the evidence of
CAP [Common Agricultural Policy] eﬀects upon the environment is highly variable.“ (Baldock
et al. 2002: 70, eigene Hervorhebungen).
Im Gegensatz zu den positiven Bewertungen durch die EU sahen Stoate et al. (2001) zwar
eine Verringerung der durch die Agrarpolitik der EU verursachten Scha¨den, doch waren die
Subventionen und die sich daraus ergebenden Umweltscha¨den nach diesen Autoren noch immer
sehr hoch.
Mit den erneuten Reformen der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU in den Jahren 1999
(
”
Agenda 2000“)32 und 200333 sowie der Einfu¨hrung einer einheitlichen Betriebspra¨mie mit
dem Ziel der vollsta¨ndigen Entkopplung der Unterstu¨tzung der Landwirtschaft von der Pro-
duktion sollen die fehlgehenden Anreize der bisherigen Politik ku¨nftig unterbunden werden.
Die Betriebspra¨mie und die anderen Direktzahlungen im Rahmen der Agrarumweltprogramme
werden vorbehaltlich der Einhaltung von Umweltnormen, anderer Normen und der Erhaltung
eines guten landwirtschaftlichen und o¨kologischen Zustands gewa¨hrt (vgl. Kommission der
Europa¨ischen Gemeinschaften 2004: 10–12). U¨ber die Auswirkungen dieser neuen Politik kann
noch keine verla¨ssliche Aussage getroﬀen werden, doch scheint ein großes Potential von fehl-




Rural Development Regulation “ (1257/99), die als Erweiterung der Richtlinie 2078/92 (s.o.)
der GAP-Reform von 1992 Gelegenheit fu¨r die freiwillige Annahme weiterer o¨kologisch, o¨konomisch und
sozial nachhaltiger Managementpraktiken und -systeme innerhalb der Europa¨ischen Landwirtschaftssysteme
bietet
33EG-Verordnungen zu Direktzahlungen (Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates), Entwicklung des la¨ndli-
chen Raumes (Nr. 1783/2003), zum Getreide (Nr. 1784/2003), zu Reis (Nr. 1785/2003), Trockenfutter (Nr.
1786/2003), Milch und Milcherzeugnissen (GMO und Abscho¨pfung – Nr. 1787/2003 und Nr. 1788/2003)
vom 29. September 2003; Durchfu¨hrungsverordnungen zur Einhaltung anderweitiger Verpﬂichtungen, Kon-
trollen und Modulationen (Verordnung (EG) Nr. 795/2004 der Kommission) vom 21. April 2004; zu den
Betriebspra¨mien (Nr. 795/2004) vom 21. April 2004 und zu den Direktzahlungen (Nr. 2237/2003) vom
23. Dezember 2003
111
12 Der Bodenmarkt in Flussauen
Die Umwelt-Auswirkungen der GAP sollten schließlich in Zusammenhang mit dem dafu¨r
vorgesehenen Budget gesehen werden: fu¨r die Umweltpolitik im Rahmen der GAP stehen bis
2006 laut OECD (2002: 12) 3,7 Mrd.e zur Verfu¨gung – im Gegensatz dazu betra¨gt das
gesamte GAP-Budget ja¨hrlich ca. 40,5 Mrd.e.
Bei der Betrachtung der Auswirkungen der Umweltpolitik der EU im Rahmen dieser Untersu-
chung wird deutlich, dass Direktzahlungen oder Betriebspra¨mien einen Anreiz zur Beibehaltung
von Landwirtschaft darstellen ko¨nnen und wohl auch sollen, was aber im Einzelfall der Ein-
richtung von U¨berschwemmungsﬂa¨chen oder der Ermo¨glichung von Sukzession zu Auwa¨ldern
entgegenstehen kann bzw. solche Projekte teurer und schwerer durchsetzbar machen ko¨nnte.
Der Wegfall von input- und output-abha¨ngigen Zahlungen andererseits ko¨nnte hingegen ent-
weder zur Aufgabe oder aber zu einer weiteren Intensivierung der Landwirtschaft fu¨hren, falls
der jeweilige Betrieb sonst nicht wirtschaftlich arbeitet. Ein eindeutiger Eﬀekt dieser Neuerun-
gen fu¨r den hier betrachteten Bodenmarkt fu¨r Fla¨chen in Flussauen kann so auch aufgrund
der kurzen Zeitspanne seit ihrer Einfu¨hrung noch nicht abgescha¨tzt werden.
Konkrete Bestimmungen zu Bebauung bzw. Besiedelung von Fla¨chen existieren auf EU-
Ebene nicht. Hier werden lediglich die Perspektiven der Raumplanung festgelegt, die durch
die EU-Staaten, u.U. gefo¨rdert durch bestimmte EU-Strukturfonds, ausgefu¨llt werden mu¨ssen,
wie Abbildung 12.5 verdeutlicht und der folgende Abschnitt 12.3.3 zeigt.
12.3.3 Auf nationaler Ebene I – Regulierungen des deutschen
Bodenmarktes
O¨ﬀentlich-rechtliche Einﬂu¨sse auf den Bodenmarkt – insbesondere Nutzungsbeschra¨nkungen
– haben in der ju¨ngeren Vergangenheit zunehmend an Bedeutung gewonnen. Grundstu¨cksver-
kehrsgesetz, Bau- und Planungsrecht34 sowie das Umweltrecht35 u¨ben direkten oder indirekten
Einﬂuss auf Verkauf und Nutzung von Fla¨chen aus (vgl. Drescher und McNamara 2000: 235).
Zu den unmittelbaren allokationspolitischen Instrumenten za¨hlt Kantzow (1995: 81) vor
allem:
• die Bauleitplanung nach dem Baugesetzbuch (BauGB),
• die Umlegung und Flurbereinigung nach §§ 11, 19, 45–84 und 190 BauGB, 1, 86, 87,
91, 103a Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) sowie 54 und 56 LAnpG36
34Bauplanungs- und Bauordnungsrecht: BauGB/Bauleitplanung (regelt Art und Maß der baulichen Nutzung),
sowie das Grundbuchrecht
35insbesondere WHG, AbfAblV, BImSchG und BNatSchG mit den naturschutzrechtlichen Eingriﬀs- und Aus-
gleichregelungen (BNatSchG §§ 18–21)
36Gesetz u¨ber die strukturelle Anpassung der Landwirtschaft an die soziale und o¨kologische Marktwirtschaft
in der Deutschen Demokratischen Republik
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• Bau-, Modernisierungs- und Nutzungsgebote bzw. verbote – u.a. §§ 176 und 177 BauGB
• die Enteignung nach §§ 85–122 BauGB und
• eine (hypothetische) Baulu¨ckensteuer (Regelungen bezu¨glich Baulu¨cken im BauGB § 85
I Nr. 2 [im Zusammenhang: Enteignung] und § 176 II [im Zusammenhang: sta¨dtebauliche
Gebote])
Vorwiegend aus verteilungspolitischen Gru¨nden werden nach Kantzow (1995: 82) folgende
Instrumente eingesetzt oder diskutiert(‡):
• Grundsteuer auf bebaute und unbebaute Grundstu¨cke nach dem Grundsteuergesetz
(GrStG)
• Erschließungsbeitrag nach §§ 127–135 BauGB
• Bodenwertzuwachssteuer‡
• Planungswertausgleich‡
• Trennung von Eigentums- und Nutzungsrechten‡ etc.
Die Raumplanung
Ein wichtiger Faktor fu¨r den Bodenmarkt ist die Genehmigungsbedu¨rftigkeit von Nutzungen
bzw. Nutzungsa¨nderungen, die in Bebauungspla¨nen und mit Hilfe verschiedener, meist kom-
munaler Vorschriften geregelt werden. Diese Instrumente mu¨ssen im gro¨ßeren Rahmen der
Raumplanung37 in Deutschland bzw. Europa gesehen werden. Wie Abbildung 12.5 zeigt, ist
die unterste und zugleich bedeutsamste Ebene der Raumplanung die kommunale Ebene, da
hier, auf Grund der den Gemeinden vom Grundgesetz Art. 28 II zugewiesenen Planungsho-
heit, die konkrete Fla¨chennutzungsplanung (§§ 5ﬀ. BauGB) erlassen wird. Hier bestimmt die
Gemeinde im Rahmen der Bauleitplanung die verschiedenen Fla¨chenfunktionen im gesamtpla-
nerischen Kontext fu¨r das gesamte Gemeindegebiet. Daneben wird fu¨r Teilﬂa¨chen des Fla¨chen-
nutzungsplanes ein Bebauungsplan (§§ 8ﬀ. BauGB – verbindliche Bauleitplanung) erstellt, der
die besondere Art und das Maß der baulichen und sonstigen Nutzung sowie deren Bezug zum
Umfeld regelt, wobei gerade dieses Instrument nach Beckmann et al. (2001: 37) ein relativ
breites Steuerungspotenzial besitzt.
Die Bauleitplanung ist aber auch in die u¨bergeordnete Regionalplanung38 eingebunden (vgl. §
1 IV BauGB), die das Zusammenspiel der Fla¨chennutzungspla¨ne der Gemeinden untereinander
regelt und diese mit den in der Landesplanung39 formulierten u¨bergemeindlichen Zielen und
37Fu¨r die folgenden Erla¨uterungen zur Raumplanung vgl. Beckmann et al. (2001: 37–41) bzw. die ausfu¨hrli-
chere Abbildung 12.5
38Konkretisierung der Landesplanung auf regionaler Ebene.
39Planung, die den Raum eines ganzen Bundeslandes ordnet.
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Abbildung 12.5: Organisatorischer Aufbau der Raumplanung in Deutschland, aus: Beckmann
et al. (2001: 39)
114
12 Der Bodenmarkt in Flussauen
Anforderungen der Raumnutzung in Beziehung setzt.
Auf dieser regionalen Zwischenebene ist auch die Europa¨ische Union ta¨tig. Es werden re-
gionale Ziele aufgestellt, mit Hilfe des Strukturfonds40 Maßnahmen und Projekte der Mit-
gliedsstaaten unterstu¨tzt sowie in speziellen Fa¨llen per Gemeinschaftsinitiative Projekte in
bestimmten Regionen auch direkt gefo¨rdert.
Daru¨ber hinaus ist der Bund nach Art. 75 Grundgesetz durch die Rahmenkompetenz mit-
verantwortlich fu¨r die Raumplanung. Die raumplanerischen Vorstellungen des Bundes ko¨nnen
v.a. u¨ber die Ministerkonferenz fu¨r Raumordnung im Rahmen der Erstellung raumordneri-
scher Leitbilder und Orientierungsvorstellungen konkretisiert werden, die nicht verbindlich sind,
aber dennoch von Planungspraktikern beru¨cksichtigt werden. Auf europa¨ischer Ebene wurde
in a¨hnlicher Weise von EU-Kommission und EU-Mitgliedstaaten ein
”
Europa¨isches Raumord-
nungskonzept (EUREK)“ entwickelt, das ebenfalls eine rein orientierende und koordinierende
Funktion im europa¨ischen Maßstab besitzt.
Die Kommunen haben demnach das alleinige Recht zur Wandlung der Fla¨chenfunktion
landwirtschaftlicher Grundstu¨cke in Bauland inne. Ein direkter Transfer von den Besitzern
landwirtschaftlicher Fla¨chen zu den Endka¨ufern von Bauland ist nicht mo¨glich. Die Kommu-
nen treten vielmehr als Monopsonisten gegenu¨ber den vera¨ußerungswilligen Eigentu¨mern von
Landwirtschaftsﬂa¨chen und als Monopolisten gegenu¨ber erwerbswilligen Nachfragen nach Bau-
oder Industrieland auf.
Mayer (1997) weist in ihrer Untersuchung des Bodenmarktes in O¨sterreich, der Schweiz und
Deutschland darauf hin, dass die meisten Elemente, die den Wert eines Grundstu¨ckes in diesen
La¨ndern bestimmen – natu¨rliche Eigenschaften, relative Lage zu anderen Nutzungen, Nut-
zungsmo¨glichkeiten und Verfu¨gungsrechte sowie umliegende Infrastruktur – durch staatliche
Eingriﬀe in Qualita¨t und Quantita¨t beeinﬂusst werden. Die Allokation von Verfu¨gungsrechten
u¨ber Grundstu¨cke gehorcht nicht den u¨blichen Marktgesetzen, es ﬁndet kein Marktaustausch
nach Angebot, Nachfrage und Zahlungsbereitschaft statt, vielmehr werden die Gu¨ter – die
Verfu¨gungsrechte bzw. Nutzungsmo¨glichkeiten – zugeteilt (vgl. Mayer 1997: 6).
Daraus ergibt sich das so genannte Baulandparadox (vgl. auch Einig et al. 2001: 71–73): Es
ist in zumindest ausreichender Menge und Qualita¨t Bauland ausgewiesen, doch wird auf dem
Bodenmarkt zu wenig Bauland angeboten. Kernpunkt des Problems ist dabei, dass die Zuord-
nung der Verfu¨gungsrechte u¨ber die bauliche Nutzung eines Grundstu¨cks durch die Fla¨chen-
nutzungsplanung nicht an die eﬀektiven Nachfrager erfolgt, sondern ra¨umlich an Grundstu¨cke
und deren Eigentu¨mer gebunden ist. Dies wirkt einer Allokation von Baugrundstu¨cken zu den
Bauwilligen durch Transaktionen entgegen, da nicht alle Eigentu¨mer von ausgewiesenen Bau-
grundstu¨cken ihr Nutzungsrecht auch ausscho¨pfen bzw. an Bauwillige vera¨ußern. Infolgedessen
wird oft Bauland in Mengen ausgewiesen, die den tatsa¨chlich erwarteten Bedarf u¨berschreiten,
40Europa¨ischer Fonds fu¨r die regionale Entwicklung (EFRE), Europa¨ischer Sozialfonds (EFS), Europa¨ischer
Ausrichtungs- und Garantiefonds fu¨r die Landwirtschaft (EAGFL), Koha¨sionsfonds
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um im besten Fall Knappheiten zu vermeiden. Dies fu¨hrt wiederum dazu, dass das eigentliche
Ziel der Fla¨chennutzungsplanung, das Vermeiden von disperser Siedlungsentwicklung, nicht
mehr erreicht werden kann (vgl. Mayer 1997: 6).
In diesem Zusammenhang muss auch der
”
interkommunale Wettbewerb“41 um Einwohner,
Bescha¨ftige und Firmen erwa¨hnt werden – ein Wettbewerb um Kunden, Steuerzahler sowie
um gemeindliche Zuweisungen aus dem Finanzausgleich, die sich nach der Einwohnerzahl der
Gemeinde richten. Gerade die Struktur der heutigen Gemeindeﬁnanzierung bewirkt demnach,
wie auch die Projektgruppe
”
Verminderung der Fla¨cheninanspruchnahme“ (2004: 24) deut-
lich macht, eine positive Korrelation zwischen Fla¨cheninanspruchnahme und den origina¨ren
Einnahmen der Gemeinden durch die Gewerbesteuer und den kommunalen Anteil an der Ein-
kommenssteuer. Fu¨r die Gemeinden ergibt sich eine Wahl zwischen der ertraglosen und nicht
gesondert gefo¨rderten Vorhaltung von Freiﬂa¨chen oder Retentionsﬂa¨chen in hochwassergefa¨hr-
deten Gebieten und einer zumindest potenziell ﬁskalisch ergiebigen Ausweisung von Bauland
(vgl. Projektgruppe
”
Verminderung der Fla¨cheninanspruchnahme“ 2004: 24). Neben attrakti-
vem Wohnbauland schaﬀen die Kommunen daher im Umland der Kernsta¨dte fu¨r Gewerbe- und
Industriebetriebe reichliche und gu¨nstige Bedingungen fu¨r Neuansiedlungen in der Hoﬀnung
auf Gewerbesteuereinnahmen und Arbeitspla¨tze, was zu einer im Vergleich zum tatsa¨chlichen
Bedarf u¨berma¨ßigen Ausweisung von Bauland fu¨hren kann.
Dem gegenu¨ber steht die Sta¨dtebaufo¨rderung und der Stadtumbau Ost des Bundes, zu
deren Zielen ausdru¨cklich auch die Begrenzung der Fla¨cheninanspruchnahme und die Wieder-
nutzung von Brachﬂa¨chen geho¨ren. Gerade im Rahmen des Stadtumbau Ost sollen durch den
nach der Wende einsetzenden Strukturwandel freigesetzte, ehemals industriell, milita¨risch oder
verkehrlich genutzte Fla¨chen wieder in den Nutzungskreislauf einbezogen werden.
Fiskalische Instrumente
Im Folgenden werden wichtige ﬁskalische Instrumente mit direkter oder indirekter Wirkung auf
den deutschen Bodenmarkt kurz beschrieben.
Grunderwerbsteuer und Grundsteuer Der Hauptzweck von Grundsteuer und Grunder-
werbsteuer liegt nicht in der Fla¨chenpolitik. Vielmehr fungieren diese Instrumente in erster
Linie als Einnahmequelle von Kommunen und La¨ndern (vgl. Projektgruppe
”
Verminderung der
Fla¨cheninanspruchnahme“ 2004: 22), die Finanzminister der La¨nder sprachen sich daher im
September 2003 auch u¨bereinstimmend gegen eine an der Reduzierung der Fla¨cheninanspruch-
nahme orientierten Reform des Steuerrechts aus.
Der Steuergegenstand des Grundsteuergesetzes (GrStG, in der Fassung vom 01.09.2005)
ist der Grundbesitz. Bei der Berechnung der Grundsteuer wird von einem Steuermessbetrag
41Vgl. BBR (2003: 105)
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ausgegangen, der durch Anwendung eines Tausendsatzes (Steuermesszahl) auf Einheitswer-
te42 oder deren steuerpﬂichtigen Teil nach dem Bewertungsgesetz (BewG – zuletzt gea¨ndert
20.12.2001, §§ 16 I, 17 III, 18 III) ermittelt wird.
Die Steuermesszahl fu¨r Betriebe der Land- und Forstwirtschaft betra¨gt 6 vom Tausend,
wa¨hrend anderweitig genutzte Grundstu¨cke eine Steuermesszahl von 3,5 vom Tausend gilt.
Abweichend davon betra¨gt die Steuermesszahl fu¨r Einfamilienha¨user jedoch 2,6 vom Tausend
fu¨r die ersten 38 346,89e des Einheitswertes oder seines steuerpﬂichtigen Teils und 3,5 vom
Tausend fu¨r den Rest des Einheitswertes oder seines steuerpﬂichtigen Teils. Fu¨r Zweifamili-
enha¨user ist eine ebenfalls verringerte Steuermesszahl in Ho¨he von 3,1 vom Tausend angesetzt.
Entfernungspauschale Die Entfernungspauschale ist in § 9 I Satz 3 Nr. 4 des Einkommen-
steuergesetzes (EStG, in der Fassung vom 21.06.2005) geregelt. Zur Abgeltung der Aufwen-
dungen des Arbeitnehmers fu¨r die Wege zwischen Wohnung und Arbeitssta¨tte ist fu¨r jeden
Arbeitstag, an dem der Arbeitnehmer die Arbeitssta¨tte aufsucht, eine Entfernungspauschale
fu¨r jeden vollen Kilometer der Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitssta¨tte von 0,30e
anzusetzen, ho¨chstens jedoch 4 500e im Kalenderjahr. Die Entfernungspauschale wird un-
abha¨ngig vom Verkehrsmittel (privat oder o¨ﬀentlich) gewa¨hrt. Die Ho¨he der tatsa¨chlichen
Aufwendungen ist dabei unerheblich.
Eigenheimzulage Gema¨ß dem Eigenheimzulagengesetz (EigZulG, in der Fassung vom 29.12.
2003) werden die Herstellung oder die Anschaﬀung einer Wohnung in einem eigenen Haus oder
einer eigenen Eigentumswohnung und die Aufwendungen fu¨r Instandsetzungs- und Moderni-
sierungsmaßnahmen, die innerhalb von zwei Jahren nach der Anschaﬀung an der Wohnung
durchgefu¨hrt werden, gefo¨rdert (Alt- und Neubau sind dabei seit der A¨nderung des Geset-
zes vom 29.12.2003 gleichberechtigt). Ebenso erha¨lt unter bestimmten Voraussetzungen der
Erwerb von Anteilen an neuen Wohnungsgenossenschaften eine ja¨hrliche Fo¨rderung. Die Ei-
genheimzulage umfasst den Fo¨rdergrundbetrag und die Kinderzulage. Der Fo¨rdergrundbetrag
betra¨gt ja¨hrlich 1% der Bemessungsgrundlage (Herstellungskosten oder Anschaﬀungskosten
von Wohnung und Grund sowie die Aufwendungen fu¨r Instandsetzungs- und Modernisierungs-
maßnahmen), ho¨chstens aber 1 250e. Der Fo¨rdergrundbetrag erho¨ht sich zusa¨tzlich ja¨hrlich
um 2% der Bemessungsgrundlage, ho¨chstens aber um 256e.
Bausparen Das Bausparen wird gegenu¨ber anderen Sparformen vom Staat durch die Ge-
wa¨hrung von Wohnungsbaupra¨mien und Arbeitnehmer-Sparzulagen gefo¨rdert. Die Pra¨mie nach
dem Wohnungsbau-Pra¨miengesetz (WoPG, in der Fassung vom 29. 12. 2003) betra¨gt 8,8%
(bis 31.12.2003 10%) der pra¨mienbegu¨nstigten Aufwendungen, und zwar fu¨r alle Aufwendun-
gen ab dem Sparjahr 2004 unabha¨ngig davon, wann der entsprechende Vertrag (insbesondere
42Von der Projektgruppe
”
Verminderung der Fla¨cheninanspruchnahme“ (2004: 22) als veraltet eingescha¨tzt.
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Bausparvertra¨ge, Vertra¨ge u¨ber den ersten Erwerb von Anteilen an Bau- und Wohnungsgenos-
senschaften), abgeschlossen wurde.
Fo¨rderung des Infrastrukturausbaus Empirische Untersuchungen zeigen, dass Nutzungs-
rechte allein noch nicht notwendiger Weise von hohen Bodenpreisen gefolgt werden (Hilber
1997: 11). Entscheidend ist vielmehr die Erreichbarkeit bzw. die Erschließung durch eine ent-
sprechende Infrastruktur.
Mit den Haushaltsmitteln der Bund-La¨nder-Gemeinschaftsaufgabe (GA)
”
Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur“43 und mit Unterstu¨tzung aus dem Europa¨ischen Fonds fu¨r
regionale Entwicklung (EFRE) ko¨nnen Vorhaben zur Verbesserung der wirtschaftsnahen Infra-
struktur gefo¨rdert werden. Ziel ist die Sta¨rkung der Wettbewerbs- und Anpassungsfa¨higkeit
der Wirtschaft. Fo¨rderfa¨hig sind Gemeinden und Gemeindeverba¨nde sowie natu¨rliche und ju-
ristische Personen, deren Ta¨tigkeit nicht auf Gewinnerzielung ausgerichtet ist. Zu den Fo¨rder-
schwerpunkten za¨hlen u. a.:
• Errichtung oder Ausbau von Verkehrsverbindungen,
• Gela¨ndeerschließung und o¨ﬀentliche Einrichtungen des Fremdenverkehrs,
• Wiedereinrichtung von brachliegendem Industrie- und Gewerbegela¨nde (Altlastensanie-
rung).
Zwar beru¨cksichtigt der Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe bereits das Ziel der Redu-
zierung der Fla¨cheninanspruchnahme bspw. mit einem eigensta¨ndigen Fo¨rdertatbestand zur
Wiederherrichtung von brachliegenden Industrie- und Gewerbegela¨nden, doch gleichberechtigt
werden daneben noch immer auch Neuerschließungen
”
auf der gru¨nen Wiese“ gefo¨rdert (vgl.
Projektgruppe
”
Verminderung der Fla¨cheninanspruchnahme“ 2004: 24).
12.3.4 Auf nationaler Ebene II – Relevante Regulierungen anderer
Politikbereiche
Fu¨r diese Untersuchung ist neben dem eigentlichen Bau- und Planungsrecht besonders das
Hochwasserschutz-Recht relevant. Dessen rechtliche Grundlagen, aber auch seine verwaltungs-
technische Umsetzung sowie die wichtige Frage der Finanzierung werden im Folgenden kurz
und u¨berblicksartig erla¨utert. Besondere Aufmerksamkeit gilt dabei dem Instrument
”
Einrich-
tung von U¨berschwemmungsﬂa¨chen“ des WHG sowie der Frage, wer fu¨r Hochwasserscha¨den
haften muss.
43Fo¨rderungen aus der GA sind in der Regel nicht zuru¨ckzuzahlende Zuschu¨sse zu Investitionsvorhaben. Sie
teilt sich in Fo¨rderung fu¨r gewerbliche Wirtschaft und Fo¨rderung fu¨r die wirtschaftsnahe Infrastruktur.
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Rechtliche Grundlagen
Wie schon zuvor erwa¨hnt, existiert weder im Grundgesetz noch im EG-Vertrag eine ausdru¨ckli-
che Kompetenzzuweisung fu¨r den Hochwasserschutz. Es besteht kein speziﬁsches verfassungs-
rechtliches Gebot des U¨berschwemmungsschutzes. Gesetz- und Verordnungsgeber unterliegen
also regelma¨ßig nicht hinreichend konkretisierbaren Pﬂichten zum Hochwasserschutz, auch
wenn sich aus Art. 2 II GG sowie Art. 14 GG eine allgemeine Schutzpﬂicht des Staates ablei-
ten la¨sst (Reinhardt 2004: 421f.).
In Deutschland ist das Hochwasserschutzrecht zuna¨chst im Recht des Wasserhaushalts und
dort insbesondere im Abschnitt IV (§§ 31a – 32) des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts
(WHG) konzentriert, doch daneben wird er im gesamten o¨ﬀentlichen Gewa¨sserschutzrecht
thematisiert. Der in § 1a WHG vorherrschende Bewirtschaftsgrundsatz erstreckt sich auch auf
den Hochwasserschutz, weshalb dieser bei jeder Bewirtschaftungsentscheidung zwingend zu
beachten ist (Reinhardt 2004: 424). Daneben sind die §§ 28 (Erhaltung eines ordnungsgema¨ßen
Wasserabﬂusses), 31 (Maßnahmen des Gewa¨sserausbaus) sowie u.a. 8, 19g und 36a fu¨r die
Regelung des Hochwasserschutzes auf Bundesebene von Bedeutung. In diesem Rahmen sind
daru¨ber hinaus eine Vielzahl weitere Gesetze u.a. fu¨r Haftungsfragen bei U¨berschwemmungen
einschla¨gig (vgl. Reinhardt 2004: 421): u.a. das Wasserstraßenrecht, das Naturschutz- und
Landschaftspﬂegerecht, das Bergrecht, das Bodenschutzrecht sowie natu¨rlich das Bau- und
Planungsrecht (vgl. z.B. Lu¨ers 1999).
Nach Einscha¨tzung von Breuer (1999: 40) bieten die Gesetzestexte des Wasserrechts, ge-
rade auch nach der Einfu¨hrung neuer Vorschriften in den 1990er Jahren (etwa durch die 6.
Novelle zum WHG vom 19.11.1996), hinreichende Instrumente der Hochwasservorsorge sowie
normative Antworten auf bis dahin oﬀenen Fragen. Breuer (1999: 42–50) weist jedoch auf
die besonderen administrativen Probleme gerade beim Vollzug der neuen Vorschriften – u.a.
zu Erhaltung oder Wiederherstellung von U¨berschwemmungsgebieten – hin, welche auch nach
der letzten Vera¨nderung des WHG vom 25.06.2005 noch gegeben scheinen. Es stellt sich z.B.
die aus juristischer Sicht brisante und bisher nicht hinreichend gekla¨rte Frage, ob und in wie-
weit die Festsetzung von U¨berschwemmungsgebieten mit verscha¨rften Nutzungsverboten und
-beschra¨nkungen in den Bestand vorhandener Nutzungen eingreifen kann, wenn das Ziel eine
Korrektur der bisherigen starken Besiedlung von Flussgebieten ist (vgl. Breuer 1999: 46ﬀ.).
Auch Lu¨ers (1999) erkennt beim baurechtlichen Instrumentarium zum vorbeugenden Hoch-
wasserschutz keine Deﬁzite, doch weist er ebenso wie Breuer (1999) auf eine mangelnde
Umsetzung der existierender Regelungen und landesplanerischen Ausweisungen hin, was auch
die Hochwasserereignisse der vergangenen Jahre immer wieder deutlich gemacht haben. Dem-
nach kommt es in erster Linie darauf an, die landesplanerisch getroﬀenen Festlegungen zum
vorbeugenden Hochwasserschutz zu konkretisieren und deren Umsetzung zu beschleunigen,
aber auch auf o¨rtlicher Ebene u.a. die weitere Bebauung hochwassergefa¨hrdeter Bereiche zu
verhindern und die Ru¨ckgewinnung von U¨berschwemmungsﬂa¨chen zu sichern (Lu¨ers 1999:
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80–81).
Verwaltungsstruktur
Die Verantwortlichkeit fu¨r den Schutz der Bu¨rger vor Hochwasser ist dabei u¨ber die gesamte
vertikale Spanne der o¨ﬀentlich rechtlichen Hoheitstra¨ger vom Bund bis zu den Kommunen so-
wohl in der Rechtssetzung als auch in der Verwaltungszusta¨ndigkeit verteilt (Reinhardt 2004:
421). Die Zusta¨ndigkeit fu¨r Hochwasserschutz44 liegt in Deutschland also nicht bei der Bun-
desregierung oder einer zentralen Beho¨rde, die als Anbieter fu¨r Hochwasserschutz eindeutig
zu identiﬁzieren wa¨re, vielmehr sind verschiedene, sich ra¨umlich und hierarchisch unterschei-
dende Tra¨ger damit befasst. Als potenziell Ersatzpﬂichtige bei Hochwasserscha¨den mu¨ssen,
so stellt Reinhardt (2004: 421) fest, neben der bundeseigenen Verwaltung auch Kommunen,
kommunale Zweckverba¨nde, sondergesetzliche Wasserverba¨nde im Rahmen ihres gesetzlichen
Wirkungskreises auch auf der Ebene des Innenverha¨ltnisses der verschiedenen Verwaltungen
gelten.
Der Schwerpunkt der Verwaltungszusta¨ndigkeit liegt allerdings in diesem Fall schon auf-
grund des Art. 83 Grundgesetz (GG) bei den unmittelbaren Landesverwaltungen45. Daneben
besteht fu¨r das Wasserhaushaltsrecht nach Art. 75 I Nr. 4 GG fu¨r den Bund lediglich Rahmen-
gesetzgebungskompetenz46. Nur ausnahmsweise vollziehen die La¨nder das Umweltrecht des
Bundes in Form der Auftragsverwaltung fu¨r den Bund, die La¨nder unterstehen dann sowohl
der Rechts- als auch der Zweckma¨ßigkeitsaufsicht des Bundes nach Art. 85 GG und unterliegen
einer umfassenden Weisungsbefugnis. Dies ist z.B. im Bundeswasserstraßenrecht nach Art. 89
II 3 GG der Fall47.
Hochwasserschutz durch das Recht beginnt mit der hoheitlichen raumgestaltenden Pla-
nung (Reinhardt 2004: 423). Auf Bundesebene wird der vorbeugende Hochwasserschutz als
ein Grundsatz der Raumordnung durch § 2 II Nr. 8 Satz 7 Raumordnungsgesetz (ROG)
festgeschrieben und bietet u.a. auch eine gesetzliche Grundlage fu¨r die Wiederherstellung von
Auen und U¨berschwemmungsﬂa¨chen (vgl. Nagl und Scho¨nauer 2002: 9–10):
”
Fu¨r den vorbeu-
genden Hochwasserschutz ist an der Ku¨ste und im Binnenland zu sorgen, im Binnenland vor
allem durch Sicherung oder Ru¨ckgewinnung von Auen, Ru¨ckhalteﬂa¨chen und u¨berschwem-
mungsgefa¨hrdeten Bereichen.“ Die in § 2 II ROG genannten Grundsa¨tze stellen allerdings
keine konkreten Anweisungen fu¨r die Umsetzung dar. Sie sind, darauf weist Reinhardt (2004:
423) hin, in planerischen Entscheidungen lediglich zu beru¨cksichtigen, nicht aber, wie die Ziele
der Raumordnung zwingend zu beachten. Sie bedu¨rfen nach § 7 I ROG noch der ra¨umlichen
44siehe auch Teil II.
45Stehen nach Art. 84 GG unter Bundesaufsicht
46Durch die einzelnen Bundesla¨nder auszufu¨llen.
47In diesem Fall vollzieht der Bund nach Art. 89 II 1 GG zusa¨tzlich seine eigenen Gesetze in Form der
bundeseigenen Verwaltung selbst.
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und zeitlichen Konkretisierung durch Raumordnungspla¨ne auf Landesebene. Daher ko¨nnen
daraus auch keine Ersatzanspru¨che Einzelner abgeleitet werden. Erst durch ihre einzelfallbe-
zogene Umsetzung, etwa durch die Planfeststellung eines Deiches, ko¨nnen die Grundsa¨tze
der Raumordnung aus verwaltungs- und staatsrechtlich Sicht in richterlichen Entscheidungen
thematisiert werden (vgl. Reinhardt 2004: 423).
Auf kommunaler Ebene sind hochwasserschutzrelevante Festlegungen v.a. Inhalt des Be-
bauungsplanes (§ 9 BauGB). Ist dieser fehlerhaft, so kann sich, trotz dessen Rechtsnatur
als Satzung (§ 10 BauGB), auf Grund der individualschu¨tzenden Planungsanforderungen des
§ 1 BauGB ein Anspruch auf Amtshaftung ergeben. Doch ist zum einen der kommuna-
le bauplanungsrechtliche Entscheidungsspielraum gerade im Rahmen der meist großra¨umi-
gen Hochwasserschutz-Konzeptionen eher gering. Das Fachplanungsrecht, insbesondere das
Wasserrecht, geht der Bauleitplanung vor. Die von den zusta¨ndigen Wasserbeho¨rden nach §
31b WHG festgelegten U¨berschwemmungsgebiete sind fu¨r die kommunalen Planungstra¨ger
grundsa¨tzlich bindend und mu¨ssen in der Bauleitplanung nachrichtlich aufgenommen wer-
den. Zum anderen sind allgemein Planungsentscheidungen nur eingeschra¨nkt gerichtlich u¨ber-
pru¨fbar. Ein Haftungsfall kann sich nur ergeben, wenn die Kommune mit Blick auf ein ein-
getretenes oder mo¨gliches Hochwasser die Grenze ihres Planungsermessens u¨berschritten hat.
Der kommunale Gestaltungsfreiraum ist aber sehr weit gefasst, weshalb Sta¨dte und Kommu-
nen fu¨r problematische Planungsentscheidungen im Hochwasserschutz ﬁnanziell meist nur sehr
eingeschra¨nkt einstehen mu¨ssen (vgl. Reinhardt 2004: 423f.).
Finanzierung
Das derzeitige Finanzierungsprinzip des Hochwasserschutzes ist ausschließlich das Prinzip der
staatlichen Leistungserbringung – d.h. die Finanzierungspﬂicht liegt je nach Bedeutung des
betreﬀenden Gewa¨ssers bei dem jeweiligen Bundesland, der entsprechenden Kommune oder
den zusta¨ndigen Deichverba¨nden (unterstu¨tzt mit Fo¨rdermitteln der EU, des Bundes oder der
La¨nder), wa¨hrend Private lediglich zu Zahlungen fu¨r o¨rtliche Maßnahmen herangezogen werden
ko¨nnen, welche sie unmittelbar schu¨tzen sollen (Vorteilsausgleich) (Heiland 2002: 269f.).
Sehr problematisch ist, dass zur Zeit beim Hochwasserschutz die Finanzierung von Schutz-
Maßnahmen (auch: die Fla¨chenfreihaltung) und das Risikomanagement/die Hochwassergefa¨hr-
dung an unterschiedlichen Ort ra¨umlich voneinander getrennt behandelt werden. Eine unmit-
telbare o¨konomische Verknu¨pfung zwischen Ober- und Unterliegern, zwischen Vorsorgeleistung
und Risikoverminderung, z.B. durch ﬂussgebietsweite Hochwasserschutzfonds existierte lange
Zeit nicht (Ausnahme: Europa¨ische Fo¨rdermittel fu¨r den Hochwasserschutz im Rheineinzugs-
gebiet) – das in der EU-Wasser-Rahmenrichtlinie vorgeschriebene Flussgebietsmanagement
fordert nun die Umsetzung regionalen Denkens und Handelns. Bisher wurde die Internalisie-
rung positiver externer Eﬀekte bei Oberlieger-Unterlieger-Problemen kaum umgesetzt, ebenso
wenig existieren in diesem Zusammenhang Zahlungsbereitschaftsanalysen (vgl. Heiland 2002:
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269f.).
U¨berschwemmungsgebiete
Neben dem Bau z.B. von Deichen48, ist, wie schon angedeutet, die Deﬁnition von Fla¨chen als
U¨berschwemmungsgebiet verbunden mit verschiedenen Nutzungseinschra¨nkungen (u.a. Verbot
der Neuausweisung von Baugebieten durch § 31b IV) ein mo¨gliches Instrument des Hochwas-
serschutzes49. Im Wasserhaushaltsgesetz (WHG50) ﬁnden sich bezu¨glich U¨berschwemmungs-
gebieten u.a. folgende Regelungen:
§ 31b I
”
U¨berschwemmungsgebiete sind Gebiete zwischen oberirdischen Gewa¨ssern und Deichen
oder Hochufern sowie sonstige Gebiete, die bei Hochwasser u¨berschwemmt oder durch-
ﬂossen oder die fu¨r die Hochwasserentlastung oder Ru¨ckhaltung beansprucht werden.
(. . .)
§ 31b VI U¨berschwemmungsgebiete sind in ihrer Funktion als natu¨rliche Ru¨ckhalteﬂa¨chen zu er-
halten; soweit dem u¨berwiegende Gru¨nde des Wohls der Allgemeinheit entgegenstehen,
sind rechtzeitig die notwendigen Ausgleichsmaßnahmen zu treﬀen. Fru¨here U¨berschwem-
mungsgebiete, die als Ru¨ckhalteﬂa¨chen geeignet sind, sollen so weit wie mo¨glich wie-
derhergestellt werden, wenn u¨berwiegende Gru¨nde des Wohls der Allgemeinheit nicht
entgegenstehen.“
Im Rahmen dieser Untersuchung besonders relevant ist die Tatsache, dass Fla¨chennutzungen
durch Siedlungen, Gewerbe und Industrie weithin verfassungsrechtlichen Bestandsschutz genie-
ßen. Reinhardt (2004: 425) verdeutlicht, dass selbst ein unter Ignorierung oder Unterscha¨tzung
der Hochwassergefahr u¨ber Jahrzehnte legal geschaﬀener Bestand sich unter dem Schutz des
Art. 14 GG gegenu¨ber ihm spa¨ter entgegenstehendes oder entgegengestelltes Gesetzesrecht
mit Erfolg zu behaupten vermag. Eine bestehende Siedlung in einem neu festgesetzten U¨ber-
schwemmungsgebiet genießt demnach Bestandsschutz und kann nicht ohne weiteres abgerissen
werden, was vor dem Hintergrund der heute sehr starken, gerade auch in der vergangenen Jah-
ren stetig zunehmenden51 und kaum reversiblen Inanspruchnahme gewa¨ssernaher Fla¨chen die
Forderung nach Ausweitung von U¨berschwemmungsra¨umen unbezahlbar erscheinen la¨sst (vgl.
Reinhardt 2004: 425).
48Planfeststellung oder Plangenehmigung no¨tig.
49Die Festsetzung von U¨berschwemmungsgebieten bedeutet verfassungsrechtlich keine Enteignung, sondern
lediglich eine Inhalts- und Schrankenbestimmung im Sinne Art. 14 GG, welche die Betroﬀenen grundsa¨tzlich
entscha¨digungslos hinzunehmen haben. Werden erho¨hte Anforderungen an die ordnungsgema¨ße land- oder
forstwirtschaftliche Nutzung einer Fla¨che gestellt, so ist jedoch nach § 19 IV 1 WHG in Verbindung mit
Landesrecht ein einfachgesetzlicher Billigkeitsausgleich zu gewa¨hren (Reinhardt 2004: 425).
50Gea¨ndert durch das Gesetz zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes vom 3. Mai 2005.
51vgl. Abschnitt 11.1
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Das Steuerungspotenzial der wasserrechtlichen U¨berschwemmungsgebiete hinsichtlich der
Freihaltung vorhandener Retentionsra¨ume ist theoretisch jedoch sehr hoch aufgrund seiner
normativen Wirkung. Es wurde allerdings durch Vollzugsdeﬁzite bei der Festlegung von U¨ber-
schwemmungsgebieten und u.a. durch die in der Vergangenheit ha¨uﬁge Zulassung von Ausnah-
men vermindert (Heiland 2002: 288), welchen aber auch das erst ku¨rzlich verabschiedete Gesetz
zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes viel Raum zu geben scheint. Auch
Nagl und Scho¨nauer (2002: 9-10) weisen darauf hin, dass z.B. Regelungen bezu¨glich der Aus-
weitung von U¨berschwemmungsﬂa¨chen im Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und im Raumord-
nungsgesetz (ROG) bisher nicht in ausreichendem Maß umgesetzt wurden. Heiland (2002) be-
tont daru¨ber hinaus auf die Notwendigkeit der Erga¨nzung der wasserrechtlichen U¨berschwem-
mungsgebiete durch die raumordnerische Festlegung von Vorranggebieten. In § 31c des durch
das eben erwa¨hnte Artikelgesetz zum vorbeugenden Hochwasserschutz gea¨nderte WHG wird
nun in diesem Sinne die Ausweisung u¨berschwemmungsgefa¨hrdeter Gebiete insbesondere auf
durch Deiche geschu¨tzten Fla¨chen gefordert.
Die Erweiterung und Neuschaﬀung von Retentionsraum kann nur in begrenztem Umfang
u¨ber regulative Instrumente gesteuert werden. Es besteht allerdings noch Potenzial fu¨r Ver-
vollsta¨ndigung und Verbesserung bei den raumordnerischen Festlegungen, die dann als Grund-
lage fu¨r weitergehende Instrumente dienen ko¨nnen (zum langfristigen Schutz potenzieller Re-
tentionsra¨ume). Eine Beschleunigung der Neuschaﬀung von Retentionsraum kann nur durch
den Einsatz o¨konomischer Instrumente (Anreize, Lastenausgleich, Subventionen) erreicht wer-
den, da so u¨ber die nutzerunabha¨ngigen staatlichen Leistungen hinaus potenziell Gefa¨hrdete
an der Finanzierung von Hochwasserschutz sta¨rker beteiligt und betroﬀene Fla¨chennutzer zur
Mitwirkung angeregt werden (Heiland 2002: 283–286). Hier sind allerdings geeignete Koopera-
tionsstrukturen notwendig, die im Rahmen der durch die WRRL und die im vera¨nderten WHG
festgeschriebenen Kooperationen in den Flussgebietseinheiten (§ 32) initiiert werden ko¨nnten.
Ganz anders ist die Situation fu¨r die Verminderung von Schadenspotenzial. Hier werden
nach Heiland (2002) die weitreichenden Mo¨glichkeiten, mit Hilfe regulativer Raumordnungs-
instrumente eﬀektiv zu verhindern, dass sich die Schadenspotenziale in Gefa¨hrdungsgebieten
weiter erho¨hen, bislang kaum genutzt. Großes Potenzial liegt hier in der Vervollsta¨ndigung
und qualitativen Verbesserung der raumordnerischen Festlegungen von U¨berschwemmungsge-
bieten und u¨berschwemmungsgefa¨hrdeten Gebieten bzw. in der konsequenten Anwendung der
entsprechenden Regelungen.
Haftung fu¨r Hochwasserscha¨den
Bezu¨glich Haftungsfragen im Hochwasserfall kommt vor allem die staatliche Einstandspﬂicht
fu¨r administratives Handeln zum Tragen (vgl. Reinhardt 2004: 422). Schadensersatz bzw.
Entscha¨digungen mu¨ssen gewa¨hrt werden, soweit sich exekutives Tun oder Unterlassen als
Amtspﬂichtverletzung oder Eingriﬀ erweist.
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Da aber ein angemessenes Hochwasserschutz-Konzept fu¨r ein bestimmtes Gewa¨sser sich we-
sentlich schwieriger vorschreiben la¨sst als ein Grenzwert fu¨r einen gewa¨sserbelastenden Schad-
stoﬀ, da Hochwasser nur begrenzt beherrschbar ist, ist es auch nur begrenzt rechtlich steuerbar
– absolute Sicherheit vor U¨berschwemmungen kann nie erreicht werden.
Hochwasserschutz ist in weiten Teilen durch die konzeptionelle Ausfu¨llung exekutiver Ge-
staltungsspielra¨ume gekennzeichnet, damit aber auch sowohl materiell verwaltungsrechtlich als
auch staathaftungsrechtlich grundsa¨tzlich justiziabel. Doch weist Reinhardt (2004: 422) darauf
hin, dass das Recht der o¨ﬀentlichen Ersatzleistungen in diesem Bereich im wesentlichen Fall-
recht ist, nur im konkreten Einzelfall lassen sich also deﬁnitive Aussagen u¨ber Art und Umfang
der staatlichen Einstandspﬂicht treﬀen. Und hier zeigt sich, so stellt Reinhardt (2004: 421)
fest, aufgrund der mangelhaften Beherrschbarkeit des Pha¨nomens Hochwasser ein tendenziell
restriktiver Umgang mit dem Haftungsrecht.
Wie schon oben angedeutet, sind fu¨r das Hochwasser-Haftungsrecht vor allem das einfach-
und untergesetzliche Fachrecht (Raumplanungs- und Gewa¨sserschutzrecht, Wasserstraßen-
recht etc.) maßgeblich, das im Lichte grundrechtlicher Gewa¨hrleistung zuvo¨rderst des Eigen-
tumsschutzes auszulegen ist (Reinhardt 2004: 423).
Es bleibt noch zu kla¨ren, ob auch ein Anspruch auf Entscha¨digung oder Schadensersatz
besteht, wenn geltend gemacht wird, auf Grund unterbliebener Festsetzung eines gebotenen
U¨berschwemmungsgebietes oder dessen unzureichender Dimensionierung einen Hochwasser-
schaden erlitten zu haben. Reinhardt (2004: 425) fu¨hrt in diesem Zusammenhang die nach §
32 I 2 WHG bei Entscheidungen u¨ber den Umfang bzw. die Festsetzung eines U¨berschwem-
mungsgebietes als Maßstab anzuwendende Erforderlichkeit in Verbindung mit dem hohen Maß
an prognostischer Unsicherheit von Hochwasserereignissen an. Selbst bei nachgewiesener Un-
verha¨ltnisma¨ßigkeit der Festsetzung eines U¨berschwemmungsgebietes durch die zusta¨ndige
Wasserbeho¨rde ergibt sich danach kein Amtshaftungs- oder Entscha¨digungsanspruch der Hoch-
wassergescha¨digten gegen das zusta¨ndige Bundesland52.
Nicht nur der Bau von Hochwasserschutzeinrichtungen (Deiche, Da¨mme, Polder etc.) son-
dern auch die Unterhaltung der Gewa¨sser dient dem Hochwasserschutz durch die Gewa¨hrlei-
stung eines ordnungsgema¨ßen Abﬂusses. Die Pﬂicht zur Gewa¨sserunterhaltung ist eine o¨ﬀent-
lich-rechtliche Verbindlichkeit im Interesse der Allgemeinheit, nicht aber einzelner Individuen.
Ein einklagbarer Anspruch auf Erfu¨llung der Unterhaltungspﬂicht oder Vornahme bestimmter
Unterhaltungsmaßnahmen existiert nicht, es wird aber im allgemeinen angenommen, dass bei
einer unterbliebenen oder unzureichenden Erfu¨llung der Unterhaltungspﬂicht eine Schadenser-
satzpﬂicht des Tra¨gers der Unterhaltungslast besteht. Auch ist die Gewa¨sserunterhaltung durch
das 7. A¨nderungsgesetz zum WHG von 2002 zur Amtspﬂicht geworden und unterliegt damit
52Fehlerhafte Rechtssetzung auf der Verordnungsebene verletzt als legislatives Unrecht grundsa¨tzlich keine
drittbezogene Amtspﬂicht (i.S. des § 839 BGB).
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der Amtshaftung53 (vgl. Reinhardt 2004: 427f.).
Weitere zu beru¨cksichtigende Regelungen
Gewa¨sser und Uferzonen geho¨ren zu den nach Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG, in der
Fassung vom 21.6.2005) zu schu¨tzenden Biotopen54. Der fu¨r Entscheidungen u¨ber die Nut-
zung von Flussgebieten relevante Auftrag des BNatSchG lautet:
”
Natu¨rliche oder naturnahe
Gewa¨sser sowie deren Uferzonen und natu¨rliche Ru¨ckhalteﬂa¨chen sind zu erhalten, zu ent-
wickeln oder wiederherzustellen. . . .“ (BNatSchG § 2 I Nr. 4)
Daru¨ber hinaus beinhaltet das BNatSchG mit der A¨nderung vom 23. Ma¨rz 2002 eine deutli-
che Auﬀorderung an die La¨nder, die Landschaftsplanung als Fachplanung des Naturschutzes zu
konkretisieren und ﬂa¨chendeckend Landschaftspla¨ne aufzustellen. Damit soll die mit diesem
Instrument potenziell mo¨gliche quantitative Steuerung der Fla¨cheninanspruchnahme endlich
umgesetzt werden. Die ebenfalls durch das BNatSchG bestimmte Eingriﬀsregelung ermo¨glicht
in der Planungspraxis daneben eine Feinsteuerung und Lenkung der Fla¨cheninsanspruchnahme
auf weniger sensible Fla¨chen. Doch existieren nach Einscha¨tzung der Projektgruppe
”
Ver-
minderung der Fla¨cheninanspruchnahme“ (2004: 18) derzeit noch Deﬁzite im Vollzug dieser
Regelung, die Wirksamkeit dieses Instruments ist noch nicht ausgescho¨pft.
Ebenfalls von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang das Bundesbodenschutzgesetz (BBo-
dSchG, in der Fassung vom 9.12.2004). Trotz bereits zu beobachtender positiver Auswirkun-
gen auf den nachhaltigen Umgang mit der Ressource Boden in der relativ kurzen Zeit seit der
Einfu¨hrung dieses Gesetzes im Jahr 1998 muss auf die noch geringe Eﬀektivita¨t einzelner Re-
gelungen bezu¨glich der Verminderung der Fla¨cheninanspruchnahme hingewiesen werden (vgl.
Projektgruppe
”
Verminderung der Fla¨cheninanspruchnahme“ 2004: 16).
12.3.5 Auswirkungen des nationalen rechtlichen Rahmens
Als wichtigste Beeinﬂussung der Bodenma¨rkte auf nationaler Ebene muss die kommunale
Fla¨chennutzungsplanung im Rahmen der Raumordnung gesehen werden. Die Untersuchung
von Vaillancourt und Monty (1985) zur Einfu¨hrung von so genannten
”
zoning restrictions“ zum
53Amtshaftung ist die Haftung des Staates und seiner Beamten. Von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang,
ob der Beamte hoheitlich oder privatrechtlich gehandelt hat. Im hoheitlichen Bereich haftet der Staat
anstelle des Amtswalters, wenn die Tatbestandsmerkmale des § 839 BGB und die Voraussetzungen des
Art. 34 Grundgesetz gegeben sind. Bei privatrechtlichem Handeln tritt dagegen die Staatshaftung nach
Art. 34 Grundgesetz nicht ein. Hier haftet der Beamte nach § 839 BGB selbst. Neben dem Beamten haftet
der Staat fu¨r leitende Beamte mit Organstellung nach §§ 31, 89, 823 BGB, fu¨r die u¨brigen Beamten nach
§ 831 BGB.
54siehe auch: BNatSchG § 30 Gesetzlich geschu¨tzte Biotope I Satz 1 Nr. 1, 2, 4, 6; § 31 Schutz von Gewa¨ssern
und Uferzonen
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Schutz der Landwirtschaftsﬂa¨che in der Provinz Quebec zeigen, dass sich in einem stadtnahen
Gebiet die Maßnahme
”
zoning“ negativ auf die Preise von Landwirtschaftsﬂa¨chen auswirken
kann. Und dies kann einen Anreiz fu¨r versta¨rkte Anstrengungen von Fla¨cheneigentu¨mern zur
Umwandlung ihrer Landwirtschaftsﬂa¨chen in Siedlungsﬂa¨chen bedeuten, was u.U. zu u¨berma¨ßi-
ger Besiedlung entgegen der Intention der eigentlichen Maßnahme
”
zoning“ fu¨hrt.
Nutzungseinschra¨nkungen in Flussgebieten, z.B. im Rahmen des Wasserhaushaltsgesetz
(WHG) oder der Du¨ngeverordnung (Du¨ngeVO) mit z.T. sehr detaillierten Regelungen, zeigen
eine unmittelbare Wirkung auf den Bodenmarkt. WHG, Abfall-Ablagerungs-Gesetz (AbfAblV)
und Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) haben eine eher negative Wirkung auf die Boden-
preise, wohingegen eine Anwendung der Du¨ngeVO und verschiedener steuerlicher Vorschriften
eine Erho¨hung der Bodenpreise auslo¨sen (Drescher und McNamara 2000: 235). Daneben muss
stets § 5 BNatSchG zur Guten Fachlichen Praxis der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft
beru¨cksichtigt werden.
Als negative Folgen der o¨ﬀentlichen Beeinﬂussung des Bodenmarktes stellt Hilber (1997:
12) zum einen die Anpassung der Ma¨rkte auf die Nachfrage- und Angebotsverschiebungen
als Reaktion auf die Staatseingriﬀe fest. Zum anderen werden Verteilungseﬀekte generiert, die
tendenziell zugunsten reicherer Bevo¨lkerungsschichten wirken. Daneben kommt es zu Wohl-
fahrtsverlusten infolge Rent-Seeking-Verhaltens: der Einsatz von Mitteln fu¨r Lobbying55 ist aus
volkswirtschaftlicher Sicht als Ressourcenverschwendung anzusehen und hat u.U. einen sub-
optimalen Mitteleinsatz des Staates bzw. der Kommune zur Folge (Hilber 1997: 12). Auswege
ko¨nnte eine Mehrwertabscho¨pfung oder eine Bodenwertzuwachssteuer (vgl. Kantzow (1995:
81–82) und Hilber (1997: 12)), eine Fla¨chennutzungs- bzw. Neuversiegelungssteuer oder eine
kombinierte Bodenwert- und Bodenﬂa¨chensteuer bieten (vgl. Projektgruppe
”
Verminderung
der Fla¨cheninanspruchnahme“ 2004: 23). Die beiden letzteren Instrumente ko¨nnten insbeson-
dere zu einer Mobilisierung von ungenutztem Bauland und Brachﬂa¨chen beitragen.
Daneben sind wohnpolitische und steuerliche Maßnahmen, wie die Wohnungsbaufo¨rderung
oder die Ermo¨glichung von Sonderabschreibungen, bei der Betrachtung des Grundstu¨cksmark-
tes fu¨r die Entwicklung der Bodenpreise relevant. Solche Maßnahmen sollen zwar dem Abbau
ra¨umlicher Disparita¨ten dienen, ko¨nnen aber auch Unvollkommenheiten des Bodenmarktes
versta¨rken56 (Arlt et al. 2000). Die Projektgruppe
”
Verminderung der Fla¨cheninanspruchnah-
me“ (2004: 22) weist darauf hin, dass die geltende Grundsteuer keine Anreize zur Minderung
der Fla¨cheninanspruchnahme bietet, vielmehr durch die Bewertungsregelungen fu¨r bebaute
Grundstu¨cke sogar die sta¨rker Fla¨che beanspruchende Bebauung mit Einfamilienha¨usern ge-
genu¨ber Mehrfamilienha¨usern begu¨nstigt.
55Beeinﬂussung der kommunalen Entscheidungstra¨ger zugunsten der Ausweisung von Bauland auf bestimmten
Grundstu¨cken.
56So fu¨hrten die Sonderabschreibungen nach §§ 3 und 4 des Gesetzes u¨ber Sonderabschreibungen und Ab-
zugsbetra¨ge im Fo¨rdergebiet (Fo¨GbG) in den 1990er Jahren zu einem Bauboom in Ostdeutschland, der
nicht am realen Bedarf orientiert war.
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Schließlich deuten Scha¨tzergebnisse auf eine signiﬁkant positive Beziehung zwischen dem
Umfang o¨ﬀentlicher Leistungen und den Ha¨userpreisen sowie eine signiﬁkant negative Bezie-
hung zwischen den Ha¨userpreisen und dem Ausmaß der Steuerlast hin, sofern eine Besteue-
rung des Realvermo¨gens, wie etwa in den USA, vorliegt (vgl. Hilber 1997: 11-12). Bei einer
Besteuerung des Einkommens, wie in der Schweiz und in Deutschland, ist das Maß fu¨r das
lokale o¨ﬀentliche Leistungsangebot (Ausgaben fu¨r Kultur und Freizeit) signiﬁkant positiv mit
dem Immobilienpreis und den Mieten, nicht aber mit dem Bodenpreis verbunden. Der Steuer-
satz ha¨ngt wiederum signiﬁkant negativ mit Boden- und Immobilienpreisen sowie den Mieten
zusammen.
Ein wesentlicher Teil kommunaler Ta¨tigkeit schla¨gt sich demnach in den Bodenpreisen nieder
(Hilber 1997: 12). Die Voraussicht daru¨ber, wer die Kosten des Hochwasserschutzes sowie
mo¨glicher Hochwasserscha¨den tra¨gt, bestimmen den Bodenpreis in Flussauen oﬀensichtlich
ebenfalls in erheblichem Maße.
Auf die Probleme des Bodenmarktes, die sich insbesondere durch Entscheidungen u¨ber
Fla¨chennutzungen auf kommunaler Ebene ergeben, geht der folgende Abschnitt genauer ein.
12.4 Fla¨cheninanspruchnahme auf kommunaler Ebene
Fla¨chennutzungsstrukturen sind das Resultat einer Vielzahl von Einzelentscheidungen, wobei
ha¨uﬁg Konkurrenzen bzw. Konﬂikte auftreten (Arlt et al. 1999a: 2). Gegenwa¨rtig ist trotz
gegenla¨uﬁger Bevo¨lkerungsentwicklung eine weitere Ausbreitung der Siedlungs- und Verkehrs-
ﬂa¨chen zu beobachten (vgl. Abbildung 11.2). Dafu¨r benennt Abschnitt 12.4.1 mehr oder
weniger eindeutige Ursachen.
Wie Abbildung 12.6 zeigt, ist derzeit jedoch nach einem stetigen Wachstum bis ins Jahr
2000 ein ru¨ckla¨uﬁger Trend der Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsﬂa¨chen zu beobachten.
Der Zielsetzung der Bundesregierung, wonach eine Fla¨cheninanspruchnahme von immerhin
noch 30 ha pro Tag im Jahr 2020 erreicht werden soll, steht gegenwa¨rtig eine ta¨gliche Rate
von ca. 93 ha gegenu¨ber (Berechnung nach: Statistisches Bundesamt 2004: Tabelle 2).
Bei diesen Betrachtungen ist zu beru¨cksichtigen, was auch Jo¨rissen (2004: 8–9) betont: Der
aktuelle Verlauf der Fla¨cheninanspruchnahme ist laut Expertenmeinung im Wesentlichen auf
die gegenwa¨rtige konjunkturelle Entwicklung und den damit in Zusammenhang zu bringenden
Einbruch bei den Bauinvestitionen zuru¨ckzufu¨hren. Bei einer wirtschaftlichen Erholung, so wird
erwartet, nimmt auch der Fla¨chenverbrauch wieder zu.
Schließlich muss mit Jo¨rissen (2004: 10–11) auf die bisher weitgehend unberu¨cksichtigt
gebliebene indirekte Fla¨cheninanspruchnahme durch La¨rm- und Schadstoﬀbelastung, Land-
schaftszerschneidung, Fla¨chenentwertung durch gebaute Barrieren, La¨rmschutzwa¨nde und Sik-
kergra¨ben hingewiesen werden. Diese Beanspruchung ist in Fla¨chenstatistiken nicht enthalten,
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Abbildung 12.6: Ta¨gliche Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsﬂa¨che 1996 bis 2003 (Quel-
le: Laufende Raumbeobachtung des BBR. Datengrundlage: Fla¨chenerhebung
nach Art der tatsa¨chlichen Nutzung des Bundes und der La¨nder, Statistisches
Bundesamt), aus: Schultz und Dosch (2005: 8, vera¨ndert)
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hat jedoch starke Auswirkungen auf die Artenvielfalt und das Landschaftsbild, mithin die
Mo¨glichkeiten wohnungsnaher Erholung in Deutschland. Die Zahl der verkehrsarmen Ra¨ume
von mehr als 100 km2 Gro¨ße – d.h. Lebensra¨ume mit ausreichender Gro¨ße fu¨r wildlebende
Tiere und Pﬂanzen – ist in den vergangenen Jahren stark gesunken und macht nur noch einen
Anteil von 22% der Gesamtﬂa¨che der Bundesrepublik Deutschland aus (BfN 2002: 42). Ur-
sache ist vor allem auch die im europa¨ischen Vergleich nach den Niederlanden, Belgien und
Luxemburg ho¨chste Netzdichte der Fernverkehrsinfrastruktur (Straßen, Eisenbahnlinien und
Wasserstraßen). Neben der Verdichtung des Verkehrswegenetzes hat auch die Nutzungsdichte
der Verkehrswege in der Vergangenheit stark zugenommen (vgl. Jaeger 2004: 5–6). Ein Trend,
der weiter anhalten soll – so sieht der Bundesverkehrswegeplan (vgl. u.a. BMVBW 2003: 62)
bis zum Jahr 2015 durch den Bau zusa¨tzlicher Autobahnen und Bundesstraßen eine weitere
Verdichtung des Verkehrsnetzes vor.
12.4.1 Die Ursachen des
”
Fla¨chenverbrauchs“
Es lassen sich vier Gruppen von Ursachen fu¨r die trotz des in Deutschland zu beobachtenden
Bevo¨lkerungsru¨ckgangs stete Ausbreitung der Siedlungs- und Verkehrsﬂa¨chen identiﬁzieren.
Diese sind in Tabelle 12.1 zusammengefasst. Wesentlich fu¨r die Ausdehnung von Siedlungs-
ﬂa¨chen, damit einher gehende Funktionsentmischung, zunehmende Distanzen und den hohen
Anteil der Verkehrsﬂa¨che ist vor allem die mit den technisch-o¨konomischen und gesellschaft-
lichen Vera¨nderungen verbundene Wohlstandsteigerung in Deutschland. Doch auch die be-
stehenden Planungs- und Finanzkompetenzen der Kommunen lassen diese das Leitbild der
”
gegliederten und geordneten Stadt“ mit einem autoorientierten Verkehrs- und Sta¨dtebau,
mithin eine expansive Fla¨chenausweisungspolitik verfolgen – in dem gegebenen fo¨rderalen Fi-
nanzsystem ist es fu¨r die Kommunen ﬁnanz- und steuerpolitisch rational, sich ﬂa¨chen
”
verbrau-
chend“ zu verhalten und aus gesamtgesellschaftlicher Sicht u¨berma¨ßig Bauland auszuweisen,
wie Abschnitt 12.4.2 zeigt.
Einen sehr wichtigen Beitrag zum Fla¨chen
”
verbrauch“ leisten auch die staatliche ﬁnanzielle
Fo¨rderungen des Wohnungs- und Infrastrukturausbaus sowie inzwischen reduzierte57 Steuer-
vergu¨nstigungen fu¨r Pendler. Insbesondere die ebenfalls heute herabgesetzte Eigenheimzula-
ge58 scheint ein politisches Instrument zu sein, das vor allem negative Auswirkungen auf den
Fla¨chen
”
verbrauch“ hat. Die Priorita¨t der Wohnungseigentumsfo¨rderung und die Gleichsetzung
der staatlichen Fo¨rderung gesunder und familiengerechter Wohnungen mit Eigenheimfo¨rderung
ist gesetzlich normiert. Die Eigentumspra¨ferenz scheint jedoch nur sehr bedingt das Ergebnis
einer rationalen o¨konomischen Entscheidung zu sein (vgl. Hentschel 1999: 668). Die Nachfrage
nach Eigenheimen ist relativ politikresistent. Zwar zinsempﬁndlich und abha¨ngig von der Bau-
landverfu¨gbarkeit, ist sie jedoch weniger gesamtwirtschaftlich als demograﬁsch determiniert,
57Vgl. Siegel (2005: 2)
58Vgl. Siegel (2005: 2)
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Bodeno¨konomie Bodenpreisgefa¨lle in der Stadtregion;
fehlende Inwertsetzung der o¨kologi-
schen Funktionen der endlichen Res-
source Boden im Bodenpreis
⇒ neuer Fla¨chenverbrauch statt
Revitalisierung innersta¨dtischer
Siedlungsbrachen
Tabelle 12.1: Ursachen und Folgen der Fla¨cheninanspruchnahme fu¨r Siedlungs- und Verkehrs-
zwecke, nach: BUND (2004: 13–18), Apel et al. (2000: 23–25), Schultz und
Dosch (2005: 7), BBR (2003: u.a. 22–24)
was hohe Mitnahmeeﬀekte bei der Eigenheimzulage bedeutet – viele Eigenheimbesitzer ha¨tten
wahrscheinlich auch ohne diesen Anreiz gebaut. Anders als unternehmerische Investoren sind
diese weniger konjunkturempﬁndlich und weniger empfa¨nglich fu¨r staatlich gewa¨hrte Anreize
(vgl. Hentschel 1999: 670).
Eine entscheidende Steuerungsgro¨ße der Art der Fla¨chennutzung und fu¨r die Ansiedlung von
Unternehmen und Privathaushalten ist schließlich der Bodenpreis – trotz planerischer Gestal-
tung und ﬁskalischer Lenkung (vgl. BUND 2004: 17). U¨ber die Bodenpreise ko¨nnen prinzipiell
wichtige Anreize zum ﬂa¨chensparenden Bauen vermittelt werden. Verschiedene gesellschaft-
liche und umweltrelevante Funktionen des Bodens und der Landschaft schlagen sich jedoch
nicht in den Marktpreisen des Bodens nieder, v.a. wirtschaftliche Verwertbarkeit und loka-
le Knappheiten bestimmen die Preise, so dass von einem Marktversagen gesprochen werden
muss.
Staatliche Eingriﬀe sollten dieses Versagen ausgleichen bzw. aufheben. Doch auf dem Bo-
denmarkt wirken die existierenden planerischen und ﬁnanzpolitischen Instrumente nach BUND
(2004: 17) u¨berwiegend in die falsche Richtung: die Umwandlung von landwirtschaftlich ge-
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Abbildung 12.7: Baulandpreise in Deutschland 2001, aus: BBR (2003: 24)
nutztem Land in Bauland ist fu¨r die Grundstu¨ckseigentu¨mer meist wesentlich eintra¨glicher als
eine weitere landwirtschaftliche oder anderweitige naturnahe Nutzung. Der BUND (2004: 17)
macht deutlich, dass dadurch verursachtes Lobbying sowie ein eindeutiges Interesse der kom-
munalen Entscheidungstra¨ger an durch die Ausweisung von Bauland mo¨glichen Einnahmen
daher zu erheblichen Fehlallokationen bei Entscheidungen u¨ber Fla¨chennutzungen fu¨hren.
Niedrige Preise von Freiﬂa¨chen (land- oder forstwirtschaftlich bzw. fu¨r den Naturschutz
genutzt) fu¨hren zu dem in Abbildung 12.7 dargestellten, z.T. sehr starken Bodenpreisgefa¨lle
in Deutschland in der Peripherie von Siedlungsgebieten, was neben den staatlichen Fo¨rder-
maßnahmen (neben Eigenheimzulage und Entfernungspauschale insbesondere auch durch die
Grundsteuer – vgl. §§ 14 und 15 GrStG zur steuerlichen Begu¨nstigung von Ein- und Zweifami-
lienha¨usern) zu einer versta¨rkten Bauta¨tigkeit in diesen Bereichen statt auf innersta¨dtischen
Brachﬂa¨chen beitra¨gt. Entsprechend wuchsen zwischen 1992 und 2003 die suburbanen Kreise
im Umland der Kernsta¨dte in absoluten Zahlen am sta¨rksten. Auch relativ haben die Kernsta¨dte
auf Grund des hohen Bestandsniveaus relativ niedrige Zuwachsraten, die ho¨chsten hingegen
die la¨ndlich verdichteten Kreise (Schultz und Dosch 2005: 7–8). Die dabei zu verzeichnenden
Fla¨chenproduktivita¨tssteigerungen (vgl. auch Richardson 1977: 69) werden nach Arlt et al.
(1999a: 3) grundsa¨tzlich durch Siedlungs- und Verkehrsﬂa¨chenwachstum getragen und von
einer Zunahme der Bodenversiegelung begleitet.
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Exkurs zu Beeinﬂussung und Wirkung der Bodenpreise
Bodenpreise sind einerseits Ausdruck eines komplexen Wirkungsgefu¨ges aus bodenmarktbe-
zogenen Makro- und Mikrofaktoren59 und staatlichen Regelungen. Andererseits wirken sie als
strukturbildender Faktor, da urbane Entwicklungsprozesse wie die ra¨umliche Trennung betrieb-
licher Funktionen, die sozialra¨umliche Segregation bzw. die Suburbanisierung von Wohnen und
Arbeiten, durch die herrschenden Bodenpreise beeinﬂusst werden. Wirtschafts-, Sozial- und
Raumstruktur stehen also mit den Bodenpreisen in Wechselwirkung (vgl. Arlt et al. 1999b: 1).
Die kommunale Fla¨chennutzungsplanung (FNPg) bestimmt durch die Festlegung von Nut-
zungsart und Nutzungsintensita¨t die Nutzungsrechte und somit den erzielbaren Bodenertrag
und den Bodenpreis – in der Schweiz z.B. u¨bersteigen die Preise fu¨r Wohnbauland die Preise fu¨r
Landwirtschaftsland z.T. um das 50- bis 100-fache (vgl. Hilber 1997: 11). Es zeigt sich, dass
zum einen durch die FNPg eine Reduktion des Marktversagens durch die Schaﬀung von Nut-
zungssicherheit und die Bereitstellung o¨ﬀentlicher Gu¨ter erreicht, der Bodenpreis somit erho¨ht
wird. Zum anderen schra¨nkt die Festlegung von Nutzungsrechten die Nutzungsmo¨glichkeiten
ein, was einen negativen Eﬀekt auf den Bodenpreis hat. Im Einzelfall kann sowohl der eine
als auch der andere Mechanismus u¨berwiegen. Untersuchungen legen gleichwohl den Schluss
nahe, dass eine staatliche FNPg einer
”
reinen“ Marktlo¨sung ohne jegliche staatliche Eingriﬀe
aus wohlfahrtstheoretischer Sicht u¨berlegen ist (Hilber 1997: 11).
Siegel (2005) macht deutlich, dass Ort, Art und Umfang der Inanspruchnahme von Fla¨chen
fu¨r Siedlungszwecke maßgeblich von den Bodenpreisen bestimmt werden. Hohe Preise signali-
sieren Knappheit und veranlassen zu einem sparsamen Umgang mit der Fla¨che. Entscheidend
fu¨r diese Steuerungswirkung ist u.a., dass die Kosten, die im Zusammenhang mit dem Er-
werb und der Nutzung eines Grundstu¨ckes entstehen, auch den tatsa¨chlichen Aufwendungen
entsprechen, die von der Gemeinschaft fu¨r Planung, Erschließung und Versorgung aufzubrin-
gen sind. Es gibt jedoch deutliche Hinweise darauf, dass die relativ hohen Kosten besonders
Fla¨chen zehrender Siedlungsformen ihren Nutznießern teilweise nur unvollsta¨ndig in Rechnung
gestellt werden, wa¨hrend die Bewohner verdichteter und daher kostengu¨nstig zu erschließender
sta¨dtischer Gebiete in einer Art Mischkalkulation mit zur Finanzierung aufwa¨ndigerer Sied-
lungsformen herangezogen werden.
Neuere Untersuchungen zeigen laut Siegel (2005), dass die von den Kommunen ganz oder
teilweise zu tragenden Kosten fu¨r Planung, Erschließung und anschließende Versorgung von
Neubaugebieten ha¨uﬁg u¨ber die langfristig zu erzielenden Einnahmen aus den Steuern der
59Hilber (1997) benennt drei wichtige Einﬂu¨sse auf die Bodenpreise:
• die Zonenplanung (bzw. Fla¨chennutzungsplanung in Deutschland),
• der Bau bzw. die Verbesserung von Infrastruktur und
• ﬁskalische Unterschiede zwischen verschiedenen Gebietsko¨rperschaften.
Vgl. auch Abschnitt 12.3
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Bewohner hinausgehen. A¨hnliches gilt oﬀensichtlich auch fu¨r Gewerbegebiete.
Die hohen Baulandpreise verfehlen ihre Wirkung, wenn die Kostenwahrheit nicht gewahrt
wird. Die nicht eingeforderten Erschließungs- und Versorgungskosten ko¨nnen als eine gegenlei-
stungslose Subvention an die Grundbesitzer angesehen werden. Und dies ko¨nnte eine Ursache
dafu¨r sein, dass die herrschenden Baulandpreise nicht zu einem sorgsamen Umgang mit der
Fla¨che veranlassen, sondern im Gegenteil als Anreiz fu¨r vermehrte Aktivita¨ten zur Umwandlung
von Landwirtschaftsﬂa¨che in Bauland angesehen werden mu¨ssen.
12.4.2 Spezielle Situation in Flussauen
Die Situation in Flussauen ist komplex – es existiert eine Vielzahl von Beziehungen und Wech-
selwirkungen gerade auf den Bodenma¨rkten in Flussgebieten. Aufgrund der Flussna¨he spie-
len Oberlieger-Unterlieger-Beziehungen eine wichtige Rolle. Entscheidungen u¨ber Hochwasser-
schutzeinrichtungen wirken sich auch auf die Nutzbarkeit von Fla¨chen aus, die sich nicht in
unmittelbarer Na¨he des Flusses beﬁnden.
Einige Aussagen ko¨nnen dennoch auf dem hier mo¨glichen abstrakten Niveau getroﬀen wer-
den. Eine schematische Darstellung wichtiger Zusammenha¨nge ﬁndet sich in Abbildung 12.9,
welche gerade die lokalen60, kommunalen Entscheidungen u¨ber Baulandbereitstellung, Ein-
ﬂu¨sse darauf und Auswirkungen dieser im besonderen Rahmen der Flussgebiete beleuchtet.
Die relevanten Fla¨chennutzungsarten sind hier außerhalb der Flussaue landwirtschaftlich ge-
nutztes Land bzw. Bauland (Synonym fu¨r die betrachtete Kommune), in der Flussaue zuna¨chst
nur mehr oder weniger naturnahes Gru¨nland (Feuchtgebiete i.w.S.), das dem Besiedlungsdruck
der sich ausbreitenden Kommune ausgesetzt ist. Es wird hier ausschließlich die Entwicklung
der Kommune in Richtung Fluss betrachtet.
Eine urspru¨nglich nicht von Hochwasserereignissen betroﬀene Kommune sto¨ßt in diesem
Beispiel im Laufe ihrer Entwicklung in die angrenzende Flussaue vor. Eine Bevorzugung der





turscho¨nheit“) und Eigenschaften der Fla¨chen (ebener Baugrund) sondern auch aufgrund der
speziellen politischen und rechtlichen Rahmenbedingungen, deren Zusammenspiel hier na¨her
erla¨utert werden soll.
Werden die anderen mo¨glichen Entwicklungsrichtungen der Kommune ausgeblendet, so la¨sst
sich entlang des hellblauen Pfeils aus Abbildung 12.8 das in Abbildung 12.9 dargestellte Ver-
halten von Bodenpreisen und Erschließungs- bzw. Nutzungskosten ablesen. Folgende der Ab-
bildung 12.9 zugrundeliegenden Annahmen mu¨ssen dabei beru¨cksichtigt werden:
60Auswirkungen des Deichbaus bzw. der Erhaltung von U¨berschwemmungsﬂa¨chen auf Unterlieger, aber auch
die Auswirkungen der verkehrsbedingten CO2-Emissionen sollen hier keine Rolle spielen.
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Abbildung 12.8: Flussnahe Fla¨chennutzungen, dabei: a = bevorzugtes Bauland im u¨ber-
schwemmungsgefa¨hrdeten Bereich der Flussaue, b = U¨berschwemmungs-
gebiet, c-c = Hochwasserschutzdeich, eigene Darstellung
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Abbildung 12.9: Entscheidungsrahmen der erschließenden Kommune: Erschließungskosten
und Bodenpreise in Abha¨ngigkeit von der Entfernung zum Siedlungskern,
eigene Darstellung
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1. Alle Kosten bzw. Nutzen (Erschließung, Erreichbarkeit, Hochwasserschutz, Naturna¨he
etc.) wurden auf den zu erschließenden m2 bezogen, die Kurven dru¨cken die Kosten bzw.
Nutzen aus, die mit der zusa¨tzlichen Entfernung eines m2 vom Entwicklungszentrum
einhergehen.
2. Die gesamte erschließbare Fla¨che beﬁndet sich im Eigentum der erschließenden Kom-
mune und soll zu Preisen p vera¨ussert werden.
3. Die Kosten der Versorgung der ku¨nftigen Einwohner und zu erwartende Steuereinnahmen
gleichen sich aus und bleiben daher unberu¨cksichtigt61.
4. Grunderwerbs- und Grundsteuer bleiben unberu¨cksichtigt.
5. Je na¨her ein m2 Boden innerhalb der Flussaue am Fluss liegt, desto ho¨her ist der dafu¨r
erzielbare Bodenpreis.
6. Je na¨her ein m2 Boden innerhalb der Flussaue am Fluss liegt, desto ho¨her sind die zu
dessen Schutz vor Hochwasser notwendigen Kosten – wenn nur dieser m2 geschu¨tzt wird
(durch einen Ringdeich etc., vgl. Abschnitt IV.16.2)62.
7. Der Einﬂuss der Eigenheimzulage auf die Entscheidung der Kommune u¨ber die Erschlie-
ßung einer Fla¨che wird hier u¨ber einen Aufschlag auf den zu erzielenden Bodenpreis
abgebildet, da diese unabha¨ngig von der Lage des Standorts gewa¨hrt wird. Es wird also
angenommen, dass der Fla¨cheneigentu¨mer, hier die Kommune, die durch die Eigen-
heimzulage erho¨hte Zahlungsbereitschaft fu¨r Grundstu¨cke abscho¨pft – nach Ahlert et al.
(2004: 31) stellt diese Zulage einen wesentlichen Bestandteil der Bauﬁnanzierung von
Eigenheimen dar, im Durchschnitt bedeutet deren Wegfall einen Anstieg der Finanzie-
rungskosten um ca. 9%.
Tatsa¨chlich lassen die Untersuchungen von Ahlert et al. (2004: 31–36) den Schluss zu,
dass ein Wegfall der Eigenheimzulage zu einer versta¨rkten Abschwa¨chung der ta¨glichen
Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsﬂa¨che fu¨hrt, insbesondere, wenn nur die Eigen-
heimzulage fu¨r Neubauten entfa¨llt. Der Preis fu¨r baureifes Land und der Baulandpreis
fallen geringer aus als mit dieser Zulage. Ein Eﬀekt, der durch die eben schon erwa¨hnte
einseitige Ku¨rzung der Zulage nur fu¨r Neubauten noch versta¨rkt wird (vgl. Ahlert et al.
2004: 35).
8. Die Ho¨he der Pendlerpauschale wird mit den tatsa¨chlich anfallenden privaten Verkehrs-
kosten gleichgesetzt.
61In der Realita¨t ist allerdings davon auszugehen, dass die von den Kommunen zu tragenden Kosten der
Erschließung und Versorgung u¨ber die langfristig zu erzielenden Einnahmen aus den Steuern der Bewohner
hinausgehen, wie Siegel (2005: 2) hervorhebt.
62Diese Annahme vereinfacht die Betrachtung, da bei einem linearen Deich die Zuordnung der Hochwasser-
schutzkosten auf einen bestimmten m2 nicht ohne weiteres mo¨glich ist.
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9. Die Pendlerpauschale wird, wie in Ahlert et al. (2004: 36), vereinfachend als eine Sub-
ventionierung der variablen Kosten des privaten Verkehrs behandelt. Ihr Wegfall bewirkt
in einem zwanzigja¨hrigen Betrachtungszeitraum eine reduzierte Zunahme der Siedlungs-
und Verkehrsﬂa¨che, danach allerdings deuten diese Simulationen wieder ein a¨hnliches
Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsﬂa¨che wie im Basisszenario63 hin, wenn auch auf
niedrigerem Niveau.
Unter diesen Voraussetzungen lassen sich vier relevante Fa¨lle ableiten.
Fall I Eine Siedlung dehnt sich außerhalb des Flussgebietes aus, es werden keine Subventionen
ausgeschu¨ttet, alle lokalen Kosten und Ertra¨ge werden bei der Entscheidung u¨ber die
Erschließung von Bauland beru¨cksichtigt.
Abbildung 12.9 zeigt das schon im vorangegangenen Abschnitt betonte Bodenpreis-
gefa¨lle zwischen Kern-Siedlungsbereichen und dem Umland. Je weiter entfernt von dem
zentralen Siedlungskern ein m2 Bauland liegt, desto geringer ist der dafu¨r zu erzielende
Preis p1 auf dem Bodenmarkt. Eine Tatsache (vgl. Abbildung 12.7), die sich u.a. auf das
sich geometrisch vergro¨ßernden Angebot an potenziellem Bauland (vgl. Abbildung 12.8)
zuru¨ckfu¨hren la¨sst. Gleichzeitig ergeben sich je neu erschlossenem m2 (mit zunehmender
Entfernung x) Erschließungskosten (Verkehrs- und weitere Versorgungsinfrastruktur) in
Ho¨he von k1. Zusa¨tzlich mu¨ssen mit der Entfernung von Siedlungskern Entfernungsko-
sten k2 − k1 (Energie/Treibstoﬀ und Fahrzeugabnutzung) beru¨cksichtigt werden64. Es
ergibt sich eine maximale Ausdehnung der Siedlungsﬂa¨che bis zu einem Punkt, da die
Erschließung eines zusa¨tzlichen Quadratmeters ebensoviel Kosten verursacht wie durch
die Erschließung eingenommen werden kann (Verkauf des erschlossenen m2 auf dem Bo-
denmarkt zum Preis p1) – im Beispiel aus Abbildung 12.9 bedeutet dies eine Ausdehnung
der Siedlung bis zum Punkt d. Fu¨r jeden m2, der daru¨ber hinaus erschlossen wird, liegen
die Kosten der Erschließung und der Erreichbarkeit ho¨her als der dafu¨r zu erzielende
Bodenpreis (als Synonym fu¨r den Grenznutzen einer zusa¨tzlichen Fla¨cheneinheit)65.
Fall II Eine Siedlung erweitert sich in ein benachbartes Flussgebiet, es werden keine Subventio-
nen ausgeschu¨ttet, alle lokalen Kosten und Nutzen (Naturscho¨nheit der Flussaue etc.)
werden bei der Entscheidung u¨ber die Erschließung von Bauland beru¨cksichtigt.
63Ohne Abschaﬀung der Pendlerpauschale, lediglich Fortschreibung des aktuellen Trends
64Nach Richardson (1977: 68) ist ein entscheidendes Merkmal des sta¨dtischen Bodenmarktes die
”
. . .Tatsache,
daß der Bodenpreis (Rente) eine inverse (i.d.R. negativ exponentiale) Funktion der Entfernung vom Stadt-
kern darstellt. Diese Relation zwischen Bodenpreis und Entfernung zum Zentrum zeigt den Einﬂuß zweier
wichtiger Faktoren, Agglomerations- und sonstiger Vor- und Nachteile und Transportkosten.“
65Es muss allerdings beru¨cksichtigt werden, dass selbst wenn Grundstu¨ckskosten und Fahrtkosten in einem
ausgepra¨gten, umgekehrten Verha¨ltnis zueinander stehen, daraus nicht notwendigerweise folgen muss, dass
die Haushalte tatsa¨chlich zwischen diesen beiden Gro¨ßen abwa¨gen. Richardson (1977: 71) weist auf die
Mo¨glichkeit eines abgeleiteten Gesamtverha¨ltnisses hin, was sich nur mit Mikrodaten u¨berpru¨fen la¨sst.
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Das normalerweise zu beobachtende Bodenpreisgefa¨lle von Siedlungskern zum Umland
der Siedlung hin wird nun
”
gesto¨rt“ durch die annahmegema¨ß zunehmenden Pra¨ferenzen
und damit zunehmende Zahlungsbereitschaft pnatur − p1 fu¨r einen m2 Boden je na¨her
dieser dem Fluss liegt. Es ko¨nnen also umso ho¨here Bodenpreise erzielt werden, je weiter
die Flussaue erschlossen wird. Dieser Nutzen der Lage ergibt sich jedoch nur, wenn ein
entsprechender Schutz vor den in der Flussaue mo¨glichen U¨berschwemmungen gewa¨hr-
leistet ist. Dieser Hochwasserschutz verursacht zusa¨tzliche Kosten der Erschließung in
Ho¨he von khws − k2.
Daraus ergibt sich eine optimale Ausdehnung der Siedlung bis zum Punkt A. Dieser Fall
zeigt, dass es unter bestimmten Annahmen und Gegebenheiten auch aus gesamtgesell-
schaftlicher Sicht durchaus optimal sein kann, einen bestimmten Teil der Flussaue zu
nutzen und die vorhandenen U¨berschwemmungsﬂa¨chen einzuschra¨nken.
Fall III Eine Siedlung erweitert sich in ein benachbartes Flussgebiet, die Kommune beru¨cksich-
tigt in ihrer Erschließungsentscheidung die notwendigen Hochwasserschutzkosten (an
Gewa¨ssern 2. Ordnung sind die Kreise bzw. die kreisfreien Sta¨dte fu¨r den Hochwas-
serschutz zusta¨ndig – vgl. die jeweiligen Landeswassergesetze) jedoch nicht die privaten
Verkehrskosten und die durch den Bund gewa¨hrten Subventionen an Privatpersonen und
die Kommune, wie beispielsweise Eigenheimzulagen, Bausparfo¨rderung, Pendlerpauscha-
le und staatliche Fo¨rderung des Infrastrukturausbaus.
Unter diesen Voraussetzungen werden die Bodenpreise p2 beru¨cksichtigt – die vom Bund
gewa¨hrte Eigenheimzulage bewirkt erho¨hte Bodenpreise, wie zuvor ausgefu¨hrt. Unter
dieser Konstellation ist es fu¨r die Kommune optimal fast die gesamte Flussaue (bis zum
Punkt B) zu erschließen.
Fall IV Eine Siedlung erweitert sich in ein benachbartes Flussgebiet, die Kommune beru¨ck-
sichtigt in ihrer Erschließungsentscheidung weder die notwendigen Hochwasserschutzko-
sten (an Gewa¨ssern 1. Ordnung ist das jeweilige Bundesland fu¨r den Hochwasserschutz
zusta¨ndig – vgl. die jeweiligen Landeswassergesetze) noch die privaten Verkehrskosten
und die durch den Bund gewa¨hrten Subventionen an Privatpersonen und die Kommune,
wie beispielsweise Eigenheimzulagen, Bausparfo¨rderung, Pendlerpauschale und staatliche
Fo¨rderung des Infrastrukturausbaus.
Es zeigt sich, dass sich in diesem Fall als Ergebnis der kommunalen Fla¨chennutzungs-
entscheidung eine vollsta¨ndige Erschließung der Flussaue (bis zum Punkt C) ergeben
kann.
Welcher der hier dargestellten Mo¨glichkeiten ist nun die der Realita¨t am na¨chsten liegende?
Beim Vergleich des in den vorangegangenen Abschnitten dargestellten rechtlichen Rahmens der
Entscheidungen u¨ber die Fla¨chennutzung in Flussgebieten deutet einiges darauf hin, dass die
Fa¨lle III und IV die realen Verha¨ltnisse recht gut widerspiegeln. Diese fu¨hren demnach dazu,
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dass Flussgebiete u¨ber das sozial optimale Maß hinaus erschlossen und von einem natu¨rli-
chen hydrologischen Regime abgeschnitten werden. Dabei wurden die externen Eﬀekte der
Bebauung von Flussgebieten und der damit einhergehenden Eindeichung auf Unterlieger und
”
Naturliebhaber“66 noch nicht beru¨cksichtigt, da diese stark abha¨ngig von der jeweiligen loka-
len Lage und Beschaﬀenheit der Fla¨chen und deren daraus resultierende naturschutzfachliche
und hochwasserschutztechnische Bedeutung sind.
12.4.3 Anreizstruktur bei kommunalen Entscheidungen u¨ber die
Fla¨chennutzung in Flussauen
Auf kommunaler Ebene ko¨nnen bestimmte Anreizstrukturen bei Entscheidungen u¨ber die
Fla¨chennutzung in Flussauen aus dem oben beschriebenen rechtlichen Rahmen abgeleitet
werden. Hierbei ist v.a. das Verha¨ltnis zwischen den Anreizen fu¨r eine Umwandlung von
Landwirtschafts- und U¨berﬂutungsﬂa¨chen in Bauland67 (vgl. BBR 2003: 42) sowie fu¨r inten-
sive Landwirtschaft einerseits und den Anreizen fu¨r die Einrichtung von U¨berschwemmungs-
ﬂa¨chen und extensiv genutzten Feuchtwiesen und Wiederverna¨ssungen bzw. fu¨r die Umwand-
lung von intensiven Landwirtschaftsﬂa¨chen (und – sehr selten – Siedlungsﬂa¨chen) in U¨berﬂu-
tungsﬂa¨chen andererseits relevant (vgl. Abbildung 12.10).
Bei der Betrachtung von Entscheidungen u¨ber die Fla¨chennutzung in Flussgebieten werden
in dieser Arbeit, wie schon beschrieben (vgl. Abschnitt 10 sowie Abbildung 12.8), drei Haupt-
typen der Fla¨chennutzung unterschieden: 1) Feuchtgebiete i.w.S., wozu extensiv genutzte
Feuchtwiesen und -weiden ebenso geza¨hlt werden sollen, wie mehr oder weniger ungenutzte
Auwa¨lder und Moore; 2) landwirtschaftlich intensiver genutztes Land und 3) Siedlungsﬂa¨che.
Die Hauptakteure, welche u¨ber die Art der Nutzung bzw. u¨ber deren Umwandlung entschei-
den, sind zum einen die nationale bzw. die Landesregierung oder die lokale Gemeinde, auf
der anderen Seite private Landbesitzer bzw. Landnutzer. Diese ko¨nnen entscheiden, ob eine
Nutzungsart beibehalten oder vera¨ndert wird.
Auf diese Entscheidungen wirken (angedeutet durch dicke bzw. unterbrochene Pfeile in
Abbildung 12.10) unterschiedliche Einﬂu¨sse mit unterschiedlicher Sta¨rke.
Anreize fu¨r den Erhalt von U¨berschwemmungsra¨umen
Es existieren schon seit einiger Zeit verschiedene Anreize, Feuchtgebiete beizubehalten oder
auszuweiten. Dies sind erstens die Agrarumweltprogramme als Bestandteile der europa¨ischen
66Als Synonym fu¨r all diejenigen, die direkt oder indirekt (durch reale Erfahrung oder lediglich durch das
Wissen um die Existenz dieser Naturra¨ume) Nutzen aus der
”
Unberu¨hrtheit“ des Flussgebietes gewinnen.
67Z.B. durch die Bereitstellung o¨ﬀentlicher Infrastruktur (Straßen und Deiche) sowie durch eine Bau-
landverknappung im Rahmen der FNPg.
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Feuchtgebiete
Landwirtschaft Siedlungen
Schwache Anreize die Arte der 
Landnutzung zu verändern oder 
beizubehalten 
Starke Anreize die Art der 













Privat – Landbesitzer/Landnutzer 
öffentl.
Abbildung 12.10: Anreize bezu¨glich Beibehaltung/Vera¨nderung der Fla¨chennutzung in Fluss-
gebieten, eigene Darstellung
Agrarpolitik, die u.a. eine den speziellen Gegebenheiten der Flussgebiete angepasste Landnut-
zung z.B. in Form von
”
extensiven“ Feuchtwiesen oder -weiden mit einem reduzierten Einsatz
von Maschinen, Du¨nger, Pesticiden etc. vor allem u¨ber Fla¨chenzahlungen fo¨rdert. Zweitens
fordert und unterstu¨tzt das nationale Recht die Beibehaltung oder Ausweitung von U¨ber-
schwemmungsﬂa¨chen (in ROG und WHG).
Doch die Wirkung dieser Regelungen und Gesetze erscheint eher schwach (
”
kann“-Bestim-
mungen etc.) und ihre Umsetzung ist eher inkonsequent (vgl. Nagl und Scho¨nauer 2002:
9–10). Daneben stellt die Europa¨ische Kommission fest, dass in fruchtbaren Gebieten mit
intensiver Landwirtschaft (wie es in Flussebenen mit fruchtbaren Auensedimenten meist der
Fall ist) die Agrar-Umweltprogramme bisher kaum Einﬂuss auf die Einkommen der Landwirte
gezeigt haben, und bei ihrer Anwendung in solchen Gebieten betra¨chtliche Ertragseinbußen zu
verzeichnen waren (vgl. Europa¨ische Kommission – Generaldirektion VI Landwirtschaft 1998:
134–141). Baldock et al. (2002: 70, eigene Hervorhebungen) erkennen, wie schon erwa¨hnt,
in ihrer Untersuchung der Umweltauswirkungen der bisherigen europa¨ischen Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) ebenfalls deren nur eingeschra¨nkte Wirksamkeit.
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Die Landesanstalt fu¨r Landwirtschaft des Landes Brandenburg (2003: 72–76) zieht hinge-
gen eine im allgemeinen positive Bilanz der Fo¨rder- und Ausgleichsinstrumentarien der Eu-
ropa¨ischen Gemeinschaft, der Bundesrepublik und der La¨nder – danach bieten diese Instru-
mentarien gute und weitgehend ausreichende Voraussetzungen, Projekte zur Ru¨ckdeichung und
Auwaldetablierung zu unterstu¨tzen und umzusetzen, wenn auch nach Meinung der Autoren
noch Verbesserungspotenzial besteht. Allerdings wird in dieser Untersuchung auch deutlich:
”
Ohne Fo¨rderung kann unter gegenwa¨rtigen Rahmenbedingungen das Vordeichgru¨nland, ins-
besondere unter Gewa¨hrleistung eines verbesserten Ressourcen- und Biotopschutzes und einer
sta¨rkeren Implementierung von Auenwaldarealen, nicht erhalten werden.“ (Landesanstalt fu¨r
Landwirtschaft des Landes Brandenburg 2003: 72, eigene Hervorhebungen).
In einigen auf nationaler Ebene angeregten Projekten wurden in ju¨ngerer Zeit U¨berschwem-
mungsﬂa¨chen durch die Ru¨ckverlegung und/oder Schlitzung von Deichen geschaﬀen oder
erweitert. Dies hatte natu¨rlich auch Vera¨nderungen der aktuellen Fla¨chennutzung zur Folge68.
Auﬀa¨llig ist jedoch, dass nationale und europa¨ische Fo¨rderprogramme zwar Ru¨ckdeichungs-
projekte unterstu¨tzen ko¨nnen, derartige Projekte bisher jedoch eher singula¨re Maßnahmen
zu sein scheinen. Daneben existieren derzeit noch keine Anreize fu¨r Landwirte, selbsta¨ndig
U¨berschwemmungsﬂa¨chen einzurichten bzw. anzubieten.
Anreize zur Verringerung der U¨berschwemmungsra¨ume
Anreize in die entgegengesetzte Richtung – zur Beibehaltung intensiver Landwirtschaft oder
der Ausweisung von Bauland – sind zahlreicher und besitzen aktuell oﬀensichtlich erheblich
mehr Relevanz.
Private Landbesitzer bzw. die Landwirte erhalten im Rahmen der GAP Direktzahlungen und
ihre Fla¨chen werden durch o¨ﬀentlich bereitgestellte Deiche geschu¨tzt. So ko¨nnen sie ihr Land
intensiv nutzen, was nur unter Zersto¨rung von Feuchtgebieten durch Eindeichen und Dra¨nung
mo¨glich erscheint. Auch sind unter den gegenwa¨rtigen Rahmenbedingungen mit intensiver
Landwirtschaft wesentlich ho¨here Einkommen mo¨glich als durch die extensive Nutzung von
Flussebenen.
O¨ﬀentliche Entscheidungen u¨ber die Fla¨chennutzung bzw. die Anteile der verschiedenen
Nutzungstypen im Rahmen der Fla¨chennutzungsplanung werden von verschiedenen U¨berle-
gungen begleitet bzw. gelenkt. Zum einen mu¨ssen die Gemeinden bei der Erarbeitung der
Fla¨chennutzungspla¨ne die Anforderungen des ROG bezu¨glich der Vermeidung von Fla¨chen-
versiegelung und Zersiedelung gerecht werden. Zum anderen wird aber gerade durch Planung
unter solchen Voraussetzungen eine Knappheit an Bauland generiert, die in im Vergleich zu
68In einem Fall wurde auch eine Siedlung – Ro¨derau-Su¨d (vgl. Anmerkungen in Fußnote 6) – zuru¨ckgebaut.
Die Umsta¨nde, die dazu fu¨hrten, sind allerdings etwas anders geartet als bei den sonstigen Projekten zur
Einrichtung von U¨berschwemmungsﬂa¨chen.
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landwirtschaftlich nutzbaren Fla¨chen hohen Baulandpreisen zum Ausdruck kommt. Mit der
Bereitstellung von Bauland erwarten die Gemeinden erho¨hte Einkommen durch Steuern, Nut-
zung kommunaler Einrichtungen sowie durch den kommunalen Finanzausgleich (die Ho¨he der
daraus erfolgenden Zahlungen ist abha¨ngig von der Einwohnerzahl).
Daneben spielt privates Lobbying bei der Betrachtung von kommunalen Entscheidungen u¨ber
die Bereitstellung von Bauland oder U¨berﬂutungsﬂa¨che eine wichtige Rolle, denn die Vera¨nde-
rung des in der FNPg festgelegten Nutzungstyps von Landwirtschaftsﬂa¨che zu Bauland wirkt
sich positiv auf den Wert der betroﬀenen Grundstu¨cke aus, Entscheidungen fu¨r die Ru¨ck-
widmung wu¨rden zur Verringerung des Grundstu¨ckswertes fu¨hren. Daher sind Grundstu¨cksei-
gentu¨mer meist nur an bestimmten Vera¨nderung der erlaubten Nutzungsart interessiert und
versuchen die o¨ﬀentliche FNPg in der von ihnen bevorzugten Richtung zu beeinﬂussen. Im
Gegensatz dazu scheint die extensive Landnutzung in fruchtbaren Flussebenen im Rahmen der
Agrar-Umweltprogramme zum Teil vom Idealismus der Grundstu¨ckseigentu¨mer abzuha¨ngen.
12.5 Zusammenfasssung
Die in vorangegangenen Abschnitt gezeichnete Struktur der verschiedenen Anreize bei Ent-
scheidungen u¨ber die Fla¨chennutzung in Flussgebieten kann zu dem an den gegenwa¨rtigen
Umweltproblemen (Eutrophierung von Nord- und Ostsee, zunehmende Eintrittswahrscheinlich-
keiten fu¨r Hochwasser) gemessen ungenu¨genden Umfang an Feuchtgebieten in Deutschland
fu¨hren.
Die Anreize, die eine extensive Landnutzung angepasst an die besonderen Gegebenheiten
in Flussebenen bzw. einen Ru¨ckzug menschlicher Landnutzung aus diesen Gebieten fo¨rdern,
sind gegenwa¨rtig zu schwach, vor allem auch da ihnen entgegengesetzte Anreize entgegenste-
hen, welche die Opportunita¨tskosten und erforderliche Kompensationen erho¨hen. Beispielsweise
scheint die Entscheidung zwischen der gefo¨rderten Ru¨ckdeichungen bzw. extensiver Gru¨nland-
nutzung und der Beibehaltung der bisherigen Nutzung auch durch die fu¨r die Landwirte exter-
nen Kosten der Deichbereitstellung und -erhaltung beeinﬂusst zu sein.
Auch Heimlich et al. (1998: 3) stellen fest:
”
The public´s calculus has to include the potential
beneﬁts to be gained from the wetland, balanced against the incentive needed to oﬀset the
landowner’s opportunity costs of converting the wetland . . .“. Eine versta¨rkte Koha¨renz der
verschiedenen Politikfelder, mit denen der Bodenmarkt in Beziehung steht, ist erforderlich, um
gegenla¨uﬁge Anreize und Auswirkungen abzumildern oder zu beseitigen.
Arlt et al. (2000) betonen, dass die indirekte Einﬂussnahme auf den Bodenpreis durch
die Bereitstellung von o¨ﬀentliche Gu¨tern, insbesondere durch infrastrukturelle Verbesserungs-
maßnahmen69 in ganzer Breite bei staatlichen Eingriﬀen beachtet werden muss – die Kosten
69Verkehrseinrichtungen zur Verbesserung der Erreichbarkeit, was zu vermehrter privater Bauta¨tigkeit fu¨hren
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von Verkehr und Bodeninanspruchnahme sind fu¨r die Grundstu¨ckseigner u¨berwiegend externe
Kosten, die nicht in die Entscheidung u¨ber die Grundstu¨cksnutzung bzw. u¨ber den Grundstu¨ck-
serwerb eingehen. O¨ﬀentliche Maßnahmen fu¨hren zu einer Verbesserung der Standortqualita¨t
und somit zur Erho¨hung der Bodenpreise. Die Grundstu¨cksbesitzer erfahren eine Wertsteige-
rung ihrer Grundstu¨cke, die jedoch durch o¨ﬀentliche Gelder (Steuern) ﬁnanziert wurde (vgl.
Arlt et al. 2000: 21–23).
Die zu Beginn aufgestellte Hypothese, wonach fu¨r den Ru¨ckgang von Feuchtgebietsﬂa¨chen
Anreize durch gesetzliche Regelungen, Subventionen etc. entscheidend sind, die Entscheidun-
gen u¨ber bestimmte Fla¨chennutzungen bzw. den Bodenmarkt i.w.S. beeinﬂussen, konnte durch
die Argumentation der vorangegangenen Abschnitte besta¨tigt werden.
Die im Abschnitt 12.4.2 beschriebenen Fa¨lle III und IV geben die realen Verha¨ltnisse wi-
der: Siedlungen dehnen sich in Flussgebiete aus, die Kommunen beru¨cksichtigen in ihren Er-
schließungsentscheidungen oft weder die notwendigen Hochwasserschutzkosten noch die pri-
vaten Verkehrskosten und die durch den Bund gewa¨hrten Subventionen an Privatpersonen und
die Kommune, wie beispielsweise Eigenheimzulagen, Bausparfo¨rderung, Pendlerpauschale und
staatliche Fo¨rderung des Infrastrukturausbaus. Diese Situation fu¨hrt dazu, dass Flussgebiete
u¨ber das sozial optimale Maß hinaus erschlossen und von einem natu¨rlichen hydrologischen
Regime abgeschnitten werden70. Es zeigt sich, dass in diesem Fall das Ergebnis der kommu-
nalen Fla¨chennutzungsentscheidung eine nahezu vollsta¨ndige Erschließung der Flussaue sein
kann.
Nachdem die Ursachen und Beziehungsstrukturen erla¨utert wurden, die fu¨r die herrschende
unbefriedigende Sachlage in den Flussgebieten in Deutschland verantwortlich gemacht werden
ko¨nnen, sollen nun Hinweise auf mo¨gliche Lo¨sungen bzw. Wege zu deren Verbesserung gegeben
werden.
kann; aber auch Hochwasserschutzeinrichtungen.
70Unberu¨cksichtigt blieben dabei die externen Eﬀekte der Bebauung von Flussgebieten und der damit einher-
gehenden Eindeichung auf Unterlieger und
”
Naturliebhaber“ da diese stark abha¨ngig von der jeweiligen
lokalen Lage und Beschaﬀenheit der Fla¨chen und deren daraus resultierende naturschutzfachliche und
hochwasserschutztechnische Bedeutung sind.
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Angesichts der gegebenen und zur Zeit nicht unmittelbar lo¨sbaren Umweltprobleme wie Eutro-
phierung von Nord- und Ostsee und der erho¨hten Eintrittswahrscheinlichkeit von mit extremen
Scha¨den einher gehendem Hochwasser stellen Feuchtgebiete bzw. U¨berschwemmungsﬂa¨chen
wichtige Dienstleistungen bereit bzw. repra¨sentieren eine angemessene Alternative zu aktuellen
Fla¨chennutzungen in Flussgebieten.
Geht man davon aus, und erkennt man ferner an, dass diese Dienstleistungen o¨ﬀentliche
Gu¨ter mit den oben geschilderten Problemen (Teil I. und II.) darstellen, ist der heutige, sehr
geringe Bestand an diesen O¨kosystemen auf fehlgehende o¨konomische Anreize zuru¨ckzufu¨hren.
Fu¨r die Aufrechterhaltung bzw. Rekonstruktion von Feuchtgebieten und ihrer Funktionalita¨t
sind daher sehr starke, gegenla¨uﬁge o¨konomische Anreize bzw. entscheidende Vera¨nderungen
in verschiedenen Politikbereichen notwendig.
Das Ziel ’Schutz von bestehenden und Renaturierung ehemaliger U¨berschwemmungsﬂa¨chen’
kann u¨ber das Setzen von Standards, mittels o¨konomischer Anreize (Subventionen bzw. Steu-
ern1), u¨ber Haftungsregeln, durch Bildung bzw. Forschung und Entwicklung erreicht werden
(vgl. Ribaudo et al. 1999).
Bestehende rechtliche Regelungen und Mechanismen mu¨ssen daneben bezu¨glich ihrer Wir-
kungsweise u¨berpru¨ft und gegebenenfalls korrigiert oder ga¨nzlich außer Kraft gesetzt werden.
Wie im vorangegangenen Abschnitt deutlich wurde, werden eine Vielzahl von Instrumenten zur
Regulierung des Bodenmarktes und der Landbewirtschaftung angewendet, deren Auswirkun-
gen auf aus gesellschaftlicher Sicht wertvolle O¨kosysteme bisher nicht in ausreichendem Maß
Beru¨cksichtigung fanden. Eine genaue Pru¨fung von Verbesserungsmo¨glichkeiten der vorhan-
denen Regulierungen mu¨sste, wie die Diskussion der
”
perverse incentives“ nach OECD (2003)
zeigt, in einem
”
second-best“-Kontext (vgl. OECD 2003: 24–25) erfolgen. Dabei kann eine
Analyse anhand der erweiterten Checkliste von Pieters (2003) hilfreich sein. Die Komplexita¨t
der Beziehungen zwischen der Beseitigung oder Abschwa¨chung von unerwu¨nschten Anreizen
und deren Umweltauswirkungen, die nicht in jedem Fall eineindeutig sind, ist dabei unbedingt
zu beru¨cksichtigen (vgl. Pieters 2003).
1Hierzu werden auch Zertiﬁkate geza¨hlt:
”
The permit price in a market for pollution permits essentially
operates as a tax.“ (Ribaudo et al. 1999: 38)
144
13 Politische und o¨konomische Lo¨sungsansa¨tze
Eine derartige Analyse soll hier nicht erfolgen. Hinweise auf mo¨gliche Instrumente bzw. Maß-
nahmen insbesondere im Bereich der Handlungssteuerung durch Anwendung eines regulatori-
schen Systems oder o¨konomischer Anreize ko¨nnen dennoch aufgezeigt werden. Der konkrete
Entwurf eines Managementplans zur Vera¨nderung der Fla¨chennutzungssituation in Flussauen
ist nur auf Fallebene mo¨glich, da Flussgebiete aus historischen und naturra¨umlichen Gru¨nden
meist sehr unterschiedliche Schwerpunktproblemfelder bzw. Kombinationen von dra¨ngenden
Aufgaben aufweisen, denen mit z.T. sehr verschiedenartigen Ansa¨tzen begegnet werden muss.
Nachdem die sozial optimale Nutzungsintensita¨t eines Flussgebietes bestimmt wurde2, und
so fern die reale Nutzungsintensita¨t u¨ber die sozial optimale hinausgeht, ist mit Hilfe neuer ge-
setzlicher Vorgaben bzw. der konsequenten Anwendung bereits existierender Vorschriften, vor
allem aber durch die Deﬁnition eindeutiger Besitzrechte an den Dienstleistungen von Feucht-
gebieten und die Anwendung darauf fußender o¨konomischer Anreize eine Verbesserung der
aktuellen Situation mo¨glich.
13.1 O¨ﬀentliche Ordnung
Rechtliche Regelungen ko¨nnen zum einen konkrete Handlungsanweisungen festschreiben. Zum
anderen deﬁnieren sie aber auch Ziele und Richt- bzw. Grenzwerte als Basis fu¨r die Lenkung
von individuellen Handlungen durch o¨konomische Instrumente. In dieser Rolle sind sie als
komplementa¨r zu o¨konomischen Strategien zu sehen. Dies triﬀt u.a. fu¨r die europa¨ischen
Wasserrahmenrichtlinie zu. Das gro¨ßte Problem stellt im Rahmen dieser Arbeit die mangelhafte
Anwendung bereits bestehender ada¨quater Regelungen dar.
Umsetzung existierender Regelungen Die EG-Wasserrahmenrichtlinie (RL 2000/60/EG
zur Schaﬀung des Ordnungsrahmens fu¨r Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Was-
serpolitik, im Folgenden: EG-WRRL) vereinigt ein Bu¨ndel verschiedener Richtlinien, die zum
einen durch Zielvorgaben Immissions- bzw. Emissionsstandards setzen, zum anderen durch die
Vorgabe der Zusammenarbeit im Rahmen des
”
River Basin Management“ auf nationaler und
internationaler Ebene u¨ber bestehende administrative Grenzen hinweg Raum fu¨r o¨konomisch
eﬃziente Verhandlungslo¨sungen o¨ﬀnet (vgl. u.a. Heiland 2002, Keitz und Schmalholz 2002),
die wichtige Bestandteile umfassender Management-Strategien fu¨r Flussgebiete darstellen (To-
gnetti et al. 2005: 22). Diese Art des Managements der Wasserressourcen wird bestimmt durch
deren speziﬁsche Eigenschaften:
”
Given the heterogeneity and constant change in ecosystems
2In Abha¨ngigkeit von vorhandener und zu schu¨tzender Besiedlung sowie den naturra¨umlichen Mo¨glichkei-
ten zum
”
o¨kologischen“ Hochwasserschutz (vgl. Abschnitt 6) kann das optimale Nutzungsniveau unter
Abwa¨gung der Kosten der Absiedlung bestimmter Besiedlungsbereiche (vgl. Teil IV) und der Nutzen aus
dem dadurch mo¨glichen Schutz anderer Siedlungen sowie aus Erholungsmo¨glichkeiten, Naturschutz, Fi-
scherei in Nord-/Ostsee etc. (vgl. Abschnitt 8) mehr oder weniger scharf eingegrenzt werden.
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and in human institutions, the site speciﬁc nature of watershed processes – which are dominated
by randomly timed and extreme events, and the diﬃculty of linking multiple causes and eﬀects,
or predicting outcomes – an adaptive approach to management is required.“ (Tognetti et al.
2005: 23). Die echte Implementierung des durch die WRRL geforderten und bisher so nicht
mo¨glichen
”
River Basin Management“ in Europa kann zu versta¨rkter Koha¨renz der Hand-
lungen verschiedener Institutionen und der Vermeidung von ungewollten umweltscha¨dlichen
Anreizmechanismen fu¨hren. Es fu¨hrt zu einem verbesserten
”
spatial ﬁt“ zwischen funktiona-
lem Raum und politischem Territorium bzw. zur Kompatibilita¨t zwischen institutionellen und
biogeophysikalischen Gegebenheiten (vgl. Moss 2004: 87) sowie der U¨berwindung der
”
po-
licy gap“ zwischen Wassermanagement-Planung und Landnutzungs-Planung3. Den etwa bei
Moss (2004) aufgezeigten Schwierigkeiten der Implementierung auch aufgrund der institutio-
nellen Gegebenheiten in Deutschland4 muss jedoch fu¨r einen wirklichen Erfolg der EG-WRRL
nachgegangen werden. Die Bildung von den natu¨rlichen Gegebenheiten in Flussgebieten ange-
messenen Institutionen und Instrumenten stellt nach Tognetti et al. (2005: 23) jedoch einen
langwierigen Prozess dar.
Gleichfalls erst in ju¨ngster Zeit – im Mai 2005 – wurde in Deutschland ein ebenso Weg
weisendes Artikel-Gesetz zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes verabschie-
det, dessen Wirksamkeit, wie auch diejenige der EG-WRRL, von seiner konsequenten und
engen Auslegung und Umsetzung abha¨ngig ist. Es schreibt u.a. die rechtlich verbindliche Aus-
weisung und Vero¨ﬀentlichung (in Kartenwerken) von U¨berschwemmungsﬂa¨chen und u¨ber-
schwemmungsgefa¨hrdeten Fla¨chen vor, einhergehend mit eingeschra¨nkten Nutzungsrechten.
Insbesondere die Fragen der ackerbaulichen Nutzung und Bebauung von U¨berschwemmungs-
ﬂa¨chen (im vera¨nderten Vierten Abschnitt des WHG § 31b III und IV geregelt) wurden darin
allerdings sehr weit gefasst. Ackerbauliche Nutzung und Ausnahmen vom urspru¨nglich ge-




Water basin management, to be eﬀective, depends on coordinating mechanisms capable of bridging the gaps
between the relevant institutions and organisations (OECD, 1989).“ Moss (2004: 89):
”
Water managers
will not be able to meet the WFD’s [Water Framework Directive] environmental objectives on their own.
Conventional instruments of water management, such as abstraction licenses, emission limit values and
the designation of water protection zones will in many cases prove inadequate. Support will be needed
from other policy ﬁelds relevant to water use, in particular those with a major inﬂuence over land use:
agriculture, land-use planning and nature conservation. This support will not be gained lightly. Conﬂicts
of interest over the use of land for agricultural production and urban settlements are likely to be high in
those areas where measures are deemed necessary to meet the WFD’s environmental objectives.“
4In Deutschland sollen bestehende fu¨r das Gewa¨ssermanagement zusta¨ndige Institutionen Aufgaben im Rah-
men der EU-WRRL u¨bernehmen. Gegenwa¨rtig wird v.a. an der Implementierung der unmittelbaren An-
forderungen gearbeitet. Anderen Themen wird hingegen wesentlich weniger Aufmerksamkeit gewidmet:
”
This applies to modes of cooperation with other policy ﬁelds – such as agriculture, spatial planning and
nature conservation – but also to questions of how to identify cost-eﬀective measures, how to distribute
the burden of funding across states and how to tap funding resources from other policy ﬁelds to further
the WFD’s objectives.“ (Moss 2004: 91)
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Der Notwendigkeit der durchgehenden Anwendung der entsprechenden Absa¨tze in Wasser-
haushaltsgesetz und Raumordnungsgesetz wurde bereits in Abschnitt 12.3.4 betont.
Neue Wege Beachtenswert ist neben der konsequenten Umsetzung existierender Instrumen-
te und Maßnahmen u.a. das Forschungsfeld der Kreislauﬄa¨chenwirtschaft, deren mo¨gliche An-
wendung insbesondere im Rahmen des Experimentellen Wohnungs- und Sta¨dtebaus (ExWoSt)
des Bundesamtes fu¨r Bauwesen und Raumordnung untersucht wird (vgl. BBR 2005). Diese
Form der Fla¨chenbewirtschaftung betont die Mobilisierung bestehender Fla¨chenpotenziale un-
ter dem Leitbild der nachhaltigen und ressourcenschonenden Entwicklung des Raumes. Durch
ein System von Planung, Nutzung, Nutzungsaufgabe, Brachliegen und Wiedereinbringen mit-
tels einer dauerhaften oder zeitlich befristeten Zwischennutzung von Fla¨chen sollen verschie-
dene Ziele, u.a. die Revitalisierung der Innensta¨dte und eine ﬂa¨chensparende Siedlungsentwick-
lung, erreicht werden. Dies kann den Siedlungsdruck auf Fla¨chen im U¨berschwemmungsbereich
von Flu¨ssen vermindern.
Eine ga¨nzlich andere Weise des Umgangs mit Problemen der Erhaltung bestimmter O¨ko-
systeme bzw. deren Dienstleistungen schlug hingegen Neuseeland ein. Hier wurden zwischen
1984 und 2002 eine Vielzahl von Regulierungen und Subventionen fu¨r die Forstwirtschaft
mit recht guten Erfolgen fu¨r den erwu¨nschten Waldbestand ersatzlos aufgehoben (vgl. Rho-
des und Novis 2002). Die U¨bertragbarkeit eines solchen Vorgehens auf Deutschland bzw. die
Europa¨ische Union als Beitrag zu Erhalt und Ausweitung von U¨berschwemmungsﬂa¨chen ist
fraglich, zumindest jedoch bedenkenswert.
13.2 O¨konomische Anreize
Neben der rein rechtlichen Regulierung und Lenkung durch Ge- und Verbote sind o¨konomische
Instrumente fu¨r die untersuchte Problematik von gro¨ßter Bedeutung. Fu¨r deren Anwendung
ist eine eindeutige Deﬁnition von Besitzrechten an den Dienstleistungen von Feuchtgebieten
(vgl. Abschnitt 8) erforderlich.
Kategorien o¨konomischer Instrumente Prinzipiell sind o¨konomische Instrumente folgen-
der Kategorien zum Schutz der Dienstleistungen von Flussgebieten denkbar (vgl. Tognetti
et al. 2005: 7–12):
• freiwillige Vereinbarungen zwischen Ober- und Unterliegern – die Nutznießer bestimmter
Nutzungseinschra¨nkungen bei der Fla¨chen- bzw. Wassernutzung kompensieren die meist
stromaufwa¨rts beﬁndlichen Landnutzer fu¨r dadurch entstehende Kosten
• Transferzahlungen – ebenfalls Kompensationszahlungen an Landnutzer fu¨r die Einhal-
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tung bestimmter Managementregeln bzw. das Erreichen bestimmter Ziele (Artenzusam-
mensetzung, etc.), in diesem Fall jedoch von der o¨ﬀentlichen Hand getragen (z.B. im
Rahmen der Agrarumweltprogramme der europa¨ischen Gemeinsamen Agrarpolitik)
• Erwerb von Grundstu¨cken bzw. Nutzungsrechten zum Schutz essentieller Fla¨chen vor
Nutzungsvera¨nderungen
• handelbare Entwicklungsrechte – in diesem Fall mu¨ssen die Landnutzer (Bauherren bzw.
spa¨terer Einwohner) die Kosten der Nutzungsvera¨nderung und Entwicklung von Fla¨chen
tragen, wobei der Erfolg diese Instruments auch von einer umfangreichen Regional-
planung abha¨ngig ist, welche die Nutzungsarten in Entwicklungs- und Schutzgebieten
vorgibt5
• ein System verka¨uﬂicher Emissions- bzw. Ressourcennutzungrechte – dafu¨r wird die
Deﬁnition von Grenzwerten der Schadstoﬀemission bzw. Ressourcennutzungsintensita¨t
sowie die Wahl eines Systems der Verteilung der Anfangsausstattung und des Handels
mit den Emissions- bzw. Nutzungsrechten beno¨tigt
• Zertiﬁzierung und Kennzeichnungen – der Anreiz zur Einhaltung bestimmter Manage-
mentpraktiken ergibt sich bei diesem Instrument u¨ber die Vergabe bestimmter Kenn-
zeichen (
”
Label“) fu¨r deren Einhaltung und die Information der Verbraucher u¨ber die
Bedeutung der Kennzeichen und die mit der Vergabe verbundenen Richtlinien
• Fiskalische Instrumente: Benutzungsgebu¨hren, Steuern, Subventionen, zweckgebundene
Ertra¨ge aus dem Verkauf bestimmter Produkte fu¨r die Unterstu¨tzung von Schutzprojek-
ten.
Fiskalische Instrumente In der aktuellen Diskussion um eine nachhaltigere Fla¨chennutzung
werden zum einen folgende ﬁskalische Instrumente sowie deren Kombinationen (vgl. Weise
1999) genannt:
• eine Gebu¨hr fu¨r Abwasser in Abha¨ngigkeit von der versiegelten Fla¨che, die das von
versiegelten Fla¨chen in das Kanalnetz eingespeiste Regenwasser beru¨cksichtigt,
• der Ersatz der Grundsteuern A und B durch eine Fla¨chennutzungssteuer oder
• die Einfu¨hrung einer kombinierten Bodenwert- und Bodenﬂa¨chensteuer.
5A related approach is the U.S. Wetland Mitigation Banking program, in which wetland restoration may be
funded through the sale of credits to developers, who may be required to purchase these as compensation
for development impacts on wetlands that cannot be mitigated. The sale of credits also provides a way of
concentrating wetland restoration eﬀorts in areas where they can be most beneﬁcial. (Tognetti et al. 2005:
9)
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• Auf kommunaler Ebene ko¨nnte eine Erweiterung des Indikatorenkatalogs des kommu-
nalen Finanzausgleichs um den Anteil besiedelter bzw. versiegelter Fla¨chen Anreize fu¨r
eine verminderte Ausweitung von Besiedlungsﬂa¨chen setzen.
Marktanaloge Instrumente Zum anderen erscheinen in ju¨ngerer Zeit angesichts der man-
gelhaften o¨kologischen Treﬀsicherheit des raumplanerischen Instrumentariums (Einig 1999a:
44) immer mehr marktanaloge Instrumente gerade im Bereich der Raumplanung zur mengen-
steuernden Planung als Mittel der Wahl (vgl. Weise 1999). Diese nutzen o¨konomische Anreize
fu¨r eine Verbesserung der Einhaltung siedlungspolitischer Mengenziele unter Beru¨cksichtigung
der o¨kologischen Bedeutung bestimmter Fla¨chen. Das bisher ordnungsrechtlich dominierte
raumplanerische Instrumentarium wird um marktanaloge Lenkungsprinzipien erweitert, nicht
aber durch diese ersetzt, so dass sich
”
mischinstrumentelle“ Lo¨sungen (vgl. u.a. Hansju¨rgens
1999) im Rahmen der siedlungspolitischen Zielsetzungen ergeben, die durch die Allokations-
leistung der Ma¨rkte eﬃzienter sein ko¨nnen (vgl. Einig 1999a: 44).
Wichtig fu¨r diese Art des Instrumentariums ist die Deﬁnition von durchsetzbaren Eigen-
tumsrechten, mittels derer festgelegt wird, wer Zugang zu verschiedenen Dienstleistungen hat,
bzw. wer welche Kosten zu tragen hat. Breit diskutiert ist hier z.B. die Ermo¨glichung von
Verhandlungslo¨sungen durch die Vergabe von handelbaren Fla¨chennutzungszertiﬁkaten (vgl.
beispielhaft Mayer (1997) oder auch Arlt et al. (2000: 4)) oder Versiegelungsrechten (vgl.
Einig 1999b) an Fla¨cheneigentu¨mer bzw. von handelbaren Fla¨chenausweisungsrechten (vgl.
z.B. Zollinger (2005) oder Weise (1999: 57)) an Gemeinden.
Fu¨r die betrachtete Problematik ist jedoch auch die Deﬁnition von Eigentumsrechten an
den bisher als o¨ﬀentliche Gu¨ter nicht auf Ma¨rkten handelbaren Leistungen von U¨berschwem-
mungsﬂa¨chen (z.B. Hochwasser- und Na¨hrstoﬀretention, vgl. Teile I. und II.) von großer Be-
deutung. Erst die Regelung bzw. eindeutige Zuschreibung von Eigentumsrechten an den i.w.S.
o¨kologischen Leistungen von U¨berschwemmungsﬂa¨chen ermo¨glicht deren o¨konomische Bewer-
tung auf Ma¨rkten, und
”
open access“-Situationen mit all ihren negativen Auswirkungen auf
den Bestand einer Ressource ko¨nnen vermieden werden (vgl. z.B. Ostrom et al. 1999).
Dies kann u.a. in Form von U¨berﬂutungsrechten (vgl. Agthe et al. 2000) bzw. nach
deutschem Recht in Form von Grunddienstbarkeitsvertra¨gen6 (nach BGB § 1018 ﬀ.) fu¨r die
Gestattung der U¨berﬂutung (vgl. Struktur- und Genehmigungsdirektion Su¨d 2001: 3) gesche-
hen7. In den USA kommen schon seit Beginn des 20. Jahrhunderts
”
ﬂowage easements“ (vgl.
6Hierbei werden bestimmte Nutzungen von Grundstu¨cken erlaubt (hier z.B. die U¨berﬂutung) bzw. auf be-
stimmte Eigentu¨merrechte (z.B. die Bebauung oder die Abholzung der bestehenden Vegetation) verzichtet.
Diese Dienstbarkeit wird im Grundbuch bei dem dienstbaren (z.B. zu u¨berﬂutenden) Grundstu¨ck vermerkt.
Die Form, Art und Ho¨he der Entscha¨digung (einmalig, im Schadensfall, etc.) des Grundstu¨ckseigentu¨mers
durch den Nutznießer der Dienstbarkeit wird durch einen Vertrag geregelt.
7In Deutschland wird dieses Instrument aktuell v.a. auf Polderﬂa¨chen angewendet (vgl. z.B. Struktur- und
Genehmigungsdirektion Su¨d 2001).
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welche in etwa den im deutschen Recht geregelten Grunddienstbarkeiten entsprechen, jedoch
schon als etabliertes und eigensta¨ndiges Instrument im Hochwasser- und Naturschutz bzw. im
Flussgebietsmanagement der USA gelten ko¨nnen8 (vgl. u.a. Johnson 1978). Dabei wird den
Grundstu¨ckseigentu¨mern im U¨berschwemmungsbereich von Flu¨ssen das Recht, diese Fla¨chen
zu u¨berﬂuten,
”
abgekauft“, wobei sich die Eigentu¨mer gleichzeitig zu bestimmten Handlun-
gen bzw. Unterlassungen verpﬂichten, z.B. diese Fla¨chen nicht zu bebauen bzw. bestehende
Bebauungen nicht auszuweiten und die vorhandene Vegetation im urspru¨nglichen Zustand zu
belassen. Eine landwirtschaftliche Bewirtschaftung ist z.T. mo¨glich. Außerhalb der USA scheint
diese Form der Flussgebiets- oder Hochwasserschutzmanagements jedoch nur wenig verbrei-
tet. Einzelne Hinweise auf die Anwendung derartiger Instrumente z.B. fu¨r das Management
von U¨berschwemmungsﬂa¨chen stammen aus England/Wales (Morris et al. 2004: 68, 77ﬀ.),
Kanada und Australien.
Ebenfalls im Rahmen der Diskussion der Eigentumsrechte muss hier der Handel mit Zerti-
ﬁkaten fu¨r die Emission von Na¨hrstoﬀen (
”
nutrient credit trading“, vgl. King und Kuch
(2003), Ribaudo et al. (2005)) erwa¨hnt werden, der insbesondere auch die Senkenfunktion von
Feuchtgebieten fu¨r Na¨hrstoﬀe in Wert setzen kann. Verschiedene Wege der Umsetzung des
Handels mit Na¨hrstoﬀzertiﬁkaten sind denkbar, aufgrund der z.T. erheblichen Unterschiede
zwischen den als homogen zu betrachtenden CO2-Emissionen und den durchaus heterogenen
Stickstoﬀ- bzw. allgemein Na¨hrstoﬀemissionen aus punktfo¨rmigen und diﬀusen Quellen wei-
chen diese Ansa¨tze von dem im Kyoto-Protokoll fu¨r die weltweiten CO2 vereinbarten Regime
ab. Ribaudo et al. (2005) etwa untersuchen mit Hilfe mathematischer Modelle die Mo¨glich-
keiten eines Zertiﬁkate-Handels zwischen punktfo¨rmigen und diﬀusen Quellen auf regionaler
Ebene zur Beka¨mpfung des Sauerstoﬀmangels in no¨rdlichen Ku¨stenregionen (Mu¨ndungsbe-
reich Mississippi) des Golf von Mexiko, bei dem allerdings Feuchtgebiete als Na¨hrstoﬀ-Senken
keine Rolle spielen. Voraussetzung fu¨r ein derartiges Regime, das auch in anderen Flussge-
bieten der USA getestet wird/wurde (vgl. Nguyen et al. 2005), sind unterschiedliche hohe
Grenzvermeidungskosten bei punktfo¨rmigen und diﬀusen Quellen (vgl. auch Ribaudo et al.
1999: 52–58).
Komplexer hingegen ist die Analyse des Handels mit Na¨hrstoﬀ-Zertiﬁkaten unter Einbezie-
hung der Senkenfunktion von Feuchtgebieten. Doering (2002) zeigt im Rahmen einer ’Cost-
8Dieses Instrument ﬁndet mit unterschiedlichen Anforderungen an die Grundstu¨ckseigentu¨mer Anwendung
u.a. im
”
Wetland Reserve Program“ (WRP, eingefu¨hrt durch 1990 Farm Bill) und im
”
Emergency Waters-
hed Protection Program“ (EWP Program, autorisiert durch den Flood Control Act von 1950), bzw. wird
als vorbeugende Maßnahme im Rahmen von
”
Flood Control“-Projekten im Mississippi-Delta (Bsp.: Big
Sunﬂower River Basin) diskutiert (vgl. Black et al. 1997).
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Eﬀectiveness’-Analyse9, dass oberhalb einer bestimmten Vermeidungsziels10 das Instrument
’Feuchtgebiet’ geringere Grenzvermeidungskosten fu¨r eine Tonne Stickstoﬀ aufweist als die
Vermeidung von Stickstoﬀ-Emissionen in den Golf von Mexiko mittels der Verringerung der
Du¨ngergaben auf landwirtschaftlich genutzten Fla¨chen. Generell betont dieser Autor die Mo¨g-
lichkeiten, die sich aus einem Instrumenten-Mix ergeben (Verminderung der Stickstoﬀgaben
und somit der Stickstoﬀ-Verluste von landwirtschaftlichen Fla¨chen mittels Steuern auf Du¨nger
bzw.
”
Command and Control“-Instrumenten und die Retention von Na¨hrstoﬀen in Feuchtge-
bieten), die starke Abha¨ngigkeit des idealen Regimes von den jeweiligen Standorteigenschaften,
die erhebliche Unsicherheit u¨ber die Wirksamkeit der genannten Maßnahmen bezu¨glich der Re-
duktion der von Hypoxie betroﬀenen Meeresgebiete im Golf von Mexiko sowie, angesichts der
eher langfristig zu erwartenden Auswirkungen11, die geringen Anreize der politischen Durch-
setzung von eher unpopula¨ren Maßnahmen (Steuern, Grenzwerte, etc.). Als ebenfalls kritisch
sind danach auch die institutionellen und staatlichen Herausforderungen des Flussgebietsma-
nagements anzusehen.
Trotz der genannten Schwierigkeiten und Hindernisse sowie Unbestimmtheiten bei der Wahl
bzw. Ableitung der besten Strategie fu¨r die Begegnung verschiedener Umweltprobleme ist so-
fortiges Handeln nach Doering (2002: 817) unbedingt zu empfehlen. Abwarten birgt die Gefahr
sich manifestierender, tiefergehender Umweltprobleme und die Notwendigkeit von Maßnahmen
mit weit ho¨heren Grenzkosten als zum aktuellen Zeitpunkt.
Auch Hey et al. (2005: 284) betonen die Mo¨glichkeit der Reduktion von Stickstoﬀfrachten
durch Feuchtgebiete. Diese Autoren ermitteln Kosten von zirka 2 500 US $ je eingefangener
Tonne Stickstoﬀ. Die Landwirte im Einzugsgebiet eines Feuchtgebietes sollen fu¨r diese Kosten
aufkommen unter der Annahme, dass zirka ein Drittel jeder auf ein Feld verbrachten Tonne
Stickstoﬀ-Du¨nger ausgewaschen werden. Ein entsprechendes Zertiﬁkat wu¨rde demnach einen
Aufschlag von etwa 830 US $12 auf die Du¨ngerkosten von aktuell 181 US $ je Tonne bedeuten.
Ein Kostenvergleich zwischen der konventionellen, biologischen Na¨hrstoﬀ-Ausfa¨llung in Kla¨r-
anlagen und der Retention in Feuchtgebieten (so genannte
”
Nutrient Farms“) ergibt, so Hey
et al. (2005: 285), dass die untersuchten Feuchtgebiete zur Erreichung der erwu¨nschten ma-
ximalen Na¨hrstoﬀbelastung kosteneﬃzient als Stickstoﬀ-Senke arbeiten ko¨nnen.
9Eine Kosten-Nutzen-Analyse, wie sie normalerweise fu¨r die Bewertung von Politikmaßnahmen u¨blich ist,
konnte nicht durchgefu¨hrt werden, da, wie ha¨uﬁg bei Umweltproblemen, o¨konomische Maße der Scha¨den
der zu beka¨mpfenden Eutrophierung der Ku¨stengewa¨sser des Golf von Mexiko nicht verla¨sslich bekannt
sind (vgl. Doering (2002: 812) und Ribaudo et al. (1999: 24)).
10Im Fall des Mississippi-Flussgebiets: Verringerung der Stickstoﬀ-Verluste um ca. 1 250 · 103 t, was eine Verrin-
gerung der aktuellen Stickstoﬀ-Du¨ngergaben um 50% bedeuten wu¨rde; Grenzvermeidungskosten in diesem
Punkt: 4 500 $ je t Stickstoﬀ
11
”
Soil systems, acting like a giant sink, can accumulate reserves of nitrogen in various forms over long periods.
Once these residuals accumulate, they and their associated losses do not quickly disappear even when new
nitrogen inputs cease altogether.“ (Doering 2002: 817)
12Ein Drittel von 2 500 US $ Vermeidungskosten je Tonne Stickstoﬀ.
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Wichtige Grundlage fu¨r dieses Vorgehen ist, wie schon zuvor erwa¨hnt, die Festlegung von
Belastungsstandards fu¨r Gewa¨sser, von Emissions- oder Immissionsgrenzwerten bzw. von Um-
weltqualita¨tszielen. Diesbezu¨glich sind in Deutschland v.a. die EG-Gewa¨sserschutzrichtlinie
(RL 76/464/EWG) von Bedeutung, welche sowohl Grenzwerte fu¨r die Einleitung von zu ver-
meidenden Stoﬀen (Liste I) in Form von Konzentrationen und speziﬁschen Frachten, die nach
dem Stand der Technik erreichbar sind (Emissionsprinzip) als auch Qualita¨tsziele fu¨r diese
Stoﬀe (Immissionsprinzip) beinhaltet. Weiterhin soll die Verminderung des Eintrags von Stof-
fen der Liste II erreicht werden. Daneben beschra¨nkt die EG-Grundwasserschutzrichtlinie (RL
80/68/EWG) die Einleitung bestimmter Stoﬀe in das Grundwasser durch Verbot, Emissions-
grenzwerte, Genehmigungserfordernisse und U¨berwachung.
Diese Richtlinien werden 2013 von der EG-Wasserrahmenrichtlinie abgelo¨st, die den so ge-
nannten kombinierten (Emissions-Immissions-) Ansatz verfolgt und ebenfalls auf einer Liste
priorita¨rer Stoﬀe bzw. Stoﬀgruppen beruhen soll. Vorschla¨ge fu¨r Emissionsminderungsmaß-




Renaturierung von Feuchtgebieten bei
Verdra¨ngung von Besiedlung
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14 Einleitung – Begru¨ndung einer
solchen Untersuchung
” . . .Wie ko¨nnen wir Scha¨den durch Hochwasser minimieren? Die beiden
zentralen Fragen sind: Wo sind die gro¨ßten Scha¨den entstanden? In
unmittelbarer Na¨he des Flusses. Wer war am schlimmsten betroﬀen? Die
Menschen, die in der Na¨he des Flusses Ha¨user, Unternehmen oder
bestellte A¨cker hatten.
Die Konsequenz lautet: Wir brauchen vorbeugenden Hochwasserschutz.
Deshalb mu¨ssen wir uns aus der intensiven Nutzung der
hochwassergefa¨hrdeten Gebiete zuru¨ckziehen. Nur dann haben wir bei
ku¨nftigen Hochwassern weniger zu verlieren. . . .”
(aus: Bundesumweltminister J. Trittin, Rede auf der Flusskonferenz am 5.
Juli 2003, Dresden)
In diesem Teil der Arbeit werden im Rahmen einer empirischen Untersuchung unter Anwendung
der Methodik der Kosten-Nutzen-Analyse die volkswirtschaftlichen Kosten der Absiedlung ei-
nes abstrakten Beispiel-Ortes auf Grundlage der Stadt Sandau (Elbe)1 und der tatsa¨chlichen
Absiedlung von Ro¨derau-Su¨d2 – bisher einziges Beispiel einer Absiedlung aufgrund von Hoch-
wassergefa¨hrdung in Deutschland3 – ermittelt. Beispiele fu¨r Umsiedlungen sind heute vor allem
im Rahmen des Braunkohletagebaus in Mitteldeutschland und im Ruhrgebiet bekannt (Da¨hnert
1999, ARL 2000, Berkner 2001), Informationen zu einigen dieser Fa¨lle sollen hier zum Vergleich
1Sachsen-Anhalt; 1044 Einwohner, 18.58km2 (Statistische A¨mter des Bundes und der La¨nder 2003)
2Sachsen; Neubaugebiet im U¨berschwemmungsbereich der Elbe – beim Hochwassser der Elbe im Sommer
2002 stark betroﬀen
3Im Allgemeinen muss bezu¨glich der Beeinﬂussung von bereits mit baulichen Anlagen rechtma¨ßig genutzten
(ehemaligen) Retentionsra¨umen (durch Deiche oder Da¨mme von der periodischen U¨berﬂutung abgeschnit-
ten und fu¨r die Retention in Frage kommend) folgendes beru¨cksichtigt werden:
”
Die Beeinﬂussung von
bereits mit baulichen Anlagen rechtma¨ßig genutzten (ehemaligen) Retentionsra¨umen la¨sst sich mit den
Zielen der Raumordnung und Vorranggebieten nicht realisieren, da der Bestandsschutz einem Ziel der
Raumordnung entspricht, somit keine Anpassung an die Hochwasserschutz-Ziele gefordert werden kann
und sich so zwei konkurrierende Ziele der Raumordnung u¨berlagern wu¨rden. Dies fu¨hrt zur Nichtigkeit
der ju¨ngeren Festlegung, sodass sinnvollerweise von einer solchen Festlegung abgesehen werden muss (vgl.
Kistenmacher et al. 1993, S. 128f, Hoppe 2001, S. 87). Insofern verbleibt fu¨r diese Ra¨ume die Festlegung
von Vorbehaltsgebieten und einem Grundsatz, der bei Nutzungsaufgabe eine Oﬀenhaltung der Fla¨chen
vorsieht, was dann bei spa¨teren Abwa¨gungen (z.B. im Bauleitverfahren) beru¨cksichtigt werden muss.“
(Heiland 2002: 77f.)
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herangezogen werden.
Es wird von folgenden Hypothesen ausgegangen:
1. Die Opportunita¨tskosten4 eines solchen Projektes sind geringer als allgemein angenom-
men (vgl. Morgenstern et al. 1997), z.B. implizit ausgedru¨ckt durch die Aufwendung
von Deichbau- und laufende Unterhaltungskosten.
2. Die verfu¨gbaren Marktpreise sind beeinﬂusst bzw. verzerrt (ku¨nstlich erho¨ht) durch den
umfangreichen gesetzlichen und institutionellen Rahmen fu¨r Hochwasserschutz und Bo-
denmarkt und erschweren so die Einrichtung von U¨berschwemmungsﬂa¨chen (auch in
unbesiedeltem Gebiet) bzw. stellen Anreize fu¨r die Ausweisung von Bebauungsgebieten
in u¨berschwemmungsgefa¨hrdeten Bereichen dar.
Fu¨r die Betrachtung einer Absiedlung zugunsten von U¨berschwemmungsﬂa¨chen spricht zum
einen der fallabha¨ngig nicht unerhebliche Beitrag eines solchen Projektes
• zur Vermeidung oder Verminderung von Schadenspotenzialen (Hochwasserscha¨den ent-
stehen nur in der vom Menschen genutzten Kulturlandschaft, insbesondere in hoch-
wassergefa¨hrdeten Siedlungsbereichen (Rembierz 2001: 5) – wo keine Besiedlung bzw.
anderweitige menschliche Nutzung vorhanden ist, kann im Hochwasserfall kein Schaden
an Geba¨uden etc. entstehen5),
• fu¨r den Naturschutz6 i.w.S. (Artenschutz am Ort der Maßnahme, aber auch Fernwir-
kungen – z.B. fu¨r die Beka¨mpfung der Eutrophierung von Nord- und Ostsee durch
Stickstoﬀretention. . .) sowie
• bei der Einrichtung gro¨ßerer zusammenha¨ngender ungesteuerter Retentionsﬂa¨chen, wel-
che erst ab einer bestimmten Gro¨ßenordnung von wirklicher Bedeutung fu¨r den Hoch-
wasserschutz sind (vgl. Merkel et al. 2002).
4Volkswirtschaftliche Kosten entstehen durch die Bindung knapper Ressourcen fu¨r ein bestimmtes Ziel, so
dass sie fu¨r konkurrierende Verwendungen nicht mehr zur Verfu¨gung stehen. Sie sind identisch dem auf
diese Weise entgangenen Nutzen. Es sind Verzichte, die zugunsten eines Zieles eingegangen werden mu¨ssen.
Diese Kosten bezeichnet man als Opportunita¨tskosten (Hampicke 1985).
5
”
But in 1998, Napa County voters approved funding for a radical new river-management plan. Instead of
trying to control the river, the engineers will let it ﬂow, and 500 acres of ﬂoodplain will be acquired to
accommodate winter rains. . . . The estimated cost: $160 million to
”
ﬁx“ a river that has done $500 million
in ﬂood damage since 1960. . . . a protected ﬂoodplain contains no property to be damaged and acts as a
permanent ’safety valve’ for ﬂooding, reducing destruction to developed areas downstream.“ (Lerner und
Poole 1999: 35, eigene Hervorhebungen)
6Man kann fu¨r eine intergenerative Pﬂicht zum Artenschutz argumentieren – dies macht
”
individualistisch-
o¨konomische“ Nutzenermittlung z.B. auf Basis einer
”
willingness-to-pay“-Analyse unno¨tig (vgl. Hampicke
1985: u.a. 90–95)
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Zum anderen mu¨ssen Kosten fu¨r Unterhaltung und Erneuerung der zum Schutz einer Sied-
lung beno¨tigten Bauwerke (Deiche, Polder, Scho¨pfwerke), die normalerweise nicht oder nur
unvollsta¨ndig von den Nutznießern (Einwohner, Landwirte) zu tragen sind (vgl. z.B. Metzdorf
2004), betrachtet und
a) den einmaligen Kosten der Absiedlung (Abbruch und Neubau),
b) den erwarteten Scha¨den ohne das Hochwasserschutzsystem Deich und
c) den Kosten der Vermeidung der Besiedlung (entgangener Nutzen aus bevorzugter Lage)
gegenu¨ber gestellt werden.
In dieser Arbeit soll vor allem auf Punkt a) eingegangen werden.
Wie der Fall der Absiedlung von Ro¨derau-Su¨d, aber auch die mehr als 48 so genannten
”
Buyout“-Projekte in den USA in der Folge einer Reihe von Fluten in den 90er Jahren7,
sowie die Studie von Olsthoorn und Tol (2001), die unter anderem auch die Umsiedlung einer
Ortschaft in einem so genannten Gru¨nen Fluss in den Niederlanden betrachtet, zeigen, ist der
hier untersuchte Fall keineswegs fernab der Realita¨t. Vielmehr scheint es realistische Wege zur
Umsetzung des Szenarios zu geben8:
”
The reactions of the residents of a village that would be
mostly aﬀected by one such scheme [a certain ﬂood risk strategy], show that, if communication
is careful and two-way, they have some propensity to agree with the problem analysis, and may
agree on relocation, if compensated.“ (Olsthoorn und Tol 2001: 1).
Folgende Zahlen machen die Relevanz dieser Untersuchung besonders deutlich: Im Jahr 2001
lebten laut IKSE (2001: 36) fast 400 000 Menschen9 in Deutschland im Hochwassereinﬂussbe-
reich der Elbe, der eine Fla¨che von ca. 424 000 ha10 umfasst. Fast 89% dieser Menschen leben
in deichgeschu¨tztem Gebiet, das bei einem Hochwasser ab HQ100 (einhundertja¨hriges Wieder-
kehrintervall) sowie bei jedem Hochwasser stets auch durch mo¨gliches technisches Versagen
der Hochwasserschutzanlagen gefa¨hrdet ist. Von den potenziell 424 000 ha U¨berschwemmungs-
ﬂa¨che an der Elbe nehmen nur noch ca. 21% im Hochwasserfall tatsa¨chlich Wasser auf und
unterliegen einem mehr oder weniger natu¨rlichen hydrologischen Regime, mehr als 1,2 ha11
U¨berschwemmungsﬂa¨che je Einwohner sind davon abgeschnitten (vgl. IKSE 2001: 36f., Be-
rechnungen der Autorin).
Zuna¨chst folgt nun eine Darstellung der in dieser Untersuchung verwendeten Methodik der
Kosten-Nutzen-Analyse. Danach wird ausfu¨hrlich auf das hier gewa¨hlte und auch fu¨r a¨hnlich
7Vgl. Stonner (1999), ASFPM (2000) und der Artikel
”
Floods in the mid-west – Out of the mud, some
lessons“ in The Economist vom 27. Mai 1995.
8Vgl. z.B. die Studie
”
De Rijn op Termijn (The Rhine in the Future)“ des Forschungsinstituts WL/Delft
Hydraulics von 1998 in Werﬀ (2001: 95)
90,5% der ca. 82,5 · 106 Einwohner Deutschlands.
1011,9% der Fla¨che Deutschlands (357.022 km2).
111 ha = 10 000m2
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gelagerte Untersuchungen empfohlene Vorgehen bei der Analyse der volkswirtschaftlichen Ko-
sten einer Verdra¨ngung von Besiedlung zugunsten von U¨berschwemmungsﬂa¨chen eingegangen.
Schließlich werden die hinsichtlich ihrer Sensitivita¨t gegenu¨ber dem verwendeten Diskontsatz
und dem Alter der betroﬀenen Gu¨ter sowie hinsichtlich ihrer Robustheit gegenu¨ber mo¨glichen
Schwankungen in den Kosten des Vorhabens gepru¨ften Resultate den mo¨glichen Nutzen der
gewonnenen Feuchtgebiete gegenu¨bergestellt.
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Das wohl bekannteste wirtschaftsanalytische Verfahren fu¨r den o¨ﬀentlichen Sektor ist die
Kosten-Nutzen-Analyse (K-N-A) (Hanusch 1994). Sie beruht einerseits auf den normativen
Vorstellungen der Wohlfahrtso¨konomie, andererseits auf Erkenntnissen privatwirtschaftlich ori-
entierter Investitionsrechnungen und dient dem Ziel, eine eﬃziente Allokation der gesellschaft-
lichen Ressourcen zu erreichen (vgl. Boardman et al. 2001: 2).
15.1 Einfu¨hrung
Wenn Ma¨rkte im o¨konomischen Sinn eﬃzient sind, fu¨hrt das Handeln rationaler Individuen
zu einer eﬃzienten Allokation der gesellschaftlichen Ressourcen. Staatliches Eingreifen in das
Marktgeschehen kann daher nur begru¨ndet werden, wenn ein Versagen dieses Mechanismus –
ein Marktversagen – vorliegt, sowie die gro¨ßere Eﬃzienz einer bestimmten o¨ﬀentlichen Maß-
nahme gegenu¨ber ihren Alternativen, einschließlich des Status quo, gezeigt werden kann (vgl.
z.B. Boardman et al. (2001: 2–3), Eckstein (1958: 19)).
Das Anliegen von Kosten-Nutzen-Analysen besteht also gewo¨hnlich darin, Antworten auf
folgende zentrale Fragen zu ﬁnden (vgl. Hanusch 1994):
1. Ist es aus o¨konomischer Sicht sinnvoll, staatliche Projekte auf Kosten des Entzugs ﬁ-
nanzieller Mittel aus dem privaten Sektor durchzufu¨hren?
2. Welches oder welche staatlichen Vorhaben sollen aus einer Anzahl potentieller Alterna-
tiven ausgewa¨hlt und in die Praxis umgesetzt werden?
Speziell fu¨r Naturschutzprojekte kann in diesen Untersuchungen zudem die Frage gekla¨rt wer-
den, wie die Kosten des Naturschutzes zwischen privaten und o¨ﬀentlichen Interessen aufgeteilt
werden sollen (Regan und Weitzell 1947: 1276).
Bei der o¨konomischen Beurteilung eines o¨ﬀentlichen Vorhabens1 ist jede A¨nderung in der





Projekt“ werden im Folgenden synonym und in einem sehr weiten Sinn
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beinhaltet unmittelbare Mengena¨nderungen, aber auch mittelbare Vera¨nderungen der indi-
viduellen Konsumniveaus, die durch Variationen der relativen Preise in der Volkswirtschaft
ausgelo¨st werden.
Die fu¨r dieses Abschnitt relevanten Fragen, wurden von Prest und Turvey (1965: 686)
formuliert – diese beziehen sich zwar v.a. auf den Anwendungsfall, ko¨nnen aber auch die
grundlegenden U¨berlegungen der folgenden Abschnitte leiten:
1.
”
Which costs and which beneﬁts are to be included?
2. How are they to be valued?
3. At what interest rate are they to be discounted?
4. What are the relevant constraints? “
Diese Fragen sollen in den folgenden Abschnitten kurz und mit Fokus auf die Besonderheiten
des spa¨ter zu untersuchenden Vorhabens sowie mit Verweis auf die umfangreiche Literatur zu
diesem Thema beantwortet werden.
15.2 Theoretische Grundlagen
Eine ausfu¨hrliche und mathematisch fundierte Erla¨uterung der theoretischen Grundlagen der
K-N-A wu¨rde den Rahmen dieses Abschnitts sprengen – es sei hier nur auf Marglin (1962),
Dorfman (1962), Eckstein (1958: 70–80) und Eckstein (1961: 440–450) verwiesen. Im fol-
genden soll lediglich ein U¨berblick zu diesem Thema gegeben werden, der auf den genannten
Autoren basiert.
Mit Eckstein (1958: 19–46) kann man die theoretischen Grundlagen der K-N-A ausgehend
von der Theorie der Wohlfahrtso¨konomie entwickeln: Eine rein private, kompetitive O¨kono-
mie beno¨tigt Ma¨rkte fu¨r die Entwicklung ihrer Ressourcenallokation. Die Preise, die sich auf
diesen Ma¨rkten einstellen, stellen fu¨r Ressourcen- oder Firmenbesitzer Informationen u¨ber die
Wu¨nsche der Konsumenten dar. Die Konsumenten ihrerseits begegnen Preisen, welche die
Kosten der Produktion widerspiegeln.
”
The price system carries to each producer, resource
holder, or consumer a summary of information about the production possibilities, resource
availabilities and preferences of all other decisions makers. . . . Under the conditions postula-
ted2, this summary is all that is needed to keep all decision makers reconciled with a Pareto
optimal state once it has been established.“ (Koopmans 1957: 53).
verwendet, da die Methode der K-N-A auf im engeren Sinn wirtschaftliche Vorhaben, aber auch z.B. auf
Vera¨nderungen von Gesetzen oder Regulierungen anwendbar ist (vgl. Prest und Turvey 1965: 686).
2Siehe unten bzw. Koopmans (1957: 53):
”
. . .nonincreasing returns to scale for each producer, a convex and
representable preference ordering for each consumer, absence of interaction between any two production
processes, and independence of any man’s preference structure from any production process and any
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Die Konsumenten versuchen, mit einem gegebenen beschra¨nkten Budget und bei gegebenen
Marktpreisen ihre Wohlfahrt zu maximieren. Budget bzw. Einkommen und Preise bestimmen,
welche Kombinationen verschiedener Ressourcen der Konsument kaufen kann. Ein Optimum
wird in dem Punkt erreicht, wo eine seiner Indiﬀerenzkurven – die ho¨chste erreichbare – seine
Budgetkurve (in einer zweidimensionalen Darstellung spiegelt deren Anstieg das Preisverha¨ltnis
zwischen zwei Gu¨tern) gerade noch tangiert, diese beiden Kurven also den gleichen Anstieg
besitzen. Analog dazu mu¨ssen die Produzenten Entscheidungen daru¨ber treﬀen, welche Kom-
binationen von Gu¨tern mit welcher Technologie hergestellt werden sollen. Jeder Produzent
bzw. jede Firma ist mit einer Menge von Faktor- und Produkt-Preisen konfrontiert.
Die Haushalte konsumieren jedoch nicht nur, sie stellen auch Produktionsfaktoren zu be-
stimmten Preisen zur Verfu¨gung, was sozusagen den Kreis der O¨konomie schließt. Durch die
Preise werden die Wu¨nsche der Konsumenten und die technischen Bedingungen der Produk-
tion in einer O¨konomie in Beziehung gebracht und eine Allokation der verfu¨gbaren Ressour-
cen erzeugt. Werden die Annahmen insbesondere von Proﬁtmaximierung und Rationalita¨t der
Konsumenten erfu¨llt, so ist die erzeugte Ressourcen-Allokation
”
eﬃzient“, was meint, dass die
Wohlfahrt der Konsumenten maximiert ist, sie erreichen die mit den gegebenen Technologien
und Ressourcen ho¨chst mo¨gliche Indiﬀerenzkurve3. Es ist von einem kompetitiven Gleichge-
wicht zu sprechen – die Maximierung des Proﬁts bzw. der Konsumentenzufriedenheit wurde
erreicht.
Jedes kompetitive Gleichgewicht, fu¨r das die Bedingung lokaler Nichtsa¨ttigung erfu¨llt ist,
stellt ein Pareto Optimum dar. Dies bedeutet:
”
. . .if there exists one common price system
which when used in all proﬁt and utility maximizations induces or permits compatible decisions
(that is, a ’balancing bundle of choices’), then its use in this way also guarantees the eﬃcient






Nutzen“ der K-N-A lassen sich auf dieser Grundlage leicht
einfu¨hren.
”
On the cost side the meaning can be carried over completely; costs are determined
by factor prices and by technical conditions of production, where factor prices reﬂect consu-
mers´ willingness to supply the factors as well as the value of the factors in the production
other man’s choice.“ Fu¨r die schwierigen Probleme der Bewertung der Leistungen des Marktsystems unter
andersartigen und realistischeren Bedingungen stellen diese Annahmen allerdings nur einen ersten Schritt
dar. Fu¨r die grundlegenden Betrachtungen dieses Abschnitts sollen sie ausreichen.
3Drei Bedingungen mu¨ssen dafu¨r erfu¨llt sein: 1) Alle Outputs werden mit den geringsten Kosten produziert.;
2) Die Haushalte bieten ihre Dienstleistungen gerade in dem Umfang an, bei dem die Entlohnung den
Kosten der Dienstleistung entspricht.; 3) Wenn gilt: Preis = Grenzkosten, entspricht die Rate, mit der
die Produktion eines Gutes auf Kosten eines anderen ausgedehnt werden kann, gerade der Grenzrate der
Substitution zwischen den beiden Gu¨tern der Konsumenten.
4Erst unter der Annahme der Konvexita¨t von Produktionsra¨umen und Pra¨ferenzordnungen stellt auch jeder
Pareto-optimale Zustand ein durch ein geeignetes Preissystem aufrecht erhaltbares, kompetitives Gleich-
gewicht dar – eine zentrale Proposition der ’new welfare economics’ (vgl. Koopmans 1957: 50–53).
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of other commodities. Beneﬁt is a new concept, but one which readily ﬁts into the model.
The beneﬁt of a commodity is simply its value to the consumer.“ (Eckstein 1958: 25) In der
K-N-A sind also nicht Konsumbu¨ndel an sich, die nur als Mittel der Bedu¨rfnisbefriedigung von
Individuen dienen, sondern vielmehr ihr Beitrag zur Bedu¨rfnisbefriedigung – ihr Wert – von
Interesse, der sich nach dem Nutzen bemisst, den der einzelne aus dem Konsum der Gu¨tern
gewinnen kann. Individuelle Nutzenniveaus stellen daher das eigentliche Bewertungsmaß der
K-N-A dar. Im Gleichgewicht wird dann der Konsument sein Einkommen so ausgeben, dass
die Grenzrate der Substitution (der relative Wert der Gu¨ter) den relativen Preisen derselben
Gu¨ter entspricht. Daher ist der Nutzen (
”
beneﬁt“) ein Maß fu¨r den Wert und gibt die Bereit-
schaft der Konsumenten wider, ihr Einkommen in einer bestimmten Weise auf den Erwerb von
Gu¨tern zu verteilen. Die Aggregation der individuellen Nutzen ergibt die soziale Wohlfahrt –
das Kriterium zur Bewertung o¨ﬀentlicher Vorhaben5 (vgl. Hanusch 1994).
Die grundlegende Regel der Proﬁtmaximierung lautet in der oben entwickelten Begriﬄich-
keit: eine Firma produziert bis zu dem Punkt, da die Kosten der letzten produzierten Einheit
gerade ihrem Nutzen entsprechen. U¨blicher als diese
”
je Einheit“-Formulierung des Begriﬀs
”
Nutzen“ ist allerdings seine Anwendung auf eine bestimmte Menge eines Gutes analog dem
Konzept des
”
total revenue“. Eckstein (1958: 25) betont, dass dieses letztere Konzept in
der Projekt-Bewertung auch besser anwendbar ist, da hier ja meist Entscheidungen auf der
Grundlage von bestimmten Mengen von Gu¨tern gefa¨llt werden.
Diese Regel muss auf alle marginalen Produktionsentscheidungen in einer O¨konomie an-
gewendet werden, egal ob diese von privaten oder o¨ﬀentlichen Unternehmen getroﬀen wer-
den (Eckstein 1958: 25). Sie fu¨hrt jedoch nur unter bestimmten Annahmen zu eﬃzienten
Ressourcen-Allokationen:
– Annahmen u¨ber die Konsumentenseite:
1. Die Konsumenten sind rational und handeln konsistent nach ihren Pra¨ferenzen.
2. Diese Pra¨ferenzen sind dergestalt, dass die Bereitschaft der Konsumenten, in Reakti-
on auf Preisvera¨nderungen ein Gut mit einem anderen zu substituieren, mit der schon
ersetzten Menge abnimmt.
3. Die Pra¨ferenzen der Konsumenten sind unabha¨ngig von den Erwerbungen/Einka¨ufen
anderer.
– Annahmen u¨ber die Produzentenseite:
4. Die Ma¨rkte sind vollkommen.
5Dies macht deutlich, dass die K-N-A vom individualistischen Paradigma ausgeht – die gesamtwirtschaftliche
Bewertung von Projektwirkungen erfolgt allein auf Grundlage der Pra¨ferenzen von Konsumenten (Prinzip
der Konsumentensouvera¨nita¨t).
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5. Die Gu¨ter sind auf Ma¨rkten handelbar.
6. Die sich ergebende Einkommensverteilung wird als angemessen empfunden.
7. Die Ressourcen sind in der O¨konomie relativ mobil.
8. Alle Ressourcen einschließlich der Ressource Arbeit sind vollsta¨ndig bescha¨ftigt.
Obwohl in der Realita¨t keine dieser Annahmen vollsta¨ndig erfu¨llt ist, ko¨nnen sie doch als
theoretischer Rahmen der Kosten-Nutzen-Analyse dienen (vgl. Eckstein 1958: 28ﬀ.). Dane-
ben kann eine Verletzung dieser Annahmen, wie schon eingangs erwa¨hnt, staatliche Eingriﬀe
rechtfertigen6.
Zur Bewertung der gesellschaftlichen Kosten von o¨ﬀentlichen Vorhaben wird der aus einem
Abzug von Ressourcen aus alternativen Verwendungen resultierende Produktionsverzicht und
der sich daraus ergebende Konsumverzicht herangezogen. Die Ermittlung der volkswirtschaft-
lichen Kosten eines Vorhabens erfolgt mit Hilfe des Konzepts der Opportunita¨tskosten, auf
das im folgenden Abschnitt na¨her eingegangen wird.
15.3 Ermittlung von Kostengro¨ßen im Rahmen der
K-N-A – der Opportunita¨tskostenansatz
Ha¨uﬁg bezieht die Bewertung oder Wahl eines Vorhabens nicht die Berechnung seiner Nut-
zen ein, wenn ein bestimmtes Ziel als gegeben angenommen wird, wie z.B. die Produktion
einer bestimmten Menge Strom, und die Aufgabenstellung die Minimierung der Kosten der
Realisierung dieses Vorhabens ist (vgl. Henderson 1968: 89). Auch in der folgenden Analyse
sollen die Kosten eines bestimmten Vorhabens – die Renaturierung einer zuvor besiedelten
U¨berschwemmungsﬂa¨che – untersucht und die
”
kostengu¨nstigste“ Variante der Umsetzung
ermittelt werden. Daher steht hier vor allem die Bewertung der durch dieses Projekt bean-
spruchten Ressourcen (die Inputs), welche die Kostenkomponente des Projekts darstellen, im
Mittelpunkt. Obwohl die Beschreibung der hier geplanten Untersuchung7 derjenigen einer so
genannten Kosten-Eﬃzienz-Analyse8 gleicht, ist diese doch zur Gruppe der K-N-A im engeren
Sinn zu rechnen: neben den Kosten des Vorhabens interessieren hier auch die generierten und
6Die Bewertung bei Verletzung dieser Annahmen, also bei Marktversagen, wird im Abschnitt 15.3.4 thema-
tisiert.
7Ein bestimmtes Ziel ist vorgegeben (der Abbruch einer Siedlung zugunsten eines Feuchtgebietes), es werden




CEA [cost-eﬀectiveness analysis] compares (mutually exclusive) alternatives on the basis of the ratio of
their costs and a single quantiﬁed but not monetized eﬀectiveness measure, such as dollars per lives saved.“
(Boardman et al. 2001: 437)
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monetarisierten Nutzen (vgl. Teil II. sowie Abschnitt 17.5), die allerdings nicht im Rahmen
dieser Untersuchung erfasst werden ko¨nnen.
Die Inputs eines Vorhabens ko¨nnen z.B. Arbeit, Material, Fla¨che, ausgebildete Arbeitskra¨fte,
Computer etc. sein. Diese im Rahmen eines bestimmten Vorhabens genutzten Ressourcen
ko¨nnen natu¨rlich nicht mehr zur Produktion anderer Gu¨ter oder Dienstleistungen verwendet
werden. Nahezu alle o¨ﬀentlichen Maßnahmen verursachen daher Opportunita¨tskosten, die dem
Wert der andernfalls in der besten alternativen Verwendung der Ressourcen produzierten Gu¨ter
und Dienstleistungen entsprechen (Boardman et al. 2001: 86).
Das theoretisch angemessene Maß fu¨r diese Kosten ist die Fla¨che unter der Angebotskurve,
welche die totalen variablen Kosten der Herstellung einer bestimmten Menge eines bestimm-
ten Gutes abbildet (vgl. Boardman et al. 2001: 86–87, 55). Naheliegend bei der praktischen
Bestimmung des Wertes der verwendeten Ressourcen scheint die Verwendung der Ausgaben
zu sein, um diese auf dem entsprechenden Markt zu erwerben.
Diese Ausgaben spiegeln jedoch nicht unter allen Umsta¨nden die korrekten Opportunita¨ts-
kosten wider.
Bevor nun ausfu¨hrlich auf die Bewertung der verschiedenen Input-Gro¨ßen von Projekten im
Rahmen von K-N-A in Theorie und Praxis eingegangen wird, soll zuna¨chst – vor allem in Anleh-
nung an Barber (1970), Dobb (1977) und Hunt (2002) – ein sehr kurzer und grober U¨berblick
u¨ber das Versta¨ndnis des Begriﬀes
”
Wert“ in verschiedenen o¨konomischen Denkrichtungen
gegeben werden. Darauf folgt eine Gegenu¨berstellung der Theorie der Bewertung o¨konomi-
scher Gu¨ter mit den verschiedenen, in Deutschland gu¨ltigen gesetzlichen Regelungen, welche
die Praxis der Bewertung leiten sollen. Schließlich wird auf den Umgang mit Marktversagen
eingegangen, das die Anwendung der K-N-A in erheblichem Maß beeinﬂusst und kompliziert.
15.3.1 Werte in der O¨konomik
Im Zentrum der meisten o¨konomischen Paradigmen steht eine Werttheorie oder Wertlehre. Ihr
Ausgangspunkt ist meist eine kapitalistische9 Gesellschaft in einem langfristigen Gleichgewicht
in der es hinla¨nglich Wettbewerb gibt (vgl. Barber 1970). Die klassischen politischen O¨konomen
leiteten den Wert von Gu¨tern aus deren Produktionskosten ab – Gu¨ter erhalten ihren speziellen
Wert danach an der Sta¨tte ihrer Herstellung und nicht an dem Ort, an dem sie gehandelt
werden, es wird also allein die Angebotsseite beru¨cksichtigt.
Fu¨r Adam Smith (1723–1790) ergab sich der Wert eines Gutes (den er
”
natu¨rlicher Preis“
nannte) aus der Addition der Produktionskosten – die Summe aus Arbeitskosten10, Proﬁt11
9Fu¨r eine Deﬁnition von Kapitalismus siehe z.B. Hunt (2002: 3–8).
10Der Arbeitslohn muss nach Smith mindestens so hoch sein, dass der Arbeiter und seine Familie u¨berleben
kann.
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und allen Land-Renten12 gibt demnach den wahren Wert eines jeden Gutes wider, wobei Smith
die Arbeit als hauptverantwortlichen Faktor fu¨r den natu¨rlichen Preis von Gu¨tern identiﬁzierte,
er sah sie als Quelle und Maß des Wertes. Doch Smiths Werttheorie war noch unvollsta¨ndig
und zum Teil inkonsistent (vgl. Dobb 1977: 59).
David Ricardo (1772–1823) legte die Grundlagen fu¨r eine auf der aufgewendeten Arbeit
basierenden Wertlehre. Der Untertitel zum ersten Kapitel ’On Value’ von ’On The Principles
of Political Economy and Taxation’ (1817) lautet
”
The value of a commodity, or the quantity of
any other commodity for which it will be exchanged, depends on the relative quantity of labour
which is necessary for its production, and not on the greater or less compensation which is paid
for that labour.“ (Ricardo 2001: 8). Ricardo sah die Arbeit als etwas, das beinahe seinem Ideal
eines unvera¨nderlichen Maßes fu¨r den Wert entsprach (siehe z.B. Barber 1970: 83f.). Auch
Karl Marx (1818–1883) entwickelte, stark beeinﬂusst durch das Werk Ricardos (vgl. Hubacek
und Bergh 2006: 10), eine Arbeitswertlehre – eine an Arbeitsquanten orientierte Werttheorie,
die auch als absoluter oder Produktionskostenansatz bzw. als objektive Werttheorie bezeichnet
wird (Hampicke 1991: 65).
In den 1870er Jahren bescha¨ftigten sich unabha¨ngig voneinander der Brite William Stanley
Jevons (1835–1882), der O¨sterreicher Carl Menger (1840–1921) und der Franzose Leon Walras
(1834–1919) mit der Erstellung eines neuen Modells einer selbstregulierenden O¨konomie auf
der Basis des so genannten Marginalprinzips. Der Marginalismus beinhaltet als wesentlichen
Grundgedanken, dass es die subjektive Wertscha¨tzung o¨konomischer Individuen ist, welche die
Marktpreise bestimmt (vgl. z.B. Hunt 2002: 248ﬀ.).
Dieses Modell war sehr einﬂussreich und grundlegend fu¨r die moderne O¨konomik. Es spricht
sowohl der Angebots- als auch der Nachfrageseite Einﬂuss auf die Gu¨terpreise zu und beru¨ck-
sichtigt sowohl Erwu¨nschtheit als auch Knappheit eines Gutes, indem angenommen wird, dass
dessen Gesamtwert vom Nutzen der letzten genossenen Einheit abha¨ngig ist.
Hunt (2002: 250) schreibt u¨ber diese Autoren:
”
Jevons, Menger, and Walras formulated the
version of the utility theory of value that remains at the heart of neoclassical orthodoxy to
this day.“ und weiter
”
. . .they were the ﬁrst thinkers to provide a consistent theory of value
within the general utilitarian philosophical perspective [. . .] later conservative economists have
referred to their theories as a ”revolution” in economic thinking, and have referred to the
1870s as a watershed separating old-fashioned classical economics from modern, scientiﬁc
neoclassical economics.“
In der von diesen Autoren entwickelten so genannten Grenzwertlehre der Neoklassik liegen
die Determinanten des Wertes in den Tauschhandlungen auf Ma¨rkten. Anders als die Arbeits-
wertlehre der klassischen O¨konomik ist diese Wertlehre, wie schon gesagt, nicht nur an der
Angebotsseite orientiert:
”
In Hinblick auf kausale Einﬂu¨sse und Determinanten verlagerte sich
12Falls bei der Produktion des betrachteten Gutes Land genutzt wird.
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der Schwerpunkt [der o¨konomischen Analyse] von in der Produktion entstandenen Kosten und
ihrer Verwurzelung in den Bedingungen der Produktion auf Nachfrage und Endkonsumption;
man untersuchte, inwieweit das, was vom Fließband kommt, Wu¨nsche und Bedu¨rfnisse der
Konsumenten zu befriedigen vermag.“ (Dobb 1977: 186–187). Die Grenzwertlehre wird auch
als relative oder subjektive Werttheorie bezeichnet.
Die beiden
”
großen“ vorgestellten Richtungen der o¨konomischen Werttheorien (Klassische
O¨konomie versus Neoklassik) unterlagen natu¨rlich auch der Kritik und ihr zeitliches Aufein-
anderfolgen kann nicht notwendigerweise etwas u¨ber ihre heutige Aktualita¨t aussagen. Diese
Ansa¨tze wurden im Laufe der Zeit weiterentwickelt und anderen Theorien gegenu¨bergestellt,
die jedoch hier nicht weiter ausgefu¨hrt werden sollen.
Da die K-N-A auf der Neoklassischen Werttheorie basiert, wird jedoch nun noch einmal etwas
ausfu¨hrlicher und in Anlehnung an Menger (1923) auf die subjektive Wertlehre eingegangen.
Dinge, die dazu taugen, ein menschliches Bedu¨rfnis zu befriedigen, sind im Sinne Mengers
in der Volkswirtschaftslehre Nu¨tzlichkeiten. Und wenn eine Nu¨tzlichkeit als solche erkannt
und verfu¨gbar ist, wird sie als ein Gut bezeichnet. Gu¨ter sind also nach Menger im Rahmen
der Wirtschaftswissenschaften zur Befriedigung menschlicher Bedu¨rfnisse als tauglich erkannte
und fu¨r diesen Zweck verfu¨gbare Dinge. Dabei ist zu beru¨cksichtigen, dass der Gu¨tercharakter
wie auch die Nu¨tzlichkeit nichts den Dingen Anhaftendes ist.
In einer Volkswirtschaft, in der Handel mo¨glich ist, ko¨nnen auch Dinge, deren man nicht
unmittelbar zur Bedu¨rfnisbefriedigung bedarf, doch Gu¨ter darstellen, wenn man sie gegen Dinge
eintauschen kann, die fu¨r das tauschende Wirtschaftssubjekt Gu¨ter darstellen.
”
Werden sich nun wirtschaftende Menschen dieses Umstandes bewusst, erkennen sie na¨mlich,
dass von der Verfu¨gung u¨ber jede Teilqualita¨t der in Rede stehenden Gu¨ter, beziehungsweise
von jedem konkreten in dem obigen Quantita¨tenverha¨ltnis stehenden Gute die Befriedigung
eines ihrer Bedu¨rfnisse oder doch die gro¨ßere oder geringere Vollsta¨ndigkeit derselben abha¨ngig
ist, so gewinnen diese Gu¨ter fu¨r sie jene Bedeutung, welche die Befriedigung der Bedu¨rfnisse
selbst fu¨r sie hat, eine Bedeutung, die wir den Wert nennen, und es ist somit diese letztere
Bedeutung, die konkrete Gu¨ter oder Gu¨terquantita¨ten fu¨r uns dadurch erlangen, dass wir in
der Befriedigung unserer Bedu¨rfnisse von der Verfu¨gung u¨ber dieselben abha¨ngig zu sein, uns
bewusst sind.“ (Menger 1923: 105, eigene Hervorhebungen).
Nur o¨konomische Gu¨ter besitzen fu¨r uns Wert – das sind diejenigen Dinge, fu¨r die der
Bedarf gro¨ßer ist als die verfu¨gbare Menge, die also knapp sind, wohingegen Teilquantita¨ten
von nicht-o¨konomischen Gu¨tern keinen Wert besitzen, da auch ohne diese eine Befriedigung
der Bedu¨rfnisse mo¨glich ist.
Der Gu¨terwert ist in der Beziehung der Gu¨ter zu unseren Bedu¨rfnissen begru¨ndet, nicht
in den Gu¨tern selbst. Und dieser Wert ist nicht nur seinem Wesen, sondern auch seinem
Maße nach subjektiver Natur. Denn Gu¨ter haben
”
Wert“ stets fu¨r bestimmte wirtschaftende
165
15 Methodik – Die Kosten-Nutzen-Analyse
Subjekte, aber auch nur fu¨r solche einen bestimmten Wert.
Der Wert der Nutzungen eines Gutes ist somit nicht Konsequenz des Wertes dieses letzteren,
sondern umgekehrt die Ursache desselben – Nutzungsgu¨ter haben also Wert, weil sie uns ein
Einkommen gewa¨hren. Je gro¨ßer der Umfang der Nutzungen, die ein Gut uns gewa¨hrt, je
gro¨ßer der voraussichtliche Wert der einzelnen Nutzungen, um so gro¨ßer ist auch der Wert des
Gutes selbst. Je ho¨her der Wert der Kapitalnutzungen, um so geringer unter sonst gleichen
Umsta¨nden ist der gegenwa¨rtige Wert der Nutzungsgu¨ter selbst.
15.3.2 Theorie der Bewertung o¨konomischer Gu¨ter
Der o¨konomische Wert eines Gutes wird durch die Bereitschaft des Konsumenten bestimmt,
das betrachtete Gut gegen ein Marktgut, das in beliebigen Mengen konsumiert werden kann,
einzutauschen (Marggraf und Streb 1997).
Der o¨konomische Wertbegriﬀ der Neoklassik bezieht sich nicht auf einen bestimmten Um-
weltzustand, sondern vielmehr auf eine Zustandsa¨nderung. Die Tauschbereitschaft der Konsu-
menten ist demnach von ihrer Anfangsausstattung abha¨ngig, weshalb auch der o¨konomische
Wert eines Gutes von der Speziﬁzierung der Bewertungssituation beeinﬂusst wird (Marggraf
und Streb 1997).
Formal ist der marginale moneta¨re Wert eines Gutes (auch: der Schattenpreis, die maximale
marginale Zahlungsbereitschaft bzw. die minimale Kompensationsforderung) nach Marggraf
und Streb (1997) in Bezug auf die Nutzenfunktion (Operationalisierung der Ordnung der
Bedu¨rfnisse eines Individuums) darstellbar als:
• Produkt aus Grenzrate der Substitution und Marktpreis des Substitutionsgutes
• Relation von Grenznutzen des Umweltgutes und Grenznutzen des Einkommens
• negativer Wert der Ableitung der Ausgabenfunktion nach dem Umweltgut





i=1 pidXi setzen sich nach Hanusch (1994: 57)
13 zusammen aus
• der mit ihrem Preis pi bewerteten Mengena¨nderung im Output der durch das Projekt
erzeugten Gu¨ter dX1 sowie
• der (negativen) Summe der mit ihrem jeweiligen Faktorpreisen wh multiplizierten In-
putmengen ∆Fhi, die zugunsten des Projekts aus anderen Verwendungen abgezogen
werden.
13c ist der Integrationspfad; es werden i einzelne Gu¨ter bzw. h einzelne Inputfaktoren betrachtet – vgl. Hanusch
(1994: 28, 57)
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Der erste Summand la¨sst sich als volkswirtschaftlicher Nutzen, der zweite als Opportunita¨ts-
kosten des betrachteten Projekts interpretieren. So erha¨lt man ein Instrumentarium, das der
praktischen Umsetzung zuga¨nglich ist: alle darin enthaltenen Gro¨ßen ko¨nnen unmittelbar be-
obachtet werden – sowohl die Outputwirkungen eines Projekts als auch die Mengen der mit
ihren jeweiligen Preisen bewerteten Inputfaktoren.
15.3.3 Gesetzliche Regelungen zur Bewertungspraxis in Deutschland
Die Bewertung o¨ﬀentlicher Vorhaben im Rahmen der K-N-A ist im Gesetz u¨ber die Grundsa¨tze
des Haushaltsrechts des Bundes und der La¨nder (HGrG) § 614 sowie in der Bundeshaushalts-
ordnung (BHO) § 715 fu¨r ﬁnanzwirksame o¨ﬀentliche Vorhaben als u¨bliches Bewertungsver-
fahren vorgeschrieben. Dazu sind die Erla¨uterungen des Bundesministers der Finanzen zur
Durchfu¨hrung von Nutzen-Kosten-Untersuchungen (RdSchreiben des BMF v. 21.5.1973 [Min-
BlFin S. 293] in Schmidt (2002: 279–291)) anzuwenden, die u.a. die Beru¨cksichtigung aller
in der Volkswirtschaft anfallenden Nutzen und Kosten sowie aller Wirkungen wa¨hrend der
angenommenen o¨konomischen Nutzungsdauer der Maßnahme fordert (Schmidt 2002: 285).
In gleicher Weise und mit Hinweis auf die Unterscheidung zwischen direkten, indirekten und
nicht monetarisierbaren Kosten bzw. Nutzen und deren Erfassbarkeit wird die Kosten-Nutzen-
Analyse in der Arbeitsanleitung
”
Einfu¨hrung in Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen“ (RdSchr.
d. BMF v. 31.8.1995 - II A 3 - H 1005 - 23/95 - [GMBL. S. 764] in Schmidt (2002: 300f.))
beschrieben. Es wird jedoch nicht explizit auf die Mo¨glichkeit der Unterscheidung in einzel-
und gesamtwirtschaftliche Kosten bzw. Nutzen und deren Bedeutung fu¨r das Ergebnis von
K-N-A hingewiesen. Das im Folgenden gewa¨hlte Vorgehen lehnt sich v.a. an die Empfehlun-
gen von LAWA (1998) bezu¨glich gesamtgesellschaftlicher Wirtschaftlichkeitsuntersuchung an,
die explizit darauf hinweist, dass
”
in gesamtwirtschaftliche Betrachtungen grundsa¨tzlich nur
solche Kosten Eingang ﬁnden du¨rfen, hinter denen ein realer Gu¨terverzehr und/oder ein realer
Leistungseinsatz stehen“ (LAWA 1998: 3-1).
14HGrG § 6 – Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, Kosten- und Leistungsrechnung: (1) Bei Aufstellung und
Ausfu¨hrung des Haushaltsplans sind die Grundsa¨tze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. (2)
Fu¨r alle ﬁnanzwirksamen Maßnahmen sind angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzufu¨hren.
(3) In geeigneten Bereichen soll eine Kosten- und Leistungsrechnung eingefu¨hrt werden.
15BHO § 7 – Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, Kosten- und Leistungsrechnung: (2) Fu¨r alle ﬁnanzwirksamen
Maßnahmen sind angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzufu¨hren. In geeigneten Fa¨llen ist
privaten Anbietern die Mo¨glichkeit zu geben darzulegen, ob und inwieweit sie staatliche Aufgaben oder
o¨ﬀentlichen Zwecken dienende wirtschaftliche Ta¨tigkeiten nicht ebenso gut oder besser erbringen ko¨nnen
(Interessenbekundungsverfahren). (3) In geeigneten Bereichen ist eine Kosten- und Leistungsrechnung
einzufu¨hren.
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Im Rahmen von K-N-A muss auch der Wert von Grundstu¨cken und Geba¨uden festgestellt
werden. Im einzelwirtschaftlichen, gesetzlich geregelten Umgang mit diesen kommt der so ge-
nannte Verkehrswert16 zur Anwendung (z.B. in BGB: § 1376 (Wertermittlung im Rahmen des
Ehelichen Gu¨terrechtes); BVO 2: §§ 6, 10, 21 (im Rahmen der Ermittlung der Wirtschaftlich-
keit von Wohnraum); BauGB: § 28 (im Rahmen von Entscha¨digungen im Zuge o¨ﬀentlicher
Vorhaben); FlurbG: § 27 – 33 (im Rahmen der Entscha¨digung von der Flurbereinigung Betrof-
fener); BBergG: §§ 77 – 123 (im Rahmen von Grundabtretung und Entscha¨digung); usw.).
In der
”
Verordnung u¨ber Grundsa¨tze fu¨r die Ermittlung der Verkehrswerte von Grundstu¨cken“
(Wertermittlungsverordnung – WertV) wird dazu im § 2 festgestellt:
”
Gegenstand der Werter-
mittlung kann das Grundstu¨ck oder ein Grundstu¨cksteil einschließlich seiner Bestandteile, wie
Geba¨ude, Außenanlagen und sonstige Anlagen sowie des Zubeho¨rs, sein. Die Wertermittlung
kann sich auch auf einzelne der in Satz 1 bezeichneten Gegensta¨nde beziehen.“
Weiter heißt es dort in § 3:
”
(1) Zur Ermittlung des Verkehrswerts eines Grundstu¨cks
sind die allgemeinen Wertverha¨ltnisse auf dem Grundstu¨cksmarkt in dem Zeitpunkt zugrunde
zu legen, auf den sich die Wertermittlung bezieht (Wertermittlungsstichtag). Dies gilt auch
fu¨r den Zustand des Grundstu¨cks, es sei denn, daß aus rechtlichen oder sonstigen Gru¨nden
ein anderer Zustand des Grundstu¨cks maßgebend ist. (2) Der Zustand eines Grundstu¨cks
bestimmt sich nach der Gesamtheit der verkehrswertbeeinﬂussenden rechtlichen Gegebenheiten
und tatsa¨chlichen Eigenschaften, der sonstigen Beschaﬀenheit und der Lage des Grundstu¨cks.
Hierzu geho¨ren insbesondere der Entwicklungszustand (§ 4), die Art und das Maß der baulichen
Nutzung (§ 5 Abs. 1), die wertbeeinﬂussenden Rechte und Belastungen (§ 5 Abs. 2), der
beitrags- und abgabenrechtliche Zustand (§ 5 Abs. 3), die Wartezeit bis zu einer baulichen
oder sonstigen Nutzung (§ 5 Abs. 4), die Beschaﬀenheit und Eigenschaft des Grundstu¨cks
(§ 5 Abs. 5) und die Lagemerkmale (§ 5 Abs. 6). (3) Die allgemeinen Wertverha¨ltnisse auf
dem Grundstu¨cksmarkt bestimmen sich nach der Gesamtheit der am Wertermittlungsstichtag
fu¨r die Preisbildung von Grundstu¨cken im gewo¨hnlichen Gescha¨ftsverkehr fu¨r Angebot und
Nachfrage maßgebenden Umsta¨nde, wie die allgemeine Wirtschaftssituation, der Kapitalmarkt
und die Entwicklungen am Ort. Dabei bleiben ungewo¨hnliche oder perso¨nliche Verha¨ltnisse (§
6) außer Betracht.“
Der Verkehrswerte ist laut den Wertermittlungsrichtlinien 2002 (WertR 2002: 9) mit den in
§ 7 der WertV genannten Verfahren (Vergleichs-, Ertrags- bzw. Sachwertverfahren) bzw. mit
anderen geeigneten Wertermittlungsverfahren zu ermitteln.
Das Regelverfahren fu¨r die Ermittlung des Bodenwertes unbebauter sowie bebauter Grund-
stu¨cke ist das Vergleichswertverfahren, bei dem der Bodenwert anhand der Kaufpreise ver-
16BauGB § 194 – Verkehrswert: Der Verkehrswert (Marktwert) wird durch den Preis bestimmt, der in dem
Zeitpunkt, auf den sich die Ermittlung bezieht, im gewo¨hnlichen Gescha¨ftsverkehr nach den rechtlichen
Gegebenheiten und tatsa¨chlichen Eigenschaften, der sonstigen Beschaﬀenheit und der Lage des Grundstu¨cks
oder des sonstigen Gegenstands der Wertermittlung ohne Ru¨cksicht auf ungewo¨hnliche oder perso¨nliche
Verha¨ltnisse zu erzielen wa¨re.
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gleichbarer Grundstu¨cke oder aber auf der Grundlage geeigneter Bodenrichtwerte ermittelt
wird.
Im Ertragswertverfahren wird, vor allem bei der Verkehrswertermittlungen von Grundstu¨k-
ken, die im gewo¨hnlichen Gescha¨ftsverkehr im Hinblick auf ihre Rentierlichkeit gehandelt wer-
den (z.B. Mietwohnha¨user, Gewerbeimmobilien, Sonderimmobilien), der Wert der baulichen
Anlagen, insbesondere der Geba¨ude, getrennt von deren Bodenwert ermittelt. Die Beurteilung
des Bodenwertes erfolgt nach dem Vergleichswertverfahren (s.o.). Der Wert der baulichen
Anlagen ergibt sich aus deren Ertrag17. Die Summe dieser beiden Gro¨ßen stellt dann den
Ertragswert des Grundstu¨ckes dar.
Das Sachwertverfahren ermittelt den Wert der baulichen Anlagen auf einem Grundstu¨ck
ebenfalls getrennt vom Bodenwert18 und auf der Grundlage der Herstellungswerte. Der Her-
stellungswert eines Geba¨udes wird auf Grund der gewo¨hnlichen Herstellungskosten, die auch
Baunebenkosten, insbesondere Kosten fu¨r Planung, Baudurchfu¨hrung, beho¨rdliche Pru¨fungen
und Genehmigungen sowie unmittelbare Finanzierungskosten, beinhalten, beurteilt, wobei die
Normalherstellungskosten nach Erfahrungssa¨tzen abgescha¨tzt werden. Bodenwert und Herstel-
lungswert der baulichen Anlagen ergeben zusammen den Sachwert des Grundstu¨ckes. Dieses
Verfahren wird angewendet, wenn im gewo¨hnlichen Gescha¨ftsverkehr der verko¨rperte Sachwert
und nicht die Erzielung von Ertra¨gen fu¨r die Preisbildung ausschlaggebend ist, insbesondere
bei eigengenutzten Ein- und Zweifamilienha¨usern.
Diese Verfahren fu¨hren aber nicht unmittelbar zum Verkehrswert. Vielmehr muss dieser
aus den ermittelten Ertrags- oder Sachwerten unter Beru¨cksichtigung der Lage auf dem
Grundstu¨cksmarkt abgeleitet werden (vgl. WertR 2002: 10).
In den
”
Richtlinien fu¨r die Berechnung der Ablo¨sungsbetra¨ge der Erhaltungskosten fu¨r
Bru¨cken, Straßen, Wege und andere Ingenieurbauwerke“ (Ablo¨sungsrichtlinien 1980, Ablo¨-
sungsrichtlinien StraW 85) werden die genannten Ingenieurbauwerke hinsichtlich ihrer Erneue-
rungs- und Unterhaltungskosten bewertet, um die durch den Ersatz dieser Bauwerke verur-
sachten zuku¨nftige Mehrkosten bzw. vermiedenen Kosten dem Verursacher bzw. Nutznießer
in Rechnung zu stellen. Ein Vergleich der alternativen Bauwerke erfolgt auf der Grundlage der
so genannten kapitalisierten Erhaltungskosten, die sich aus dem Gegenwartswert aller Erneu-
erungskosten sowie dem Gegenwartswert der ja¨hrlichen Unterhaltungskosten bei einem unendli-
17Vgl. WertV §§ 16ﬀ.: § 16 (1):
”
Bei der Ermittlung des Ertragswertes baulicher Anlagen ist von dem
nachhaltig erzielbaren ja¨hrlichen Reinertrag des Grundstu¨cks auszugehen. Der Reinertrag ergibt sich aus
dem Rohertrag (§ 17) abzu¨glich der Bewirtschaftungskosten (§ 18).“ Der Reinertrag wird um den Be-
trag, der sich durch angemessene Verzinsung des Bodenwertes ergibt, vermindert und entsprechend der
Restnutzungsdauer kapitalisiert (vgl. § 16 (2–4)). § 17 (1):
”
Der Rohertrag umfaßt alle bei ordnungs-
gema¨ßer Bewirtschaftung und zula¨ssiger Nutzung nachhaltig erzielbaren Einnahmen aus dem Grundstu¨ck,
insbesondere Mieten und Pachten einschließlich Vergu¨tungen.“ (ohne Betriebskosten-Umlagen). Die Be-
wirtschaftungskosten beinhalten Abschreibung, Verwaltungskosten, Betriebskosten (nur, falls nicht durch
Umlagen gedeckt), Instandhaltungskosten sowie Mietausfallwagnis (vgl. § 18 (1–6)).
18Wie oben auf der Grundlage des Vergleichswertverfahrens abgeleitet.
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chen Zeithorizont sowie unter der Annahme konstanter Erneuerungs- und Unterhaltungskosten
zusammensetzen.
Auf das fu¨r diese Untersuchung gewa¨hlte Vorgehen bei der Bestimmung des Wertes der
betroﬀenen Grundstu¨cke, Geba¨ude und Infrastruktur wird im Abschnitt 16.1.4 na¨her einge-
gangen.
Die Anwendung der Theorie der K-N-A bzw. der oben genannten Leitlinien oder Arbeits-
anleitungen ist jedoch, wie die Praxis zeigt, nicht unproblematisch und muss daru¨ber hinaus
mit den in Abschnitt 15.8 geschilderten Schwierigkeiten umgehen. Nicht immer werden K-N-
A daher Theorie-konform durchgefu¨hrt, wie z.B. Eckstein (1961: 479ﬀ.) in seiner U¨bersicht
u¨ber verschiedene angewandte Modelle deutlich macht, die aber auch zeigt, wie vielfa¨ltig die
Anwendung von K-N-A sein kann19.
15.3.4 Bewertung bei Marktversagen
Das oben angedeutete Instrumentarium zur Bewertung o¨ﬀentlicher Vorhaben ist nur unter
bestimmten Voraussetzungen gu¨ltig (Hanusch (1994: 58), vgl. Eckstein (1958: 28ﬀ.)), insbe-
sondere:
• vollkommene Konkurrenz auf allen betrachteten Ma¨rkten,
• kein Produktionsprozess zeigt steigende Skalenertra¨ge,
• der Staat ﬁnanziert sich durch ein System von Kopfsteuern.
Sollten diese Voraussetzungen verletzt sein, das betrachtete Projekt ist z.B. sehr groß und
hat daher Einﬂuss auf die herrschenden Marktpreise, vor allem aber wenn die Ressourcenma¨rkte
ineﬃzient sind, eignen sich die beobachtbaren Preise unter Umsta¨nden nicht mehr fu¨r eine
Bewertung o¨ﬀentlicher Vorhaben20. Es mu¨ssen korrigierte oder im Fall, dass fu¨r manche Gu¨ter
gar keine Preise beobachtbar sind, ku¨nstliche Maße fu¨r die entstehenden Opportunita¨tskosten
gefunden werden – es mu¨ssen Schattenpreisen in die Berechnungen einbezogen werden (vgl.
Hanusch 1994, Boardman et al. 2001, McKean 1968, Henderson 1968: 131–132).
Ineﬃzienz kann durch das Fehlen von Ma¨rkten, Marktversagen (o¨ﬀentliche Gu¨ter, Externe
Eﬀekte, natu¨rliche Monopole, Oligopole, Informationsasymmetrien) sowie durch Verzerrun-
gen v.a. aufgrund staatlicher Eingriﬀe (Steuern, Subventionen, Regulierungen, Festlegung von
Ho¨chstpreisen etc.) verursacht werden.
19Z.T. stellen die Untersuchungen auch mehr oder weniger betriebswirtschaftliche Kosten den volkswirt-
schaftlichen Nutzen (aus Bewertungsanalysen (CVM)) eines Vorhabens gegenu¨ber, z.B. in Dehnhardt und
Petschow (2001), so dass man eigentlich nicht von korrekten K-N-A sprechen kann.
20Prest und Turvey (1965: 692f.) fu¨hren eine Reihe von Gru¨nden fu¨r die Relevanz dieses Punktes bei o¨ﬀentliche
Investitionsentscheidungen auf.
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Entsprechen daher die existierenden Marktpreise nicht den sozialen Grenzkosten bzw. -nutzen
bzw. werden Preise fu¨r bestimmte Dienstleistungen oder Scha¨den von den Ma¨rkten nicht
generiert, so kann mit solchen Situationen auf verschiedene Weise umgegangen werden. In
der o¨konomische Theorie o¨ﬀentlicher Unternehmungen, so Henderson (1968: 132), wurde zum
einen versucht, Regeln fu¨r die Festlegung von Output-Preisen, die eine angemessenen Kopplung
an die Kosten ihrer Produktion aufweisen, zu entwickeln (
”
diﬀerent pricing policies“). Zum
anderen wurde die Verwendung von Schattenpreise anstellen der Marktpreise vorgeschlagen
(
”
shadow pricing“)21. Ein solches Vorgehen, die existierende Bewertung durch die Ma¨rkte zu
”
verbessern“, geho¨rt in die Kategorie der
”
Second-Best“-Strategien22, die, dies muss unbedingt
beru¨cksichtigt werden, mit z.T. erheblichen Problemen verbunden sind. So kann eine scheinbare
Verbesserung in der Bewertungspraxis in einem bestimmten Sektor mit einer Verschlechterung
der aggregierten Eﬃzienz und Wohlfahrt des untersuchten Wirtschaftssystems einhergehen.
Henderson (1968: 123–124) weist auch darauf hin, dass die
”
net eﬃciency beneﬁts“ einer
Investition durchaus sensitiv gegenu¨ber den gewa¨hlten
”
pricing rules“ oder Schattenpreisen
sein ko¨nnen.
Weiterhin muss bedacht werden, worauf z.B. Hanusch (1994: 69) aufmerksam macht. Die
durch Korrekturen an den tatsa¨chlich zu beobachtenden Marktpreisen entwickelten Schatten-
preise beinhalten in der Regel ein mehr oder weniger hohes Maß an Willku¨r. Meist ergibt sich
ein sehr großer Informationsbedarf, sobald man auf die Produktions- und Kostenfunktionen
von Unternehmen zuru¨ckgreifen will, um in der Projektanalyse korrigierte Preise zu ermitteln,
was mit bedeutenden Kosten verbunden sein kann. Zum Teil wird daher fu¨r eine unkorrigier-
te U¨bernahme bestimmter Marktpreise, sofern sie vorhanden sind, in die Projektbeurteilung
argumentiert (vgl. z.B. McKean (1958) in Prest und Turvey (1965: 694) sowie Prest und
Turvey (1965: 704f.)). Henderson (1968: 135) ha¨lt zwar die Anwendung von Schattenpreisen
fu¨r oftmals gerechtfertigt, betont jedoch ebenfalls die Schwierigkeiten der Bestimmung und
Handhabung dieser Gro¨ßen in der Praxis, die sich aus der Komplexita¨t der realen Welt ergeben.
15.3.5 Betrachtung relevanter Ma¨rkte und deren Versagen
Wie die meisten o¨ﬀentlichen Projekte beansprucht auch das hier untersuchte Projekt den
Faktor Arbeit, was die Frage nach den angemessenen Opportunita¨tskosten von Arbeit bei
aktuell zu beobachtender Unterbescha¨ftigung/Arbeitslosigkeit aufwirft. Daneben muss der Fall
des Erwerbs von Inputs auf Monopolma¨rkten beru¨cksichtigt werden. Insbesondere interessieren
hier auch die Probleme des Bodenmarktes, sowie der Markt fu¨r Bauleistungen.
21Auch Prest und Turvey (1965: 693) erkennen zwei mo¨gliche Wege, mit der Unvollkommenheit der Ma¨rkte
umzugehen:
”
either a correction can be made to the actual level of costs (beneﬁts), or the costs (beneﬁts)
arising from the market can be taken as they stand but a corresponding correction has to be made to the
estimation of beneﬁts (costs)“. Die erste der beiden Methoden ist nach Prest und Turvey (1965) jedoch
weniger kompliziert und fu¨r weniger Irritationen verantwortlich.
22Zur Theorie des
”
Second Best“ vgl. z.B. Lipsey und Lancaster (1956).
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Im Rahmen dieses Projektes wird zum einen Arbeit o¨ﬀentlich Bediensteter, zum anderen
Arbeit von in Privatﬁrmen Bescha¨ftigten beansprucht. Sofern o¨ﬀentlich Bedienstete allein fu¨r
die Bearbeitung dieses Projektes eingestellt werden, unterscheidet sich die Kostenrechnung fu¨r
ihre Arbeit nicht von der fu¨r Arbeitskra¨fte von Privatﬁrmen (Hampicke 1985: 108). Sollten
sie jedoch schon im o¨ﬀentlichen Dienst bescha¨ftigt sein und projektbezogene Aufgaben nur
neben anderen bearbeiten bzw. andere Arbeiten dafu¨r unerledigt lassen, ist die Bewertung der
Opportunita¨tskosten der Arbeit komplexer. Sollte andere Arbeit unerledigt bleiben, so bestehen
die Opportunita¨tskosten der projektbezogenen Arbeit im Wert der alternativen, unterlassenen
Arbeiten. Allerdings ist eine derartige Bewertung nur sehr schwer bzw. unter einer Vielzahl von
Annahmen vorzunehmen (vgl. auch Hampicke 1985: 108–109).
Bei Bescha¨ftigten in der Privatwirtschaft muss unterschieden werden, ob fu¨r die beno¨tigten
Ta¨tigkeiten arbeitslose oder bereits bescha¨ftigte Personen (vor allem fu¨r qualiﬁziertere Arbei-
ten) beansprucht werden. Boardman et al. (2001: 92–95) zeigen, dass es nicht korrekt wa¨re,
von Opportunita¨tskosten von Null auszugehen, wenn zuvor Unbescha¨ftigte in einem o¨ﬀentli-
chen Projekt angestellt werden, was die implizite Annahme beinhalten wu¨rde, dass die Zeit
der Arbeitslosen wertlos sei. Vielmehr gehen die Autoren, wie auch Hampicke (1985: 109),
aus verschiedenen Gru¨nden davon aus, dass die Opportunita¨tskosten der Einstellung von zuvor
Arbeitslosen gro¨ßer als Null sind. Allerdings ko¨nnen die moneta¨ren Opportunita¨tskosten der
Arbeitserledigung durch zuvor Arbeitslose laut Hampicke (1985: 109–110) mit Null angesetzt
werden – wenn die u¨brige Gesellschaft einen Lohn zahlt, der die vorherigen Transferzahlungen
(
”
Arbeitslosengeld“ etc.) zumindest ersetzt.
Fu¨r die Ermittlung der wahren volkswirtschaftlichen Kosten der Einstellung von Arbeits-
losen stehen verschiedene Maße zur Verfu¨gung. Die tatsa¨chlichen Lohnkosten u¨berscha¨tzen
die volkswirtschaftlichen Kosten der Arbeit, wa¨hrend nach Boardman et al. (2001: 94–95)
gerade die Ha¨lfte der einzelwirtschaftlichen Lohnkosten ein Maß fu¨r die untere Grenze der
Opportunita¨tskosten darstellt23.
Unter der Annahme, dass sowohl zuvor arbeitslose als auch zuvor schon bescha¨ftigte Perso-
nen Arbeiten im Rahmen des untersuchten Projektes ausfu¨hren wu¨rden, kann zusammenfas-
send argumentiert werden, dass die Opportunita¨tskosten der Arbeit im untersuchten Projekt
niedriger als die zu zahlenden Lo¨hne, im Extremfall gleich Null sind (vgl. auch Eckstein 1961:
465, 467). Die praktische Ermittlung der korrekten Opportunita¨tskosten ist jedoch sehr pro-
blematisch und im Rahmen dieser Arbeit nicht zu leisten.
Wa¨hrend der Datenermittlung im Rahmen dieser Untersuchung zeigte sich allerdings, dass
zum einen der tatsa¨chliche Aufwand der o¨ﬀentlichen Verwaltung fu¨r ein derartiges Projekt
23Unter folgenden Annahmen: der Mindestlohn, fu¨r den Arbeiter bereit sind, in ein Bescha¨ftigungsverha¨ltnis
einzutreten, ist sehr gering bzw. 0; sie scha¨tzen ihre Zeit nicht ho¨her als den Lohn, den sie erhalten werden,
ein; die Opportunita¨tskosten (Wert der Zeit) der bisher Arbeitslosen ist gleichverteilt zwischen Mindestlohn
und gezahltem Lohn. Dies ergibt durchschnittliche Opportunita¨tskosten von 1/2 der einzelwirtschaftlichen
Einstellungskosten.
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und damit auch dieser Teil der Opportunita¨tskosten nicht abscha¨tzbar sind (vgl. Abschnitt
16.2.2). Der andere und gro¨ßte Teil der fu¨r dieses Projekt erforderlichen Arbeit fa¨llt im Rahmen
der Ausfu¨hrung von Bauarbeiten an. Der Markt fu¨r Bauleistung wird jedoch aufgrund der
Konkurrenz im Bausektor als weitgehend eﬃzient angesehen – die Preise fu¨r Bauleistungen,
so wird angenommen, liegen nahe den Grenzkosten und mu¨ssen also nicht um Verzerrungen
bereinigt werden.
Werden fu¨r das betrachtete o¨ﬀentliche Projekt Inputs beno¨tigt, die von einem Monopo-
listen angeboten werden, so muss bei der Ermittlung der Opportunita¨tskosten dieser Inputs
beachtet werden, dass die einzelwirtschaftlichen Ausgaben ho¨her sind als die volkswirtschaft-
lichen Kosten, da der Monopolpreis ho¨her ist als die Grenzkosten der Produktion des fu¨r das
o¨ﬀentliche Vorhaben beno¨tigten Inputs. Bei der Ermittlung eines angemessenen Schattenprei-
ses ist der Verlauf der Nachfrage-Kurve zu beru¨cksichtigen, anhand derer man Aussagen u¨ber
den tatsa¨chlichen Einﬂuss des Monopolisten und damit u¨ber den tatsa¨chlichen Bedarf der
Ermittlung eines Schattenpreises treﬀen kann (vgl. Boardman et al. 2001: 97).
Daneben ist der Bodenmarkt von Bedeutung24. Auch aufgrund der speziellen Eigenschaften
des Produktionsfaktors Boden (u.a. ist er immobil und grundsa¨tzlich unvermehrbar) genu¨gt der
Markt, auf welchem dieser Faktor gehandelt wird, nicht den Voraussetzungen eines vollkomme-
nen Marktes – vollkommene Konkurrenz und vollkommene Marktu¨bersicht der Marktteilneh-
mer ko¨nnen nicht als gegeben angenommen werden, es ergibt sich keine eﬃziente Allokation.
Da einem Anbieter meist viele Nachfrager gegenu¨berstehen, kann von einer monopolistischen
Marktform gesprochen werden (vgl. Rieder und Huber 1992: 21–23). Marktunvollkommenhei-
ten rechtfertigen, wie oben schon angedeutet, staatliches Eingreifen in das Marktgeschehen,
was aber auch zu anderweitigen Verzerrungen des Marktes fu¨hren kann (siehe oben). So ist
zu beobachten, dass der institutionelle Rahmen des Bodenmarktes im weiteren Sinne25 sehr
umfangreich ist und nicht immer zu eﬃzienten Preisen des Faktors Boden zu fu¨hren scheint.
Da das hier betrachtete Vorhaben Fla¨che in Anspruch nimmt, hat dieser institutionelle
Rahmen natu¨rlich Einﬂuss auf dessen Kosten und Umsetzbarkeit, grundsa¨tzlich aber auch auf
den Umgang mit und den Gesamtumfang von naturschutzfachlich interessanten Fla¨chen26 (vgl.
Teil III.).
Es stellt sich nun die Frage nach dem besten Umgang mit diesen Marktunvollkommenheiten
bzw. mit den verfu¨gbaren Angaben zu Bodenwerten zur Scha¨tzung der volkswirtschaftlichen
24
”
The costs involved in ﬂood control calculations are relatively straight forward. Obviously, the initial costs
of the ﬂood-control works and their repair and maintenance charges must be included. The most diﬃcult
point in any such compilation is likely to be the cost of land acquisition for reservoirs, etc. In the absence
of anything remotely approaching a free land market in a country such as the United Kingdom there is
bound to be an arbitrary element in such items.“ (Prest und Turvey 1965: 709)
25In dieser Arbeit werden dazu auch die gesetzlichen Regelungen zum vorsorgenden, o¨kologischen Hochwasser-
schutz und aller Regelungen, welche die Landwirtschaft bzw. ihre Wirtschaftlichkeit betreﬀen, gerechnet.
26Hierzu sollen auch Fla¨chen fu¨r den o¨kologischen Hochwasserschutz bzw. Feuchtgebietsﬂa¨chen za¨hlen.
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Bodenwerte.
Dabei ist festzustellen, dass auf dem landwirtschaftlichen Bodenmarkt Pachtpreise eine
ho¨herer Aussagekraft u¨ber die Bodenwerte zu besitzen scheinen als die beim Kauf von derarti-
gen Fla¨chen erzielten Preise. Das Bodenangebot und die entsprechenden Kaufpreise sind nach
Rieder und Huber (1992: 24–25) von ausserlandwirtschaftlichen Rahmenbedingungen, wie bei-
spielsweise die Inﬂationsrate, die Fla¨chennutzungspolitik (Ausweitung von Bauland etc.) oder
Hypothekenzinsen, abha¨ngig, wa¨hrend Pachtlandpreise in erster Linie von landwirtschaftlichen
Bestimmungsfaktoren gepra¨gt sind. Diese Faktoren, welche die Einkommenerwartung der Be-
wirtschafter und somit die Nachfrage nach Pachtland beeinﬂussen, sind u.a. landwirtschaftliche
Produktpreise und Produktionsmittelpreise, aber auch Subventionen und Produktionskontin-
gente. Bei den verschiedenen Einﬂussfaktoren auf die Boden- und Pachtpreise ko¨nnen eventuell
zumindest die Vorzeichen und Gewichte festgestellt werden, was wenigstens eine qualitative
Beurteilung der verfu¨gbaren Informationen erlaubt (siehe Teil III., vgl. auch Rieder und Huber
(1992: 44–48)).
Daru¨ber hinaus ko¨nnte argumentiert werden, dass bei der Beanspruchung von landwirtschaft-
lichen Grenzertragsﬂa¨chen (geringe/keine Ertra¨ge) Opportunita¨tskosten der Inanspruchnahme
von Null anfallen.
Der Immobilienmarkt wird als weitgehend eﬃzient angesehen, der Baulandmarkt ist jedoch
starken Regulierungen unterworfen, was vermuten la¨sst, dass die herrschenden Baulandprei-
se z.T. u¨berho¨ht sind. Im Folgenden wird daher der niedrigste verfu¨gbare und u¨bertragbare
Baulandpreis als Richtwert fu¨r den Baulandpreis der Einheitssiedlung verwendet27.
15.4 Der Geltungsbereich
Man kann den Betrachtungsbereich von K-N-A bzw. die Betroﬀenen des betrachteten Vorha-
bens sowohl in ra¨umlicher als auch in zeitlicher Hinsicht abgrenzen. Sofern sich die Auswir-
kungen o¨ﬀentlicher Projekte z.B. nur auf bestimmte Regionen und Gemeinden beschra¨nken,
bietet sich eine Untersuchung auf diesen lokal begrenzten Ebenen an.
Bei einer Projektanalyse ist weiterhin zu beachten, dass nur Wirkungen beru¨cksichtigt wer-
den, die allein auf die Durchfu¨hrung einer o¨ﬀentlichen Maßnahme zuru¨ckzufu¨hren sind. Man
muss also die Unterschiede alternativer Entwicklungen mit und ohne Projekt unterscheiden,
nicht aber Unterschiede, die zwischen zwei Zeitpunkten vor und nach der Durchfu¨hrung einer
Maßnahme erkennbar werden (vgl. Abschnitt 15.5).
27Dieser Wert (23e, erschließungsbeitragsfrei) bezieht sich auf einen kleinen Eigenheimstandort in der Stadt
Sandau (C. Wendt, 26.04.04). Da die abzubrechende Einheitssiedlung in einer la¨ndlich gepra¨gten Gegend
in Ostdeutschland liegen soll, erscheint dieser Wert angemessen und gleichzeitig nicht u¨berma¨ßig verzerrt
(Erschließungskosten: 50 DM/m2 zu Beginn der 1990er Jahre).
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Von besonderer Bedeutung und Einﬂuss ist der zeitliche Geltungsbereich der Kosten-Nutzen-
Untersuchung.
15.4.1 Der Betrachtungszeitraum
Der Zeitraum der Beru¨cksichtigung der Auswirkungen o¨ﬀentlicher Maßnahmen ha¨ngt gewo¨hn-
lich vom Planungshorizont staatlicher Institutionen ab. Man kann die zeitliche Analyse auf die
lebende Generation begrenzen oder aber versuchen, sa¨mtliche nachfolgenden Generationen
in die Betrachtung einzubeziehen (in der Regel beschra¨nken sich die Analysen allerdings auf
Zeitra¨ume, die sich zwischen diesen beiden Extremen bewegen.)
Die La¨nge des betrachteten Zeitraumes (z.B. 20 Jahre versus ∞), die unter Umsta¨nden
Einﬂuss auf das Gewicht von Kosten- und Nutzenseite hat, sollte allerdings danach festgelegt
werden, wer einen Nutzengewinn durch die o¨ﬀentliche Maßnahme erfa¨hrt, und wer die entspre-
chenden Kosten tragen muss. Es geht also um die Frage, welche mo¨glicherweise betroﬀenen
Subjekte in Gegenwart und Zukunft beru¨cksichtigt werden mu¨ssen.
LAWA (1998: 4-2) empﬁehlt die Bestimmung der jeweils maßgeblichen individuellen Un-
tersuchungszeitra¨ume der betrachteten Alternativen anhand der Dauer der Investitions- und
Betriebsphase28 und im Anschluss daran eine alternativenu¨bergreifende Abstimmung, wobei
bei unterschiedlichen durchschnittlichen Nutzungsdauern der Alternativen fu¨r eine Kostenver-
gleichsrechnung die Wahl eines la¨ngeren Untersuchungszeitraumes29 erforderlich ist.
In LAWA (1998: 4-2 und Anlage 1) sowie in BMV (1988) ﬁnden sich Tabellen mit durch-
schnittlichen Nutzungsdauern verschiedener wasserwirtschaftlicher Bauwerke bzw. von Bru¨cken,
Straßen und anderen Ingenieurbauwerken.
Wie aber McKean (1958: 124) und auch Prest und Turvey (1965: 690) feststellen, ist die
Bestimmung des Betrachtungszeitraumes (
”
project life“) ein Prozess, der sehr von der vor
allem subjektiven Einscha¨tzung der physischen Lebensdauer verschiedener Gu¨ter, des techno-
logischen Wandels, von Vera¨nderungen in der Nachfrage, des Auftretens neuer Produkte und
vielem anderen mehr abha¨ngig ist:
”
unless we have a great deal of other information, rarely
obtainable, we cannot point to the ’correct’ time horizon“ (McKean 1958: 124). Diese beiden
Autoren verweisen in diesem Zusammenhang auf die Bedeutung der Diskontrate – so sind
28
”
Die Betriebsphase wird durch die wirtschaftliche Lebensdauer der Anlage bzw. der Anlagenteile begrenzt.
Deren Ende ist erreicht, wenn die nach diesem Zeitpunkt anfallenden Kosten die dann noch erzielbaren Nut-
zen zu u¨bersteigen beginnen. Da sich dieser Zeitpunkt im Einzelfall nur schwer voraus scha¨tzen la¨sst, legt
man in der Praxis deren La¨nge so fest, dass sie etwa der durchschnittlichen Nutzungsdauer vergleichbarer
Anlagen entspricht.
Da sich ein Projekt aus verschiedenen Teilen mit unterschiedlich langer wirtschaftlicher Lebensdauer
zusammensetzt, sind innerhalb der Betriebsphase einzelne Anlagenteile zu ersetzen und folglich die daraus
resultierenden Reinvestitionskosten in den Kostenvergleich einzustellen.“ (LAWA 1998: 4-2)
29Hier ist nicht klar, ob dieser dem la¨ngsten individuellen Betrachtungszeitraum entsprechen muss.
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z.B. die Auswirkungen jedes Fehlers in den getroﬀenen Annahmen bzw. in den Scha¨tzungen
von Parametern (z.B. die physische Lebensdauer oder die Vera¨nderung der Nachfrage) um so
geringer, je ho¨her die Diskontrate gewa¨hlt wird. McKean (1958: 124) misst der Festlegung
der La¨nge des Betrachtungszeitraumes keine sehr große Bedeutung zu – er empﬁehlt die An-
nahme eines durchschnittlichen Standard-Zeithorizonts, da
”
. . .results that reﬂect two or more
discount rates would already reﬂect a range of attitudes toward the future“. Daru¨berhinaus
scheinen einige Untersuchungen zu zeigen, dass die Realisierbarkeit von Vorhaben nicht sehr
stark von den unterschiedlichen Annahmen u¨ber ihre Lebensdauer abha¨ngig sind (vgl. Foster
und Beesley, 1963 in Prest und Turvey 1965: 690). Sensitivita¨tsanalysen – wiederholte Berech-
nungen mit unterschiedlichen Werten fu¨r bestimmte Parameter der Analyse – sind auch aus
diesem Grund ein sehr wichtiger Bestandteil von K-N-A.
15.5 Zu beru¨cksichtigende Kosten
Eine grundsa¨tzliche Frage betriﬀt die Bestimmung des Teils der Kosten des o¨ﬀentlichen Pro-
jekts, die zu den volkswirtschaftlichen Kosten und damit zu den in der K-N-A zu beru¨cksichti-
genden Kosten zu za¨hlen ist.
”
When we as individuals talk of costs and beneﬁts, we naturally
tend to consider only our own costs and beneﬁts. . . . In cost-beneﬁt analysis we try to consider
all of the costs and beneﬁts to society as a whole.“ (Boardman et al. 2001: 2, Hervorhebungen
im Original)
”
As a basis for tracing and evaluating these various eﬀects [eines Vorhabens], they may be
considered from two fundamental viewpoints: (1) private and (2) public. Depending on the
viewpoint selected, a particular eﬀect may be a beneﬁt or a cost, or it may not be considered
in the appraisal at all. . . . The public viewpoint extends beyond the scope of individual private
interests, and consists of two phases: (a) the aggregate private, and (b) social interests. . . .
the public viewpoint is more inclusive in that an attempt is made to cover all beneﬁts and
costs to whomsoever they may accrue.“ (Regan und Weitzell 1947: 1281–1283).
Grundsa¨tzlich du¨rfen allerdings Eﬀekte und Kosten des Vorhabens, die reine Transferzah-
lungen sind oder aber Verteilungseﬀekte darstellen, nicht in die Analyse einbezogen werden:
”
. . .we have to eliminate the purely transfer or distributional items from a cost-beneﬁt evalua-
tion: we are concerned with the value of the increment of output arising from a given invest-
ment and not with the increment in value of existing assets.“ (Prest und Turvey 1965: 688)
– die sich mit dem Projekt oder in dessen Folge ergebenden Preisvera¨nderungen von Gu¨tern
und Produktionsfaktoren mu¨ssen demnach ignoriert werden. Die im Rahmen des betrachteten
Vorhabens eventuell zu zahlenden Entscha¨digungen, z.B. fu¨r Haus- und Grundstu¨cksbesitzer,
werden so als Transferzahlungen auch im Sinne von LAWA (1998: 3-1, vgl. auch Fußnote 30)
betrachtet und daher nicht bei der Ermittlung der volkswirtschaftlichen Kosten des Projektes
beru¨cksichtigt.
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A¨hnlich wie Regan und Weitzell (1947) weist auch LAWA (1998: 11, 16, 27) darauf hin, dass
sich gesamt- und einzelwirtschaftliche (betriebswirtschaftliche) Betrachtungen in der Deﬁnition
der Kosten und, daraus resultierend, in der Einbeziehung von Kostenarten30 sowie der Ho¨he
des verwendeten Zinssatzes31 unterscheiden.
Sehr anschaulich formuliert Hampicke (1985: 95) diese Zusammenha¨nge:
”
Einem einzel-
nen Subjekt entstehen Kosten, wenn es Einbußen an einem knappen Gut erleidet. Bei der
Bestimmung volkswirtschaftlicher Kosten ist als erstes zu pru¨fen, ob durch eine Maßnahme,
auch wenn sie Finanztransaktionen hervorruft (z.B. O¨ﬀentliche Haushalte belastet), u¨berhaupt
irgendwo in der Volkswirtschaft reale Verzichte auf knappe Gu¨ter entstehen. Wird ein Arbeits-
loser eingestellt, so wird nirgendwo eine Arbeitskraft entzogen. Da keine Lu¨cke entsteht, sind
die volkswirtschaftlichen Kosten in erster Na¨herung gleich Null. Erhielten Landwirte Erstat-
tungszahlungen dafu¨r, daß sie die Erzeugung von U¨berschußprodukten reduzierten (Milch,
Zucker, Weizen usw.), so erschiene dies dem Finanzminister als
”
teuer“, volkswirtschaftliche
Kosten wu¨rden aber natu¨rlich nicht verursacht.“
Bei der Bewertung der Kosten und Nutzen von Vorhaben mu¨ssen prinzipiell zwei Situationen
miteinander verglichen werden: die wirtschaftliche Entwicklung mit dem betrachteten Vorhaben
und die Entwicklung, welche ohne dieses stattﬁnden wu¨rde –
”
the ’with and without’ principle“
(vgl. z.B. Eckstein (1958: 37f., 51f.), Regan und Weitzell (1947: 1283–1286), Marglin (1962:
23) oder McKean (1958: 43–44).
”
[This principle] prevents attributing to a project eﬀects
which are not caused by it, but which occur because of passage of time or for other irrelevant
reasons.“ (Eckstein 1958: 52).
Daneben ist zu beru¨cksichtigen, dass die Kosten eines Projektes meist nicht eindeutig be-
stimmt werden ko¨nnen – schon Regan und Weitzell (1947: 1278) stellen fest:
”
It may not be
30
”
. . .staatliche Zuwendung oder die Vorteile aus zinsvergu¨nstigten Darlehen du¨rfen, da sie reine Transferlei-
stungen darstellen, in gesamtwirtschaftliche Kostenvergleichsrechnungen nicht eingehen. Hingegen handelt
es sich bei der Abwasserabgabe um einen Ansatz zur Internalisierung externer Kosten (Sozialkosten), so
daß sie in die Kostenbetrachtungen einzubeziehen sind.
In betriebswirtschaftliche Kostenvergleichsrechnungen gehen alle vom Projekt zu tragenden Kosten ein,
gleichgu¨ltig, welchen Ursprungs sie sind.“ (LAWA 1998: 3-1)
31
”
Bei der Festlegung des anzuwendenden Zinssatzes ist zwischen der gesamt- und betriebswirtschaftlichen
Betrachtungsweise zu unterscheiden. Fu¨r die betriebswirtschaftliche Kostenvergleichsrechnung bilden die
einschla¨gigen Kapitalmarktverha¨ltnisse den Ausgangspunkt, wobei allerdings deren zeitliche Vera¨nderungen
und die erhebliche La¨nge des Betrachtungszeitraumes zu bedenken sind.
Hingegen la¨sst sich die Frage, wie hoch der Zinssatz anzusetzen ist, mit dem in der Zukunft anfallen-
de Kosten wasserwirtschaftlicher Infrastrukturmaßnahmen zum Zwecke ihrer gesamtwirtschaftlichen Ver-
gleichbarkeit auf die Gegenwart diskontiert werden sollen, nicht so leicht beantworten. Die Ho¨he dieser
Minderscha¨tzung stellt ein Werturteil dar, dem man verschiedene theoretische Ansa¨tze unterlegen kann.
Leicht nachzuvollziehen ist beispielsweise die Argumentation, daß bei spa¨terem Einsatz einer Ressource
diese zwischenzeitlich in anderer Verwendung Nutzen stiften kann, was eine Entlastung bewirkt. Greift
man zu deren Bestimmung auf die Kapitalproduktivita¨t der Marktwirtschaft zuru¨ck, so sind neben den zu
bedenkenden Punkten des Langzeitaspektes zusa¨tzlich Unterschiede in den Investitionsrisiken zu wu¨rdigen.“
(LAWA 1998: 4-3)
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possible to develop techniques and procedures that will measure accurately all the cost-beneﬁt
eﬀects of a land-improvement and conservation programm. Some of the eﬀects may not be
commensurable in terms of any objective or standard unit of value that can be conceived.“
Sie sind beeinﬂussbar und variieren mit technischen und gesellschaftlichen Bedingungen (vgl.
Hampicke 1985: 96):
• Der Stand der Technik bestimmt, wie viel Produktionsfaktoren zur Erreichung eines
bestimmten Ziels verbraucht werden mu¨ssen;
• die Werte von o¨konomischen Gu¨tern ergeben sich aus den Pra¨ferenzen der o¨konomischen
Subjekte;
• daneben ist aber auch die Zahlungsfa¨higkeit fu¨r die Preisbildung essenziell;
• bei nicht vermehrbaren Gu¨tern (z.B. der Boden) spielen die erzielbare Rente sowie die
Knappheit der Gu¨ter eine wichtige Rolle fu¨r die Entwicklung ihrer Preise.
Weiterhin ist die Ermittlung der volkswirtschaftlichen Kosten bzw. der Opportunita¨tskosten
auch mit Abgrenzungsentscheidungen verbunden – Entscheidungen daru¨ber, welche Gro¨ßen
in die Berechnungen einbezogen werden sollen bzw. auf welcher Betrachtungsebene die Un-
tersuchung erfolgen soll. Verschiedene Perspektiven einer K-N-A sind mo¨glich:
”
It is often
contentious whether an analysis should be performed from the global, national, state (provin-
cial), or local perspective.“ (Boardman et al. 2001: 9)
15.5.1 Die Finanzierung
Unterschiedliche Formen der Finanzierung eines o¨ﬀentlichen Projektes haben Auswirkungen
auf die Art und Ho¨he seiner Kosten: Entweder wird von einem ﬁxen Budget des Investors
(z.B. Staat/Bundesland) ausgegangen, aus dem das Projekt ﬁnanziert werden muss, so dass
sich hieraus Kosten in Ho¨he entgangener Nutzen aus nicht durchgefu¨hrten anderen Projekten
ergeben ko¨nnen. Oder das Projekt wird u¨ber eine Kreditaufnahme ﬁnanziert, dann mu¨ssen
Finanzierungskosten in Ho¨he der Kreditzinsen getragen werden.
Hierbei ist vor allem die Herkunft der Mittel zur Finanzierung des Projektes32 von Bedeu-
tung. Man unterscheidet dabei zwischen 1) Außenﬁnanzierung (u.a. Einlagen Dritter oder
Kredite) und 2) Innenﬁnanzierung (Geldmittel durch das Unternehmen selbst bereitgestellt:
Finanzierung aus dem Gewinn oder Vermo¨gensumschichtung).
Daneben muss die Finanzierung eines Vorhabens mit Steuergeldern von einer Finanzierung
aus privaten Mitteln unterschieden werden. Zu den durch Besteuerung verursachten Wohl-
32Andere Merkmale der Finanzierung sind: die Rechtsstellung des Kapitalgebers sowie die Fristigkeit der
Finanzierung (vgl. Brandes und Odening 1992: 64–65)
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fahrtsverlusten [
”
deadweight loss“] existiert eine umfangreiche Literatur, wobei in verschiede-
nen Studien eine Quantiﬁzierung dieser Wohlfahrstverluste unternommen wurde (vgl. Tabelle
4.2 in Leach 2003: 40) – hier sei nur auf die exemplarische Arbeit von Feldstein (1999)33, der
einen Wohlfahrtsverlust je Steuer-$ in den USA von $1,65 ermittelt, sowie die Untersuchung
von Fo¨lster und Henrekson (2001) zu den negativen Wachstumseﬀekten von Staatsausgaben
und Besteuerung in reichen La¨ndern der OECD hingewiesen. Je nach Studie ergeben sich bei
einer Besteuerung 2% (Harberger 1964) bis 165% (Feldstein 1999) des Steueraufkommens als
Wohlfahrtsverluste. Auch diese mu¨ssen als Finanzierungskosten bei der Ermittlung der Projekt-
kosten o¨ﬀentlicher Vorhaben, zu deren Finanzierung eine Steuer erhoben wird, beru¨cksichtigt
werden.
Im Zusammenhang mit der Bereitstellung o¨ﬀentlicher Gu¨ter unter Verwendung von Steu-
ergeldern wird allerdings diskutiert, ob u¨berhaupt von einem Wohlfahrtsverlust gesprochen
werden muss. Kaplow (1996: 524–525) etwa vertritt die Sicht, dass sich positive und negative
Auswirkungen auf die gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt von o¨ﬀentlichen steuerﬁnanzierten
Vorhaben ausgleichen ko¨nnen, wenn o¨ﬀentliche Gu¨ter bereitgestellt werden34. Ng (2000) ar-
gumentiert, dass sowohl die Ergebnisse von Feldstein (1999) als auch von Kaplow (1996)
wesentlich fu¨r die Debatte um das optimale Maß der Ausgaben der o¨ﬀentlichen Hand sind:
unter Anerkennung des Kommentars von Browning und Liu (1998) zu Kaplow (1996), der
verdeutlicht, dass Einkommenssteuern auch in den von Kaplow behandelten Fa¨llen verzerrend
wirken, wird festgestellt:
”
The fact that raising a dollar of public revenue is larger than one
does not mean that the beneﬁt/cost ratio for public projects must be larger than one.“ (Ng
2000: 259). Danach sind bei der Scha¨tzung der verzerrenden Kosten einer Besteuerung im Rah-
men der Ermittlung des angemessenen Nutzen-Kosten-Verha¨ltnisses von o¨ﬀentlichen Vorhaben
auch folgenden Eﬀekte zu beru¨cksichtigen: die Existenz von Steuern, die keine eigentliche Be-
lastung darstellen (z.B. auf Luxusgu¨ter), relative Einkommenseﬀekte und die korrektive Natur
vieler Steuern bezu¨glich der U¨bernutzung von natu¨rlichen Ressourcen durch Produktion und
Konsum. Diese Eﬀekte ko¨nnen nach Ng (2000: 264) die Folgen der durch Steuern ausgelo¨sten
Vera¨nderungen im Verhalten der besteuerten Individuen ausgleichen –
”
Thus, before a re-
asonable estimation of these opposing eﬀects, it is diﬃcult to say whether the appropriate
beneﬁt/cost ratio for public spending should exceed or fall short of unity.“
In erster Na¨herung und vereinfachend wird im folgenden davon ausgegangen, dass trotz einer
Finanzierung des Vorhabens, das o¨ﬀentliche Gu¨ter bereitstellt, mit Steuergeldern im Ergebnis
keine Wohlfahrtsverluste beru¨cksichtigt werden mu¨ssen. Weiterhin wird angenommen, dass die
Finanzierung u¨ber ein Annuita¨tendarlehen35 erfolgt, das nach Brandes und Odening (1992: 66)
33Feldstein (1999: 679):
”
. . .the deadweight loss of the personal income tax on labor income reﬂects the
induced changes in itemized deductions and in income exclusions as well as a broader than usual measure
of changes in labor supply.“
34Fu¨r eine Diskussion dazu vgl. u.a. Browning und Liu (1998) und Kaplow (1998).
35Dabei bleibt der Kapitaldienst im Zeitablauf gleich, wa¨hrend der Anteil der Zinsen abnimmt, der Tilgungs-
anteil aber entsprechend wa¨chst.
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das am weitesten verbreitete langfristige Darlehen ist, und daher keine Opportunita¨tskosten
aus einer alternativen Verwendung der Mittel beru¨cksichtigt werden mu¨ssen. Dies ist eine
vereinfachende Annahme, da, wie Eckstein (1961: 480) feststellt, die Mittel fu¨r o¨ﬀentliche
Projekte meist aus dem aktuellen Steueraufkommen ﬁnanziert werden und eher selten u¨ber
eine Kreditaufnahme.
15.6 Der Diskontsatz
Im Rahmen des betrachteten Projekts fallen manche Zahlung nur zu bestimmten Zeitpunkten,
andere hingegen kontinuierlich an, z.B. die Kosten der Abbrucharbeiten zu Beginn des Be-
trachtungszeitraumes im Gegensatz zu den ja¨hrlichen Unterhaltungskosten der Infrastruktur.
Um Vergleichbarkeit zu erreichen, mu¨ssen alle anfallenden Kosten entweder auf einen bestimm-
ten Zeitpunkt bezogen (kapitalisiert)36 oder in einen gegla¨tteten Zahlungsstrom umgewandelt
werden. Dazu ist ein geeigneter Zins- bzw. Diskontsatz no¨tig, der die Knappheit und somit
den Preis des Kapitals ausdru¨ckt (vgl. Hampicke 1985: 100).
Nach Schneider (1992: 102) wird der Einsatz eines Kalkulationszinsfußes nur durch Vereinfa-
chungen der Modellu¨berlegungen erzwungen (Total- versus Partialmodell), was auch die Frage
nach dem allgemein richtigen Kalkulationszinsfuß sinnlos erscheinen la¨sst.
”
Fu¨r die praktische
Investitionsplanung verko¨rpert der Kalkulationszinsfuß eine vereinfachende Pauschalannahme
u¨ber die Finanzierungskosten und Ertra¨ge aus mo¨glichen Geldanlagen. Theoretisch sauber ist
der Kalkulationszinsfuß als Konkurrenzgleichgewichtspreis fu¨r die U¨berlassung von Geld fu¨r
eine Abrechungsperiode in einem vollkommenen Kapitalmarkt im Konkurrenzgleichgewicht zu
deuten. Der Kalkulationszinsfuß bezeichnet dabei den Preis, zu dem sowohl Geldanlagen als
auch Geldaufnahmen in beliebiger Ho¨he erfolgen ko¨nnen.“ (Schneider 1992: 102, eigene Her-
vorhebungen)
Das theoretische Fundament des Diskontierens liegt in den aufeinander aufbauenden U¨ber-
legungen von Rae (1905)37, Jevons (1911)38 und dessen Sohn Jevons (1905), Senior (1938)39,
Bo¨hm-Bawerk (1961)40, Fisher (1930) und Samuelson (1937) zur Thematik Intertemporaler
Entscheidungen. Basierend auf Frederick et al. (2002: 353–355) soll hier ein kurzer U¨ber-










−t; zur Erla¨uterung siehe z.B. Gleichung
16.5
37Erstmals vero¨ﬀentlicht 1834 als
”
Statement of Some New Principles on the Subject of Political Economy,
Exposing the Fallacies of the System of Free Trade and of Some Other Doctrines Maintained in the ’Wealth
of Nations’“ bei Hilliard Gray and Co., Boston (vgl. Ahmad 1998: 1, 17)
381. Auﬂage: 1888
391. Auﬂage: 1836
40sowie Bo¨hm-Bawerk (1961a) und Bo¨hm-Bawerk (1961b) – 1. Auﬂage: 1888, Jena
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Intertemporale Entscheidungen wurden durch die Vero¨ﬀentlichung von Rae (1905) zum
Werk von Adam Smith41 als eigensta¨ndige Thematik etabliert, in der Rae die Argumentati-
on Smiths bezu¨glich der Frage, warum Nationen u¨ber unterschiedlich hohe Vermo¨genssta¨nde
verfu¨gen, um ein seiner Meinung nach
”
missing element“ erweitert. Smith sah das Vermo¨gen
einer Nation durch den Umfang an Arbeit, die fu¨r die Produktion von Kapital zur Verfu¨gung
steht, bestimmt. Rae hielt diese Argumentation fu¨r unvollsta¨ndig, da sie nicht die Determi-
nanten dieser Verteilung erkla¨ren konnte – er fu¨gte
”
the eﬀective desire of accumulation“
hinzu. Damit fu¨hrte er die erste tiefergehende Diskussion um die psychologischen Motive, die
intertemporalen Entscheidungen zugrunde liegen. Ein solches Verhalten wird in Rae (1905)
als Kuppelprodukt verschiedener Faktoren verstanden, die entweder fo¨rderlich oder aber be-
schra¨nkend auf den eﬀektiven Wunsch nach Kapitalbildung (
”
accumulation“) wirken.
Die beiden positiv auf die Kapitalbildung wirkenden Faktoren sind ein
”
bequest motive“ (das
Motiv, einen Nachlass zu bilden) sowie die
”
propensity to exercise self restraint“ (die Neigung
zur Selbstbeherrschung). Limitierend auf die Kapitalbildung wirken hingegen die Unsicherheit
des menschlichen Lebens und der Reiz der Aussicht auf einen unverzu¨glichen Konsum. In diesen
Faktoren dru¨cken sich zwei fundamental unterschiedliche Sichtweisen auf die Zeitpra¨ferenz42
aus:
a) Zum einen die Annahme, dass die Menschen sich allein um ihren unmittelbaren Nutzen
ku¨mmern43 – in diesem Rahmen wird weitsichtiges Verhalten durch die Unterstellung
eines unmittelbaren Nutzens aus dem zuku¨nftigen Konsum erkla¨rt,
b) zum anderen die Annahme, dass eine Gleichbehandlung der Gegenwart und der Zukunft,
also
”
zero discounting“, den natu¨rlichen Wert fu¨r das Verhalten bei intertemporalen Ent-
scheidungen darstellt – in diesem Rahmen wird die U¨berbewertung der Gegenwart durch
das Leid erkla¨rt, das durch die fu¨r die Verschiebung der Belohnung no¨tige Entsagung
entsteht44.
Diese beiden Sichtweisen teilen die Idee, dass intertemporale Entscheidungen von unmit-
telbaren Gefu¨hlen abha¨ngig sind. Sie erkla¨ren aber die Variabilita¨t in den intertemporalen
Entscheidungen auf unterschiedliche Weise. Aus Sicht der so genannten
”
anticipatory utility“-
Annahme (a) ru¨hren diese Variationen von den Unterschieden in den Fa¨higkeiten der Menschen
her, sich die Zukunft vorzustellen, sowie von den Unterschieden der jeweiligen Entscheidungs-
situationen selbst, die derartige Vorstellungen fo¨rdern bzw. behindern ko¨nnen. Die so genannte
”
abstinence perpective“ (b) hingegen erkla¨rt diese Varianz auf der Basis individueller und si-
tuativer Unterschiede durch das psychologische Unbehagen, das mit Entsagung verbunden
41
”
An inquiry into the nature and causes of the wealth of nations“, 3 Ba¨nde, 1. Auﬂage: 1776
42
”
We use the term time preference to refer, more speciﬁcally, to the preference for immediate utility over
delayed utility.“ (Frederick et al. 2002: 352, Hervorhebungen im Original)
43
”
. . .later championed by Jevons (1911) and his son Jevons (1905)“ (Frederick et al. 2002: 353)
44
”
Senior (1938) . . . best-known advocate of this ’abstinence’ perspective“ (Frederick et al. 2002: 553)
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ist.
Bo¨hm-Bawerk (1961, b, c) fu¨gte 1888 hier nun ein neues Motiv an. Er vertritt die Auﬀassung,
dass menschliche Wesen an der systematischen Tendenz der Unterscha¨tzung ihrer zuku¨nftigen
Bedu¨rfnisse leiden. Wie seine Vorga¨nger analysiert Bo¨hm-Bawerk (1961) die Zeitpra¨ferenz auf
sehr psychologische Art und Weise. Doch wa¨hrend diese mit Motiven, welche allein zeitbezogen
sind, argumentieren, begann Bo¨hm-Bawerk mit der Modellierung intertemporaler Entscheidun-
gen mit den selben Instrumenten, die fu¨r die Beschreibung anderer o¨konomischer Zielkonﬂikte
bzw. Abwa¨gungsentscheidungen genutzt werden. Er betrachtete intertemporale Entscheidun-
gen als
”
technische“ Entscheidungen u¨ber die (perso¨nliche) Allokation knapper Ressourcen
u¨ber die Zeit.
Dieses Vorgehen wurde 1930 von Fisher (1930) formalisiert. Fishers Darstellung des Pro-
blems in einem Koordinatensystem machte deutlich, dass die beobachtbare Zeitpra¨ferenz einer
Person (die Grenzrate der Substitution ihres gewa¨hlten Konsumbu¨ndels) von zwei Gesichts-
punkten abha¨ngig ist:
1. von der Zeitpra¨ferenz45, und
2. von abnehmendem Grenznutzen.
Im ersten Teil des 20. Jahrhunderts wurde die Zeitpra¨ferenz also als eine Vermischung ver-
schiedener intertemporaler Motive betrachtet, die sich in der so genannten Diskontrate46 des
1937 von Samuelson (1937) eingefu¨hrten
”
discounted utility“-Modells47 verdichten, jedoch
noch immer essenziell fu¨r das Versta¨ndnis intertemporaler Entscheidungen sind. Dieses gene-
ralisierte Modell intertemporaler Entscheidungen ist im Gegensatz zu Fishers Zwei-Perioden-
Modell auf multiple Zeitperioden anwendbar. Gleichzeitig sollte es zeigen, dass die Darstellung
intertemporaler Tradeoﬀs ein kardinales Nutzen-Maß verlangt.
Samuelson sah das
”
discounted utility“-Modell nicht als ein normatives Modell fu¨r intertem-
porale Entscheidungen. Trotz seiner Skepsis auch bezu¨glich der Stichhaltigkeit dieses Modells
setzte es sich auf Grund seiner Einfachheit und Eleganz der Formulierung sehr schnell als
45
”
In Fisher’s formulation, pure time preference can be interpreted as the marginal rate of substitution on the




. . .the individual’s pure rate of time preference . . ., which is meant to reﬂect the collective eﬀects of the
”psychological” motives. . .“ (Frederick et al. 2002: 355)
47
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Analyserahmen fu¨r intertemporale Entscheidungen durch. Die Dominanz dieses Modells als
Standardmodell intertemporaler Entscheidungen wurde durch die Untersuchung von Koop-
mans (1960) zu Bo¨hm-Bawerks Idee der Pra¨ferenzen erweitert, da u.a. Koopmans48 zeigte,
dass das
”
discounted utility“-Modell von einem (zuna¨chst) einleuchtenden Satz von Axiomen
abgeleitet werden kann (und unter genau speziﬁzierten Umsta¨nden Individuen aus logischen
Gru¨nden eine positive Zeitpra¨ferenz besitzen mu¨ssen).
Die Diskontierung wurzelt also in den Pra¨ferenzen der Individuen, von denen im Allgemeinen
angenommen wird, dass sie heutigen Nutzen gegenu¨ber ku¨nftigem Nutzen vorziehen. Dane-
ben entstehen aber auch Opportunita¨tskosten durch entgangene Zinsen, wenn eine Investition
nicht geta¨tigt, sondern vielmehr das entsprechende Geld heute ausgegeben wird. Diese beiden
bei Entscheidungen von Individuen wichtigen U¨berlegungen – die Zeitpra¨ferenzrate (
”
Marginal
Rate of Time Preference“) und die Kapitalverzinsung privater Investitionen (
”
Marginal Rate
of Return on Private Investment“) – bieten einen Ansatzpunkt fu¨r U¨berlegungen, wie zuku¨nf-
tige gesellschaftliche Kosten und Nutzen diskontiert werden sollten – was also die
”
richtige“
Diskontrate ist, um einen Vergleich mit gegenwa¨rtigen gesellschaftlichen Kosten und Nutzen
zu ermo¨glichen. In vollkommenen Ma¨rkten sind diese beiden Raten gleich groß, so dass die
Festlegung der fu¨r K-N-A so wichtigen gesellschaftlichen Diskontrate (
”
social discount rate“)
keine Probleme bereitet (vgl. Boardman et al. 2001: 230–236). Unter realen Bedingungen mit
Steuern, Risiken und Transaktionskosten fa¨llt die Feststellung der angemessenen gesellschaftli-
chen Diskontrate allerdings schwer, da Zeitpra¨ferenzrate und die Rendite privater Investitionen
nicht mehr zusammenfallen, sowie unterschiedliche Zeitpra¨ferenzraten und Kapitalrenditen bei
unterschiedlichen Individuen mo¨glich sind.
Einige Autoren sehen allerdings keine stichhaltigen Gru¨nde fu¨r eine Diskontierung von zuku¨nf-
tigen Nutzen (und damit auch der Kosten) lediglich aufgrund ihres Auftretens in der Zukunft,
z.B. Bhagwati (1966 in Henderson (1968: 99)). Dem gegenu¨ber beschreibt Henderson (1968:
98–100) drei Hauptargumentationslinien, welche die Ableitung einer positiven Zeitpra¨ferenz
und damit auch einer positiven Diskontrate zu erlauben scheinen. Zum einen kann fu¨r eine
positive Diskontrate aufgrund von Unsicherheit bzw. Risiko bezu¨glich des ku¨nftigen Konsums
argumentiert werden. Allerdings kann dieses Argument nicht kla¨ren, ob der am wenigsten mit
Risiko behaftete Konsum ebenfalls mit einer positiven Rate diskontiert werden sollte. Zum
anderen ko¨nnte die Rationalita¨t einer positiven Diskontrate durch die Unumga¨nglichkeit des
Todes erkla¨rt werden. Doch es ist fraglich oder zumindest diskussionswu¨rdig, ob o¨ﬀentliche
Vorhabentra¨ger dieses Argument akzeptieren sollten, auch, da dadurch lediglich die Wohlfahrt
der heute lebenden nicht aber zuku¨nftiger Individuen beru¨cksichtigt wu¨rde. Schließlich kann
eine positive Zeit-Pra¨ferenzrate mit Verweis auf den abnehmenden Grenznutzen zuku¨nftigen
Konsums unter der Annahme eines mit der Zeit wachsenden realen Pro-Kopf-Konsums ver-
treten werden – ein zuku¨nftiger Anstieg im Konsum ist demnach weniger wert als derselbe
Anstieg im Konsum heute. Doch auch dieser Ansatz ist mit Problemen behaftet und fu¨hrt
48Vgl. Frederick et al. (2002: 356, Fußnote 4) fu¨r diesbezu¨gliche Axiom-Systeme weiterer Autoren.
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nicht zu einer eindeutigen Diskontrate.
Verschiedene Methoden zur Ermittlung einer angemessenen Diskontrate wurden entwickelt.
Ihre Messung bzw. Scha¨tzung kann aus Beobachtungen des Verhaltens der Individuen in der
”
realen Welt“ oder aber aus experimentellen Erhebungen abgeleitet werden (vgl. Frederick





location, intertemporal arbitrage, concave utility, uncertainty, inﬂation, expectations of chan-
ging utility, additional biasing factors from modiﬁcations to the instantaneous utility function“
(vgl. Frederick et al. 2002: 380–383)) beru¨cksichtigt werden mu¨ssen, welche
”
typically are
not regarded as legitimate components of time preference per se, but they can aﬀect both
experimental responses and real world choices.“ (Frederick et al. 2002: 377, Hervorhebungen
im Original). Henderson (1968: 96–118) unterscheidet wenigstens vier Wege der Herleitung
einer Diskontrate49. Keiner dieser scheint jedoch ohne schwerwiegende Einwa¨nde umsetzbar zu
sein, was eine Wahl der Diskontrate im Bewusstsein der Unzula¨nglichkeit der Verfahren wichtig
macht. Boardman et al. (2001: 236–250) stellen sechs Mo¨glichkeiten vor, favorisieren jedoch
die Verwendung des Schattenpreises des Kapitals (
”
shadow price of capital“) zur Ermittlung
der gesellschaftlichen Diskontrate gegenu¨ber der Verwendung z.B. der
”
marginal social rate of
time preference“-Methode oder der
”
marginal rate of return on private investment“-Methode.
Die Berechnung der Diskontrate erfordert dabei zuna¨chst eine Unterscheidung der Auswirkun-
gen des o¨ﬀentlichen Projekts in die Investitionen bzw. den Konsum betreﬀende Auswirkungen
(vgl. Feldstein 1972). Vera¨nderungen in den Investitionen werden mit Hilfe des Schattenprei-





Konsum-A¨quivalente“ sowie des Konsums werden schließlich mit
Hilfe der
”
marginal social rate of time preference“ diskontiert51.
49Use of 1) the rate of interest on longterm government securities; 2) a social time preference rate; 3) an
opportunity cost rate; 4) combined use of a social time preference rate and a calculation of the social
opportunity cost of public investments.
50Vereinfachte Gleichung: θ = rz/pz, wobei θ = Schattenpreis des Kapitals, rz = ”
marginal rate of return on
private investment“, pz = ”
marginal social rate of time preference“, siehe Boardman et al. (2001: 241–243)
fu¨r weitere Ausfu¨hrungen
51Praktische Auswirkungen der Anwendung der
”
shadow price of capital“-Methode nach Boardman et al.
(2001: 248–249): Falls alle Kosten und Nutzen als Vera¨nderungen im Konsum gemessen werden, sollten
sie mit der
”
marginal social rate of time preference“ diskontiert werden. Die Autoren empfehlen hierbei die
Verwendung einer Rate von 2% (Sensitivita¨tsanalyse bei 0 und 4%). Falls alle Kosten und Nutzen hingegen
als Vera¨nderungen in den privaten Investitionen gemessen werden, sollten sie mit Hilfe der
”
marginal rate
of return on private investment“ diskontiert werden, wofu¨r die Autoren eine Rate von 8% empfehlen
(Sensitivita¨tsanalyse bei 6% und 10%). Sollten einige Kosten bzw. Nutzen als Vera¨nderungen im Konsum,
andere aber als Vera¨nderungen in den privaten Investitionen gemessen worden sein, sollte der
”
shadow price
of capital“ auf die Vera¨nderungen in den Investitionen angewendet werden, um dann mit der
”
marginal
social rate of time preference“ diskontieren zu ko¨nnen. Allerdings ko¨nnen Kosten und Nutzen meist nicht
eindeutig als Vera¨nderungen im Konsum oder in den privaten Investitionen eingeordnet werden. In diesem
Fall empfehlen Boardman et al. (2001) 15% der Projektwirkungen als Vera¨nderungen in den Investitionen
und 85% als Vera¨nderungen im Konsum zu behandeln. Als
”
shadow price of capital“ kann eine Rate von
1.65% (Sensitivita¨tsanalyse bei 1.3 und 2.7%) verwendet werden.
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Ein a¨hnliches Vorgehen empﬁehlt schon Feldstein (1964).
Fu¨r Projekte mit hohen zuku¨nftigen (d.h. intergenerationellen) Umwelt- oder Gesundheits-
auswirkungen ko¨nnen niedrigere Diskontraten als bei eher kurzfristigen K-N-A (nur eine Ge-
neration betreﬀend) gerechtfertigt werden, insbesondere, wenn die Auswirkung erst in sehr
entfernter Zukunft eintreten werden. Vor allem in solchen Fa¨llen wird auch fu¨r mit der Zeit
abnehmende Diskontraten (
”
hyperbolic discounting“)52 argumentiert, was ho¨here Diskontra-
ten fu¨r Auswirkungen in der nahen Zukunft und immer geringere Diskontraten bedeutet, je
weiter die Projektauswirkungen in zeitlicher Entfernung zur Durchfu¨hrung des Projektes eintre-
ten. Die Anwendung einer solchen Diskontierung impliziert auch Annahmen u¨ber das Verhalten
der wirtschaftlichen Individuen:
”
Hyperbolic discounting leads a person to consume more than
she would like from a prior perspective (or, equivalently, to under-save).“ (Frederick et al.
2002: 366). Es gibt verschiedene Ansa¨tze,
”
time declining discount rates“ abzuleiten, z.B. im
Rahmen von
”
proportional discounting“ (z.B. Harvey 1994) oder i.e.S.
”
hyperbolic discoun-
ting“ (z.B. in Portney und Weyant 1999). Als Beispiele fu¨r weitere Untersuchungen zu diesem
Thema sollen hier nur Weitzman (2001), Newell und Pizer (2001) und Moore et al. (2004)
genannt werden.
Aus praktischen Gru¨nden empfehlen Moore et al. (2004: 13 u. Abb. 1) fu¨r kleine Projek-
te, deren Betrachtungszeitraum weniger als 50 Jahre betra¨gt, und welche nicht dazu geeignet
sind, die herrschenden Marktpreise zu beeinﬂussen, eine Diskontrate von 3,5% (2,5 bis 4,5%).
Sollte eine la¨ngerfristige Betrachtung no¨tig sein, so sollten, diesen Autoren zufolge, mit der
Zeit abnehmende Diskontraten angewendet werden, um ethischen Erwa¨gungen, aber auch
zuku¨nftigen Wirtschaftswachstumsraten, Kapitalertra¨gen und der marginalen Sparneigung in-
newohnenden Unsicherheit, die zunimmt, je weiter man in die Zukunft blickt, Rechnung zu
tragen.
LAWA (1998: 4-3) weist darauf hin, dass die Ho¨he der Diskontierung zuku¨nftiger Kosten
auf die Gegenwart, um sie aus gesamtwirtschaftlicher Sicht zu vergleichen, ein Werturteil
darstellt, dem verschiedene theoretische Ansa¨tze zugrunde gelegt werden ko¨nnen. Bei der
Bestimmung dieser Gro¨ße kann z.B. auf die Gro¨ße der Kapitalproduktivita¨t der Marktwirtschaft
zuru¨ckgegriﬀen werden, wobei aber die Langfristigkeit der Untersuchung und Unterschiede in
52Verschiedene Unzula¨nglichkeiten des
”
discounted utility“-Modells von Samuelson als ein Modell zur Be-




empirically observed discount rates are not constant over time, but appear to decline – a pattern often
referred to as hyperbolic discounting“ (Frederick et al. 2002: 360). Es existiert
”
. . .a particularly simple
functional form which captures the essence of hyperbolic discounting:
D(k) [a person’s discount function] =

 1 if k = 0β δk if k > 0
. . .The (β, δ) formulation is highly tractable, and captures many of the qualitative implications of hyperbolic
discounting.“ (vgl., auch fu¨r die Notation, Frederick et al. 2002: 355, 366, Hervorhebungen im Original).
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den Investitionsrisiken zu beru¨cksichtigen sind.
Bei der Beurteilung gerade der langfristigen Wirtschaftlichkeit von Vorhaben muss die Ei-
genschaft des Zinses als zukunftsbezogene Gro¨ße mit einem sehr fernen Planungshorizont
beachtet werden. So empﬁehlt LAWA (1998: 4-3) in Anlehnung an wirtschaftswissenschaft-
liche Untersuchungen im Rahmen der Fortschreibung der Bundesverkehrswegeplanung einen
langfristigen Zinssatz von real 3% p.a. als Standardwert fu¨r Kalkulationen von wasserwirt-
schaftlichen Anlagen (und fu¨r Sensititvita¨tsuntersuchungen Betrachtungen eines Bereichs von
2% bis ho¨chstens 5% p.a.). Zusa¨tzlich kann die Empfehlung von Stock und Gu¨tter (2000:
16), Abriss- und Entsorgungskosten auf der Grundlage von Kapitalmarktzinsen (i.d.R. 5,0% –
7,0%) abzudiskontieren, beru¨cksichtigt werden.
Bei all diesen U¨berlegungen zum
”
richtigen“ Diskontsatz sei abschließend noch einmal darauf
hingewiesen, was schon Eckstein (1961: 460) feststellte:
”
. . .the choice of interest rates must
remain a value judgement“. Weiter- und tiefergehende Ausfu¨hrungen zu diesem Thema ﬁnden
sich u.a. in Ott (2003) und Hampicke (2003).
15.7 Praktische Umsetzung
Boardman et al. (2001: 7–17) identiﬁzieren neun grundlegende Schritte bei der Durchfu¨hrung
einer K-N-A (CBA):
1. Specify the set of alternative projects.
2. Decide whose beneﬁts and costs count (standing).
3. Catalogue the impacts and select measurement indicators (units).
4. Predict the impacts quantitatively over the life of the project.
5. Monetize (attach dollar values to) all impacts.
6. Discount beneﬁts and costs to obtain present values.
7. Compute the net present value (NPV) of each alternative.
8. Perform sensitivity analysis.
9. Make a recommendation based on the NPV and sensitivity analysis.
Tabelle 15.1: Die Hauptstufen einer Kosten-Nutzen-Analyse, aus: (Boardman et al. 2001: 7)
Die grundsa¨tzliche Regel fu¨r Entscheidungen u¨ber die Durchfu¨hrung o¨ﬀentlicher Projekte
lautet dann: Die o¨ﬀentliche Hand sollte die Projekte durchfu¨hren, fu¨r welche die Diﬀerenz
zwischen den Gegenwartswerten der aggregierten Nutzen und der Opportunita¨tskosten (der
”
net present value“) positiv ist (vgl. Boardman et al. 2001: 14).
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Es muss jedoch bei der gesamten Analyse beru¨cksichtigt werden, was schon Ciriacy-Wantrup
(1955: 676–677) feststellte:
”
Decisions by the government regarding resources development are
essentially political rather than economic. This holds for their substance, for the social process
by which they are reached, and for the institutions through which they are implemented. . . .
One may ask then: Is it worth while investing considerable eﬀort and expense in beneﬁt-cost
analysis if the risk of misleading results is great and – even though this risk is avoided – if
the results are of relatively minor signiﬁcance as compared with political factors in actually
aﬀecting public resource development?“ Ciriacy-Wantrup (1955) und andere (vgl. Abschnitt





Im Rahmen der K-N-A gibt es eine ganze Reihe verschiedener Kriterien, nach denen Projekte
geordnet bzw. bewertet werden ko¨nnen (z.B. Maximierung des Verha¨ltnisses zwischen Nutzen
und Kosten eines Vorhabens versus Maximierung der Diﬀerenz zwischen dessen Nutzen und
Kosten versus Maximierung der durchschnittlichen Ertragsrate eines Vorhabens) (vgl. z.B.:
Eckstein 1958, McKean 1958).
Das
”
Subcommittee on Beneﬁts and Costs“ (in Eckstein 1958: 65f.) schla¨gt folgende Pro-
zedur vor:
”
. . .determination of the scale of a project on the basis of maximizing the diﬀerence
between beneﬁts and costs, which means, in practical terms, that all separable segments of a
project be added to the project plan as long as the extra beneﬁts exceed the extra cost. The
relative economic ranking of projects is to be based on the beneﬁt-cost ratio.“54
Fu¨r McKean (1958: 117) hingegen lautet das richtige Kriterium fu¨r das o¨konomisch eﬃ-
zienteste Investitionsprojekt:
”
. . . the maximization of present worth for a given investment
budget, when the streams are discounted at the marginal internal rate of return.“ Auch Prest
und Turvey (1965: 703) sehen in
”
present value of beneﬁts less costs . . . [the] most common
maximand where projects involve only cost and beneﬁts expressed in terms of money“. Diese
Gro¨ße – der Gegenwartswert des Stroms der Einnahmen vermindert um den Gegenwartswert
des Stroms der Kosten – stellt laut McKean (1958: 124) das Hauptergebnis einer K-N-A dar.
Wichtig ist, dass dabei auch die versunken Kosten einer Entscheidung beru¨cksichtigt werden,
die sich als Opportunita¨tskosten aus der Aufgabe der Mo¨glichkeit ergeben, mit der Entschei-
dung zu warten und weitere Informationen zu sammeln, wenn u¨ber einzelne Parameter der
Entscheidungsﬁndung Unsicherheit besteht (vgl. Dixit und Pindyck 1994: 135ﬀ.).
Auf der Grundlage dieser Gro¨ße ko¨nnen verschiedene Entscheidungsregeln oder -algorithmen
entworfen werden. Prest und Turvey (1965: 703) stellen vier der mo¨glichen Vorgehensweisen
53Daher wird diese Untersuchung hier weiter fortgesetzt.
54Schwa¨chen dieses Vorgehens: siehe Eckstein (1958: 66)
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bei Entscheidungen u¨ber Vorhaben (
”
choice of projects which maximises the present value of
total beneﬁts less total costs“) vor, die allerdings nur gelten, wenn die zu bewertenden bzw.
zu vergleichenden Projekte weder voneinander abha¨ngig noch sich gegenseitig ausschließend
sind. Die vier a¨quivalenten Entscheidungswege lauten:
1.
”
select all projects where the present value of beneﬁts exceeds the present value of costs;
2. select all projects where the ratio of the present value of beneﬁts to the present value
of costs exceeds unity;
3. select all projects where the constant annuity with the same present value as beneﬁts
exceeds the constant annuity (of the same duration) with the same present value of
costs;
4. select all projects where the internal rate of return exceeds the chosen rate of discount.“
Fu¨r die folgende Untersuchung ist vor allem die Wahl des besten Anfangsdatums oder
Durchfu¨hrungsstermins des Vorhabens von Bedeutung. Hierzu stellen Prest und Turvey (1965:
704) fest:
”
it [the starting date] must be chosen so as to maximise the present value of
beneﬁts less costs at the reference date.“ Aus theoretischer Sicht problematisch an dieser
speziellen aber auch ha¨uﬁgen Form der Fragestellung ist jedoch die Tatsache, dass in der
folgenden Untersuchung sich gegenseitig ausschließende bzw. nicht miteinander vereinbare
Projekte verglichen werden sollen, die bis auf den unterschiedlichen Durchfu¨hrungszeitpunkt
identisch sind. McKean (1958: 122f.) weist auf Probleme durch das Ordnen derartiger Projekte
hin, deren Rangfolge keine sinnvollen Schlu¨sse zula¨sst, wenn man davon ausgeht, dass diese
Rangordnung, soweit das Budget reicht, abgearbeitet bzw. die verschiedenen Vorhaben zeitlich
nacheinander realisiert werden sollen (vgl. auch Prest und Turvey 1965: 686–687, 704).
Henderson (1968: 92–93) macht deutlich, dass Entscheidungen u¨ber den
”
richtigen“ Durch-
fu¨hrungszeitpunkt auf der Grundlage des Netto-Gegenwartswertes bzw. der
”
internal rate of
return“ ebenfalls nicht notwendig zu korrekten Ergebnissen fu¨hren. Verschiedene Autoren ar-
gumentieren sowohl fu¨r das oben beschriebene als auch fu¨r das letztgenannte Vorgehen, wie
Henderson (vgl. 1968: 93–95) zusammenfassend zeigt. Sollte es jedoch keine Beschra¨nkung
bezu¨glich des Kapitals geben, so gibt es demnach keine entscheidenden Argumente, die eine
der beiden Vorgehensweisen eher zu empfehlen scheinen. Dem gegenu¨ber kann jedoch im Falle
der Beschra¨nkung des verfu¨gbaren Kapitals nach Henderson (1968: 96) fu¨r eine Entscheidung
auf der Grundlage des Netto-Gegenwartswertes argumentiert werden.
In der folgenden Untersuchung wurde u.a. aufgrund der hier nur angedeuteten U¨berlegun-
gen ein Ordnen der zu vergleichenden Vorhaben (identisch bei lediglich unterschiedlichem
Durchfu¨hrungszeitpunkt) auf der Grundlage der Gegenwartswerte ihrer Opportunita¨tskosten
gewa¨hlt.
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15.8 Grenzen und Vorteile der Kosten-Nutzen-Analyse
Wie schon in den vorangegangen Abschnitten immer wieder angedeutet wurde, ist die Me-
thode der K-N-A nicht unumstritten bzw. nicht ohne Schwierigkeiten umzusetzen. An zwei
Grenzen sto¨ßt diese Methode (vgl. Prest und Turvey 1965: 728ﬀ.): sowohl in Hinblick auf
die theoretischen Grundlagen als auch bei der praktischen Umsetzung der Methode existieren
z.T. erhebliche Schwa¨chen, was manche Autoren ein vernichtendes Urteil fa¨llen la¨sst (vgl. z.B.
Smithies 1955: 344f.) – Prest und Turvey (1965: 730) stellen nach der Auﬂistung verschiedener
Schwierigkeiten (vor allem in Bezug auf die Scha¨tzung der Nutzen von Projekten) fest:
”
These
are a formidable range of diﬃculties which might give the appearance of being a technical if
not an actual knockout.“ Doch:
”
The case for using cost-beneﬁt analysis is strengthened, not
weakened, if its limitations are openly recognised and indeed emphasised.“
Was sind die Schwa¨chen der K-N-A, welche bei ihrer Anwendung und der Interpretation der
Ergebnisse unbedingt beru¨cksichtigt werden mu¨ssen?
In theoretischer Hinsicht sind die der Methode der K-N-A zugrundeliegenden Annahmen
”
that individual well-being can be characterized in items of preference satisfaction“ und
”
that
aggregate social well-being can be expressed as an aggregation of individual social welfare“
(Kopp et al. 1997) nicht unproblematisch55. Empirische Probleme ergeben sich vor allem bei
der Quantiﬁzierung o¨konomischer Werte, der Aggregierung individueller Wohlfahrt, aber z.B.
auch im Umgang mit Unsicherheit56 und bei der Festlegung einer angemessenen Diskontrate57.
Eine andere Schwierigkeit besteht gleichwohl in der Tatsache, dass anscheinend keine wirk-
liche Alternative zur K-N-A existiert.
Neben den Grenzen mu¨ssen aber auch die Vorteile der Methode benannt werden: eine solche
Form der Analyse kann die Quantiﬁzierung von Kosten und Nutzen, soweit dies mo¨glich ist,
forcieren, um den Anteil der qualitativen Beurteilung bzw. perso¨nlicher Intuition in der Projekt-
Bewertung so gering wie mo¨glich zu gestalten. Daneben weisen Praktiker darauf hin, dass als
ein wertvolles Nebenprodukt einer K-N-A Fragen generiert werden, welche sonst nicht gestellt
werden wu¨rden – z.B. nach der Rechtfertigung der existierenden Preispolitik (vgl. Prest und
Turvey 1965: 730). Fu¨r Kopp et al. (1997: 1) liegt der Nutzen einer solchen Analyse-Form
auch in der Ermo¨glichung einer konsistenten Datensammlung, der Identiﬁzierung von Lu¨cken
55Insgesamt wird in Kopp et al. (1997: 7–14) auf folgende, sich zum Teil u¨berschneidende problematische
Punkte der Methode hingewiesen:
”
the notion that preferences satisfaction gives rise to individual well-
being, the elements of the individual social-welfare index, the notion that economic value is a measure
of preferences satisfaction, the empirical and philosophic problems encountered in quantifying economic
value, the presumption that the well-being of society can by deﬁned as some aggregation of the well-being
of individual members of that society, and the method by which the aggregation is performed.“, vgl. auch
Prest und Turvey (1965: 729f.)
56Sowohl aus theoretischer als auch aus praktischer Hinsicht problematisch.
57Wie in Fußnote 56.
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und Unsicherheiten im vorhandenen Wissen und in der Bereitstellung eines aggregierten Maßes
fu¨r den Netto-Nutzen eines Vorhabens.
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Im folgenden werden die volkswirtschaftlichen Kosten der Verdra¨ngung von Besiedlung zu-
gunsten der Einrichtung eines Feuchtgebietes untersucht. Zuna¨chst werden das Konzept die-
ser Untersuchung, das Vorgehen und die beru¨cksichtigten Gro¨ßen erla¨utert. Darauf folgt die
Darstellung der verwendeten Daten und der Ergebnisse der Berechnung der Opportunita¨tsko-
sten. Schließlich werden die berechneten Opportunita¨tskosten dieses Vorhabens den in anderen
Studien ermittelten volkswirtschaftlichen Nutzen von Retentionsﬂa¨chen bzw. Feuchtgebieten
gegenu¨bergestellt.
16.1 Konzeptionelle Grundlage
Im Rahmen von Entscheidung zwischen alternativen Konzepten mu¨ssen diese bewertet werden.
Der Nutzen, der sich aus der Durchfu¨hrung eines Vorhabens ergibt, wird in diesem Fall relativ zu
den alternativen Vorhaben bestimmt. Die relevanten Kosten eines Vorhabens sind diejenigen,
die genau dann anfallen, wenn in einer gewissen Weise gehandelt wird, andernfalls aber nicht.
Was im volkswirtschaftlichen Sinne interessiert, sind diese Kosten bzw. der entgangene Nutzen,
der sich aus der Durchfu¨hrung eines Vorhabens ergibt – die Opportunita¨tskosten (vgl. Sugden
und Williams 1978: 30).
In diesem Abschnitt sollen die verschiedenen beru¨cksichtigten, also als relevant angesehenen
Kostengro¨ßen sowie das Vorgehen bei der Ermittlung der Opportunita¨tskosten des Projektes
”
Renaturierung eines Feuchtgebietes bei Verdra¨ngung von Besiedlung“ dargestellt werden.
Dabei wird dieses Projekt als ein kleines Vorhaben im Sinne von Hanusch (1994: 55) behandelt,
von dessen Durchfu¨hrung die entsprechenden Marktpreise unbeeinﬂusst bleiben.
16.1.1 Vorgehen
Diese Analyse behandelt nicht einen konkreten Fall. Sie bezieht sich vielmehr, in Anlehnung
an den konkreten Fall einer Umsiedlung (Ro¨derau-Su¨d), auf einen konstruierten Fall, aus dem
verallgemeinerte Aussagen abgeleitet werden sollen. Daher sind immer wieder Annahmen u¨ber
durchschnittliche, allgemein gu¨ltige Gro¨ßen und Tatsachen erforderlich, die allerdings mo¨glichst
anhand von realen Untersuchungen und Beispielen getroﬀen werden.
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Die erste Annahme betriﬀt die Gro¨ße der von Hochwasser potenziell betroﬀenen Siedlun-
gen bzw. Siedlungsteile, fu¨r welche diese Untersuchung gelten soll. Diese scheinen meist eine
bestimmte Gro¨ßenordnung aufzuweisen – in der Literatur ﬁnden sich Hinweise auf eine Gro¨ße
von 401 bis mindestens 1702 Wohneinheiten sowie Gewerbeﬂa¨chen3, vgl. auch betroﬀene Be-
reiche im Stadtgebiet von Dresden, Ko¨ln, etc.). Der hier untersuchte Fall der Absiedlung
eines Wohn- und Gewerbegebietes mit einer Fla¨che von 20 ha, so wird angenommen, re-
pra¨sentiert ein Bebauungsgebiet durchschnittlicher Gro¨ße im U¨berschwemmungsbereich eines
Flusses (eventuell im oberen Bereich der Gro¨ßenklasse:
”
Potenzielle Absiedlungsgebiete“). Der
Autorin liegen keine vollsta¨ndigen und aussagekra¨ftigen Zusammenstellungen von Baugebie-
ten in U¨berschwemmungsra¨umen (potenziellen und realen) in Deutschland vor, aus denen ein
repra¨sentatives Beispiel herausgegriﬀen bzw. abgeleitet werden ko¨nnte. Alle nach ausfu¨hrli-
cher Recherche verfu¨gbaren Informationen zu derartigen Fla¨chen sind lu¨ckenhaft bzw. nur auf
Einzelfa¨lle bezogen.
Daneben wird angenommen, dass die Wahrscheinlichkeit fu¨r eine Absiedlung sowie das
Kosten-Wirkungsverha¨ltnis bei der Absiedlung kleiner Siedlungen bzw. von Siedlungsteilen
gu¨nstiger als bei großen Siedlungen ist.
Daher sollen zum einen die Stadt Sandau (vgl. Abbildung 16.1), die im Flussgebiet und po-
tentiellen U¨berschwemmungsgebiet der Elbe liegt, zum anderen das Wohn- und Gewerbegebiet
Ro¨derau-Su¨d (vgl. Abbildung 16.2), das nach dem Sommerhochwasser der Elbe im Jahr 2002
aufgrund seiner Lage im U¨berschwemmungsgebiet dieses Flusses und der sehr starken Betrof-
fenheit durch das erwa¨hnte Hochwasser nun zuru¨ck gebaut wurde (bis Ende 2004), als Beispiele
fu¨r Absiedlungen im Zuge der Einrichtung von Retentionsﬂa¨chen dienen. In Ro¨derau-Su¨d wur-
den ca. 350 Einwohner bzw. ca. 170 Wohneinheiten umgesiedelt, was Kosten beim Freistaat
Sachsen in Ho¨he von ca. 38 Mio. Euro verursachte. In Sandau leben ca. 1088 Einwohner auf
ca. 55 ha Wohnbauﬂa¨che.
Auf Grundlage der Datenbasis zu Ro¨derau-Su¨d sowie zur Stadt Sandau soll abstrahiert
werden, indem z.B. die Bewertung von Grundstu¨cken und Geba¨uden nicht durch Befragung
der Betroﬀenen oder durch genaue Gutachten zu den einzelnen Fla¨chen, sondern anhand
des aktuellen Grundstu¨cksmarktberichtes (Der Gutachterausschuss fu¨r Grundstu¨ckswerte fu¨r
den Bereich des Katasteramtes Stendal 2002) unter Beru¨cksichtigung der besonderen Lage
der Fla¨chen hinter einem Deich (U¨berschwemmungsgefahr mindestens ab dem Bemessungs-
hochwasser der Hochwasserschutzanlagen) und der damit verbundenen Beeinﬂussung durch
verha¨ltnisma¨ßig hohe Grundwassersta¨nde (vgl. Burek und Nestmann 2002) erfolgen soll.
Bei dieser Untersuchung ist vor allem die Gro¨ßenordnung der Kosten relevant. Es soll ver-
1vgl. Su¨ddeutsche Zeitung 15./16. Mai 2004 – geplantes Wohngebiet in Mering bei Augsburg
2vgl. Fall Ro¨derau-Su¨d (Sachsen) – Beschreibung in Tabelle 17.3
3MDR.de 25.11.02: . . . Insgesamt hatten sa¨chsische Gemeinden 45 Bebauungspla¨ne fu¨r U¨berschwemmungs-
gebiete verabschiedet. . . . – U. Korzen-Kru¨ger: Liste dieser Bebauungspla¨ne (01.11.04), Gro¨ße: 2,4 ha bis
mehr als 200 ha (laut Internet-Recherche im Dezember 2004)
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Abbildung 16.1: Lage der Stadt Sandau im Flussgebiet der Elbe in Sachsen-Anhalt, aus: (LAU
Sachsen-Anhalt 2002: 30, bearbeitet)
sucht werden, allgemeine Aussagen zu Kostenstruktur und Gro¨ßenordnung der Kosten eines
solchen Projekts zu treﬀen.
”
Before it is possible to measure eﬀects, the practice or program in question must be
accurately identiﬁed and delineated.“ (Regan und Weitzell 1947: 1278). Im folgenden Abschnitt
ﬁndet sich dementsprechend zuna¨chst eine Beschreibung und Abgrenzung des konstruierten
und beispielhaften Vorhabens als Grundlage der geplanten Analyse, wobei vor allem Gewicht
auf die dadurch verursachten Kosten gelegt wird.
16.1.2 Enteignung versus freiwillige Einigung
Da im Rahmen des hier untersuchten Vorhabens Menschen ihr Eigentum aufgeben mu¨ssen,
stellt sich zuna¨chst die Frage nach der Umsetzung dieses Sachverhalts. Im wesentlichen exi-
stieren hierzu zwei Mo¨glichkeiten: Zum einen kann das Vorhaben durch eine freiwillige Ver-
einbarung mit den betroﬀenen Bu¨rgern ermo¨glicht werden, wie dies auch bei Absiedlungen
im Rahmen des Braunkohletagebaus in Ostdeutschland der vergangenen Jahre (vgl. Tabelle
17.3) der Fall war.
Zum anderen ist eine Enteignung denkbar. In Deutschland ist diese fu¨r Vorhaben zula¨ssig,
die dem Wohl der Allgemeinheit dienen (Artikel 14 Absatz III GG) – nach den Landeswasser-
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Abbildung 16.2: Lage des vom Hochwasser der Elbe im Jahr 2002 betroﬀenen Wohn- und Ge-




gesetzen (z.B. von Baden-Wu¨rttemberg, § 65) u.a. auch fu¨r Zwecke des Hochwasserschutzes.
Dieses Vorgehen kommt jedoch erst zum Einsatz, wenn die fu¨r das Vorhaben beno¨tigten
Grundstu¨cke oder Rechte an Grundstu¨cken nicht auf dem Weg der freiwilligen Vereinbarung
erworben werden ko¨nnen. Es ist dazu ein Planfeststellungs- bzw. Genehmigungsverfahren erfor-
derlich. Eine Enteignung ist gema¨ß Artikel 14 Absatz III GG daru¨ber hinaus nur mo¨glich, wenn
damit eine angemessene Entscha¨digung der Betroﬀenen einhergeht. Dazu sind § 20 WHG und
das jeweilige Landesenteigungsgesetz einschla¨gig, worin Art und Ausmaß der Entscha¨digung
bestimmt sind.
Enteignungen sind demnach nur anwendbar, wenn sie dem Wohl der Allgemeinheit dienen.
Eine genaue Deﬁnition bzw. Abgrenzung, wann das
”
Wohl der Allgemeinheit“ betroﬀen ist,
bereitet jedoch Schwierigkeiten. Miceli und Segerson (2000: 330f.) fu¨hren verschiedene Inter-
pretationen dieser Forderung auf, etwa dass derartige Maßnahmen nur in Zusammenhang mit
der Bereitstellung o¨ﬀentlicher Gu¨ter eingesetzt werden du¨rfen (vgl. Ulen, 1992, in: Miceli und
Segerson 2000: 330), oder allein zur Vermeidung von so genannten
”
holdout“4-Problemen.
Der Begriﬀ erweist sich jedoch als komplex, weshalb diese Interpretationen meist Schwa¨chen
und Abgrenzungsprobleme aufweisen.
Aus o¨konomischer Sicht lassen sich Enteignungen nach Miceli und Segerson (2000: 330)
allein mit der Vermeidung von u¨berma¨ßigen Widersta¨nden bzw. Verweigerungen (
”
holdouts“),
die hohe Transaktionskosten verursachen ko¨nnen, rechtfertigen5. Da gerade Fla¨chen in Flus-
sauen, wie schon zuvor beschrieben, fu¨r verschiedene Nutzergruppen sehr attraktiv sind, muss
mit Widersta¨nden der Betroﬀenen Grundstu¨cks- und Immobilieneigentu¨mer gerechnet werden.
Absiedlungen, wie verschiedene Fa¨lle im Rahmen des Braunkohletagebaus in Ostdeutschland
zeigen6, sind meist nur mit hohem Mitteleinsatz und Zeitaufwand einvernehmlich umzusetzen.
Unter diesen Bedingungen ko¨nnen zur Umsetzung des hier untersuchten Vorhabens Enteig-
nungen durchaus gerechtfertigt werden.
Zu beobachten ist, dass sich sowohl die fu¨r Enteignungsverfahren erforderlichen Planfest-
stellungsverfahren als auch die Erarbeitung freiwilliger Vereinbarungen mit den Betroﬀenen,
wie bei den meisten Absiedlungen aufgrund des Braun- bzw. Steinkohletagebaus, u¨ber mehrere
Jahre erstrecken ko¨nnen.
In jedem Fall – egal ob eine freiwillige Vereinbarung erreicht oder eine Enteignung durch-
4Verweigerungshaltung von Betroﬀenen, die unter Umsta¨nden hohe Transaktionskosten verursachen kann.
5Die Begru¨ndung von Enteignungen durch die Mo¨glichkeit, dass Individuen in diesem Rahmen gezwungen
sind, ihr Eigentum zu mehr oder weniger objektiven Preisen an den Staat zu verkaufen, lassen Miceli und
Segerson (2000: 329) nicht gelten, da auch die subjektive Wertscha¨tzung des Eigentums im o¨konomischen
Austausch beru¨cksichtigt werden muss. Ebenso wenig kann danach die Tatsachen, dass Grundstu¨cksei-
gentu¨mer Monopolmacht besitzen, wenn ein o¨ﬀentliches Vorhaben auf ihr Grundstu¨ck angewiesen ist, als
Rechtfertigung von Enteignungen dienen, da auch private Tra¨ger von großen Projekten diesem Problem




gefu¨hrt werden soll – muss die Art und der Umfang der Entscha¨digung der Betroﬀenen
festgesetzt werden. Artikel 14 Absatz III Satz 3 GG bestimmt hierzu:
”
Die Entscha¨digung ist
unter gerechter Abwa¨gung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen.“
In der Anwendung dient als Grundlage der Festlegung der Entscha¨digung der Verkehrswert der
enteigneten Gegensta¨nde bzw. Grundstu¨cke. Es sind dabei jedoch neben den Interessen der
Betroﬀenen auch die Interessen der Allgemeinheit zu beru¨cksichtigen (vgl. dazu die Enteig-
nungsgesetze der La¨nder).
Aus o¨konomischer Sicht ist die Frage nach der
”
richtigen“ Entscha¨digung durchaus nicht
leicht zu beantworten. Verschiedene Wechselwirkungen und Eﬀekte mu¨ssen beru¨cksichtigt
werden.
Einerseits kann eine Entscha¨digung in Ho¨he des Zeitwertes der betroﬀenen Grundstu¨cke
und Immobilien, wie Miceli und Segerson (2000: 331f.) und Knetsch und Borcherding (1979)
zeigen, eine zu geringe Kompensation der Eigentu¨mer darstellen, da Eigentu¨mer meist nicht
Grundstu¨ck und Geldwert als perfekte Substitute betrachten, was mit einer Kompensation in
Ho¨he des Verkehrswertes implizit angenommen wird. Dies kann dazu fu¨hren, dass mehr privates
Eigentum als optimal wa¨re, in die o¨ﬀentliche Hand u¨bergeht, da diese nicht die wahren Oppor-
tunita¨tskosten der Ressource tragen muss (vgl. u.a. Munch 1976). Die wahre Wertscha¨tzung
der Eigentu¨mer ist jedoch nicht zu beobachten bzw. nur unter hohen Kosten zu scha¨tzen, und
die Betroﬀenen begegnen einem Anreiz, in Befragungen ihre Wertscha¨tzung zu hoch anzuge-
ben (vgl. Knetsch und Borcherding 1979: 239). Aus diesen Gru¨nden – Unkenntnis der wahren
Wertscha¨tzung der Eigentu¨mer und Gefahr der u¨berma¨ßigen Inanspruchnahme privaten Ei-
gentums durch den Staat – kann die Verwendung des Zeitwertes bzw. des Marktwertes des
betroﬀenen Eigentums als bester Na¨herungswert einer angemessenen Entscha¨digung gerecht-
fertigt werden (Miceli und Segerson (2000: 332) sowie Innes (2000: 196)).
Andererseits haben die Mo¨glichkeit einer Enteignung sowie die Aussicht auf eine Entscha¨di-
gung Auswirkungen auf das Verhalten von Individuen. Blume et al. (1984: 90) argumentieren,
dass die Zahlung einer Entscha¨digung die Fla¨cheneigentu¨mer in ihrer Entscheidung u¨ber eine
Investition beeinﬂussen kann. Die Eigentu¨mer beru¨cksichtigen dabei nicht die Mo¨glichkeit eines
Verlustes ihrer Investition durch Enteignung, was zu u¨berma¨ßigen Investitionen (oberhalb eines
eﬃzienten Niveaus) fu¨hrt. Aus dem Modell von Blume et al. (1984: 90–91) ergibt sich, dass es
unter Umsta¨nden eﬃzient sein kann, keine Kompensation zu zahlen, wa¨hrend sich unter einer
Vielzahl von unterschiedlichen Kompensationsregeln eine Kompensation in Ho¨he des vollen
Wertes von Grundstu¨cken und damit verbundenen Investitionen als ineﬃzient erweist. Lediglich
eine pauschale bzw. eine an den Reingewinnen orientierte Entscha¨digung weist danach keine
verzerrenden Eﬀekte auf.
Innes (2000) sieht im Fall, dass auf privaten Fla¨chen o¨ﬀentliche Gu¨ter bereitgestellt wer-
den, eine Begru¨ndung fu¨r eine Kompensation in der Notwendigkeit, die Fla¨cheneigentu¨mer
mit Anreizen auszustatten, damit diese den Wert ihrer Fla¨chen, der sich aus der Bereitstellung
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o¨ﬀentlicher Gu¨ter ergibt, bewahren. Verschiedene Kompensations-Regeln werden von Innes
(2000: 198–203) auf ihre Anreizwirkung auf die Fla¨cheneigentu¨mer, sich eﬃzient zu verhalten,
u¨berpru¨ft. Viele der u¨blichen Vorgehensweisen bei Kompensationen scheinen danach nicht zu
eﬃzienten Landnutzungen zu fu¨hren. Unter Beru¨cksichtigung der Bereitstellung o¨ﬀentlicher
Gu¨ter fu¨hrt z.B. die volle Kompensation der Eigentu¨mer zu einer u¨berma¨ßigen Investition in
Maßnahmen, die o¨ﬀentliche Gu¨ter zersto¨ren (Innes 2000: 196). Wird keine Entscha¨digung
gezahlt, so bestehen nach Innes (2000: 207) jedoch zwingende Anreize, ebenfalls u¨berma¨ßig
zu investieren, was das Interesse des Staates an einer Fla¨che und somit die Wahrscheinlich-
keit einer Enteignung reduziert. Eine Entscha¨digung der Eigentu¨mer in Ho¨he der o¨ﬀentlichen
Wertscha¨tzung ihrer Fla¨chen7 kann dagegen zu einem eﬃzienten Verhalten fu¨hren8 (Innes
2000: 196, 207). Dieses Instrument beansprucht den o¨ﬀentlichen Haushalt jedoch stark, und
Anreize, um ein angemessenes Investitionsniveau zu erreichen, ko¨nnen nach Innes (2000: 207)
auch mit geringeren Mitteln geboten werden, was auch vor dem Hintergrund mo¨glicher Wohl-
fahrstverluste durch Steuererhebung (vgl. Abschnitt 15.5.1) nicht zu vernachla¨ssigen ist. Denk-
bar ist z.B. ein Regime, unter dem
• Eigentu¨mern nur eine Kompensation angeboten wird, wenn sie eine zuvor bestimmte
Investitionsobergrenze einhalten (Innes 2000: 207) bzw.
• die Eigentu¨mer eine Kompensation in Ho¨he des eﬃzienten Investitionsniveaus erhalten,
nicht aber in Ho¨he der tatsa¨chlichen Investitionen (Miceli und Segerson 2000: 334).
Die folgenden Berechnungen zu den Kosten des Abbruchs und des Neubaus einer Siedlung
dienen der Ermittlung der volkswirtschaftlichen Kosten einer Absiedlung zugunsten der Ein-
richtung einer U¨berschwemmungsﬂa¨che. Sie werden als Opportunita¨tskosten einer vorzeitigen
Erneuerung einer bestehenden Siedlung in Ho¨he des entgangenen Nutzens der bestehenden
und aufgrund des Vorhabens vorzeitig aufgegebenen Strukturen berechnet. Eine Entscha¨di-
gung der Betroﬀenen wird in diesem Rahmen als Transferzahlung betrachtet und geht daher
nicht in die volkswirtschaftlichen Kosten des Vorhabens ein (vgl. Abschnitt 15.5 sowie David
und Mayer (1984: 30–31)).
In der Umsetzung des Vorhabens wird diese Gro¨ße aber natu¨rlich eine entscheidende Rolle
spielen. Aus der oben zusammengestellten Literatur la¨sst sich die Empfehlung einer positi-
ven Entscha¨digung ableiten. Im Idealfall mu¨sste jeder Betroﬀene die Entscha¨digung erhalten,
die der individuellen Zahlungsbereitschaft fu¨r einen gegenwa¨rtig angemessenen Ersatz seiner
7
”
Pigouvian compensation“ – die Eigentu¨mer besitzen das Recht an den auf ihren Fla¨chen bereitgestellten
o¨ﬀentlichen Gu¨tern.
8Nicht zu verwechseln mit einer Besteuerung in Ho¨he des durch das Verhalten des Eigentu¨mers zersto¨rten
o¨ﬀentlichen Werte seiner Fla¨che (
”
Pigouvian taxation“ – der Staat besitzt das Recht an den bereitgestellten
o¨ﬀentlichen Gu¨tern). Hierbei ergeben sich starke Anreize, die o¨ﬀentliche Wertscha¨tzung der Fla¨chen zu




Wohnung bzw. seines Wohnhauses und Grundstu¨ckes an anderem Standort entspra¨che. Diese
Zahlungsbereitschaft ist jedoch, wie schon oben ausgefu¨hrt, nicht zu beobachten und nur unter
hohen Kosten verla¨sslich zu scha¨tzen. Bei einer derartigen Auszahlung der Entscha¨digung blie-
be die Konsumentensouvera¨nita¨t gewahrt und eine U¨berkompensation der Betroﬀenen ko¨nnte
vermieden werden. Eine Entscha¨digung in Ho¨he des entgangenen Nutzens der bestehenden und
aufgrund des Vorhabens vorzeitig aufgegebenen Strukturen sowie des regula¨ren Baulandpreises
der betroﬀenen Fla¨chen ko¨nnte unter Umsta¨nden objektiv angemessen sein und ebenfalls eine
U¨berkompensation vermeiden – unter der Annahme, dass die Eigentu¨mer ihre Investitionen
geta¨tigt haben ohne Kenntnis der potenziellen Bedeutung ihrer Grundstu¨cke und im Vertrauen
auf die Eﬃzienz der Entscheidung der Kommune u¨ber die Ausweisung ihrer Grundstu¨cke als
Bauland.
Im Fall eines normalen Verkaufs wa¨re in erster Na¨herung ein Reservationspreis der Ei-
gentu¨mer eben in Ho¨he des entgangenen Nutzens der bestehenden und aufgrund des Vorhabens
vorzeitig aufgegebenen Strukturen sowie des regula¨ren Baulandpreises fu¨r die Grundstu¨cke zu
erwarten. Mindestens diese Summe mu¨sste die o¨ﬀentliche Hand im Rahmen einer freiwilligen
Vereinbarung aufbringen, um eine Teilnahme aller Betroﬀenen zu erreichen9. Tatsa¨chlich ist
dafu¨r jedoch sehr wahrscheinlich eine sehr viel ho¨here Summe zu veranschlagen (vgl. Tabelle
17.3). Im Fall einer Enteignung la¨ge die Entscheidung u¨ber die Ho¨he der gewa¨hrten Entscha¨di-
gung bei der fu¨r das Vorhaben zusta¨ndigen Verwaltungsinstanz. Unter diesem Regime ko¨nnte
wesentlich leichter eine Entscha¨digung in der empfohlenen Ho¨he durchgesetzt werden.
Wie die in Tabelle 17.3 zusammengefassten Fa¨lle zeigen, wurden jedoch bei den Absied-
lungen der ju¨ngeren Vergangenheit ha¨uﬁg geschlossene Umsiedlungen vorgenommen – fu¨r
die umzusiedelnden Bu¨rger wurde unter Aufrechterhaltung der sozialen Strukturen (Nachbar-
schaften, soziale Einrichtungen, etc.) eine neue Siedlung an anderem Ort errichtet. Wie u.a.
Berkner (2001) und ARL (2000) zeigen, ist ein derartiges Vorgehen gerade bei a¨lteren Sied-
lungsgemeinschaften am ehesten an den Bedu¨rfnissen der Betroﬀenen orientiert und sozial
vertra¨glich.
16.1.3 Darstellung des untersuchten konstruierten Beispiels
Die Eigenschaften des hier betrachteten konstruierten Beispiels einer Siedlung (im Folgenden
als
”
Einheitssiedlung“ bezeichnet) im potenziellen U¨berschwemmungsgebiet eines Flusses sind
in Tabelle 16.1 dargestellt. Sie lehnen sich stark an die Eigenschaften des Absiedlungsfalls
Ro¨derau-Su¨d an.
Das Baugebiet soll sich in Sachsen-Anhalt in einer la¨ndlichen und du¨nn besiedelten Ge-
9Im Fall Ro¨derau-Su¨d wurden die betroﬀenen Geba¨ude und Grundstu¨cke vom Freistaat Sachsen aufgekauft


















Abbildung 16.3: Grundriss des ﬁktiven, abzubrechenden Wohn- und Gewerbegebiets mit An-
teilen der verschiedenen Fla¨chennutzungen umgeben von einem Hochwasser-
schutzdeich (Ringdeich), vgl. Abb. 16.4, eigene Darstellung
gend beﬁnden. Die abzubrechende Siedlung (Fall 1) weist zeitweise (bei mittlerem Hochwasser
[MHW]) einen Grundwasser-Flurabstand von 0,5m, normalerweise von 2m auf. Ein mo¨glicher
Grundriss der ﬁktiven Einheitssiedlung mit den Anteilen der verschiedenen Fla¨chennutzungen
sowie einem Ringdeich zeigt Abbildung 16.3. Der Querschnitt des schu¨tzenden Hochwasserdei-
ches wird in Abbildung 16.4 dargestellt. Die Ausfu¨hrung des Deiches soll den Anforderungen
zum Schutz vor einem hundertja¨hrigen Hochwasserereigniss (HQ100) genu¨gen
10.
Die Ausfu¨hrung des Hochwasserschutzdeiches bezu¨glich La¨nge, Oberﬂa¨che und Menge des
verwendeten Materials (Volumen) schwankt in Abha¨ngigkeit von der Form der Grundﬂa¨che der
zu schu¨tzenden Siedlung. Ist die Siedlung nicht, wie in Abbildung 16.3 angenommen, recht-
eckig sondern rund, so betra¨gt die mindestens beno¨tigte La¨nge des Hochwasserschutzdeiches
1 670,15 m, was eine beanspruchte Grundﬂa¨che von ca. 45 093,72 m2 bedeutet (vgl. Daten in
Tabelle 16.1).
Der Ersatzstandort fu¨r die Einheitssiedlung (Fall 2) ist ein von Grundwasser und Hochwasser
unbeeinﬂusster Standort. Die Siedlung bleibt in ihrer Struktur unvera¨ndert, ein Hochwasser-
schutzdeich ist allerdings unno¨tig und fehlt dementsprechend.
10Die Annahmen u¨ber die Ho¨he des Deiches sind willku¨rlich. Ebenso gut ko¨nnte der Deich ho¨her oder nied-
riger sein in Abha¨ngigkeit von der Lage des Siedlungsgebietes im U¨berschwemmungsbereich eines Flusses.
Die hier getroﬀenen Annahmen u¨ber die Ausfu¨hrung des Deiches dienen nur als Beispiel und Grundlage
der Berechnung der Absiedlungskosten einer solchen ﬁktiven Siedlung. Sie lehnen sich allerdings an die
Ausfu¨hrung von Deichen entlang der Elbe in Sachsen-Anhalt an (vgl. Angaben zu Elbedeichen bei Sandau










Abbildung 16.4: Idealisierter Querschnitt des Hochwasserschutzdeiches, Anstieg 1:3, (vgl.





























































































































































































































































































































































































































































































16.1.4 Bestimmung des optimalen Abbruchzeitpunktes
Vor Beginn der Betrachtungen des folgenden Abschnitts muss festgehalten werden, dass diese
nur bei Kenntnis auch der durch das untersuchte Projekt generierten Nutzen zu einem Ergebnis
fu¨hren ko¨nnen.
Unter Sicherheit bezu¨glich der verwendeten Parameter
Die Herleitung einer Gleichung zur Bestimmung des optimalen Abbruchzeitpunktes erfolgt
hier unter der Annahme des identischen Ersatzes der Investitionsgu¨ter (Ersatzinvestition mit
identischen Eigenschaften11 – Nutzungsdauer, Unterhaltungskosten, etc.) und einer schon er-
mittelten optimalen Investionskette (vgl. z.B. Drexl 1990, Schneider 1992).
Der fu¨r den Abbruch einer Siedlung optimale Zeitpunkt kann dann in Abha¨ngigkeit von
den verursachten Opportunita¨tskosten12 bestimmt werden. Die reinen Opportunita¨tskosten
des Abbruchs (der durch den vorzeitigen Abbruch der eigentlich noch funktionsfa¨higen Gu¨ter
entgangene Nutzen) ko¨nnen durch die Diﬀerenz zwischen den heutigen Ersatzkosten dieser
Gu¨ter (Geba¨ude, Infrastruktur, aber auch die Kosten der annahmegema¨ß13 no¨tigen Abbruch-
arbeiten) und den abdiskontierten zuku¨nftigen Kosten nach Ablauf der theoretischen Nut-
zungsdauer ausgedru¨ckt werden. Diese Opportunita¨tskosten sowie andere, durch das Projekt
verursachte Kosten, werden dem abdiskontierten Gegenwartswert der durch das betrachtete
Projekt generierten Nutzen gegenu¨bergestellt14. Dabei sind Unterschiede von ex ante- versus
ex post-Entscheidungen15 u¨ber eine Umsiedlung zu beru¨cksichtigen (vgl. Abschnitt 16.1.5).
Das hier verwendete Konzept zur Bewertung der durch das Vorhaben betroﬀenen Inve-
stitionsgu¨ter lehnt sich an die u¨blichen und vom Gesetzgeber vorgesehen Bewertungsverfah-
ren fu¨r Geba¨ude (siehe z.B.
”
Richtlinien fu¨r die Ermittlung der Verkehrswerte (Marktwerte)
von Grundstu¨cken (Wertermittlungsrichtlinien – WertR 2002)“) und andere Ingenieurbauwer-
ke (
”
Richtlinien fu¨r die Berechnung der Ablo¨sungsbetra¨ge der Erhaltungskosten fu¨r Bru¨cken,
Straßen, Wege und andere Ingenieurbauwerke (Ablo¨sungsrichtlinien 1980, Ablo¨sungsrichtlinien
StraW 85)“ und Abschreibung gema¨ß AfA-Tabelle) an.
In dieser Arbeit werden – a¨hnlich dem Vorgehen nach dem Sachwertverfahren (vgl. Abschnitt
11vgl. Brandes und Odening (1992: 56):
””
identisch“ bedeutet allerdings nicht, dass es sich physisch um das
gleiche Aggregat handelt, sondern dass von den Zahlungsstro¨men angenommen wird, sie wu¨rden sich in
gleicher Weise wiederholen.“
12Diese ergeben sich in den folgenden Betrachtungen allein aus dem Materialwert der betroﬀenen Gu¨ter.
Perso¨nliche Bewertungen gehen nicht in die Kosten ein, so dass die Ergebnisse als Untergrenze der tatsa¨chli-
chen Kosten angesehen werden mu¨ssen.
13Vgl. Abschnitt 16.2.1.
14Vgl. Abbildung 16.5




15.3) – die betroﬀenen Geba¨ude und anderen Bauwerke (Straßen etc.) allein nach ihren Her-
stellungskosten (Baukosten inklusive Nebenkosten) bewertet und mit Hilfe dieses Wertes die
Opportunita¨tskosten des vorzeitigen Abbruchs bestimmt. Die verwendeten Bodenwerte ent-
sprechen den in der Beschreibung des Vergleichswertverfahrens (vgl. Abschnitt 15.3) erwa¨hnten
Bodenrichtwerten, die in entsprechenden Kartenwerken (hier verwendet: Bodenrichtwertkarte
fu¨r landwirtschaftlich genutzte Fla¨chen in Sachsen-Anhalt) sowie in Grundstu¨cksmarktberich-
ten (hier: Der Gutachterausschuss fu¨r Grundstu¨ckswerte fu¨r den Bereich des Katasteramtes
Stendal (2002)) vero¨ﬀentlicht werden.
In Abbildung 16.5 werden zum einen die Summe der Opportunita¨tskosten verschiedener
Investitionsgu¨ter zu verschiedenen Zeitpunkten, als auch die Gegenwartswerte der Kosten und
der hypothetischen Nutzen des zu verschiedenen Zeitpunkten durchfu¨hrbaren Projektes im
Entscheidungszeitpunkt (beispielhaft das Jahr 32 bzw. das Jahr 6) dargestellt.
Die reinen Opportunita¨tskosten des vorzeitigen Abbruchs eines Investitionsgutes i (Ei(t))
ko¨nnen im einfachsten Fall mit identischem Ersatz z.B. nach folgender Gleichung berechnet
werden:
Ei(t) = Vi 0 − Vi 0 q−(p ni−t) . (16.1)
Wobei:
Ei(t) Opportunita¨tskosten einer vorzeitigen Investition
Vi 0
t betrachteter Zeitpunkt, t < pni, im Intervall 1
= [0, ni) (p = 1): 0 ≤ t < ni, (in Intervall 2
= [ni, 2ni) (p = 2) gilt ni ≤ t < 2ni, u.s.w.);
ni ∈ t, t, s ∈ N+
ni theoretische Nutzungsdauer der Investition Vi
Vi 0 Anfangsinvestition im Zeitpunkt t = 0 bzw. Rein-
vestition
q−(p ni−t) Diskontfaktor mit q = (1 + i) (i: diskrete Diskon-
trate) bzw. = ej (j: kontinuierliche Diskontrate)
In Abbildung 16.5 ist erkennbar, dass der auf den Entscheidungszeitpunkt abdiskontierte
Gegenwartswert der Nutzen eines bestimmten Projektes unter der Annahme, dass es ein be-
gru¨ndetes Argument fu¨r Diskontierung – z.B. Unsicherheit oder Myopie der o¨konomischen
Individuen – gibt, um so geringer ist, je weiter es vom Entscheidungszeitpunkt zeitlich entfernt
durchgefu¨hrt wird. Dadurch wird z.B. der Tatsache Rechnung getragen, dass man auf den

















































































































































































































































































































Dem aus einem Projekt generierten Nutzen werden die Gesamt-Projektkosten in Form von
Opportunita¨tskosten der vorgezogenen Ersatzinvestitionen und sonstigen Projektkosten ge-
genu¨bergestellt. Der Moment fu¨r die Durchfu¨hrung des Projektes ist aus Sicht des Entschei-
dungstra¨gers in einem bestimmten Zeitpunkt optimal, wenn die Diﬀerenz zwischen dem abdis-
kontierten Gegenwartswert des Projektes (N = Nutzen) und den verursachten Kosten (K =
Kosten) ein Maximum erreicht (vgl. in Abbildung 16.1.4 die hellblauen Graphen sowie die Glei-
chung 16.2). Zwar kann gegen dieses sehr einfache und anschauliche Kriterium (Vergleich der
Diﬀerenzen zwischen Nutzen und Kosten) prinzipiell eingewandt werden, dass es laut Federal
Inter-Agency River Basin Committee, Subcommittee on Beneﬁts and Costs (1950, in: Eck-
stein 1958: 53) große Projekte gegenu¨ber kleinen bevorzugt. Da jedoch in dieser Betrachtung
die Projekte stets die gleichen Eigenschaften (Fla¨che, generierte Nutzen etc.) aufweisen, nur
zu unterschiedlichen Zeitpunkten durchgefu¨hrt werden, ko¨nnen diese Bedenken vernachla¨ssigt
werden. Ein ebenso sinnvolles und u¨blicherweise bei Bewertung und Vergleich von verschie-
denen o¨ﬀentlichen Vorhaben angewendetes Kriterium ist das Verha¨ltnis zwischen Nutzen und
Kosten.















s.t. t ≤ g
Darin bedeutet: Nt = der konstante Nutzenstrom aus dem Feuchtgebiet (unendliche Rente);
A = die Kosten, welche ohne das Projekt nicht anfallen wu¨rden16; t wird anhand des Alters der
Siedlung bestimmt (geza¨hlt ab der Ersterschließung, unabha¨ngig von Erneuerungsmaßnahmen
einzelner Investitionsgro¨ßen in dieser Siedlung); t0 ist der Zeitpunkt der Entscheidung u¨ber
die Durchfu¨hrung des Projektes; zu Ei siehe Gleichung 16.3, zu N , q, i, l und g siehe die
Erla¨uterungen zu Gleichung 16.5.
Der optimale Abbruchzeitpunkt scheint vom verwendeten Diskontsatz unabha¨ngig zu sein.
Die Nutzungsdauer der verschiedenen Investitionsgu¨ter weist jedoch einen starken Einﬂuss auf.
Aus der Abbildung ist erkennbar, dass sich ein vera¨nderter Diskontsatz erheblich auf die Ho¨he
der Diﬀerenz zwischen Nutzen und Kosten des Vorhabens im Betrachtungszeitraum und somit
auf prinzipielle Entscheidungen u¨ber die Durchfu¨hrung eines solchen Vorhabens auswirken kann
– bei geringen Nutzenniveaus ist eine Durchfu¨hrung des geplanten Vorhabens nur noch bei
einem sehr geringen Diskontsatz empfehlenswert.




Abbildung 16.5 zeigt daru¨ber hinaus, dass das beschriebene Optimierungsproblem nicht





Vi 0 − Vi 0 q−(ni−t) : 0 ≤ t < ni
Vi 0 − Vi 0 q−(2ni−t) : ni ≤ t < 2ni
...
...
Vi 0 − Vi 0 q−(p ni−t) : (p− 1)ni ≤ t ≤ g
(16.3)
g ≤ p ni . (16.4)
Eine Lo¨sung und damit die Bestimmung des optimalen Abbruchzeitpunktes kann z.B. mit
Hilfe numerischer Verfahren erreicht werden. Sollte der optimale Zeitpunkt fu¨r den Abbruch der
Siedlung in der Zukunft liegen, so ist darauf zu achten, dass die Entscheidung u¨ber den Abbruch
zu diesem Zeitpunkt bei ku¨nftigen U¨berlegungen nicht unter allen Umsta¨nden aufrechterhalten
wird. Strotz (1955: 171–172) weist nach, dass nur unter speziellen Voraussetzungen
”
. . . an
individual who consistently re-evaluates his planned course of consumption conﬁrm his earlier
choices and follow out the consumption plan originally selected . . . It requires that the discount
function be of a very special form, namely that all future dates should be discounted at a
constant rate of interest.“. Nach Strotz (1955) sind intertemporale Entscheidungen also nur
dann konsistent, wenn die Diskont-Funktion der entscheidenden Konsumenten exponentiell ist
(fu¨r eine Verallgemeinerung der Ergebnisse von Strotz (1955) siehe u.a. Burness 1976)17.
In Abbildung 16.1.4 wird deutlich, dass das Ergebnis der oben beschriebenen U¨berlegungen,
wie bei der Verwendung einer exponentiellen Diskontierungsfunktion zu erwarten, zeitkonsistent
ist, d.h. eine Entscheidung u¨ber den Zeitpunkt des Abbruchs in der Zukunft wird auch in
spa¨teren erneuten U¨berlegungen dazu aufrechterhalten (vgl. in dieser Abbildung die Graphen
”
N – K (3%) fu¨r das Jahr 6“ und
”
N – K (3%) fu¨r das Jahr 32“).
17Strotz (1955) beschra¨nkte seine Analyse auf Fa¨lle, in denen die Diskontierungsfunktionen
”
time distance
dependent“ waren. Burness (1976) verlangt hingegen nur eine Abha¨ngigkeit vom Zeitpunkt des Konsums
und dem Planungszeitpunkt. Diese Funktionen mu¨ssen dann multiplikativ-separabel sein, um konsistente
intertemporale Entscheidungen zu gewa¨hrleisten (Burness 1976: 547). Daneben sind laut Burness (1976:
548) intertemporale Entscheidungen unter Unsicherheit nur dann konsistent, wenn die Erwartungen der
Entscheidungstra¨ger stationa¨r sind. Daneben machen Frederick et al. (2002: 366) deutlich:
”
While Strotz
did not posit any speciﬁc alternative functional forms, he did suggest that ’special attention’ be given to
the case of declining discount rates.“, was bedeutet:
”
hyperbolic discounting . . . in our terminology, . . .a
person has a declining rate of time preference“ (Frederick et al. 2002: 360) – Vgl. Abschnitt 15.6
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Unter Risiko bzw. Unsicherheit bezu¨glich der verwendeten Parameter
Die Annahme von Sicherheit u¨ber die verwendeten Gro¨ßen in der Investitionsrechnung ist ei-
ne sehr starke Annahme.
”
Zahlungsreihen und Liquidationswerte sind im allgemeinen nicht
mit Sicherheit bekannt . . . Ha¨uﬁg wird der Investor jedoch zumindest subjektive Wahrschein-
lichkeiten fu¨r das Eintreten dieser Gro¨ßen angeben ko¨nnen . . .“ (Drexl 1990: 57). Auch die
technische Nutzungsdauer kann eine Zufallsvariable sein, wenn man annimmt, dass ein Anlage
vor dem Ende der geplanten wirtschaftlichen Nutzungsdauer ausfallen kann (vgl. Drexl 1990:
63). Es mu¨ssen also Dichtefunktionen bzw. Zufallsvariablen eingefu¨hrt werden.
Im hier untersuchten Fall ist bei der Bestimmung des optimalen Abbruchzeitpunktes (mit
den geringsten Kosten bzw. den ho¨chsten Nutzen) vor allem zu beachten, dass in der Zeit
bis zu diesem Zeitpunkt ein Hochwasser18 eintreten kann und eventuell ho¨here Kosten ver-
ursacht, da mehr Kapital gebunden ist, als im Falle der sofortigen Durchfu¨hrung im Zeit-
punkt der Entscheidung u¨ber den optimalen Abbruchzeitpunkt. Doch auch Materialfehler u.
a¨., die zu mehr oder weniger unerwarteten Verku¨rzungen der geplanten Nutzungsdauer und
somit zu
”
außerplanma¨ßigen“ Neuinvestitionen fu¨hren, mu¨ssten bei einer Entscheidung u¨ber
die Durchfu¨hrung eines Projektes und den optimalen Zeitpunkt dieser Maßnahme beru¨cksich-
tigt werden (vgl. Drexl 1990: 56–63)19. Neben den genannten bestehen auch Unsicherheiten
bezu¨glich der verschiedenen angenommenen Preise. Fu¨r eine eingehende theoretisch Betrach-
tung derartigen Unsicherheiten bei Investitionsentscheidungen sei auf Dixit und Pindyck (1994:
135–212) verwiesen.
Die traditionelle praktische Anpassung an Unsicherheit besteht darin, sich konservativ zu
verhalten (vgl. Eckstein 1961: 468ﬀ.). In der
”
expenditure analysis“ nimmt diese Strategie
meist drei mo¨gliche Formen an:
1. ein mehr oder weniger willku¨rlicher Risikozuschlag, der durch u¨berho¨hte Preis-Annahmen
bestimmte Kostengruppen versta¨rkt oder die Nutzen vermindert (v.a. zur Beru¨cksichti-
gung mo¨glicher Vorhersage-Fehler);
2. die Annahme einer ku¨rzeren Lebensdauer als die tatsa¨chliche physische bzw. o¨konomi-
sche Lebensdauer (beru¨cksichtigt u¨ber die Unsicherheit hinaus auch den technischen
Fortschritt und standardisiert Untersuchungen von Projekten, welche keine deﬁnitive
Lebensdauer haben [z.B. Deiche]);
3. eine in der Diskontrate enthaltene Risikopra¨mie.
Dies sind allerdings eher grobe Korrekturen. Doch im Fall, dass die Wahrscheinlichkeitsver-
teilung nicht bekannt ist bzw. ihre Scha¨tzung auf wenigen Informationen beruht, sind diese
18stochastisch und poissonverteilt
19Fu¨r weiterfu¨hrende Darstellungen zu Entscheidungen bei Risiko vgl. Eisenfu¨hr und Weber (1993: 197–272)
und Boardman et al. (2001: 156–191)
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Vorgehensweisen wichtig und angemessen,
”
at least there is some cognizance of the problem“
(Eckstein 1961: 470). In dieser Weise soll auch in dieser Untersuchung vorgegangen werden, die
verschiedenen genannten Risiken werden in den gewa¨hlten Diskontsa¨tzen beru¨cksichtigt und
im Rahmen der Sensitivita¨ts- und Robustheitsanalyse im Abschnitt 17.3 die Auswirkungen
unterschiedlicher Annahmen bezu¨glich der Risiken auf den optimalen Durchfu¨hrungszeitpunkt
dargestellt.
Eckstein (1961: 471ﬀ.) zeigt, dass fu¨r eine große Gruppe von Nutzenfunktionen eine Nut-
zenmaximierung zu mehr Hochwasserschutz als eine Einkommensmaximierung (equivalent zu
einer Minimierung der erwarteten Schadenskosten und der U¨berwachungskosten) fu¨hrt. Aus
einem Modell, das den Erwartungsnutzen maximiert, kann nach Eckstein (1961: 474) die op-
timale Menge von Hochwasserschutz-Maßnahmen abgeleitet werden.
16.1.5 Die Opportunita¨tskosten des Vorhabens
Die Betrachtung der Opportunita¨tskosten von U¨berschwemmungsﬂa¨chen muss zwei mo¨gli-
che Szenarien beru¨cksichtigen. Zum einen ko¨nnen vor der Besiedlung und somit Zersto¨rung
einer U¨berschwemmungsﬂa¨che (der Begriﬀ
”
Zersto¨rung“ bezieht sich hierbei auf die Feucht-
gebietsfunktionen dieser Fla¨che) die jeweiligen Kosten einer Durchfu¨hrung bzw. Unterlassung
der Besiedlung abgewogen werden (ex ante-U¨berlegungen). Zum anderen kann nach erfolgter
Besiedlung deren Verlagerung aus dem U¨berschwemmungsbereich des entsprechenden Flusses
heraus erwogen werden unter Beru¨cksichtigung der Opportunita¨tskosten dieser Maßnahme (ex
post-U¨berlegungen). Zuna¨chst soll hier auf die Kosten-intensivere Variante des Abbruchs einer
bestehenden Siedlung und ihres Neubaus außerhalb des U¨berschwemmungsraumes eingegan-
gen werden. Danach erfolgt die Darstellung der Kostenstruktur der Maßnahme
”
Vermeidung
der Besiedlung einer U¨berschwemmungsﬂa¨che“.
Ex-post – Feuchtgebietsrenaturierung
Soll eine bestehende Siedlung im U¨berschwemmungsbereich eines Flusses abgebrochen und an
anderer Stelle neu errichtet werden, ko¨nnen die volkswirtschaftlichen Kosten dieses Vorhabens
den volkswirtschaftlichen Kosten der Beibehaltung der Besiedlung gegenu¨bergestellt werden.
Tabelle 16.2 zeigt die Opportunita¨tskosten der Handlungsalternativen20: Besiedlung bei-
behalten versus Feuchtgebiet einrichten. Allerdings werden in dieser Arbeit nur die Opportu-
nita¨tskosten der Alternative Feuchtgebiet – die Kosten der Erhaltung bzw. Renaturierung eines
Feuchtgebietes auf einer bestimmten Fla¨che – berechnet. Die hierfu¨r verwendeten Gro¨ßen sind
im Abschnitt 16.2.2 noch einmal detailliert aufgefu¨hrt. Neben den aufgefu¨hrten Kostengro¨ßen
20Eine ebenfalls sehr relevante alternative Fla¨chennutzungsform – intensive Landwirtschaft – soll in dieser
Analyse nicht betrachtet werden.
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mu¨ssen auch die sozialen Kosten z.B. durch den Verlust von Heimat bedacht werden, die
verringert werden ko¨nnen, wenn die Akzeptanz der Betroﬀenen durch geeignete Maßnahmen
gewonnen werden kann (vgl. z.B. Berkner 2001, Dehnhardt und Petschow 2001, Neubert 2003,







• vermiedene Hochwasserscha¨den ﬂussabwa¨rts aufgrund der
Verfu¨gbarmachung von U¨berﬂutungsﬂa¨che (betrachtete Fla¨che
+ zum Schutz der Siedlung abgeriegeltes Hinterland);
• vermiedene Scha¨den an diesem Ort im Falle eines Hochwassers;
• Nutzen aus der Retention von Na¨hrstoﬀen bzw. einer verringerten
Eutrophierung der Meere;
• Nutzen aus anderen Feuchtgebietsfunktionen (Bereitstellung o¨ﬀent-
licher Gu¨ter wie z.B. Biodiversita¨t, Erholung);
• Wert der mo¨glichen landwirtschaftlicher Nutzung (=ˆ Bodenwert
Landwirtschaftsland in Abha¨ngigkeit von Bodenbeschaﬀenheit und
Nutzungsrechten/-einschra¨nkungen): z.B. Ertra¨ge aus extensiver Be-
wirtschaftung – Schilf, Mutterkuhhaltung etc.;





• Nutzen aus vorhandenen Ha¨usern – entspricht der Diﬀerenz zwischen
Neubaukosten im Abbruchzeitpunkt und den auf den vorzeitigen Ab-
bruchzeitpunkt abdiskontierten Neubaukosten nach Ablauf der o¨ko-
nomischen Nutzungsdauer);
• Nutzen aus vorhandener Infrastruktur (Straße, Kanalisation, Energie-
versorgung, Deich, etc.) – entspricht der Diﬀerenz zwischen Neubau-
kosten im Abbruchzeitpunkt und den auf den vorzeitigen Abbruch-
zeitpunkt abdiskontierten Neubaukosten nach Ablauf der o¨konomi-
schen Nutzungsdauer);
• Diﬀerenz der Kosten fu¨r Unterhaltung/Erneuerung von Geba¨uden
und Infrastruktur zwischen Ersatzstandort und urspru¨nglichem
Standort;
• Diﬀerenz der Vera¨nderungen der Bodenwerte an Absiedlungs- und Er-
satzstandort (Annahme: Am Absiedlungsstandort ist das ehemalige
Bauland nur noch landwirtschaftlich nutzbar, wa¨hrend am Ersatz-
standort z.B. eine Ackerbrache in Bauland umgewandelt wird, was
mit entsprechenden Vera¨nderungen der Bodenwerte einhergeht.)
• Projektierung, Baubetreuung, Abbrucharbeiten (qualiﬁzierte Arbeit,
knappe Ressourcen), Kosten der Neu-Erschließung (Infrastruktur);
• Verwaltungskosten (Juristen, Notar, o¨ﬀentliche Verwaltung) und
Umzugskosten;
• Finanzierung (Kapitalkosten = Zinsen; plus ﬁxe Kosten aus Vertrags-
abschluss, Umschuldung etc.)





































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Wenn eine Siedlung aus dem U¨berschwemmungsbereich eines Flusses heraus verlegt werden
soll, ergeben sich demnach folgende Kosten21 (Opportunita¨tskosten yb 1, vgl. Tabelle 16.3):
yb 1 =
∑l
i=1 Ea i(t) + Pb + (
∑g
t=0 cb q
−(t−t0) −∑gt=0 ca q−(t−t0)) + xaRest + fb
−(da + db)−ma + (wb Ausgang − wa Ende) .
(16.5)
Dabei bedeutet∑l
i=1 Ea i(t) Summe der Opportunita¨tskosten des vorzeitigen Abbruchs al-
ler betroﬀenen Investitionsobjekte (Geba¨ude und Infrastruk-
tur) i = 1, . . . , l (i ∈ N) im Abbruchjahr am urspru¨nglichen
Siedlungsstandort in der Flussaue (Index a),
Ei(t) = Vi− Vi q−(n−t), vgl. auch Abschnitt 16.1.4 bzw. Glei-
chung 16.1,
Pb Summe der Kosten durch Projektierung/Bauplanung, Baube-
treuung (der Neuerschließung am Ersatzstandort), Juristen,
Notar, Verwaltungsta¨tigkeit und Umzug der Betroﬀenen zum






Diﬀerenz der abdiskontierten Unterhaltungskosten (Geba¨ude
und Infrastruktur), g = La¨nge des Betrachtungszeitraums in
Jahren, t0 Entscheidungszeitpunkt, s = Zeitpunkt des Ab-
bruchs (s ≥ t0):∑g+s
t=s c q
−(t−t0) = c (qt0−(g+s) − q(t0+1)−s/(1− q),
fu¨r g → ∞: ∑g+st=s c q−t = c q((t0+1)−s/(q − 1), wobei: g ∈ t,
q = (1 + i) (i: diskrete Diskontrate) bzw. = ej (j: kontinu-
ierliche Diskontrate),
fb Kapitalkosten fu¨r den Bau der Ersatzsiedlung
=
∑(T2−1)+s
t=s zt b q
−t = Summe der abdiskontierten ja¨hrlichen
Zinszahlungen im Rahmen eines Annuita¨tendarlehens,
z(t) = x r ((1+r)T2−(1+r)t)/((1+r)T2−1) = erforderliche
Zinszahlung am Ende des Jahres t,
T2 = Laufzeit des Kredits in Jahren, Annahme: T2 ≤ g,
r = Fremdkapitalzins, x = (P + V )α = zu ﬁnanzierender
Anteil der Kostensumme/Gesamtkreditvolumen (in Anha¨ngig-
keit von der La¨nge der Projektlaufzeit muss immer nur ein
bestimmter Anteil α der Gesamtkosten zur Verfu¨gung stehen,




z.B. α = 0, 25),
xaRest Restschuld aus an die abzubrechende Siedlung gebundenen
Krediten zu Beginn des Jahres t (Jahr des Abbruchs), T1 =
Laufzeit des entsprechenden Kredits in Jahren, Annahme:
T1 ≤ g
= x(t) = x ((1 + r)T1 − (1 + r)t)/((1 + r)T1 − 1),
da + db Summe der Vera¨nderungen der Grundstu¨ckswerte an
Absiedlungs- und Ersatzstandort (Grundstu¨ckswert (w) nach
der Durchfu¨hrung des Projektes (Ende) vermindert um den
Grundstu¨ckswert im Ausgangszustand, z.B.: da = wa Ende −
wa Ausgang, w = Fla¨che (z.B. in m
2) ·Preis (z.B. in e/m2)),
unter Beru¨cksichtigung der Tatsache, dass am Standort a
mehr Fla¨che in Anspruch genommen wird: Fla¨che Siedlung
+ Fla¨che Hochwasserschutzdeich,
ma Summe der vermiedenen Unterhaltungs- und Erneuerungsko-








= h (qt0−Kg n − q(n+t)−ks n)/(1− qn)
+ u (q(t0−(g+s)) − q((t0+1)−s))/(1− q),
fu¨r g →∞:∑g+s
t=s u q
−(t−t0) = u q((t0+1)−s)/(q − 1) und∑Kg
z=ks
h qt0−z n = I qt0−ks n/(1− q−n),
wobei: u = laufende Kosten der Unterhaltung,
h = Investitions- und Reinvestitionskosten Hochwasserschutz-
anlagen,
(ks − 1)n < s ≤ ks n, Kg n ≤ g < (Kg + 1)n; ks, Kg ∈ N
(vgl. Abbildung 16.6).
Zu beru¨cksichtigen ist, dass der Term da + db u.a. auch Pra¨ferenzen fu¨r den einen bzw.
anderen Standort bzw. den mit dem Vorhaben verbundenen
”
Verlust“ an Nutzen aus der Lage
der Siedlung ausdru¨cken kann, insofern als Bodenpreise v.a. durch Lage, Beschaﬀenheit und
Nutzbarkeit bestimmt sind (bzw. sein sollten; vgl. Teil III.).
Zur graphischen Erla¨uterung der in den Gleichungen und zugeho¨rigen Tabellen verwendeten
Gro¨ßen dient die Abbildung 16.6. NF , der in die Entscheidung im Zeitpunkt t0 eingehende Nut-
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Abbildung 16.6: Graphische Erla¨uterung zu den Gleichungen 16.2 und 16.5, eigene Darstel-
lung
NV K der vermiedenen Kosten ergibt sich als Summe der abdiskontierten vermiedenen Investi-
tionen in Hochwasserschutzanlagen h und der vermiedenen ja¨hrlichen Unterhaltungskosten u
im Betrachtungszeitraum g (von s bis s + g).
Fu¨r die Ermittlung der Opportunita¨tskosten muss nun noch die Frage gekla¨rt werden, wie
der Betrachtungszeitraum konkret gewa¨hlt werden soll.
• Zum einen kann das Ende des Betrachtungszeitraumes fu¨r alle beru¨cksichtigten Fa¨lle
(identische Vorhaben mit unterschiedlichen Startzeitpunkten s) gleich sein – g wird
dann als relative Gro¨ße bezu¨glich eines ﬁxen Endzeitpunktes der Betrachtungszeitraumes
festgelegt.
• Zum anderen: Ist die Bezugsgro¨ße fu¨r die Festlegung des Betrachtungszeitraumes das
einzurichtende Feuchgebiet, sollte dieser Zeitraum von s bis s+ g gewa¨hlt werden: Dies
ermo¨glicht den Vergleich zwischen Vorhaben, die sich nur im Startzeitpunkt s, somit
in der zeitlichen Entfernung von t0, dem Entscheidungszeitpunkt, unterscheiden. Dafu¨r
ist es erforderlich, stets die gleiche La¨nge des Betrachtungszeitraumes zu verwenden (es
gilt also z.B. stets: g = 100 Jahre).
• Als Extremfall sowohl der absoluten Festlegung des Betrachtungszeitraumes, als auch
der relativen Formulierung kann daru¨ber hinaus g →∞ betrachtet werden.
Im Folgenden wird davon ausgegangen, dass fu¨r die Vergleichbarkeit der betrachteten Vorha-
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ben (die sich nur im Durchfu¨hrungszeitpunkt s unterscheiden) g als feste Gro¨ße angenommen
werden muss – g soll 100 Jahre betragen, woraus sich der konkrete Betrachtungszeitraum s bis
s + 100 ergibt. Zu u¨berlegen ist, in wieweit verla¨ssliche Aussagen u¨ber die Funktionsfa¨higkeit
von Feuchtgebieten gemacht werden ko¨nnen. Derartige Angaben ko¨nnen zu einer Ausweitung
bzw. Einschra¨nkung von g fu¨hren.
Schließlich ist bei der Berechnung der Opportunita¨tskosten der Verlegung einer Siedlung
aus einem Flussgebiet heraus zu beru¨cksichtigen, dass ein bestimmter Anteil δ der Kosten des
Neubaus nicht dem untersuchten Projekt angelastet werden kann.
Bei Vorliegen folgender Bedingung du¨rfen die Kosten der Umsiedlung, die sich nach Glei-
chung 16.5 ergeben, nicht als Opportunita¨tskosten veranschlagt werden:
1. die von der Umsiedlung betroﬀenen Einwohner/Gewerbetreibenden wa¨ren auch ohne
das beschriebene Vorhaben umgezogen bzw. ha¨tten ein neues Haus/eine neue/gro¨ßere
Fabrikhalle gebaut und




Die Ho¨he der den Opportunita¨tskosten tatsa¨chlich zurechenbaren Kosten des Vorhabens
(1− δ) yb 1 ist abha¨ngig von der Altersverteilung der betroﬀenen Geba¨ude bzw. dem zufa¨lligen
Anteil von Einwohnern und Gewerbetreibenden, die z.B. auf Grund von Expansionsvorha-
ben neu bauen mo¨chten (auch unabha¨ngig von Alter der betroﬀenen Geba¨ude), sowie von
dem zufa¨lligen Anteil der Betroﬀenen ohne Pra¨ferenzen fu¨r den Auen-Standort. Eine serio¨se
Scha¨tzung des typischen Anteils der Bevo¨lkerung von potenziellen U¨berschwemmungsﬂa¨chen
ohne Pra¨ferenzen fu¨r diesen Standort ist auf der Grundlage der verfu¨gbaren Informationen
jedoch nicht mo¨glich. Es la¨sst sich lediglich feststellen, dass der Anteil δ um so extremer aus-
fallen kann, je homogener der Altersaufbau der Siedlung (der betroﬀenen Geba¨ude) ist. Wird
ein Abbruchzeitpunkt nahe dem natu¨rlichen Nutzungsende der betroﬀenen Investitionsgu¨ter
gewa¨hlt, so kann δ relativ hoch sein.
Das Ergebnis der auf den Opportunita¨tskosten des Vorhabens basierenden U¨berlegungen
zur Verlagerung bzw. Beibehaltung der Besiedlung einer U¨berschwemmungsﬂa¨che wird v.a.
durch drei Punkte beeinﬂusst (die Zeichen + bzw. – hinter den einzelnen Punkten sollen
deren tendenzielle Auswirkung auf eine Entscheidung fu¨r die Alternative
”
Beibehaltung der
Besiedlung der Flussaue“ verdeutlichen):
22Ha¨tten die Betroﬀenen auch ohne das beschriebene Vorhaben ein neues Haus/eine neue/gro¨ßere Fabrik-
halle etc. gebaut, besa¨ßen aber Pra¨ferenzen fu¨r den Siedlungsstandort
”
Flussaue“, so ko¨nnten als Op-
portunita¨tskosten des Vorhabens lediglich die Kosten des eigentlichen Umzugs i.w.S. (Planung, Umzug,
Verwaltungsta¨tigkeit, Neuerschließung etc.) geltend gemacht werden. Dieser Fall wird durch die Gleichung
16.5 abgedeckt und muss daher hier nicht extra beru¨cksichtigt werden.
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1. der zeitliche Abstand zwischen Entscheidungs- und Abbruchzeitpunkt (–) sowie zwischen
Abbruchzeitpunkt und wirtschaftlicher Nutzungsdauer (+);
2. die Diﬀerenz der Bodenpreise innerhalb und außerhalb der zu besiedelnden Flussaue (±);
3. die Kosten des Baus und der Unterhaltung der beno¨tigten Hochwasserschutzanlagen (–).
Ex-ante – Vermeidung der Feuchtgebietszersto¨rung
Wie schon in Abschnitt 16.1.4 beschrieben, ist die Ho¨he der durch das oben beschriebene Pro-
jekt verursachten Opportunita¨tskosten u.a vom Zeitpunkt der Durchfu¨hrung abha¨ngig. Bei ex
ante-U¨berlegungen zur Fla¨chennutzung, also bevor die Besiedlung einer U¨berschwemmungs-
ﬂa¨che stattﬁndet, ergeben von den ex post-Opportunita¨tskosten der U¨berschwemmungsﬂa¨che
in einigen Punkten abweichende Kosten.
”
Preserving open space has the long-range beneﬁt of avoiding future costs. Communities and
counties across the state and nation are ﬁnding that single-family residential tax ratables don’t
cover the costs of municipal services, community infrastructure and local schools. Studies show
that for every $1.00 collected in taxes, residential development costs between $1.04 to $1.67
in services – and these costs continue forever, generally increasing over time. Even including
the initial cost of acquisition, open space is less costly to taxpayers over the long term than
development of the same parcel. The major public costs to preserve natural areas are ﬁnite,
often paid by a bond or loan over 20 years.“ (ANJEC 2004: 2, eigene Hervorhebungen). Auch
wenn diese U¨berlegungen sich nicht ohne weiteres auf Deutschland u¨bertragen lassen, ist der
erste Satz dieses Zitats in etwas abgewandeltem Sinn durchaus auf den hier untersuchten Fall
u¨bertragbar: Die Kosten der Vermeidung der Besiedlung von potenziellen U¨berschwemmungs-
ﬂa¨chen erscheinen weitaus geringer als die Kosten einer theoretisch mo¨glichen zuku¨nftigen
und daher zu bedenkenden Renaturierung der besiedelten U¨berschwemmungsﬂa¨che. Zu den
ebenfalls zu beru¨cksichtigenden vermiedenen Kosten durch den Erhalt der fu¨r die Besiedlung
in Betracht gezogenen U¨berschwemmungsﬂa¨che mu¨ssen auch die Kosten fu¨r den Ersatz der
Dienstleistungen bzw. Funktionen dieser Fla¨che (z.B. als Senke fu¨r Na¨hr- und Schadstoﬀe bzw.
die Bereitstellung von Trinkwasser) geza¨hlt werden. Die
”
New Jersey Conservation Founda-
tion“ (1992 in ANJEC 2004: 7) stellte dazu fest:
”
the cost of constructing water treatment
plants is likely to match or even exceed the cost of preserving watershed lands . . .“. Ausfu¨hr-
licher wurde auf den Wert dieser Funktion bzw. die Kosten ihres Ersatzes bereits in Teil II.
eingegangen.
Die Opportunita¨tskosten yb 2 der Erhaltung einer U¨berschwemmungsﬂa¨che bzw. der Wahl
eines alternativen Siedlungsstandortes ergeben sich wie folgt:
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(Vb − Va)− (Nb −Na) Nutzendiﬀerenz zwischen Auen- und Ersatzstandort (Index
a bzw. b),
V = Gesamt-Investition Siedlung (Geba¨ude und Infrastruk-
tur)
N = Gegenwartswert der gesamten Nutzenstiftung des
bestimmten Standorts (in der Aue: besondere Landschaft
etc.; außerhalb: z.B. keine Hochwassergefahr und Grund-
wasserbeeinﬂussung),∑g
t=0 cb q
−t −∑gt=0 ca q−t Diﬀerenz der abdiskontierten Unterhaltungskosten
(Geba¨ude und Infrastruktur), g = La¨nge des Betrach-
tungszeitraums in Jahren:∑g
t=0 c q
−t = c ((1/q)g − q)/(1− q),
fu¨r g →∞: ∑gt=0 cq−t = c(q/(q − 1)),





−t = Summe der abdiskontierten ja¨hrlichen
Zinszahlungen im Rahmen eines Annuita¨tendarlehens,
zs = x k ((1+k)
T−(1+k)s)/((1+k)T−1) = erforderliche
Zinszahlung am Ende der Periode s,
s = 0, . . . , (T − 1),
T = Laufzeit des Kredits in Jahren, Annahme: T ≤ g,
k = Fremdkapitalzins, x = P + V = zu ﬁnanzierende
Gesamtsumme /Gesamtkreditvolumen,
wb − wa Diﬀerenz der Grundstu¨ckswerte (w) der alternativen Stand-
orte,
unter Beru¨cksichtigung der Tatsache, dass am Standort a
mehr Fla¨che in Anspruch genommen wird: Fla¨che Siedlung
+ Fla¨che Hochwasserschutzanlagen,
−(ba + ma) vermiedene Kosten durch Bau (ba) und Unterhaltung und
Erneuerung (ma) von Hochwasserschutzanlagen.
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Unterschiede in den Investitionskosten einer Siedlung an den verschiedenen Standorten
ko¨nnen sich zum Beispiel durch den unterschiedlichen Grundwasserstand und die unterschied-
liche Hochwassergefa¨hrdung ergeben. Beim Bau einer Siedlung im potenziellen U¨berschwem-
mungsbereich eines Flusses kann z.B. eine Grundwasserabsenkung no¨tig sein, die bestehende
Siedlung wird stets mit einer Beeinﬂussung durch Grundwasser umgehen mu¨ssen, und auch
bei vorhandenem Deich besteht ein gewisses Risiko fu¨r U¨berschwemmungen. Diesen Faktoren
muss eventuell durch Anpassung der Bauweise der verschiedenen Bauwerke Rechnung getragen
werden.
Daneben ist, wie schon im vorangegangenen Teil-Abschnitt, zu beru¨cksichtigen, dass ein be-
stimmter Anteil der betroﬀenen Einwohner und Gewerbetreibenden keine expliziten Pra¨ferenzen
fu¨r den Siedlungsstandort
”
Flussaue“ hat, so dass fu¨r diese Betroﬀenen keine Opportunita¨ts-
kosten aus der Verhinderung der Besiedlung der Flussaue entstehen. Implizit wird dies in der
Variablen N der Gleichung 16.6 ausgedru¨ckt. Generell ist fu¨r diesen Punkt zu u¨berlegen, wo
tatsa¨chlich die sta¨rksten Pra¨ferenzen fu¨r die Lage der Siedlung existieren – bei den ku¨nftigen
Bewohnern oder aber den vorherigen Eigentu¨mern der Fla¨chen. Die Praxis der Ausweisung
von Bauland la¨sst darauf schließen, dass vor allem die Eigentu¨mer der Fla¨chen auf eine Um-
wandlung in Bauland und somit eine Wertsteigerung ihrer Fla¨chen dra¨ngen – wie schon in Teil
III. angedeutet, wird dabei aufgrund der Unvollkommenheit des Bodenmarktes Bauland nicht
immer in eﬃzientem Umfang angeboten. Fu¨r die Diﬀerenz der Grundstu¨ckskosten der unter-
schiedlichen Standorte ist die urspru¨ngliche Bodennutzung an den alternativen Standorten von
Bedeutung – in den Flussauen bzw. im U¨berschwemmungsraum von Flu¨ssen ist heute meist
Gru¨nlandbewirtschaftung anzutreﬀen, jedoch wird auf den fruchtbaren Auebo¨den auch, z.B.
an Rhein, Neckar, Saale und Elbe, intensiver Ackerbau betrieben23. Außerhalb der Flussauen
ist meist mit Ackerbau zu rechnen. Generell ist bei der Betrachtung der Bodenwerte landwirt-
schaftlicher Fla¨chen festzustellen, dass Fla¨chen, auf denen intensiver Ackerbau mo¨glich ist,
einen ho¨heren Preis erzielen als Gru¨nlandla¨chen.
Als Ausdruck fu¨r die durch die Vermeidung der Besiedlung der U¨berschwemmungsﬂa¨che
entgangenen Nutzen Na erscheint es zuna¨chst empfehlenswert, die Ho¨he der entgangenen
Wertsteigerung der Fla¨chen zu verwenden. Nach den U¨berlegungen am Ende des vorange-
gangenen Abschnitts ist aber zu bedenken, ob diese Gro¨ße mit den entgangenen Nutzen der
potenziellen Bewohner tatsa¨chlich u¨bereinstimmt und also als ihre Entsprechung in die Analyse
23Dass es eine solche Praxis gibt, dafu¨r spricht auch das fu¨r das neue Hochwasserschutzgesetz des Bundes
eigentlich geplante Verbot des Ackerbaus in U¨berschwemmungsgebieten, welches dann jedoch fu¨r die am
16./17. Ma¨rz 2005 beschlossene Fassung des Gesetzes abgeschwa¨cht wurde – nun gilt laut § 31b (3)
des
”
Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes“:
”
In den nach Absatz 2 Satz 3
und 4 festgesetzten U¨berschwemmungsgebieten wird fu¨r landwirtschaftlich genutzte und sonstige Fla¨chen
durch Landesrecht geregelt, wie mo¨gliche Erosionen oder erheblich nachteilige Auswirkungen auf Gewa¨sser
insbesondere durch Schadstoﬀeintra¨ge zu vermeiden oder zu verringern sind.“
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der Kosten eingehen soll.
Das Ergebnis der ex ante-U¨berlegungen zur Besiedlung einer U¨berschwemmungsﬂa¨che ist
im wesentlichen von drei Gro¨ßen abha¨ngig (die Zeichen + bzw. – hinter den einzelnen Punkten




1. die durch den Standort Aue verursachten Mehr-Kosten (–) aber auch Mehr-Nutzen
(+) gegenu¨ber dem alternativen Standort außerhalb der Flussaue und deren Verha¨ltnis
zueinander;
2. die Diﬀerenz der Bodenpreise innerhalb und außerhalb der zu besiedelnden Flussaue (±);
3. die Kosten des Baus und der Unterhaltung der beno¨tigten Hochwasserschutzanlagen (–).
Je nach Standort ko¨nnen die einzelnen Gro¨ßen unterschiedliche Auspra¨gungen aufweisen, deren
Auswirkungen auf dieser allgemeinen Ebene nur schwer abzuscha¨tzen sind.
16.2 Berechnung der Opportunita¨tskosten einer
U¨berschwemmungsﬂa¨che bei Abbruch einer
Siedlung
Die betriebswirtschaftlichen Kosten der beschriebenen Renaturierung eines Feuchtgebiets (ex
post) betragen mindestens
61,4 · 106e (Neubau, Umsiedlung, Abbruch – ohne gewerbliche Geba¨ude und Anlagen; vgl. die
Tabellen D.1 und D.1). Zusa¨tzlich muss die Zahlung von Entscha¨digungen an die betroﬀenen
Einwohner bei der Zusammenstellung dieser Form der Kosten beru¨cksichtigt werden. Dem
gegenu¨ber stehen die volkswirtschaftlichen Kosten des Vorhabens, deren Kla¨rung die folgenden
Abschnitte dienen.
16.2.1 Vereinfachende Annahmen
Die Berechnung der Opportunita¨tskosten in dieser Arbeit wurde unter der Voraussetzung fol-
gender vereinfachender Annahmen durchgefu¨hrt.
1. Die Unterhaltungskosten c der urspru¨nglichen Siedlung und ihres Ersatzes (Geba¨ude und
Infrastruktur) werden als gleich groß betrachtet und gehen dann nicht in die Berechnung
ein – eine vollsta¨ndige Berechnung und der Vergleich der volkswirtschaftlichen Kosten
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mu¨sste diese beiden Kostengro¨ßen einbeziehen. Da Informationen gerade zu den Unter-
haltungskosten der urspru¨nglichen Geba¨ude und Infrastruktur nur in sehr begrenztem
Umfang bzw. sehr lu¨ckenhaft verfu¨gbar sind, wird hier diese Annahme getroﬀen.
2. Die Restschuld der abzubrechenden Siedlung xaRest = 0.
3. Kosten der Altlastensanierung (z.B. die Sanierung von ehemaligen Tankstellenstand-
orten) werden ebenfalls nicht beru¨cksichtigt, da diese sehr von den jeweiligen Gegeben-
heiten abha¨ngig sind. 24
4. Fu¨r die Ermittlung der Opportunita¨tskosten eines vorgezogenen Neubaus gilt: die Aus-
fu¨hrung und das investierte Kapital in der abzubrechenden Siedlung entspricht der
Ausfu¨hrung und dem investierten Kapital fu¨r die Ersatzsiedlung, die verwendeten Preise
sind reale Preise. Ein derartiges Vorgehen scheint auch vor dem Hintergrund der Umsied-
lungen im Rahmen von Kohletagebauten, bei denen versucht wurde, die alte Siedlungs-
struktur etc. in der Ersatzsiedlung beizubehalten, vertretbar (vgl. Umsiedlungsfa¨lle in
Tabelle 17.3). Es werden keine Mehrkosten/ho¨here Werte der abzubrechenden Siedlung
aufgrund besonderer Bauteile zum Schutz vor Hochwasser oder Grundwasserbeeinﬂus-
sung beru¨cksichtigt.
Weiterhin wird zur Vereinfachung angenommen, dass nach Ablauf der theoretischen Nut-
zungsdauer stets Abbruch und Neubau erfolgen, und die gesamte Siedlung (Geba¨ude und
Infrastruktur) gleichzeitig errichtet wurde, so dass sich erst im Laufe der Zeit eine Auf-
splittung des Alters der verschiedenen Investitionsgu¨ter aufgrund ihrer unterschiedlichen
Nutzungsdauern und dementsprechend unterschiedlichen Ersatzzeitpunkten ergibt.
5. Es sind ausschließlich Wohn-/Gewerbe- bzw. Mischgebiete als Teile gro¨ßerer Siedlung-
en/Sta¨dte/Gemeinden betroﬀen – es ist daher keine Umsiedlung von o¨ﬀentlichen Ein-
richtungen (Schulen, Rathaus, etc.) erforderlich. Die Kosten derartiger Einrichtungen
scheinen stark abha¨ngig vom Einzelfall zu sein und sollen daher hier nicht beru¨cksichtigt
werden. Daneben wird angenommen, dass die Umsiedlung eines Ortsteils wahrscheinli-
cher ist als die Absiedlung einer gesamten Stadt25.
24Vgl.: Stock und Gu¨tter (2000: 16): Abbruch- und Deponiekosten Tankanlagen, Entsorgung von verseuchtem
Boden (bis 1 000DM/m3) [in Preisen von 1998/99, inkl. 16% Mehrwertsteuer].
25In diesem Fall mu¨sste auch die Struktur der Einheitssiedlung, anders als in Abbildung 16.3 dargestellt,
angenommen werden. Vgl. hierzu u.a. Albers (1992: 201):
”
Mehrere Untersuchungen in der sta¨dtebaulichen
Literatur der letzten Jahrzehnte kommen in weitgehender U¨bereinstimmung zu dem Ergebnis, daß fu¨r das
Siedlungsgebiet der Stadt – . . . ohne Landwirtschaft, Wald und O¨dland – insgesamt etwa 200 – 250m2
je Einwohner zur Verfu¨gung stehen sollten; in sehr grober Na¨herung ko¨nnte man davon etwa 40 – 50%
fu¨r Wohnﬂa¨chen, 15 – 25% fu¨r Arbeitsﬂa¨chen, 5 – 10% fu¨r Gemeinbedarf und je etwa 10 – 15% fu¨r
Freiﬂa¨chen und Verkehr ansetzen.“
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16.2.2 Beru¨cksichtigte Daten und Informationen
In diesem Abschnitt werden die fu¨r die Ermittlung der volkswirtschaftliche Kosten beider Va-
rianten (ex ante/ex post) verfu¨gbaren Informationen und ihre Quellen sowie deren jeweilige
Qualita¨t bzw. Verwendbarkeit dargestellt. Eine derartige Bewertung ist zum Teil recht proble-
matisch, doch gleichzeitig notwendig, um die Aussagekraft der daraus resultierenden Ergebnisse
beurteilen zu ko¨nnen.
Kosten durch Erhaltung einer Siedlung
Im wesentlichen bestehen die ohne weiteres monetarisierbaren Opportunita¨tskosten des Erhalts
der Siedlung an ihrem urspru¨nglichen Standort in den Kosten der Unterhaltung und Erneuerung
der Hochwasserschutzanlagen. In Tabelle 16.6 werden die verschiedenen verfu¨gbaren Informa-
tion zu dieser Gro¨ße dargestellt. Auf die Einbeziehung der Kosten durch Unterhaltung der
Geba¨ude und Infrastruktur der erhaltenen Siedlung wird hier nach oben genannter Annahme
verzichtet.
Die Ero¨rterung der Opportunita¨tskosten aufgrund der entgangenen Nutzen durch die Re-
tention von Na¨hrstoﬀen und Hochwasser, sowie aus anderen Feuchtgebietsfunktionen erfolgte
indirekt bereits im Abschnitt II.8 bei der Diskussion des o¨konomischen Wertes von Feuchtge-
bieten. Eine Gegenu¨berstellung der durch das hier untersuchte Vorhaben verursachten Kosten
und den damit verbundenen Nutzen erfolgt kurz in 17.5. Eine Feststellung der vermiedenen
Scha¨den an diesem Ort bzw. eine Einscha¨tzung der Hochwasser-Schadenspotenziale wurde
nicht durchgefu¨hrt. So stellen die hier abgeleiteten Kosten die Untergrenze der tatsa¨chlich
verursachten Kosten durch den Erhalt der Besiedlung dar.
Die verfu¨gbaren Information sind von recht unterschiedlicher Qualita¨t. Sie besitzen meist
fu¨r spezielle Einzelfa¨lle Gu¨ltigkeit und sind daher nur mit Einschra¨nkungen generalisierbar.
Lediglich die Angaben von A. Mahlke (vgl. Tabelle 16.6) ko¨nnen fu¨r die Deichanlagen der
Elbe verallgemeinert werden. Ein Vergleich der verschiedenen Angaben zeigt aber, dass die
reinen Kosten der Errichtung eines vergleichbaren Deiches zwischen 1,5 · 106e (Angaben von
A. Mahlke) und 2,6 · 106e (Dehnhardt und Petschow 2001) je km Damm schwanken. Die in
Dresdner Grundwasser Consulting GmbH (2002) ermittelten Kosten lassen sich in diesen Rah-
men sehr gut einordnen, sie betragen je km Damm 2,4 · 106e. Daru¨ber hinaus fu¨hren Dresdner
Grundwasser Consulting GmbH (2002) aber weitere Investitionskosten fu¨r eine Hochwasser-
schutzanlage auf, wie z.B. Kosten der Planung und technischen Ausru¨stung. Explizite Angaben
zu diesen Gro¨ßen ﬁnden sich in den anderen Quellen jedoch nicht.
Da der hier konstruierte Fall stark an das Beispiel der Absiedlung von Ro¨derau-Su¨d an-
gelehnt ist, sowie dessen Merkmale als mehr oder weniger charakteristisch fu¨r potenziell fu¨r
eine Absiedlung in Frage kommende Siedlungen angenommen werden, scheint die U¨bernahme
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der Angaben von Dresdner Grundwasser Consulting GmbH (2002) empfehlenswert, auch wenn
der dort geplante Deich von geringerem Volumen ist (108 000m3) als der des hier konstru-
ierten Falles (114 480m3). Die somit im weiteren angewendeten Kosten werden dennoch als
Obergrenze der wahren Kosten des Schutzes einer Siedlung durch Hochwasserschutzanlagen
angesehen.
In der Berechnung der Opportunita¨tskosten gehen daher die im Abschnitt 16.1.3 beschriebe-
nen Gro¨ßen sowie Angaben aus dem Gutachten der Dresdner Grundwasser Consulting GmbH
(2002) zum Hochwasserschutz fu¨r Ro¨derau-Su¨d ein (siehe Anhang B). Danach sollen die
Investitionskosten des in Abschnitt 16.1.3 beschriebenen Deiches 20 · 106e, die ja¨hrlichen
Unterhaltungskosten dieses Deiches 85 000e betragen. La¨nge und Fla¨che des beschriebenen
Ringdeiches werden dabei als Synonym fu¨r die einer Siedlung tatsa¨chlich zurechenbaren Menge
Deich verwendet.
Tabelle D.2 bzw. Tabelle 17.1 zeigen die sich fu¨r unterschiedliche Zeithorizonte, Betrach-
tungszeitpunkte bzw. Diskontsa¨tze ergebenden Kosten des Hochwasserschutzes der hier be-
trachteten Siedlung.
Kosten durch die Verdra¨ngung einer Siedlung
Die Opportunita¨tskosten der Ru¨ckgewinnung von U¨berschwemmungsﬂa¨chen an Siedlungs-
standorten sind, wie schon Tabelle 16.3 gezeigt hat, sehr komplex. Das Projekt setzt sich aus
verschiedenen Teilprojekten zusammen, die zum Teil gleichzeitig ablaufen bzw. sich zeitlich
u¨berlappen, was u.a. Auswirkungen auf die Finanzierungsart und -kosten hat. Den mo¨glichen
Zeitplan des geplanten Projektes veranschaulicht Abbildung 16.7: Das Vorhaben muss zuna¨chst
entwickelt und geplant werden (Projektentwicklung ca. 9 – 12 Monate). Wa¨hrend der Planung
beginnen Gespra¨che und Verhandlungen mit den betroﬀenen Einwohnern der zu verdra¨ngenden
Siedlung. Nach Abschluss der Planung und Entwicklung beginnt die Erschließung und der Bau
der Ersatzsiedlung (Bauzeit ca. 2 – 3 Jahre). Parallel dazu laufen Umsiedlung und Abbruch
der alten Siedlung (Umsiedlung ca. 2 – 3 Jahre, Abbruch ca. 2 – 3 Jahre) und ziehen sich
deshalb u¨ber einen la¨ngeren Zeitraum hin (D. Seidel, 14.12.04).
Die in den folgenden Berechnungen verwendeten Gro¨ßen sind entsprechend der Tabelle 16.3
mit den verfu¨gbaren Quellen sowie der fu¨r diese theoretische Untersuchung angenommenen
Auspra¨gung aufgefu¨hrt.
Prima¨re Kosten26:







Neubau 5 km Deich: 7-8 · 106 e (verallgemeinerbar)→ 1,5 · 106 e/km, angesetzte Nut-
zungsdauer 80 Jahre
Unterhaltung (Mahd): 0,1e/m2, 30 000 m2 je km Deich an Elbe in Sachsen-Anhalt
(vgl. auch Dehnhardt und Petschow 2001: 64-66) → 1 km Deich: 3000e (im Jahr);
Kosten Polderwirtschaft sehr stark von Gro¨ße des Einzugsgebietes des Polders abha¨ngig
(Gro¨ße der Scho¨pfwerke danach ausgelegt) – z.B. Neubau Scho¨pfwerk (3 Pumpen, 1,1
m3/s) ca. 2 · 106 e, Wartung 2 000 – 5 000e p.a. bei großen Scho¨pfwerken
Hampicke und Beil
(2004: 9)
Neubau Seedeich ca. 9,9 km: 18,1 · 106 e (1,8 · 106 e/km), Neubau Riegeldeich 2,5 km
(140 736 m3): 2,5 · 106 e→ 17,74e/m3 (schlecht erschlossenes Gebiet, Beschreibung:
Hampicke und Beil (2004: 11)); StAUN UEM 2004 und StAUN HRO 2003 (beide in
Hampicke und Beil 2004: 11): 15e/m3
Gesamtnutzungsdauer 100 Jahre
Unterhaltung: pauschal 2000e/km Deichla¨nge und Jahr fu¨r mehrmalige Mahd (alter-
nativ Beweidung), Beseitigung von Scha¨den (z.B. durch Wildschweine), Ausbessern
der Grasnarbe, Entfernen von Treibgut nach StAUN HST (2003b) (in: Hampicke und
Beil 2004: 13),
zusa¨tzlich Nachschu¨ttung von bis zu 25% des Ausgangsvolumens zum Ausgleich
von Sackungen – Erfahrungswerte des StAUN UEM: ca. 1 500 m3 Material je km
Deichla¨nge alle 20 Jahre, Kosten ca. 20e/m3
Polderwirtschaft: konservative Scha¨tzung der Kosten der Poldernutzung: 100e/ha
(p.a.?) (Hampicke und Beil 2004: 14)
Metzdorf (2004) Neubau Sommerdeich: 1) 2,25 km, 895 000e, ca. 50e/m3, Lebensdauer > 50 Jahre;
2) 130 m, 20 000e – ca. 18e/m3; 3) Kosten Grundinstandsetzung ca. 250 000e/km
Deich, ca. 28e/m3, Lebensdauer derart sanierter Deiche: 20 Jahre; Annahme (Metz-
dorf 2004: 93): 25 – 50e/m3;
Unterhaltung Deiche 2. Ordnung: Mahd – 0,37e/m Deich, Reparatur – 0,15e/m
Deich (p.a. ?);
Polderwirtschaft: Fla¨chenkosten Wasserwirtschaft Metzdorf (2004: 81ﬀ.): Anlagen
(Gra¨ben, Deiche, Dra¨nung, Scho¨pfwerke); 1 Scho¨pfwerk zur Bewirtschaftung von 20
bis 600 ha (laut Wasser- und Bodenverband MV); ca. 20m Deich/ha Polder (in MV
Flusstalmooren);
Erstellung Scho¨pfwerk 155 000e (80 000e baulicher, 75 000e technischer An-
teil), Nutzungsdauer 15 Jahre; Sanierung/Modernisierung: 100 000e; Dra¨nung:
500e/ha (Funktionsdauer: 10 Jahre), 1 000e/ha (Ø Gesamtnutzungsdauer: 30 Jah-
re); Staue/Wehre: –
Betriebskosten: Grabeninstandhaltung 0,79 – 1,32e/m Graben und Jahr, 70 bis
300e/ha allein fu¨r Scho¨pfwerksbetrieb (Koordinierungsstelle Moorschutz (2003) in:
Metzdorf (2004: 88)), 28,5e/ha Ø aus 126 000 ha 1994 (Bioplan 1994) – Annahme
Metzdorf: 30e/ha Mindestkosten Scho¨pfwerksbetrieb; Bewirtschaftungskosten zeit-





Deichneubau: 2,045 – 2,685 · 106 e/km Deich; Deichsanierung: 895 000e/km Deich
Unterhaltung: 0,08e/m2 bei ca. 30 000 m2 je km Deich
Dresdner Grundwasser Consulting GmbH (2002: 25–26) – siehe Anhang B
Tabelle 16.6: Kosten-Komponente: Aufrechterhaltung von Besiedlung in einem potentiellen










(2 – 3 Jahre)
Umsiedlung 
(2 – 3 Jahre)
Abbruch  
(2 – 3 Jahre) 
Abbildung 16.7: Zeitplan des Projektes, eigene Darstellung unter Verwendung von Angaben
von D. Seidel (14.12.04)
ort – Quellen: vgl. Tabelle 16.10
Verwendete Annahmen: Neubau Wohnen: 34 863 564e, Neubau Infrastruktur:
7 702 904e, Extrakosten durch Erschließung des Ersatzstandortes: 5 648 455e (vgl. Ta-
belle D.1)
2. Vera¨nderung der Grundstu¨ckswerte an Ursprungs- und Ersatzstandort der Siedlung : San-
dau/Ro¨derau, Der Gutachterausschuss fu¨r Grundstu¨ckswerte fu¨r den Bereich des Kata-
steramtes Stendal (2002)
Ro¨derau: allgemeines Wohngebiet: 43e m−2, Gewerbegebiet: 18e m−2, Mischgebiet
46e m−2; Sandau: Eigenheimstandort Bodenrichtwert 23e m−2, Stadtgebiet 15e
m−2; Der Gutachterausschuss fu¨r Grundstu¨ckswerte fu¨r den Bereich des Katasteramtes
Stendal (2002: 50): durchschnittlicher Kaufwert 2002 im Katasteramtsbereich Stendal
(Sachsen-Anhalt): Ackerland: 0,41e/m2, Gru¨nland: 0,3e/m2, Bauland (erschließungs-
beitragsfrei): 49e/m2, Gewerbegrundstu¨cke (erschließungsbeitragsfrei): 11e/m2
Der Wert einer Brachﬂa¨che ko¨nnte u.U. mit 0e angesetzt werden27. Dagegen steht
aber die U¨berlegung, dass der Eigentu¨mer der Fla¨che, die fu¨r die Durchfu¨hrung des
Projektes beno¨tigt wird, bei Verhandlungen mit der o¨ﬀentlichen Hand Monopolmacht
besitzt (Miceli und Segerson 2000: 330), so dass ein Preis von 0e nicht erzielt werden
ko¨nnte.
Verwendete Annahmen: Fu¨r die Berechnungen wird zuna¨chst von einem Baulandwert
am Absiedlungsstandort28 von 23e/m2 bzw. einem Gru¨nlandwert am selben Standort
27Vgl. die Argumentation in Abschnitt 12 sowie im Abschnitt 16.1.4
28In Anlehnung an den Bodenpreis an einem kleinen Eigenheimstandort in Sandau, der im Vergleich zu
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≤ 40 76 71
41 – 50 100 89
≥ 51 128 112
Tabelle 16.7: Pachten im Katasteramtsbereich Stendal, aus: (Der Gutachterausschuss fu¨r














Tabelle 16.8: Kaufwerte von Bauland in den alten und neuen Bundesla¨ndern 2001, vera¨ndert
nach: BBR (2003: 9)
von 0,009e/m2 (in Anlehnung an Pachtpreise fu¨r Gru¨nland im Katasteramtsbereich
Stendal) ausgegangen. Fu¨r den Ersatzstandort wird ebenfalls ein erzielbarer Baulandpreis
von 23e/m2 bzw. ein Pachtpreis fu¨r Ackerﬂa¨chen von 0,01e/m2 (in Anlehnung an
Pachtpreise fu¨r Ackerﬂa¨chen im Katasteramtsbereich Stendal) angenommen29.
Ro¨derau-Su¨d und zu den Preisen fu¨r baureifes Land in Ostdeutschland niedrig liegt (siehe Tabelle 16.8),
im Gegensatz zu den Pachtpreisen fu¨r landwirtschaftlich genutztem Land ist eine a¨hnlich aussagekra¨ftige
Gro¨ße fu¨r den Baulandmarkt nach Kenntnis der Autorin nicht gegeben
29Siehe allerdings Hilber (1998: 25):
”
Der Bodenpreis bemisst sich dabei nach der Grundrente, das heisst nach
dem Ertrag, der durch Bodennutzung erwirtschaftet werden kann. Rechnerisch ergibt sich der Bodenpreis
durch Kapitalisierung der erwarteten Grundrenten. Wird ein unendlicher Zeithorizont unterstellt, so rich-
tet sich der Zusammenhang zwischen Bodenpreis BP und Grundrente GR nach der folgenden einfachen
statischen Kapitalisierungsformel: BP = GR/i .“ Rieder und Huber (1992) sehen die Pacht bezu¨glich des
Bodenwertes als aussagekra¨ftiger als den Kaufpreis einer Fla¨che an. Der Bodenwert sollte nach Rieder und
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Sekunda¨re Kosten – a)30:
1. Projektsteuerung und Objektplanung – Quellen: 1) Verordnung u¨ber die Honorare fu¨r
Leistungen der Architekten und der Ingenieure (AIHonO) §§ 1531 u. 3132, Objektplanung
nach AIHonO § 15 (Neubau + Abriss) → 10% der reinen Baukosten; 2) BMV (1988:
11) (siehe auch Tabelle 16.9); 3) Informationen von D. Seidel sowie U. Korzen-Kru¨ger
(siehe Tabelle 16.10)
Verwendete Annahmen: Angaben von D. Seidel (05.11.04): Projektentwicklung/-planung
(Absiedlung, Abbruch + Neubau) pauschal 1 000e je WE und bzw. je GE = 376 000e;
externe Steuerung/Betreuung von Besitzern u. Mietern pauschal 2 000e je WE bzw.
GE = 752 000e;
2. Abrissarbeiten (Siedlung und Deich) – Quellen: vgl. Tabelle 16.9
Verwendete Annahmen: Abbruch Siedlung : 4.322.400e (Angaben von D. Seidel),
3. Abbruch Deich: 5e/m3 zu verfu¨llendem Material (114 480 m3) (vgl. Tabelle D.1: Ham-
picke und Beil (2004));
Sekunda¨re Kosten – b)33:
1. Verwaltungsta¨tigkeit (Gutachten (Bewertung durch den zusta¨ndigen Gutachterausschuss),
Notar, Grundbuchamt, Vertra¨ge etc.): a) bei Planung/Genehmigung Absiedlung, b) bei
Bebauung am Ersatzstandort – Quellen: –
Die Kosten der Beho¨rdenta¨tigkeit sind eventuell diﬀus bzw. aufgrund der Gro¨ße des
Projekts nicht eindeutig zuzuordnen. Vgl. z.B. M. Pﬁster (11.10.04):
”
Kosten der Ver-
waltung selbst [fu¨r die Erschließung von Ro¨derau-Su¨d] nicht beziﬀerbar“
Verwendete Annahmen: keine serio¨sen Annahmen mo¨glich;
2. Umzug – Quellen: vgl. Tabelle 16.10, D. Seidel
Verwendete Annahmen: Angaben von D. Seidel (vgl. Tabelle D.1: 350 000e (Umzugs-
kosten Wohnen) + Umzugskosten des Gewerbes (stark abha¨ngig von Art des Gewerbes,
daher keine Verallgemeinerung eingefu¨hrt));
3. Finanzierung – Quelle: D. Seidel (05.11.04, 29.11.04): 5,5% Zins, 0,75% Bankgebu¨hr,
1,0% Avalbu¨rgschaften (von Bautra¨gerbank an Grundstu¨cks-/Hauska¨ufer fu¨r dessen
Bank): 4 717 376e (Neubau Wohnen und Gewerbe) + 551 038e (Abbruch und Absied-
lung)







Verwendete Annahmen: Angaben von D. Seidel (vgl. Tabelle D.1)
Vermiedene Kosten:
• Investitions- und Unterhaltungskosten Deich – Quelle: Dresdner Grundwasser Consulting
GmbH (2002: 25–26),
Verwendete Annahmen: Investitionskosten ohne Grunderwerb und Brunnenbau (anteilig
in den Betriebskosten enthalten): 20 000 000e, Betriebskosten: 85 000e p.a. (Dresd-
ner Grundwasser Consulting GmbH 2002, siehe Anhang B). Begru¨ndung: Trotz gro¨ße-
rer La¨nge jedoch bei geringerem Volumen (108 000m3 versus den hier angenommenen
114 480m3) scheinen die Berechnungen zum Hochwasserschutz von Ro¨derau-Su¨d allen
anderen Kosten-Scha¨tzungen fu¨r diese Komponente u¨berlegen zu sein – die Gegeben-
heiten in Ro¨derau-Su¨d stimmen mit den in dieser Arbeit behandelten u¨berein, exaktere
Berechnungen mit Beru¨cksichtigung aller relevanten Gro¨ßen sind der Autorin anhand der
Angaben der Literatur nicht mo¨glich.
Verwendete Parameter:
• Betrachtungszeitraum – Quellen: siehe Tabelle 16.6, Angaben von D. Seidel. Nutzungs-
dauer Deich: 80 – 100 Jahre, Nutzungsdauer Ha¨user: 50 –100 Jahre; Nutzungsdauer
Feuchtgebiet: keine Angaben. Vgl. Argumentation z.B. in LAWA (1998), siehe auch
Abschnitt 15.
Verwendete Annahme: g = 100 Jahre. Es wird angenommen, dass die hier interes-
sierenden Dienstleistungen Hochwasserschutz und Na¨hrstoﬀretention auch u¨ber diesen
Zeitraum hinaus von diesen O¨kosystemen bereitgestellt werden ko¨nnen.
Es wird nur ein Wert fu¨r den Betrachtungszeitraum festgelegt, da mit McKean (1958:
124) argumentiert werden kann:
”
. . .results that reﬂect two or more discount rates would
already reﬂect a range of attitudes toward the future.“ McKean (1958) empﬁehlt die
Verwendung eines
”
standard middle-of-the-road time horizon (40 – 100 years used by
government agencies)“, da meist die zur Ermittlung des korrekten Zeithorizontes no¨tigen





BMV (1988: 11) Fu¨r Bru¨cken, Straßen, Wege und andere Ingenieurbauwerke:
”
Mit den Verwaltungskosten in Ho¨he von
10% der Kosten nach Nr. 16 und Nr. 17 [reine Baukosten ohne Grunderwerbskosten – Anm. der Auto-
rin] sind insbesondere abgegolten die Aufwendungen fu¨r Vorarbeiten, Vorentwu¨rfe, die Bearbeitung des
vergabereifen Bauentwurfs, die Pru¨fung der statischen Berechnungen und der Ausfu¨hrungspla¨ne, die Ver-
gabe der Bauarbeiten, die o¨rtliche Bauaufsicht (Bauu¨berwachung) und Bauleitung (Baulenkung), ferner
Stellung von Pru¨f- und Messgera¨ten, Messfahrzeugen, Hilfsfahrzeugen fu¨r die Bauaufsicht und Bauleitung
und Fahrzeuge fu¨r die Probebelastung sowie sonstige Verwaltungsta¨tigkeiten einschließlich des Rechnungs-




Deichru¨ckbau: Kosten entscheiden abha¨ngig vom bewegten Materialvolumen, 1998: 5e/m3 zu verfu¨llen-
des Material (Angaben: WBV Ryck-Ziese 2003, StAUN UEM 2004);
Ru¨ckbau Scho¨pfwerke: pauschaler Ansatz: 15 000e je Scho¨pfwerk fu¨r Abbruch der baulichen Hu¨lle ein-
schließlich Fundament, Entsorgung der Entwa¨sserungstechnik (Pumpen, Elektrik), Abbruch der baulichen




Deichschlitzung: 5 115e/km (Bezug nicht eindeutig – vgl. Angaben zum Umfang der no¨tigen Deichschlit-
zungen bei Sandau und Roga¨tz (Haferkorn 2001: 32-33, 60), sowie To¨nsmann (2002: 131))
Pachtaufhebungsentscha¨digung: 256e/ha (vgl. LandR 78 (Entscha¨digungsrichtlinie));
To¨nsmann (2002:
131)







Abbruch Wohngeba¨ude: 10 000 – 20 000e/WE
Schieweg (2001: 11
010 93/1)
Totalabbru¨che: Flachbauten ohne/mit Einbauten aus Holzkonstruktionen, Mauerwerk/Mischbau, Stahl-
konstruktionen, Stahlbetonmontagekonstruktionen, Beton/Stahlbeton abbrechen, laden u. zur Kip-
pe transportieren einschl. aller Sicherheitsmaßnahmen beim Abbruch. Ohne Kippgebu¨hr: 15,00 –
61,00DM/m3 UR – umbauter Raum;
Geschossbauten mit geringen/mit vollen Einbauten aus Mauerwerk/Mischbau, . . . (s.o.): 31,00 –
92,00DM/m3 UR
Totalabbruch von baul. Anlagen aus Mauerwerk/Mischbau, Beton, Fertigteile, Stahlbeton, einschl. laden
u. transportieren der Massen zur Kippe. Ohne Kippgebu¨hr: 306,00 – 764,00DM/m3
Kippgebu¨hren gesondert nach o¨rtlichen Gegebenheiten berechnet
alle Angaben: Richtpreise ohne MWSt.
Stock und Gu¨tter
(2000: 10–16)
Abriss- und Entsorgungskosten kleine einzelne Geba¨ude (< 2 000 m3 BRI – Bruttorauminhalt) (incl. 16%
Mehrwertsteuer): 20 – 40DM/BRI (regionale Unterschiede sind zu beachten, die genannten Betra¨ge
verstehen sich bei einer mittleren Entfernung zur Bauschuttdeponie, bei gro¨ßeren Entfernung ho¨here
Transportkosten → Zuschla¨ge no¨tig), durch den Wettbewerb haben die Abriss- und Entsorgungskosten
fallende Tendenzen;
Deponiekosten (incl. 16% Mehrwertsteuer): 9,00 – 70,00DM/m3
R. Schulze
(11.11.04)
Ru¨ckbaukosten Geba¨ude (EFH/MFH/Gewerbe) Ro¨derau-Su¨d: 2,11e/m3 UR; Baugela¨nde abra¨um-
en: 0,34e/m2; Zulage fu¨r Erdarbeiten: 2,09e/m3; Abbruch/Entsorgung Schacht (bis 1,50m Ø,
1,50/3,00m tief): 19,70 – 24,49e/Stu¨ck; Medienabbruch innerhalb der bebauten Grundstu¨cke: pauschal
bei EFH/Gewerbe: 146,23e/Grundstu¨ck, bei MFH: 438,68e/Grundstu¨ck; fu¨r Entsorgung je Grundstu¨ck:
Pauschalpreis + Entsorgung kontaminierter Stoﬀe
Ru¨ckbaukosten Infrastruktur Ro¨derau-Su¨d (abbrechen, laden, entsorgen): bitumino¨se Fla¨chenbefestigung:
1,13e/m2; Betondecke: bewehrt/unbewehrt 1,79/1,48e/m2; Pﬂasterdecke: 2,98e/m2; Rasengitter-
steine: 3,30e/m2; Bordsteine: 8,36e/m; Tragschicht: 1,39e/m2; Straßenbeleuchtung: 100,63e/Stck.;
Leitungen/Kabel, Gas-/Wasserleitungen abra¨umen: 1,00e/m; Schacht abbrechen (Tiefe bis 4,0 m):
38,41e/Stck.; Entwa¨sserungsrohrltg., Gasltg., Trinkwasserltg., Heizkanal ausbauen: je 7,27e/m; Bus-
warteha¨uschen pauschal: 604,46e/Stck.;
Netto-Angaben; Verallgemeinerung fu¨r gesamtes Bundesgebiet aus Sicht von R. Schulze eher fraglich
Tabelle 16.9: Kosten-Komponente: Abbruch eines Siedlungsgebietes im U¨berschwemmungs-





BMV (1988: 11) Objektplanung: vgl. Tabelle 16.9
AIHonO §§ 15 u. 31 Projektsteuerung, Objektplanung, vgl. Fußnoten 31 u. 32
D. Seidel (05.11.2004, 17.11.04,
29.11.04)
Planung und Bau eines Wohn- und Gewerbegebietes: vgl. Tabelle D.1
Projektsteuerung : 2–3% der Gesamtkosten (Abbruch, Neubau, Umzug)
U. Korzen-Kru¨ger (28.04.04) Projektsteuerung : Beratungsleistungen, Erstellung eines Muster-Kaufvertrages durch ei-
ne Rechtsanwaltskanzlei, Nebenkosten des Kaufs (Notarkosten, Grunderwerbssteuer), vor
Ort ta¨tiger Mediator mit Bu¨ro, Gebu¨hren der Bewilligungsstelle Sa¨chsische Aufbaubank
(SAB)
Fu¨r Absiedlung Ro¨derau-Su¨d (Merkmale siehe Tabelle 17.3): ca. 1,9 · 106 e Projektsteue-
rungskosten = 5,12% der Gesamtkosten (vorla¨uﬁge Angaben).
Dresdner Grundwasser Consulting
GmbH (2002) (vgl. Anhang C)
Erschließungskosten
T. Sippli (14.09.04) Straße mit Regenwasserabﬂuss, Kanalisation, Fuß- u. Radweg, Beleuchtung, Gru¨n: ca.
1000e/m, Nutzungsdauer: 50 – 60 Jahre (Unterhaltung verla¨ngert Nutzungsdauer)
C. Wendt (28.04.04) Erneuerung der Straßen in Sandau – Ø ca. 900e/m (3,00 – 6,50m breit)
Grundstu¨ck
D. Seidel (05.11.04) Grundstu¨cks- und Nebenkosten: vgl. Tabelle D.1, Erwerbsnebenkosten (Notar, Grunder-
werbssteuer): 6% des Kaufpreises
Der Gutachterausschuss fu¨r Grund-
stu¨ckswerte fu¨r den Bereich des Ka-
tasteramtes Stendal (2002)
Pacht- versus Kaufpreise
Metzdorf (2004: 63ﬀ.) Nebenkosten Fla¨chenkauf: ca. 14% des Fla¨chenpreises
Ko¨hne (2000: 68) Grundstu¨ckswechselkosten: Vermessung, Notar, Grundbuch, ggf. Makler, Grunderwerbs-
steuer – u¨blicherweise vom Ka¨ufer getragen
Umzug
U. Korzen-Kru¨ger (28.04.2004) Umzugskosten fu¨r Absiedlung Ro¨derau-Su¨d (Merkmale siehe Tabelle 17.3) u.a. fu¨r 79
Mieter: 58 251,21e (vorla¨uﬁge Angaben) = Ø 737,36e je Mieter
Europcar (Internet-Recherche am
20.11.04)




D. Seidel (05.11.04) Wohngeba¨ude: Nutzungsdauer 50 – 100 Jahre bzw. 1 – 2% Abschreibung (2% realisti-
scher)
BMV (1988: 22-24) Straßen und Wege (Oberbau, Straßenausstattung, Entwa¨sserung, Gela¨nder/Za¨une, La¨rm-
schutzeinrichtungen, Bo¨schungsbefestigungen, la¨ndliche Wege): theoretische Nutzungs-
dauer (und ja¨hrliche Unterhaltungskosten in %)
Tabelle 16.10: Kosten-Komponente: Bau einer Ersatzsiedlung außerhalb des U¨berschwem-
mungsbereichs eines Flusses, eigene Darstellung
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Abschnitt 16.1.4 hat schon angedeutet, in welchem Rahmen Ergebnisse dieser Untersuchung
Verwendung ﬁnden ko¨nnen. Da hier nur die Kosten des oben beschriebenen o¨ﬀentlichen Vor-
habens erfasst wurden, ko¨nnen zuna¨chst nur Aussagen u¨ber die Ho¨he der volkswirtschaftlichen
Kosten eines solchen Projektes in bestimmten Fa¨llen gemacht werden.
17.1 Ergebnisse der Berechnungen
Die gesamten Berechnungen beziehen sich nicht auf einem konkreten Fall, sondern vielmehr
auf Annahmen u¨ber bestimmte relevante Gro¨ßen. Da das Ziel dieser Untersuchung die Bestim-
mung der Gro¨ßenordnung der Kosten eines solchen Vorhabens ist, wurden fu¨r diesen Abschnitt
wiederum verschiedene Vereinfachungen bezu¨glich der verwendeten Daten angenommen, u.a.
auch um den Rechenaufwand angemessen zu gestalten.
Die vom Abbruch betroﬀenen Investitionsgu¨ter wurden zu drei Gruppen mit jeweils einheit-
licher theoretischer Nutzungsdauer zusammengefasst. Fu¨r die Investitionsgro¨ße Deich gilt im
folgenden eine Nutzungsdauer von 100 Jahren (vgl. Tabelle 16.9), es wird, wie schon oben
ausgefu¨hrt, von Neubaukosten in Ho¨he von 20 · 106e und ja¨hrlichen Unterhaltungskosten von
85 000e ausgegangen (vgl. Dresdner Grundwasser Consulting GmbH (2002: 25–26) bzw. An-
hang B). Die Abbruchkosten (inklusive Finanzierungskosten) betragen 626 778e (vgl. Tabelle
in Abbildung D.1).
Die zweite Investitionsgro¨ße erfasst alle Geba¨ude – in die Berechnungen gehen aufgrund
der Datenverfu¨gbarkeit jedoch nur die betroﬀenen Wohngeba¨ude ein. Fu¨r diese Gro¨ße werden
Investitionskosten in Ho¨he von 31,6 · 106e und Abbruchkosten in Ho¨he von 3,3 · 106e (beide
Werte inklusive Finanzierungskosten) bei einer theoretischen Nutzungsdauer von 100 bzw. 50
Jahren angesetzt.
In der dritten Gruppe werden schließlich alle Infrastrukturbestandteile erfasst (theoretische
Nutzungsdauer gro¨ßer als 5 Jahre – alle Bestandteile mit ku¨rzerer Lebensdauer werden den Un-
terhaltungsmaßnahmen zugerechnet). Die Infrastruktur geht mit einem Wert von 6,9 · 106e,
Abbruchkosten in Ho¨he von 821 250e sowie einer theoretischen durchschnittlichen Nutzungs-
dauer von 45 Jahren1 in die Berechnungen ein.
1Gescha¨tzter Durchschnitt der Lebensdauer von Erschließungsmaßnahmen mit einem Alter oberhalb von 5
230
17 Resultat der Analyse
Der jeweilige Wert der drei Gruppen ergibt sich aus der Summe aller fu¨r ihre Erstellung
sowie fu¨r ihren Abbruch notwendigen Arbeiten und Materialien (vgl. die Tabellen im Anhang
D). Die in den Berechnungen verwendeten Werte sollen reale Gro¨ßen darstellen (in Preisen
von 2004). Da in die Berechnungen auch zuku¨nftige Gro¨ßen eingehen sowie Aussagen u¨ber die
Projektkosten bei einer Durchfu¨hrung in zuku¨nftigen Zeitpunkten generiert werden, mu¨ssen
auch Annahmen u¨ber die Entwicklung der verwendeten Preise in der Zukunft2 getroﬀen wer-
den. Zum einen ko¨nnten aus der Entwicklung der verschiedenen Preise in der Vergangenheit
Schlu¨sse u¨ber ihre zuku¨nftige Entwicklung abgeleitet werden. Zum anderen stellt z.B. die Eu-
ropa¨ische Zentralbank (EZB) oder das Statistisches Amt der Europa¨ischen Gemeinschaften
(EuroStat) Scha¨tzungen der Inﬂation fu¨r die kommenden ein bis zwei Jahre zur Verfu¨gung.
Da hier jedoch Aussagen u¨ber zuku¨nftige Kosten in einer sehr viel gro¨ßeren zeitliche Entfer-
nung vom Entscheidungszeitpunkt getroﬀen werden mu¨ssen, sind serio¨se Annahmen u¨ber die
dabei zu beru¨cksichtigenden mo¨glichen relativen Preisvera¨nderungen nur bedingt bzw. nicht
mo¨glich.
Daher wurden hier keine Korrekturen fu¨r technischen Fortschritt in die Berechnungen ein-
bezogen. Ho¨here Kosten wirken sich verzo¨gernd auf den Durchfu¨hrungszeitpunkt aus: je ho¨her
die Kosten des Vorhabens, umso spa¨ter empﬁehlt sich hinsichtlich der Nutzen-Kosten-Diﬀerenz
dessen Umsetzung.
In Tabelle 17.1 sind beispielhafte Ergebnisse der Berechnungen fu¨r verschiedene Zeitpunkte
der Durchfu¨hrung des Vorhabens sowie fu¨r verschiedene Diskontraten dargestellt.
Wie schon Abbildung 16.5 verdeutlichte, sind die Opportunita¨tskosten des Abbruchs einer
Siedlung, und damit eine wichtige Komponente der gesamtgesellschaftlichen Kosten dieses
Vorhabens, stark vom Alter der betroﬀenen Investitionsgu¨ter bei Abbruch sowie von der ver-
anschlagten theoretischen Nutzungsdauer abha¨ngig, in Tabelle 17.1 ist dies anhand der bei-
spielhaften Variation der Nutzungsdauer der Geba¨ude erkennbar.
Die Ho¨he des Wertverlust der Grundstu¨cke aufgrund der Umsiedlung wurde z.T. auf Grund-
lage der Pacht nach Hilber (1998: 25) berechnet: BP = GR/i. Der Bodenpreis BP ergibt
sich danach als Gegenwartswert (Diskontsatz = i) der als unendliche Rente anzusehenden
Grundrente GR, fu¨r die als Na¨herung die Pacht verwendet werden kann. Die fu¨r den neuen
Standort der Siedlung angenommene Pacht fu¨r Ackerﬂa¨che betra¨gt 0,01e/m2, als Pacht von
Gru¨nlandﬂa¨chen am urspru¨nglichen Standort der Siedlung wurden 0,009e/m2 verwendet (vgl.
die Seiten 224f.). Als Wert von Bauland wurde ein niedriger Kaufpreis von 23e/m2 als Bo-
denpreis (BP ) angenommen. Die Gesamtho¨he des Wertverlust im Zuge der Umsiedlung ergibt
sich dann als Summe von Wertverlust der Fla¨chen am Absiedlungsstandort und Wertzuwachs
der Fla¨chen am Ersatzstandort.
Jahren (vgl. z.B. BMV 1988, sowie die AfA-Tabellen des BMF).
2Auch relative Preisverschiebungen, die sich u.a. aufgrund von technischem Fortschritt ergeben ko¨nnen,
mu¨ssen beru¨cksichtigt werden.
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Alter der Siedlung: 40 Jahre Alter: 80 Jahre Alter: 100 Jahre
Nutzungsdauer n der Geba¨ude
50 Jahre 100 Jahre 50 u. 100 Jahre 50 u. 100 Jahre
Diﬀerenz zwischen den soforti-
gen und den vom na¨chsten Er-
satzzeitpunkt mit jeweils abdis-
kontierten Abbruch- und Neu-
baukosten (Infrastruktur [n: 45
Jahre] + Geba¨ude + Abbruch-
kosten Deich [n: 100 Jahre])
4,0 · 106 e/
10,5 · 106 e/
25,0 · 106 e
16,3 · 106 e/
30,5 · 106 e/
38,3 · 106 e
7,1 · 106 e/
17,8 · 106 e/
35,0 · 106 e
2,3 · 106 e/
5,0 · 106 e/
7,4 · 106 e
Extra-Kosten durch den Neu-
bau an einem anderen Standort






von 6% des jeweiligen
Grundstu¨ckswertes),
entspr. Wertverlust durch die
Umsiedlung
1,168 · 106 e
1,187 · 106 e
1,193 · 106 e
1,168 · 106 e
1,187 · 106 e
1,193 · 106 e
1,168 · 106 e
1,187 · 106 e









– 16,45 · 106 e/
– 6,17 · 106 e/
– 1,0 · 106 e
– 21,83 · 106 e/
– 13,84 · 106 e/
– 3,9 · 106 e
– 25,44 · 106 e/
– 22,77 · 106 e/
– 20,9 · 106 e
Kosten yb1 (Gleichung 16.5) – 5,64 · 106 e/
11,18 · 106 e/
30,82 · 106 e
6,73 · 106 e/
31,21 · 106 e/
44,14 · 106 e
– 7,85 · 106 e/
10,82 · 106 e/
37,89 · 106 e
– 16,33 · 106 e/
– 10,96 · 106 e/
– 6,66 · 106 e
Tabelle 17.1: Beispielhafte Ergebnisse der Berechnungen – Opportunita¨tskosten im Zeitpunkt
des Abbruchs in Abha¨ngigkeit vom Alter der abzubrechenden Investitionsgu¨ter,
jeweilige Diskontrate: 1%, 3% bzw. 10%, eigene Berechnungen und Darstellung
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Aus Tabelle 17.1 wird deutlich, dass es schon allein unter Beru¨cksichtigung der zum Schutz
der Siedlung notwendigen Erhaltungs- und Erneuerungskosten eines Hochwasserschutzdeiches
von einem bestimmten Zeitpunkt an empfehlenswert sein kann, diese Siedlung nicht weiter
aufrecht zu erhalten. Der Nutzen des zu erstellenden Feuchtgebietes muss hier nicht bekannt
sein, um eine Entscheidung zugunsten der Absiedlung zu treﬀen.
Doch die Ergebnisse zeigen, worauf im Abschnitt 17.3.1 na¨her eingegangen wird, eine starke
Sensitivita¨t gegenu¨ber den verwendeten Zinssa¨tzen. In der Gesamtheit zeigt sich, je weniger
zuku¨nftige Ereignisse – Kosten oder Nutzen – (durch ho¨here Diskontsa¨tze) in Betracht gezogen
werden, desto ho¨her liegen die verursachten Opportunita¨tskosten und desto spa¨ter werden
positive Werte fu¨r die Diﬀerenz N −K (Projektnutzen − Opportunita¨tskosten) erreicht.
Der Zeitpunkt des erreichbaren Optimums der Gesamtopportunita¨tskosten fu¨r eine bestimmte
Kombination der Parameter ist aber meist unbeeinﬂusst von der Ho¨he des Diskontsatzes sowie
(bei der Wahl exponentieller Diskontierungsfunktionen) vom Zeitpunkt der Entscheidung u¨ber
den Abbruchzeitpunkt, wie Abbildung 16.1.4 zeigt.
Daneben verdeutlicht diese Abbildung, sowie die Tabelle 17.1, dass es empfehlenswert sein
kann, den Zeitpunkt des Abbruchs bzw. der Umsiedlung auf einen spa¨teren Zeitpunkt zu
verschieben, da dann eine Umsiedlung mit z.T. erheblich geringeren Opportunita¨tskosten –
aufgrund der Na¨he zum na¨chsten Nutzungsdauer-bedingten Ersatzzeitpunkt – einhergehen
kann.
Hypothese 1 des einleitenden Abschnitts zu diesem Teil der Arbeit (Abschnitt 14) konnte
durch diese Ergebnisse besta¨tigt werden. Die Opportunita¨tskosten des Abbruchs einer Siedlung
sind unter Umsta¨nden geringer als die zu ihrem Schutz no¨tigen Kosten.
Die am Ende desselben Abschnitts aufgestellte Hypothese 2 kann durch die Ergebnisse die-
ser Untersuchung weder besta¨tigt noch widerlegt werden. Die Wirkung der Bodenpreise bildet
sich zuna¨chst nicht direkt u¨ber die Kosten des oben beschriebenen Vorhabens ab. Erst bei
Beru¨cksichtigung der Auswirkungen der vera¨nderten hydrologischen Verha¨ltnisse (regelma¨ßi-
ge U¨berschwemmungen, erho¨hter Grundwasserspiegel, dadurch verringerte landwirtschaftliche
Nutzbarkeit und Ertra¨ge, keine Aussicht auf Umwandlung in Bauland) auf den betroﬀenen
Fla¨chen (vgl. Abschnitt 17.5 und Abbildung 17.6) wird die Relevanz der Verha¨ltnisse am
Bodenmarkt sowie der auf diese Fla¨chen anzurechnenden Kosten des Hochwasserschutzes
deutlich. Die Bodenpreise bzw. die Aussicht auf ihre lokale Erho¨hung bzw. Absenkung sowie
die fu¨r Entscheidungen u¨ber die Fla¨chennutzung in Flussgebieten meist nicht beru¨cksichtigten
Kosten des Hochwasserschutzes ko¨nnen durchaus Einﬂuss v.a. auf die politische Durchfu¨hrbar-
keit haben, ganz im Sinne von Ciriacy-Wantrup (1955: 676), der feststellte:
”
Decisions by the
government regarding resources development are essentially political rather than economic.
This holds for their substance, for the social process by which they are reached, and for the
institutions through which they are implemented.“3.
3Vgl. auch Teil III.
233
17 Resultat der Analyse
17.2 Unsicherheiten
Es muss in dieser Untersuchung natu¨rlich auch auf die darin enthaltenen Unsicherheiten und
damit auch auf die Unsicherheit der Ergebnisse aus Abschnitt 17.1 hingewiesen werden.
Diese Untersuchung beruht vollsta¨ndig auf mehr oder weniger realistischen und verallgemei-
nernden Annahmen u¨ber die verschiedenen verwendeten Gro¨ßen, da hier ein hypothetischer
Fall betrachtet wird. Aus diesem Grund wurden z.T. auch Kostengro¨ßen aus anderen Untersu-
chungen u¨bernommen, so dass fu¨r den konkreten Anwendungsfall durchaus mit abweichenden
Ergebnissen zu rechnen ist. Einschra¨nkend la¨sst sich sagen, dass die verwendeten Daten v.a.
fu¨r die Neuen Bundesla¨nder und dort fu¨r weniger stark besiedelte Gegenden Gu¨ltigkeit besit-
zen. Sollte das Umfeld anders geartet sein, so ist zu erwarten, dass die Bodenpreise aber auch
die Kosten der beno¨tigten Arbeit etc. ho¨her ausfallen. Insofern stellen die Ergebnisse also eine
Untergrenze der mo¨glichen Kosten eines solchen Vorhabens dar.
Die vermiedenen Bau- und Unterhaltungskosten des Deiches, die aus dem Gutachten der
Dresdner Grundwasser Consulting GmbH (2002) zum Hochwasserschutz von Ro¨derau-Su¨d
u¨bernommen wurden, passen sehr gut in die Parameter des hier konstruierten Falles. Bei der
Beurteilung der Unsicherheit, die durch die Verwendung dieser Gro¨ßen in die obigen Ergebnisse
einﬂießt, muss zum einen die nicht vo¨llige Kongruenz der Fa¨lle, zum anderen die von den
Autoren angegebene Toleranz der Kostenberechnung von ± 30% beru¨cksichtigt werden. Die
angenommene Ho¨he der Abbruchkosten des Deiches (5e/m3) stellt sehr wahrscheinlich die
Untergrenze der tatsa¨chlich mo¨glichen Kosten dieser Komponente dar (vgl. z.B. die Kosten
der Erdbewegungen in To¨nsmann (2002: 131) bzw. Tabelle 16.9).
Der wichtige Teil der Bau- und Abbruchkosten der Siedlungsgeba¨ude und -infrastruktur,
welche speziell fu¨r diesen hypothetischen Fall zusammengestellt wurden, ist nach Angaben
von D. Seidel sehr verla¨sslich. Die große Unsicherheit in der eher schwierigen Abscha¨tzung der
zutreﬀenden Bodenpreise ist hier von geringer Bedeutung, da der Anteil dieser Kostengro¨ße
an den Gesamtkosten sehr gering ist. Insgesamt wird jedoch davon ausgegangen, dass die
Gro¨ßenordung der ermittelten Kosten der Siedlung mehr oder weniger verla¨sslich, d.h. also
auch im konkreten Anwendungsfall mit vergleichbaren Parametern reproduzierbar ist.
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Abbildung 17.1: Darstellung der Sensitivita¨t der Opportunita¨tskosten in e gegenu¨ber dem
gewa¨hlten Diskontsatz und dem Durchfu¨hrungszeitpunkt, eigene Darstellung
17.3 Sensitivita¨t und Robustheit der Ergebnisse
Aufgrund der im vorangegangenen Abschnitt verdeutlichten Unsicherheiten bezu¨glich der in der
Analyse verwendeten Daten und Parameter sollen im Folgenden zum einen die Sensitivita¨t der
Ergebnisse bezu¨glich einer Variation der beiden wesentlichen Parameter Diskontsatz und Zeit-
punkt der Durchfu¨hrung des Vorhabens (bzw. Alter der betroﬀenen Siedlung) untersucht, zum
anderen die Robustheit der Ergebnisse bezu¨glich der beiden wichtigsten verwendeten Gro¨ßen
– die reinen Opportunita¨tskosten der abzubrechenden Siedlung und die vermiedenen Kosten
der Hochwasserschutzanlagen – getestet werden. Eine U¨bersicht u¨ber die Ergebnisse dieser
Pru¨fungen gibt Tabelle 17.2, Abbildung 17.14 visualisiert daneben speziell den im folgenden
Unterabschnitt thematisierten, gemeinsamen Einﬂuss von Diskontsatz und Durchfu¨hrungszeit-
punkt auf die Ho¨he der Gesamt-Opportunita¨tskosten.
4Gemeinsamer Plot von drei Funktionen (vgl. Abschnitt 16.1.5 bzw. Gleichung 16.5): Pi(t, x) = ((b+c)−(b+
c) (1+x)−(g−t))+(s−s (1+x)−(a−t))−(d (1+x)−(g−t)−u ((1+x)t (1/(1+x))(g+t)−(1+x)(t+1) (1/(1+x))t)(−1+(1+x)) )+k,
in Funktion i = 1: a = 45, t = 0 . . . 44; in Funktion i = 2: a = 90, t = 45 . . . 89; in Funktion i = 3:
a = 135, t = 90 . . . 100 (angenommenen Lebensdauer Infrastruktur: 45 Jahre – Ersatzzeitpunkt a ist
ein Vielfaches davon); in allen Funktionen: t = Zeit (Jahre), x = Diskontsatz, angenommene Lebensdauer
Geba¨ude und Hochwasserschutzanlagen g: 100 Jahre, x = 0 . . . 0, 1, b+c = 35 500 000e (b ≈ 34 800 000e
= Abbruch- und Neubaukosten Geba¨ude, c ≈ 700 000e = Abbruchkosten Hochwasserschutzanlagen),
s ≈ 7 700 000e = Abbruch- und Neubaukosten Infrastruktur, vgl. Abbildung D.3; d ≈ 20 000 000e =
Neubaukosten Hochwasserschutzanlagen, u ≈ 85 000e = Unterhaltungskosten Hochwasserschutzanlagen,
vgl. Abbildung D.2, k ≈ 5 650 000e = Absiedlungskosten, vgl. Abbildung D.1
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17 Resultat der Analyse
Abbildung 17.2: Verhalten der Opportunita¨tskosten in e im Diskontsatz in Abha¨ngigkeit vom
Alter der betroﬀenen Siedlung (1 Jahr = rot, 40 Jahre = gru¨n, 80 Jahre =
blau, 100 Jahre = braun), eigene Darstellung
17.3.1 Sensitivita¨t
Wie Tabelle 17.2, aber auch die Abbildung 17.1 verdeutlichen, zeigt das Vorhaben eine Anstieg
der Gesamt-Opportunita¨tskosten mit zunehmendem Diskontsatz, der jedoch mit zunehmen-
dem Diskontsatz immer mehr abschwa¨cht. Mit zunehmendem Alter der betroﬀenen Siedlung
zeigt sich der umgekehrte Eﬀekt: die Gesamt-Opportunita¨tskosten fallen mit zunehmendem
Diskontsatz immer sta¨rker. Eine Erho¨hung des Diskontsatzes fu¨hrt ceteris paribus zu einer
Erho¨hung der Opportunita¨tskosten, die sich allerdings mit zunehmender erreichter Ho¨he der
Opportunita¨tskosten abschwa¨cht: fu¨r eine vierzigja¨hrige Siedlung ergeben sich bei einem Dis-
kontsatz von 3% 4,6-mal ho¨here Opportunia¨tskosten als bei einem Diskontsatz von 1%. Bei
einer Erho¨hung des Diskontsatzes auf 10% ergeben sich aber nur noch 1,4-mal ho¨here Op-
portunita¨tskosten gegenu¨ber 3% (6,5-mal ho¨here Kosten als bei 1%).
Dieses Verhalten wird in besonderer Weise vom Alter der betroﬀenen Siedlung bestimmt, wie
man in Abbildung 17.25 deutlich erkennen kann. Im Alter von beispielsweise achtzig Jahren
5Gemeinsamer Plot von vier Funktionen (vgl. Abschnitt 16.1.5 bzw. Gleichung 16.5): Pi(t, x) = ((b+c)−(b+
c) (1+x)−(g−t))+(s−s (1+x)−(a−t))−(d (1+x)−(g−t)−u ((1+x)t (1/(1+x))(g+t)−(1+x)(t+1) (1/(1+x))t)(−1+(1+x)) )+k,
in Funktion i = 1: t = 1, in Funktion i = 2: t = 40, in Funktionen i = 1 bzw. 2: a = 45; in Funktion i = 3:
t = 80, a = 90; in Funktion i = 4: t = 100, a = 135, (angenommenen Lebensdauer Infrastruktur: 45
Jahre – Ersatzzeitpunkt a ist ein Vielfaches davon); in allen Funktionen: t = Zeit (Jahre), x = Diskontsatz,
angenommene Lebensdauer Geba¨ude und Hochwasserschutzanlagen g: 100 Jahre, x = 0 . . . 0, 1, b + c =
35 500 000e (b ≈ 34 800 000e = Abbruch- und Neubaukosten Geba¨ude, c ≈ 700 000e = Abbruchkosten
Hochwasserschutzanlagen), s ≈ 7 700 000e = Abbruch- und Neubaukosten Infrastruktur, vgl. Abbildung
D.3; d ≈ 20 000 000e = Neubaukosten Hochwasserschutzanlagen, u ≈ 85 000e = Unterhaltungskosten
Hochwasserschutzanlagen, vgl. Abbildung D.2, k ≈ 5 650 000e = Absiedlungskosten, vgl. Abbildung D.1
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ist eine sich nur wenig abschwa¨chende Zunahme der Opportunita¨tskosten im Diskontsatz
bis mindestens zu einem Diskontsatz von 10% zu beobachten: gegenu¨ber einem Diskontsatz
von 1% nehmen die Opportunita¨tskosten um das 3,3-fache zu, wenn dieser auf 3% erho¨ht
wird. Eine weitere Steigerung um das 3,5-fache erfahren die Opportunita¨tskosten, bei einer
Erho¨hung des Diskontsatzes auf 10%. Ein a¨hnliches Verhalten, aber in abgeschwa¨chter Form,
ist fu¨r ein Alter der Siedlung von 100 Jahren zu beobachten: die Opportunita¨tskosten bei
einem Diskontsatz von 3% liegen um 33% ho¨her als bei einem Diskontsatz von 1%, bei
dessen weiterer Steigerung auf 10% ergeben sich 40% ho¨here Opportunita¨tskosten gegenu¨ber
einem Diskontsatz von 3%.
Diese Ergebnisse machen deutlich, dass sich mit dem Alter der Siedlung eine Vera¨nderung
des Diskontsatzes unterschiedlich stark auswirken kann, da das Alter einen eigenen senkenden
Einﬂuss auf die Ho¨he der Opportunita¨tskosten ausu¨bt. Mit zunehmendem Diskontsatz fa¨llt
die Abnahme der Opportunita¨tskosten im Alter immer weniger linear aus. In einem mittleren
Altersbereich der Siedlung ist allerdings bei einem Diskontsatz von 3% und einem Alter der be-
troﬀenen Siedlung von 100 Jahren eine lokal versta¨rkte Abnahme der Opportunita¨tskosten um
das doppelte gegenu¨ber einer achtzigja¨hrigen Siedlung zu beobachten, bei einem Diskontsatz
von 10% liegt diese Abnahme schon wieder nahe derjenigen eines Diskontsatzes von 1%: bei
118%. Die Opportunita¨tskosten sinken also bei einem Diskontsatz von 1% im Laufe der Zeit
immer weniger, wa¨hrend bei Diskontsa¨tzen um die 3% bis 10% ein spa¨ter einsetzender doch
dann versta¨rkter Ru¨ckgang der Opportunita¨tskosten mit dem Alter der betroﬀenen Siedlung
zu verzeichnen ist.
Abbildung 17.36 verdeutlicht dieses Verhalten der Opportunita¨tskosten in Abha¨ngigkeit von
Zeit und Diskontsatz. Je nach Betrachtungszeitpunkt hat eine Unter- bzw. U¨berscha¨tzung
des Diskontsatzes eine mehr oder weniger starke Auswirkung auf die Ho¨he der in Rechnung
gestellten Opportunita¨tskosten und damit auf die Durchfu¨hrbarkeit bzw. die Ho¨he entgangener
Nutzen aufgrund der verfru¨hten bzw. verspa¨teten Durchfu¨hrung des Vorhabens. Je ho¨her die
tatsa¨chliche
”
social discount rate“, desto geringer sind tendenziell die Auswirkungen einer
U¨berscha¨tzung bzw. desto sta¨rker sind vor allem in mittleren Altersbereichen der betroﬀenen
Siedlung die Auswirkungen der Unterscha¨tzung der Diskontrate.
6Gemeinsamer Plot von neun Funktionen (vgl. Abschnitt 16.1.5 bzw. Gleichung 16.5): Pi(t) = ((b+c)−(b+
c) (1+x)−(g−t))+(s−s (1+x)−(a−t))−(d (1+x)−(g−t)−u ((1+x)t (1/(1+x))(g+t)−(1+x)(t+1) (1/(1+x))t)(−1+(1+x)) )+k,
in den Funktionen i = 1, 4, 7: a = 45, t = 0 . . . 44; in den Funktionen i = 2, 5, 8: a = 90, t = 45 . . . 89;
in den Funktionen i = 3, 6, 9: a = 135, t = 90 . . . 100 (angenommenen Lebensdauer Infrastruktur: 45
Jahre – Ersatzzeitpunkt a ist ein Vielfaches davon); in den Funktionen i = 1, 2, 3: x = 0, 01; in den
Funktionen i = 4, 5, 6: x = 0, 03; in den Funktionen i = 7, 8, 9: x = 0, 1; in allen Funktionen: t =
Zeit (Jahre), x = Diskontsatz, angenommene Lebensdauer Geba¨ude und Hochwasserschutzanlagen g: 100
Jahre, x = 0 . . . 0, 1, b + c = 35 500 000e (b ≈ 34 800 000e = Abbruch- und Neubaukosten Geba¨ude,
c ≈ 700 000e = Abbruchkosten Hochwasserschutzanlagen), s ≈ 7 700 000e = Abbruch- und Neubau-
kosten Infrastruktur, vgl. Abbildung D.3; d ≈ 20 000 000e = Neubaukosten Hochwasserschutzanlagen,
u ≈ 85 000e = Unterhaltungskosten Hochwasserschutzanlagen, vgl. Abbildung D.2, k ≈ 5 650 000e =
Absiedlungskosten, vgl. Abbildung D.1
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Abbildung 17.3: Verhalten der Opportunita¨tskosten in der Zeit in Abha¨ngigkeit vom gewa¨hl-
ten Diskontsatz (1% = rot, 3% = gru¨n, 10% = blau), eigene Darstellung
Die Opportunita¨tskosten reagieren demzufolge in diesem Beispiel bei Diskontraten zwischen
0% und 4% bzw. bei einem Alter zwischen 60 und 100 Jahren besonders sensibel auf Va-
riationen dieser Parameter, wobei aber stets der Einﬂuss der jeweils anderen Gro¨ße ebenfalls
zu beru¨cksichtigen ist. Ist das Alter sehr hoch, z.B. nahe 100 Jahre, so wirkt sich eine Fehl-
einscha¨tzung des Diskontsatzes nur unwesentlich auf die Opportunita¨tskosten des Vorhabens
aus (vgl. Abbildung 17.3). Zum anderen ist der Sta¨rke des Einﬂusses des Alters bei einem Dis-
kontsatz von 1% stets in etwa gleich groß, wa¨hrend bei einem Diskontsatz von 10% im Bereich
zwischen 70 und 100 Jahren die Festlegung einer verfru¨hten bzw. verspa¨teten Durchfu¨hrung
sich sehr stark auf die Opportunita¨tskosten auswirkt (vgl. Abbildung 17.2). Die Schlussfolge-
rung, dass eine verspa¨tete Durchfu¨hrung weniger gravierend als eine verfru¨hte Durchfu¨hrung
sei, darf jedoch nicht ohne Beru¨cksichtigung der Sensitivita¨t der Nutzenseite und der Auswir-
kungen der
”
Verspa¨tung“ auf diese gezogen werden.
17.3.2 Robustheit
Fu¨r die Bewertung der obigen Ergebnisse ist gerade bei dieser Analyse, die vollsta¨ndig auf
Annahmen u¨ber typische Gro¨ßenordnungen der verschiedenen Kostengro¨ßen beruht, ihre Ro-
bustheit gegenu¨ber einer mo¨glichen Abweichung dieser Gro¨ßen relevant. Hier interessieren v.a.
die Robustheit gegenu¨ber geringeren bzw. ho¨heren Kosten der Hochwasserschutzanlagen und
gegenu¨ber geringeren bzw. ho¨heren Opportunita¨tskosten der abzubrechenden Siedlung.
Bezu¨glich der Kosten der Hochwasserschutzanlagen sind zwei Eﬀekte deutlich erkennbar:
die Auswirkungen erho¨hter bzw. verringerter Kosten versta¨rken sich mit zunehmendem Alter
der Siedlung, schwa¨chen sich aber gleichzeitig mit steigendem Diskontsatz ab (vgl. Abbildung
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17.47).
Fallen die Kosten der Hochwasserschutzanlagen um 50% niedriger aus, als in der voran-
gegangene Analyse angenommen, so wirkt sich dies bei einer Durchfu¨hrung des Vorhabens
im Jahr 40, betrachtet man allein die absoluten Zahlen, deutlich weniger auf die Gesamt-
Opportunita¨tskosten des Vorhabens aus als bei einer Durchfu¨hrung im Jahr 80 oder 100 der
Existenz der betroﬀenen Siedlung – gegenu¨ber dem Jahr 40 sind die moneta¨ren Eﬀekte im
Jahr 80 bzw. 100 bei einem Diskontsatz von 1% um 33% bzw. 55% gro¨ßer.
Bei ho¨heren Diskontsa¨tzen ist der Einﬂuss des Durchfu¨hrungszeitpunktes auf die Auswirkun-
gen vera¨nderter Kosten der Hochwasserschutzanlagen noch sta¨rker ausgepra¨gt und auch in der
Relation zwischen Ausgangswert und Schwankungsho¨he abzulesen: es sind gegenu¨ber dem Jahr
40 Erho¨hungen der Eﬀekte auf die Gesamt-Opportunita¨tskosten von +124%/+290% im Jahr
80 bzw. +269%/+1992% im Jahr 100 bei Diskontsa¨tzen von 3% bzw. 10% zu beobachten,
wenn auch mit zunehmenden Diskontsa¨tzen eine Variation der Kosten der Hochwasserschutz-
anlagen immer geringere Auswirkungen zeigt: fu¨r eine vierzigja¨hrige Siedlung liegen diese bei
einem Diskontsatz von 10% fast 100% unter denen eines Diskontsatzes von 1% – sechzig
Jahre spa¨ter betra¨gt dieser Unterschied noch 18%.
Bei einem Diskontsatz von 1% und bei einem Alter der betrachteten Siedlung von 40
Jahren haben um 50% geringere Kosten der Hochwasserschutzanlagen mehr als doppelt so
hohe Opportunita¨tskosten gegenu¨ber dem Ausgangszustand zur Folge. Bei einem Diskontsatz
von 10% wirkt sich eine Fehleinscha¨tzung der Hochwasserschutz-Kosten um 50% jedoch nur
mit 1% der zuna¨chst veranschlagten Opportunita¨tskosten aus. Ist die abzubrechende Siedlung
schon 100 Jahre alt, so ist der Eﬀekt des Diskontsatzes gerade umgekehrt: um 50% geringere
Kosten der Hochwasserschutzanlagen haben bei einem Diskontsatz von 1% um 80%, bei
einem Diskontsatz von 10% aber um 157% ho¨here Opportunita¨tskosten zur Folge.
Zusammenfassend ist festzustellen, dass das Ergebnis der obigen Berechnungen bezu¨glich
der Kosten der Hochwasserschutzanlagen um so robuster ist, je ho¨her die gescha¨tzte Dis-
kontrate ausfa¨llt. Gleichzeitig ist ein zunehmender Einﬂuss der Hochwasserschutz-Kosten zu
beobachten, je a¨lter die von dem Vorhaben betroﬀene Siedlung ist, v.a. natu¨rlich aufgrund
des sinkenden Wertes der Siedlung sowie der Na¨he zum na¨chsten Erneuerungszeitpunkt der
Hochwasserschutzanlagen. Je a¨lter die betroﬀene Siedlung, desto weniger robust ist daher das
obige Ergebnis gegenu¨ber vera¨nderten Kosten des Hochwasserschutzes.
Dem gegenu¨ber stehen die Eﬀekte einer Fehleinscha¨tzung der reinen Opportunita¨tskosten
der Siedlung – die andere entscheidende Gro¨ße bei der Ermittlung der Gesamt-Opportunita¨ts-
kosten des beschriebenen Vorhabens. Auch hier sind zwei gegenla¨uﬁge Eﬀekte der reinen
Opportunita¨tskosten der Siedlung zu beobachten. Diese stehen jedoch, im Gegensatz zu den
vermiedenen Kosten der Hochwasserschutzanlagen, positiv zu den Gesamt-Opportunita¨tsko-
7Vgl. die Erla¨uterungen zu Abbildung 17.3 in Fußnote 6
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Abbildung 17.4: Robustheit der Gesamt-Opportunita¨tskosten des Vorhabens (inkl. vermiede-
ne Kosten der Hochwasserschutz-Anlagen) gegenu¨ber einer Erho¨hung/Ab-
senkung der vermiedenen Kosten der Hochwasserschutzanlagen um 50%,
eigene Darstellung
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Abbildung 17.5: Robustheit der Gesamt-Opportunita¨tskosten des Vorhabens (inkl. vermiede-
ne Kosten der Hochwasserschutz-Anlagen) gegenu¨ber einer Erho¨hung/Ab-
senkung der Opportunita¨tskosten der Siedlung (Geba¨ude, Infrastruktur,
Deichabbruch) um 50%, eigene Darstellung
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sten in Beziehung: Die Auswirkungen vera¨nderter Opportunita¨tskosten der Siedlung schwa¨chen
sich mit zunehmendem Alter der Siedlung zunehmend ab, versta¨rken sich aber gleichzeitig mit
steigendem Diskontsatz (vgl. Abbildung 17.58).
Bei einem Diskontsatz von 1% wirken sich um 50% ho¨here Opportunita¨tskosten der Sied-
lung sehr stark auf die Ho¨he der Gesamt-Opportunita¨tskosten aus: diese fallen dann um 121%
ho¨her aus. Ist die Siedlung jedoch a¨lter, schwa¨cht sich dieser Eﬀekt ab: im Alter von 80 Jahren
ergeben sich nur noch um 45,5% ho¨here Gesamt-Opportunita¨tskosten – ein um 56% gerin-
gerer Eﬀekt. Im Alter von 100 Jahren wird nur noch eine Erho¨hung von 7% verursacht –
gegenu¨ber dem Jahr 40 bedeutet dies einen um 86% schwa¨cheren Eﬀekt.
Ein Diskontsatz von 10% zeigt allerdings eine etwas andere Entwicklung der Auswirkungen
erho¨hter Opportunita¨tskosten der Siedlung u¨ber die Zeit. Die absoluten Eﬀekte der Vera¨nde-
rung nehmen u¨ber die Zeit ab, im Jahr 100 liegen diese um 81% unter denen des Jahres
40. Relativ zu den urspru¨nglichen Ergebnissen erho¨hen sich jedoch die Auswirkungen: im Jahr
40 bewirken um 50% erho¨hte Opportunita¨tskosten der Siedlung um 43% ho¨here Gesamt-
Opportunita¨tskosten, im Jahr 100 ergeben sich um 56% ho¨here Gesamt-Opportunita¨tskosten.
Weiterhin ist zu beobachten, dass mit steigendem Diskontsatz die absoluten Auswirkungen
um 50% erho¨hter Opportunita¨tskosten der Siedlung zunehmen: ein Diskontsatz von 10% fu¨hrt
im Jahr 40 zu 134%, im Jahr 100 zu 228% sta¨rkeren Eﬀekten gegenu¨ber einem Diskontsatz
von 1%.
Die Gesamt-Opportunita¨tskosten erweisen sich demnach als nicht sehr robust gegenu¨ber
abweichenden Opportunita¨tskosten der Siedlung, mit zunehmendem Alter schwa¨chen sich die
Auswirkungen einer Fehlkalkulation dieser Kostenkomponenten allerdings ab. Daneben gilt: Je
geringer der gewa¨hlte Diskontsatz, desto robuster ist in dieser Beziehung das Ergebnis der
obigen Berechnungen.
Fu¨r die allgemeine Robustheit der Ergebnisse la¨sst sich aus der Robustheit der Ergebnisse
bezu¨glich der beiden Kostenkomponenten
”
vermiedene Kosten der Hochwasserschutzanlagen“
und
”
reine Opportunita¨tskosten der Siedlung“ folgendes ableiten:
Die Eﬀekte erho¨hter bzw. geringerer Kosten dieser beiden Gro¨ßen auf die Gesamt-Oppor-
tunita¨tskosten sind gerade gegenla¨uﬁg. Muss mit allgemein ho¨heren Kosten im Rahmen des
Vorhabens gerechnet werden, so heben sich die Auswirkungen der erho¨hten Kosten z.T. ge-
genseitig auf, insbesondere im Bereich niedriger Diskontsa¨tze und geringen Alters der Siedlung
(unter 80 Jahren). Eine kontra¨re Verschiebung der beiden Kostengro¨ßen kann allerdings auf-
grund einer Addition der Eﬀekte zu extremen Abweichungen der Gesamt-Opportunita¨tskosten
von den in Abschnitt 17.1 dargestellten Ergebnissen fu¨hren.
8Vgl. die Erla¨uterungen zu Abbildung 17.3 in Fußnote 6
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17.4 Resultat
In Abschnitt 17.2 wurde schon festgestellt, dass die hier ermittelten Ergebnisse sehr wahr-
scheinlich die Untergrenze der moneta¨ren Opportunita¨tskosten eines solchen Vorhabens in
Deutschland darstellen sowie die Kosten der Hochwasserschutzanlagen eine Unsicherheit von
mindestens ± 30% in sich bergen. Bei den Kosten der Hochwasserschutzanlagen sind Abwei-
chungen der Kosten sowohl nach oben als auch nach unten durchaus realistisch, in Anbetracht
der U¨bernahme dieser Kostengro¨ße aus einem anderen Fall sind Schwankungen von > ± 30%
zu beru¨cksichtigen. Werden dann noch, wie Eckstein (1958) (vgl. auch Eckstein 1961: 481f.)
empﬁehlt, weitere Unsicherheiten aus der spekulativen Natur dieser hypothetischen Untersu-
chung sowie aus dem Unwissen u¨ber zuku¨nftige Entwicklungen der verwendeten Gro¨ßen durch
”
crude adjustments“ mittels Risikoaufschla¨gen9 in den verwendeten Diskontsa¨tzen abgebildet,
so ergibt sich zusammen mit den Ergebnissen der U¨berlegungen zu Sensitivita¨t und Robustheit
der Ergebnisse, folgendes Resultat dieser Studie:
Unter den Annahmen
1. Diskontsa¨tze oberhalb von real 3% sind relevant 10.
2. Abweichungen der reinen Opportunita¨tskosten der Siedlung von + ≤50% sind relevant
und realistisch (Beru¨cksichtigung der bisher vernachla¨ssigten Kosten durch angesiedelte
Gewerbebetriebe).
3. Abweichungen der HWS-Kosten von ± 30 – 50% sind mo¨glich.
4. In der Realita¨t wird sehr wahrscheinlich keine klar sinkende Tendenz des Wertes der
Investitionsgro¨ße
”
Siedlung“ zu beobachten sein, da zu erwarten ist, dass im Laufe der
Zeit immer wieder neue Investitionen an diesem Standort geta¨tigt werden. Es sollte daher
von anna¨hernd konstant hohe Opportunita¨tskosten u¨ber die Zeit ausgegangen werden.
Hier werden aus diesem Grund allein Opportunita¨tskosten einer neuen bis achtzigja¨hrigen
Siedlung beru¨cksichtigt.
9Ho¨here Diskontsa¨tze ko¨nnen u.a. eine ho¨here Zeitpra¨ferenz, eine sta¨rkere Risikoaversion, die Beru¨cksich-
tigung tatsa¨chlicher Unsicherheit ausdru¨cken (vgl. Abschnitt 15.6). So wa¨re zu erwarten, dass im Falle
der durch ho¨here Diskontsa¨tze implizierten ho¨heren Unsicherheit hinsichtlich zuku¨nftiger Ereignisse (z.B.
Eintritt eines Extremhochwassers) bzw. der verwendeten Gro¨ßen ein fru¨here Abbruchzeitpunkt empfehlens-
wert wa¨re. Ein Blick in Tabelle 17.1 aber auch auf die Diﬀerenz zwischen Nutzen und Kosten bei einer
Diskontrate von 1% in Abbildung 16.1.4 zeigt, wie oben schon angedeutet, das Gegenteil: Je ho¨her die
Zinssa¨tze, desto a¨lter muss die abzubrechende Siedlung sein, damit im Entscheidungszeitpunkt auf der
Grundlage der beru¨cksichtigten Gro¨ßen (vgl. Gleichung 16.5) ein Abbruch empfehlenswert ist, bzw. desto
ho¨her fallen die Kosten des Vorhabens aus.
10Vgl. LAWA (1998): Empfehlung eines Diskontsatzes von real 3% sowie BGB §§ 246f.: gesetzlicher Zinssatz
4%
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ergeben sich bei dem hier empfohlenen Diskontsatz von 3% zu erwartende Gesamt-
Opportunita¨tskosten des Vorhabens in der Gro¨ßenordnung 20–75 · 106 e – Kosten in
Ho¨he von 20· 106e wu¨rden sich bei einem Alter der betroﬀenen Siedlung von 80 Jahren
sowie um 50% erho¨hte Kosten der Siedlungsgeba¨ude ergeben. 75 · 106e wu¨rden die Kosten
der Absiedlung einer gerade neu gebauten Siedlung (Alter: 0 Jahre) mit um 50% erho¨hten
Siedlungskosten sowie um 50% geringeren vermiedenen Hochwasserschutzkosten betragen.
Mit Unsicherheit bezu¨glich zuku¨nftiger Ereignisse, insbesondere u¨ber das Eintreten eines
extremen Hochwassers muss bei der Berechnung der Kosten des Vorhabens umgegangen wer-
den. Hier geschieht dies durch einen einfachen Aufschlag auf den zuna¨chst empfohlenen Dis-
kontsatz. Bei einem sicherlich extremen Diskontsatz von 10% ergeben sich zu erwartende
Gesamt-Opportunita¨tskosten des Vorhabens in der Gro¨ßenordnung 55–82 · 106 e – analog zu
den Ergebnissen bei einem Diskontsatz von 3%.
Besteht die Mo¨glichkeit, nach der Entscheidung fu¨r den Abbruch mit dessen Durchfu¨hrung
bis zu einem aus der Abwa¨gung von Kosten und Nutzen des Vorhabens abgeleiteten gu¨nstigen
Zeitpunkt zu warten, so ist ein Unterlassen weiterer Investitionen am Standort zu erwarten,
wodurch sich die realen Opportunita¨tskosten entsprechend den Ergebnissen dieser Analyse ver-
halten, da die Opportunita¨tskosten des zuku¨nftigen Abrisses dann auch in der Realita¨t geringer
ausfallen: moneta¨re Opportunita¨tskosten von Nulle (ohne Beru¨cksichtigung der Nutzen
des generierten Feuchtgebietes) liegen unter diesen Umsta¨nden im Bereich des Mo¨glichen.
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17.4.1 Vergleich zu realen Ab- und Umsiedlungsprojekten
In Tabelle 17.3 sind Informationen zu aus Deutschland bekannten Umsiedlungen, die v.a.
im Rahmen des Braunkohletagebaus stattfanden, zusammengestellt worden. Diese Beispiele
machen insbesondere deutlich, dass eine gemeinsame Umsiedlung der Betroﬀenen im Allgemei-
nen zu erheblich ho¨heren Projekt-Kosten fu¨hrt, als eine individuelle Umsiedlung (vgl. die Fa¨lle
Diepensee und Ro¨derau-Su¨d). Ein direkter Vergleich der verfu¨gbaren, vermutlich einzelwirt-
schaftlichen Kosten der aufgelisteten Umsiedlungsfa¨lle mit den in dieser Analyse ermittelten
volkswirtschaftlichen Kosten einer hypothetischen Umsiedlung ist nicht mo¨glich. Eine U¨bert-
ragung der Beobachtung geringerer Kosten im Fall einer individuellen im Vergleich zu einer
gemeinsamen Umsiedlung der Betroﬀenen scheint allerdings denkbar, auch unter der U¨berle-
gung der Nutzung von U¨berkapazita¨ten auf dem Wohnungsmarkt, die regional, insbesondere
in Ostdeutschland, durchaus zu beru¨cksichtigen sind (vgl. z.B. Leitstelle Wiederaufbau 2003:
113).
Umsiedlungsfall Betroﬀene Kosten (Besonderheiten, Quelle)
Im Zusammenhang mit dem Braunkohletagebau:
In Ostdeutschland
Großgrimma (1998 beendet) ∼850 Einwohner Gemeinsame Umsiedlung (s.o.):
∼220 · 106 DM (Hannoversche Zeitung
25.08.97; Frankfurter Rundschau
27.11.98)
Heuersdorf (Ende 2003 noch nicht
gekla¨rt, gegen Neuverabschiedung
des Gesetzes soll vor Verfassungsge-
richtshof geklagt werden - Leipziger
Volkszeitung 22.10.03, 11.08.03;
Lausitzer Rundschau 13.08.03; vgl.
auch BUND-Braunkohle aktuell
12.11.03: Das Oberverwaltungsge-
richt (OVG) in Bautzen hat einer
Normenkontrollklage der Gemeinde





∼300 Einwohner Gemeinsame Umsiedlung (s.o.):
∼100 · 106 DM (Leipziger Volkszeitung
21.02.97, 06.03.97 → HTWK Leipzig:
300 · 106 DM(?); Freie Presse 21.02.97:
”
sehr großzu¨gige Entscha¨digung“)
Horno (Umsiedlung Ende 2003 been-
det – Berliner Zeitung 30.12.03)
∼318 Einwohner Gemeinsame Umsiedlung (Gemeinde-
zentrum, Kirche, Feuerwehrgera¨tehaus):
∼100 · 106 DM (vgl. Berliner Zeitung
31.10.02)
Umsiedlungen im Bereich des Rhei-
nischen Braunkohletagebaus (Rhein-
Braun)
Kosten, Entscha¨digungen geheim (nach:
Frankfurter Rundschau 27.11.98)
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Umsiedlungsfall Betroﬀene Kosten (Besonderheiten, Quelle)
Im Zusammenhang mit dem Bau des Großﬂughafens BBI:




Gemeinsame Umsiedlung (mit Bu¨rger-
haus, KiTa, Seniorenheim etc.):
∼81,8 · 106 Euro (Berliner Zeitung
01.02.03, 06.12.04; Die Welt 28.03.03;
BVBB-Presseinfo 31.01.03; Email) +
30 · 106 Euro fu¨r Ru¨ckbau (Berliner
Zeitung 01.02.03, 06.12.04)
Im Zusammenhang mit dem Hochwasser der Elbe im August 2002:





∼38 · 106 Euro (Sa¨chsisches Staatsmi-
nisterium des Innern)
hypothetisch:
Blankenfelde ∼10 000 Einwohner Gemeinsame Umsiedlung (s.o.) we-
gen Flugla¨rm des neuen Flughafens











27–70 · 106 e
gemeinsame Umsiedlung
Tabelle 17.3: Zusammenstellung der Kosten einiger Fa¨lle von Umsiedlungen in Deutschland
aus der ju¨ngeren Vergangenheit, eigene Darstellung
Wie schon in der Einleitung angedeutet, ist eine Vielzahl von Beispielen fu¨r freiwillige Um-
siedlungen im Zusammenhang mit U¨berlegungen zum Hochwasserschutz von Siedlungen aus
den USA bekannt (vgl. ASFPM 2000, ANJEC 2004, Lerner und Poole 1999, Stonner 1999,
Knobloch 2005). Ein Vergleich der Kosten dieser Projekte mit dem hier analysierten Vorhaben
ist aufgrund der z.T. starken Unterschiede in Bauweise und Standortbedingungen nicht emp-
fehlenswert. Doch sind in anderer Hinsicht durchaus Parallelen zu diesen Fa¨llen zu ﬁnden und
Erkenntnisse fu¨r diese Untersuchung abzuleiten.
Als ein wichtiges Beispiel sei hier die Umsiedlung von Siedlungsteilen von Soldiers Grove
in Wisconsin am Kickapoo River genannt. In David und Mayer (1984) ﬁndet sich eine sehr
gute Darstellung des Vergleichs der verschiedenen Kosten der Alternativen Hochwasserschutz
durch Deiche bzw. Absiedlung der durch Hochwasser gefa¨hrdeten Bereiche. Daneben stellen die
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Autoren die Umsetzung der Umsiedlung und deren Finanzierung im Rahmen der zum damaligen
Zeitpunkt mo¨glichen Unterstu¨tzung durch verschiedene oﬃzielle Fo¨rderungseinrichtungen11
dar.
In diesem Fall wurden von David und Mayer (1984: 24) als wichtige Argumente fu¨r die
Absiedlung angefu¨hrt, dass
”
. . . the initial cost of the levees was three times the total value of
the property the levees were to protect, and maintenance costs might bankrupt villages coﬀers.
. . . the annual operation and maintenance costs for the levees and pumps would have equaled
the village’s entire property tax revenue in 1975.“ Daru¨ber hinaus gab es nur einen geringen
Unterschied in den Kosten der beiden Alternativen, wobei die Variante Hochwasserschutz
durch Deiche etwas teurer war,
”
ignoring for the moment who would pay those costs“ (David
und Mayer 1984: 28). Die Diﬀerenz zwischen dem Wert der neu gebauten A¨quivalente der
abgerissenen Geba¨ude und deren tatsa¨chlichem Zeitwert wird von David und Mayer (1984:
30–31) deutlich als Unterstu¨tzungszahlung fu¨r die von Umsiedlung betroﬀenen Eigentu¨mer
dargestellt. Sie ist daher als reine Transferzahlung an die Betroﬀenen zu betrachten.
David und Mayer (1984: 31) weisen des Weiteren darauf hin, dass einige Einwohner und
Gescha¨ftseigentu¨mer die Gelegenheit der Umsiedlung nutzten, um ihre Geba¨ude zu verbessern
bzw. zu vergro¨ßern. Die damit verbundenen zusa¨tzlichen Ausgaben sollten nicht zu den Zah-
lungen im Rahmen des Vorhabens gerechnet werden, was im konkreten Anwendungsfall, wie
die Autoren feststellen, nur schwer abzugrenzen ist.
Wie schon oben angedeutet, gibt es einige
”
non-cost considerations“, die in diesem Beispiel
die Wahl zwischen den Alternativen beeinﬂusst hat. U.a. za¨hlen David und Mayer (1984: 32–
33) dazu die Verfu¨gbarkeit von o¨ﬀentlichen Geldern fu¨r dieses Vorhaben, die sekunda¨ren Eﬀekte
des Vorhabens, wie z.B. o¨konomische Entwicklung und die Nutzung modernerer Technologien,
die u.a. zu Einsparungen von Energie und Unterhaltungs- bzw. Erneuerungskosten beitragen,
die nicht mo¨glich wa¨ren, wenn die vorhandenen Anlagen weiter bis zum Ende ihrer technischen
Nutzungsdauer genutzten worden wa¨ren. David und Mayer (1984) zufolge ist der tatsa¨chliche
Wert der Geba¨ude ho¨her und die realen Kosten, diesen Wert zu erhalten, sind geringer als die
Diﬀerenz von Heizungs- und Unterhaltungskosten fu¨r jedes verbleibende Jahr der theoretischen
Nutzungsdauer der alten Geba¨ude12.
”
In choosing between alternatives, a community also would want to take into account the
ease of funding its preferred alternative, and a host of unmeasurable beneﬁts (or costs) of all
alternatives.“ In diesem Fall war es einfach, Fo¨rdermittel fu¨r die Errichtung von Hochwasser-
schutzanlagen einzuwerben, da dies ein u¨bliches Verfahren darstellte, aber sehr kompliziert,
weil zuvor noch nie praktiziert, Unterstu¨tzung fu¨r die Absiedlung zu erhalten.
11Hilfsfond fu¨r von U¨berschwemmungen betroﬀene Gemeinden und Personen (urspru¨nglich nicht fu¨r Umsied-
lungen angelegt), Army Corps of Engineers, Housing and Urban Development Discretionary Fund etc.
12Dieser Wert wurde allerdings in diese Analyse nicht einbezogen, da eine solche Scha¨tzung extrem kompliziert
ist und auch die ex ante unsicheren Vera¨nderungen der Energiepreise in der Zukunft beru¨cksichtigen mu¨sste.
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Auch diese Autoren gehen, wie schon in den vorangegangen Abschnitten vermutet, davon
aus, dass
”
small communities may ﬁnd the decision to relocate easier than larger ones do for
several reasons“. Gru¨nde dafu¨r sind danach zum einen die Betroﬀenheit einer kleineren und
homogeneren Gruppe, aber auch die leichtere Verfu¨gbarkeit eines Ersatzstandortes. Doch auch
in gro¨ßeren Sta¨dten ko¨nnen in der Na¨he der von U¨berschwemmung bedrohten und mo¨glicher-
weise o¨konomisch benachteiligten Gebiete durchaus potenziell nutzbaren Fla¨chen in Form von
ungenutzten bzw.anderweitig verfu¨gbaren Grundstu¨cken vorhanden sein.
David und Mayer (1984: 35) ziehen schließlich ein klares Fazit:
”
The village was freed from
the threat of disastrous ﬂoods and, at the same time, was able to improve and modernize its
physical environment. . . . Although building the levees would have protect the village from
most ﬂoods, it would have provided none of those additional opportunities.“
Ein wichtiger Punkt, den diese Untersuchung ebenfalls deutlich macht: im Fall der Er-
richtung eines Hochwasserschutzdeiches bleibt stets eine bestimmte Wahrscheinlichkeit der
U¨berschwemmung (oberhalb des Bemessungshochwassers der Hochwasserschutzanlagen) so-
wie fu¨r des Versagens der HWS-Anlagen, die außerhalb des U¨berschwemmungsraumes des
betreﬀenden Flusses nicht vorhanden – also gleich Null – ist.
17.5 Gegenu¨berstellung: der Nutzen dieses Vorhabens
Zum Abschluss der Analyse soll im folgenden Abschnitt auch der mo¨gliche Nutzen des Vorha-
bens
”
Absiedlung zugunsten der Renaturierung eines Feuchtgebietes“ kurz Beachtung ﬁnden.
Eine eingehende Betrachtung des Wertes von Feuchtgebieten aus o¨konomischer Sicht erfolgte
bereits im Abschnitt II.8. An dieser Stelle wird der Versuch unternommen, die in verschiede-
nen Studien ermittelte Wertscha¨tzung dieser O¨kosysteme auf die vorliegende Untersuchung
anzuwenden und den volkswirtschaftlichen Kosten mo¨gliche volkswirtschaftliche Nutzen des
Vorhabens gegenu¨ber zu stellen.
Unter der Annahme der Vergleichbarkeit der durch dieses Vorhaben bereitgestellten und der
in den Studien von Gren (1995) (in Meyerhoﬀ und Dehnhardt (2002)) sowie Hampicke und
Scha¨fer (1997), speziell aber in der aktuellen Untersuchung von Meyerhoﬀ und Dehnhardt
(2002) bewerteten Biotopen (vgl. Abschnitt II.8) wird ein maximaler Wert von real 500e je
ha renaturierter Flussaue und Jahr unterstellt. Fu¨r die hier durch Absiedlung mindestens zur
Verfu¨gung gestellten 25,2 ha Aue ergibt sich daraus ein Gegenwartswert (bei einem Diskontsatz
von 1%, 3% bzw. 10% und einem Betrachtungszeitraum von 100 Jahren) von 806 764e,
410 746e bzw. 138 591e. Diese Werte stellen eine Diskontsatz abha¨ngige Obergrenze des
Nutzens der Bereitstellung einer U¨berschwemmungsﬂa¨che dar, da die Wertscha¨tzung in obigen
Studien stets fu¨r voll entwickelte und
”
funktionstu¨chtige“ Aueno¨kosysteme erfasst wurde.
In verschiedenen Studien zu konstruierten bzw. renaturierten Feuchtgebieten wird auf die
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geringe
”
Leistung“ dieser O¨kosysteme etwa bezu¨glich der N-Retention zu Beginn ihrer Ent-
wicklung hingewiesen. Erst mit deren zunehmender Reife arbeiten sie als eﬃziente Senken fu¨r
Na¨hrstoﬀe. Nach Craft (1996) (vgl. auch Spieles und Mitsch 2000: 78) beno¨tigen konstruierte
Feuchtgebiete ein bis drei Jahre der Reifung, Gren (1995: 166) erwa¨hnt Studien zu Feuchtge-
bieten in Gotland, wonach erst nach zehn Jahren die volle Kapazita¨t der N-Retention erreicht
wird.
In dem hier betrachteten Vorhaben wird eine U¨berschwemmungsﬂa¨che neu eingerichtet und
aufgrund der vorherigen Besiedlung muss von einer vo¨lligen Neuentwicklung eines Feuchto¨ko-
systems an diesem Standort ausgegangen werden. Maßnahmen zur Renaturierung der Fla¨che,
abgesehen von einer Entfernung der Siedlungsstrukturen (Geba¨ude, Straßen, etc.), sind jedoch
im Gegensatz zu den meisten Studien zu konstruierten Feuchtgebieten nicht vorgesehen, so
dass unter Umsta¨nden ein sehr viel la¨ngerer Zeitraum der Sukzession und Ausbildung einer
hochwertigen Auenlandschaft erwartet werden muss. Mitsch et al. (2005: 525) konnten jedoch
auch fu¨r ein der freien Sukzession u¨berlassenes Feuchtgebiet eine relativ schnelle Entwicklung
der biotischen und abiotischen Bedingungen beobachten, u.a. zeigte sich bereits zwei bis drei
Jahre nach der Konstruktion eine wasserbeeinﬂusste Bodenentwicklung auf den untersuchten
Fla¨chen.
Die z.T. sehr unterschiedlichen Ergebnissen der erwa¨hnten und vieler weiterer Untersuchun-
gen zur Funktionsfa¨higkeit von Feuchtgebieten (vgl. auch Abschnitt 7) lassen nur folgende
Verallgemeinerung zu: die Entwicklung und Retentionsleistung eines Feuchtgebietes ist sehr
stark von den jeweiligen Standortbedingungen abha¨ngig. Bezu¨glich der Bedeutung fu¨r den
Hochwasserschutz gilt hingegen, dass sich ab dem Zeitpunkt der Absiedlung das lokale Scha-
denspotenzial erheblich verringert hat, und die Erweiterung des U¨berschwemmungsraumes des
Flusses sich mehr oder weniger gu¨nstig auf lokale Hochwasserentstehung und -ablauf aus-
wirken wird (vgl. Abschnitt 6). Wichtige Komponenten der individuellen Wertscha¨tzung von
Flussauen, wie Vegetation und Tierwelt und damit verbundener Erholungswert, werden sich
jedoch erst mit einiger Verzo¨gerung einstellen. Daher muss in der Realita¨t mit einem zuna¨chst
geringen und erst mit der Zeit mehr oder weniger schnell zunehmenden Wert der mit diesem
Vorhaben bereitgestellten U¨berschwemmungsﬂa¨chen gerechnet werden. Dieser Wert kann un-
ter Umsta¨nden erst nach einhundert Jahren oder mehr seine volle Ho¨he, z.B. die genannten
500e je Hektar und Jahr, erreichen.
Wird jedoch nicht nur die zuvor besiedelte Fla¨che in ein U¨berschwemmungsgebiet umge-
wandelt sondern vielmehr ein gro¨ßerer Raum im ehemaligen Einﬂussbereich des Flusses mit
idealerweise noch vorhandenen Auwaldresten fu¨r ein natu¨rliches hydrologisches Regime wie-
der zuga¨nglich gemacht, so kann unter Umsta¨nden der oben angenommene durchschnittliche
Nutzenstrom von 500e je Hektar sehr viel schneller erreicht werden.
Die Variable Projekt-Nutzen wird demnach sehr stark durch die Gro¨ße der durch das Vor-
haben bereitgestellten Auen-Fla¨che und deren o¨kologisches Potenzial beeinﬂusst, die Variable
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Abbildung 17.6: Die Projekt-Opportunita¨tskosten in Abha¨ngigkeit vom Alter der betroﬀenen
Siedlung sowie dem jeweiligen Diskontsatz und die a¨quivalente Auen-Fla¨che,
eigene Darstellung
Projekt-Kosten v.a. durch die Gro¨ße der zu verdra¨ngenden Siedlung. Bei einer Siedlung der hier
angenommenen Gro¨ße mu¨ssten durch das Projekt je nach Diskontsatz und Alter von Geba¨uden
und Infrastruktur der Siedlung ein bestimmter Umfang an Auen-Fla¨chen bereitgestellt werden,
um ein ausgeglichenes Kosten-Nutzen-Verha¨ltnis zu erreichen.
Unter der starken Annahme eines sofortigen Einsetzen eines Nutzenstroms aus den bereit-
gestellten Fla¨chen auf dem oben genannten hohen Niveau zeigt Abbildung 17.6 die Auen-
Fla¨che, deren Gegenwartswert gerade den jeweiligen Opportunita¨tskosten im Zeitpunkt der
Durchfu¨hrung des Projektes entspricht. In Abha¨ngigkeit von den jeweiligen Standortbedingun-
gen mu¨sste unter Umsta¨nden, um ein ausgeglichenes Kosten-Nutzen-Verha¨ltnis zu erreichen,
sehr viel mehr Fla¨che bereitgestellt bzw. die zusa¨tzlichen Kosten einer Renaturierung getra-
gen13 werden, die die schnelle Entwicklung eines hochwertigen O¨kosystems als Folge des hier
untersuchten Vorhabens sicherstellen ko¨nnte.
Abbildung 17.6 macht unabha¨ngig davon, ob der Fall
1) Nutzenstrom auf hohem Niveau, wie in der Abbildung angenommen,
2a) Nutzenstrom auf geringerem Niveau mit entsprechend ho¨herem Fla¨chenbedarf bzw.
13. . .und zusa¨tzliche Fla¨che mit einem Wert in Ho¨he dieser Kosten bereitgestellt. . .
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2b) Nutzenstrom auf geringerem Niveau mit zusa¨tzlichen Kosten einer Renaturierung
eintritt, deutlich, dass der zur Anwendung kommende Zins- bzw. Diskontsatz einen sehr starken
Einﬂuss auf den Mindestumfang der erforderlichen Feuchtgebietsﬂa¨che hat. Im Fall eines von
Beginn an hohen Nutzenstroms von dieser Fla¨che wa¨ren je nach Zinssatz maximal 500 Hektar
(bei 1%) bzw. 10 000 Hektar (bei 10%) U¨berschwemmungsraum bereitzustellen, um Nutzen
in Ho¨he der Projektkosten zu generieren. Bei einem mittleren Zinssatz von 3% wa¨ren maximal
2 200 Hektar erforderlich, was im Bereich der Gro¨ßenordnung verschiedener in der ju¨ngeren
Vergangenheit geplanter Deichru¨ckverlegungen z.B. an der Elbe liegt (vgl. u.a. Haferkorn 2001:
12–16)14.
14Diese Studie zur Ru¨ckgewinnung von Retentionsﬂa¨chen und Altauenreaktivierung an der Mittleren Elbe
umfasste z.B. insgesamt 3 279 Hektar potenzieller U¨berschwemmungsﬂa¨che.
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Die vorliegende Arbeit betont die Bedeutung der multifunktionalen Feuchto¨kosysteme ins-
besondere bei der Behandlung von Umweltproblemen wie Hochwasser und Eutrophierung als
Alternative zu den bisherigen Handlungsoptionen Deichbau bzw. -erho¨hung sowie als wichtiges
Instrument, um weitere notwendige Verbesserungen der Gewa¨ssergu¨te zu erreichen. Dies ge-
schieht vor dem Hintergrund, dass in der Vergangenheit ein Großteil der Feuchtgebietsﬂa¨chen
in Deutschland in andere Nutzungsformen u¨berfu¨hrt wurde und trotz dra¨ngender Umwelt-
probleme bisher nur zo¨gerlich Renaturierungen dieser O¨kosysteme an ihren urspru¨nglichen
Standorten umgesetzt werden. Erst die Kenntnis und Beru¨cksichtigung der Gesamtheit der
sehr verschiedenen Aspekte von Feuchtgebieten und deren besonderer Eigenschaften kann die-
sen Widerspruch erkla¨ren, indem das Konﬂiktpotenzial bei der Anwendung dieses Instruments
aufgedeckt wird.
Das u¨bergeordnete Thema dieser Arbeit sind Landnutzungen und Landnutzungsvera¨nde-
rungen (
”
land use and land use change“). Die Literatur zur Landnutzung, zu Modellen, die
Landnutzungsvera¨nderungen erkla¨ren bzw. optimale Landnutzungskonﬁgurationen berechnen
sollen, ist sehr vielfa¨ltig und umfangreich (vgl. z.B. Verburg et al. 2004, Lambin et al. 2001),
was v.a. durch die Komplexita¨t des Themas
”
Vera¨nderungen in der Bodenbedeckung bzw.
Landnutzung“ zu begru¨nden ist. Diese Vera¨nderungen, deren Ausmaße und Geschwindigkeit,
beruhen auf strukturell und funktional komplexen, simultanen Prozessen in Raum und Zeit (vgl.
Lambin und Geist 2001). Zumeist wird in diesem Rahmen die Intensivierung der Landnutzung,
d.h. die Umwandlung von ungenutzen bzw. naturnah genutzten Fla¨chen (z.B. Wald) in mehr
oder weniger intensiv genutzte Fla¨chen (z.B. Ackerbau bzw. Besiedlung), thematisiert. Auch
die vorliegende Arbeit sucht nach o¨konomischen Gru¨nden fu¨r die Intensivierung der Landnut-
zung in Flussgebieten zu Lasten von naturnahen U¨berschwemmungsﬂa¨chen. Daru¨ber hinaus
wird jedoch eine Umkehrung der beobachteten Landnutzungsvera¨nderungen in Flussgebieten
beschrieben. Die Extensivierung der Fla¨chennutzung bezogen auf die eingesetzten ﬁnanziellen
Mittel und die produzierten privaten Gu¨ter muss unter bestimmten Voraussetzungen als mo¨gli-
che Entwicklungsrichtung der Landnutzung in Betracht gezogen werden, wie die vorliegende
Arbeit zeigt.
Die im Fokus dieser Arbeit stehenden und in Teil I. beschriebenen Auen bzw. U¨ber-
schwemmungsﬂa¨chen sind u.a. fu¨r die in Teil II. erla¨uterten aktuellen Umweltprobleme von
besonderer Bedeutung. Sie ko¨nnen als Ru¨ckhaltera¨ume Hochwasser aufnehmen und die Gefahr
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durch hohe Wassersta¨nden ﬂussabwa¨rts mindern. Sie sind daneben sehr produktive O¨kosyste-
me, wodurch Na¨hrstoﬀe gebunden und dauerhaft festgelegt werden, die heute vor allem aus
diﬀusen Quellen, insbesondere aus der Landwirtschaft, stammen und denen mit herko¨mmlichen
Methoden, wie Kla¨ranlagen, nicht zu begegnen ist. Diese Dienstleistungen stellen o¨ﬀentliche
Gu¨ter dar. Von ihrem Konsum kann niemand ausgeschlossen werden und es existiert zumindest
in einem gewissen Bereich keine Rivalita¨t im Konsum zwischen den verschiedenen Nutznießern.
Aufgrund dieser Eigenschaften gibt es jedoch meist keine Ma¨rkte fu¨r diese Dienstleistungen,
ihre Bereitstellung wird nicht angemessen honoriert. Daher besteht der Anreiz, die Fla¨chennut-
zung unter Zersto¨rung des Feuchtgebietes zu vera¨ndern, um private Gu¨ter zu produzieren, fu¨r
die Ma¨rkte existieren. Eine Gegenu¨berstellung der durch Feuchtgebiete bereitgestellten Dienst-
leistungen bzw. Gu¨ter mit dem Output alternativer Fla¨chennutzungen in Tabelle 8.1 zeigt,
dass Feuchtgebiete nur in ihrem natu¨rlichen Zustand bzw. bei geringer Nutzungsintensita¨t ge-
samtgesellschaftlich erwu¨nschte o¨ﬀentliche Gu¨ter produzieren. Ein Handel dieser Gu¨ter bzw.
Dienstleistungen auf Ma¨rkten wird jedoch durch die Eigenschaft der Nichtausschließbarkeit von
der Nutzung behindert. Fla¨cheneigentu¨mer ko¨nnen ihren individuellen Nutzen erho¨hen, wenn
sie die Fla¨chennutzung intensivieren, etwa intensiven Ackerbau betreiben bzw. die Fla¨chen als
Bauland nutzen, wobei die
”
Produktion“ der relevanten Dienstleistungen von Feuchtgebieten
nicht aufrecht erhalten werden kann. Dieser Zusammenhang muss als erste Ursache fu¨r die
Verluste von Feuchtgebieten und deren Dienstleistungen gesehen werden.
Eng mit diesem Sachverhalt verbunden ist die zweite Ursache fu¨r die noch immer geringe
Fla¨che von Feuchtgebieten bzw. U¨berschwemmungsra¨umen in Deutschland, die in Teil III.
thematisiert wird. Fla¨chen in Flussgebieten sind fu¨r verschiedene Nutzungsformen sehr attrak-
tiv. Die fruchtbaren Auebo¨den ermo¨glichen intensiven Ackerbau, die ebenen Fla¨chen bieten
sich als Bauland an. Mit dem Risiko von U¨berschwemmungen, die unter Umsta¨nden große
Scha¨den aufgrund der intensiven Fla¨chennutzung verursachen ko¨nnen, mit den Auswirkungen
der Fla¨chennutzungsentscheidung von Oberliegern auf das U¨berschwemmungsrisiko sowie mit
den Auswirkungen eines verminderten Angebots an Dienstleistungen der verdra¨ngten Feucht-
gebiete, mu¨ssen diese beiden Nutzungsformen jedoch umgehen. Der Bodenmarkt sollte die
Ertra¨ge der verschiedenen Nutzungsmo¨glichkeiten, aber auch die Gefa¨hrdungssituation bzw.
die Kosten des Hochwasserschutzes sowie weiterer Kosten des Ersatzes der Dienstleistungen
von Feuchtgebieten widerspiegeln.
In Deutschland ist der Bodenmarkt allerdings sehr starken Regulierungen unterworfen, da
dieser Markt verschiedene Unvollkommenheiten ausweist. Doch wird bei na¨here Betrachtung
deutlich, dass gerade in dem rechtlichen Rahmen von Fla¨chennutzungsentscheidungen bzw.
dessen Einﬂuss auf die Kosten von U¨berschwemmungsﬂa¨chen und somit auf die Entscheidun-
gen der betroﬀenen Fla¨cheneigentu¨mer sowie der zusta¨ndigen Kommunen eine wesentliche
Ursache fu¨r den Verlust von Feuchtgebieten gesehen werden kann. In diesem Gefu¨ge kann die
aktuelle Situation in Flussgebieten und der extrem geringe Umfang an U¨berschwemmungs-
ﬂa¨chen (vgl. Tabelle 11.3) als lokales Ergebnis fehlgehender o¨konomischer Anreize verschiede-
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ner Gesetze und fo¨deraler Strukturen dargestellt werden: die Kosten des Hochwasserschutzes
fallen an Gewa¨ssern erster Ordnung, wie etwa der Elbe, auf einer anderen fo¨deralen Ebe-
ne an, als der Ebene der Fla¨chennutzungsentscheidungen, auf der aber in der Vergangenheit
verschiedene Subventionen fu¨r Wohneigentu¨mer und Pendler gewa¨hrt wurden (Landesebene
versus kommunale Ebene).
Die vorliegende Arbeit verdeutlicht, worauf auch Lambin et al. (2001) hinweisen. Besied-
lung stellt einen sehr wichtigen Einﬂuss auf die Art bzw. Intensita¨t der Fla¨chennutzung dar,
trotzdem Besiedlung einen vergleichsweise geringen Anteil an der gesamten Fla¨chennutzung
in Deutschland (vgl. Tabelle 11.1) und weltweit ausmacht. Die Einﬂussspha¨re von urbanen
Bereichen ist nach Folke (1997, in Lambin et al. 2001: 265) bis zu eintausend mal gro¨ßer
als die urbane Fla¨che selbst. In entwickelten La¨ndern ist eine Zersiedelung der Landschaft im
Bereich der Sta¨dte und stadtnahen Siedlungen zu beobachten, die wichtige O¨kosystempro-
zesse bedroht. Eine adequate Erkla¨rung fu¨r Landnutzungsvera¨nderungen bieten nach Lambin
et al. (2001: 266) am ehesten die individuellen und gesellschaftlichen Reaktionen auf sich
vera¨ndernde o¨konomische Bedingungen, vermittelt durch institutionelle Faktoren. Mo¨glichkei-
ten und Beschra¨nkungen fu¨r neue Landnutzungsarten werden durch Ma¨rkte und Politikmaß-
nahmen geschaﬀen, deren Einﬂuss durch verschiedene allgemeine Faktoren (biophysikalische
Ereignisse, Mensch-Umwelt-Beziehungen, etc.) noch versta¨rkt wird.
Soll die bisherige Entwicklung aufgehalten und in eine andere Richtung gelenkt werden,
muss angesichts der beschriebenen Umweltprobleme sowie der gegenu¨ber anderen Gebieten
u¨berproportionalen Besiedlung von Flussauen auch an Absiedlungen, d.h. an ein Extensivie-
rung der bisherigen Fla¨chennutzung, gedacht werden. Zum einen werden durch den Schutz
von Siedlungen Flussauen großra¨umig vom natu¨rlichen hydrologischen Regime abgeschnitten,
zum anderen ko¨nnen vor allem dann Scha¨den entstehen, wenn sich Werte in Flussauen kon-
zentrieren, wie das in Siedlungen und Gewerbegebieten der Fall ist. Beispiele fu¨r tatsa¨chlich
durchgefu¨hrte Projekte zur Umsiedlung von Bewohnern von Flussgebieten sind vor allem aus
den USA bekannt (vgl. Abschnitt 14 und Kuhlicke und Dru¨nkler (2005)). In Deutschland wur-
den Umsiedlungen vor allem in Zusammenhang mit dem Braunkohletagebau etwa in der Lausitz
durchgefu¨hrt. Eine U¨bertragung des einzigen deutschen Beispielfalls fu¨r eine Umsiedlung aus
einem U¨berschwemmungsgebiet – Ro¨derau-Su¨d bei Riesa in Sachsen – auf weitere Siedlungen
bzw. Siedlungsteile wird jedoch meist fu¨r unmo¨glich gehalten. Der Direktor des staatichen
Umweltfachamtes Radebeul, Herr Meier, der fu¨r die Entscheidung u¨ber die Absiedlung von
Ro¨derau-Su¨d mit verantwortlich war, schloss beispielsweise weitere Fa¨lle von Umsiedlungen
aus Flussgebieten aus (06.01.04, vgl. auch Kuhlicke und Dru¨nkler (2005)).
Meist wird argumentiert, eine Umkehrung der bisherigen Entwicklung der Besiedlung von
Flussgebieten wa¨re nicht umsetzbar, da eine solche Maßnahme extrem hohe Kosten verursa-
chen wu¨rde. Dem ko¨nnen die Ergebnisse der Untersuchung des Teils IV. entgegengestellt
werden. Es zeigt sich, dass die Ru¨ckgewinnung von Feuchtgebieten durch Abbruch einer Sied-
lung nicht als extremes Beispiel mit prohibititv hohen Kosten zu sehen ist. Die tatsa¨chlichen
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volkswirtschaftlichen Kosten dieses Vorhabens, die anhand eines konstruierten Beispiels so-
wie tatsa¨chlicher Umsiedlungen ermittelt wurden, ko¨nnen unter Umsta¨nden relativ gering sein
(vgl. Tabelle 17.1). Die Berechnungen zeigen, dass es allein unter Beru¨cksichtigung der zum
Schutz der Siedlung notwendigen Erhaltungs- und Erneuerungskosten von Hochwasserschutz-
anlagen von einem bestimmten Zeitpunkt an empfehlenswert sein kann, eine Siedlung im u¨ber-
schwemmungsgefa¨hrdeten Bereich nicht weiter aufrecht zu erhalten. Daru¨ber hinaus mu¨ssen
bei einer Kosten-Nutzen-Analyse der Nutzen der gewonnenen U¨berschwemmungsﬂa¨che sowie
die vermiedenen Scha¨den durch ku¨nftige Hochwasser beru¨cksichtigt werden. Daher scheint es
mo¨glich, dass Ergebnisse von Kosten-Nutzen-Analysen den Ru¨ckbau verschiedener Siedlungen
bzw. von Teilen von Siedlungen in deutschen Flussgebieten empfehlen ko¨nnten. Die durch-
gefu¨hrte Analyse der Kosten eines solchen Vorhabens ist so konzipiert, dass sie als Vorlage fu¨r
derartige Untersuchungen dienen kann.
Abschließend ist die Irreversibilita¨t von Vera¨nderungen der Bodenbedeckung zu thematisie-
ren. Zum einen ist die Zersto¨rung von Feuchtgebieten nur bedingt reversibel – eine Renatu-
rierung und volle Wiederherstellung aller Funktionen eines zersto¨rten bzw. gesto¨rten Feucht-
gebietes beno¨tigt unter Umsta¨nden viel Zeit. Zum anderen ist die Ru¨cknahme der Besiedlung
(Geba¨ude, Straßen etc.) unter bestimmten Umsta¨nden zu geringen bzw. vernachla¨ssigbaren
volkswirtschaftlichen Kosten mo¨glich. Die Schlussfolgerung aus der vorliegenden Arbeit kann
keinesfalls sein, Feuchtgebiete zuna¨chst zu zersto¨ren, da eine
”
Entsiedlung“ gegebenenfalls
nicht sehr teuer ist: die Dienstleistungen des zersto¨rten Feuchtgebietes sind nur bedingt bzw.
nur langfristig wieder herstellbar. Daru¨ber hinaus ist zu erwarten, dass die Opportunita¨tsko-
sten der Vermeidung einer Besiedlung von U¨berschwemmungsﬂa¨chen meist geringer als die
Opportunita¨tskosten der Wiederherstellung der degradierten Feuchto¨kosysteme ausfallen. Die-
se Arbeit zeigt vielmehr neue Perspektiven auf aktuelle Umweltprobleme auf und betont die
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A.1 Kosten und Nutzen von Feuchtgebieten nach
Heimlich et al. (1998: 55)
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A Ergebnisse ausgewa¨hlter Bewertungsstudien zu Feuchtgebieten
A.2 O¨konomische Werte verschiedener
Feuchtgebietstypen und verschiedener
Feuchtgebietsfunktionen nach Schuyt und Brander
(2004: 15f.)
Wetland Type Median Wetland Economic Value






Tabelle A.2: Mediane der o¨konomischen Werte der verschiedenen Typen von Feuchtgebieten,
aus: Schuyt und Brander (2004: 15)
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A Ergebnisse ausgewa¨hlter Bewertungsstudien zu Feuchtgebieten
Wetland Function Median Wetland Economic Value











Tabelle A.3: Mediane der o¨konomischen Werte der verschiedenen Funktionen von Feuchtge-





durch die Dresdner Grundwasser
Consulting GmbH (2002)
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B Hochwasserschutz von Ro¨derau-Su¨d
Im folgenden werden als Beispiel die Investitionskostenabscha¨tzung und die Betriebskosten-
abscha¨tzung fu¨r das Schutzziel 2/2, welches den Hochwasserschutz des Siedlungsteils Ro¨derau-
Su¨d I mittels eines Ringdeiches vorsieht, detailliert aufgefu¨hrt (vgl. Dresdner Grundwasser
Consulting GmbH 2002: 25–26).
Schutzziel 2/2: Gewa¨hrleistung trockener Kellersohlen und Sicherung der Funktionalita¨t der
Oberﬂa¨chenwasserentsorgung, der Abwasserentsorgung und der Zuwegungen, d.h. der Infra-
struktur. . . .
Investitionskostenabscha¨tzung
Grundlagen der Kostenscha¨tzung sind bundesdeutsche Mittelwerte, Preisausku¨nfte von Lie-
ferﬁrmen (Listenpreise), Ausku¨nfte von Herstellern sowie Annahmen der Bearbeiter. Bei der
Kostenscha¨tzung sind gegenu¨ber der Kostenberechnung Toleranzen von ± 30% zu erwarten,




Geologische und hydrologische Erkundung, Vermessung 0,3
Planung, Gebu¨hren 2,0





Technologische Ausru¨stung Elttechnik 2,0
Technische Ausru¨stung Wassertechnik 0,8
Bauwerke (ohne Bru¨cke) 1,0
Aufwendungen insgesamt 24,0
Tabelle B.2: Investitionskostenabscha¨tzung fu¨r das Schutzziel 2/1, leicht vera¨ndert aus:
Dresdner Grundwasser Consulting GmbH (2002: 25–26)
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B Hochwasserschutz von Ro¨derau-Su¨d
Betriebskostenabscha¨tzung
Die Betriebskosten werden fu¨r den Zeitraum eines Jahres ermittelt. Arbeiten, die in großen
Zeitabsta¨nden anfallen, sind auf Jahresanteile umgerechnet.
Kostengro¨ße Euro
Personalaufwand (Anlagenbetrieb, Monitoring) 20 000
Dammpﬂege, Deichseitengraben 10 000
Brunnenwartung, Brunnenregenerierung anteilig 20 000
Brunnenbetrieb permanent 10 000
Brunnenbetrieb HW (1/10) 25 000
Betriebskosten ja¨hrlich 85 000
Tabelle B.3: Betriebskostenabscha¨tzung fu¨r das Schutzziel 2/2, leicht vera¨ndert aus: Dresdner





Parameter Baukosten nach ISL∗ in DM/m2 Baukosten nach TU Dresden† in e/m2
Baukosten Straße 120




Wohnwege (nicht befahrbar) 35
Baukosten Gehweg 80 40
Radwege/Fußwege 30
Baukosten Parksta¨nde 100 La¨ngsaufstellung: 50
Senkrecht- und Schra¨gaufstellung: 45
Baukosten Hochbord 70DM/m 35e/m (einschl. Rinnenplatten)
Baukosten Beleuchtung 80DM/m 40e/m
Baukosten Gru¨nstreifen 50
Gru¨nanlagen mit Einrichtungen 35
Gru¨nanlagen ohne Einrichtungen 25
Spielpla¨tze mit Einrichtungen 45
Wasserfla¨chen (Teiche) 30
Baukosten Entwa¨sserung 360DM/m
Entwa¨sserung Nebensammler – 150mm 150e/m
300mm 200e/m
400mm 225e/m




Wasserversorgung mindestens 100mm 60e/m
– in Sammelstraßen 150mm 90e/m
– Zubringerleitung 200mm 125e/m
Baukosten Stromversorgung 110DM/m 55e/m
Baukosten Gasversorgung 120DM/m
Gasversorgung mindestens 100mm 60e/m
in Sammelstraßen 150mm 90e/m
Zubringerleitung 200mm 125e/m
Fernwa¨rmeversorgung 100mm 700e/m
Baukosten Telefon 150DM/m 75e/m
Leitungen fu¨r Antennenanlagen 75e/m
∗Institut fu¨r Sta¨dtebau und Landesplanung, Universita¨t Karlsruhe – Vorlesungsskript
Raum- und Infrastrukturentwicklung – Erschließungskosten [Stand: 13.11.2003]
†TU Dresden, Fakulta¨t Bauingenieurwesen, Institut fu¨r Stadtbauwesen und Straßenbau, Lehrstuhl Stadtbauwesen Prof. Dr.-
Ing. Raimund K.Herz – Arbeitsbla¨tter: A1 Stadtbauwesen – Erschließungskosten Nr. 36 [Erstellungsdatum: 16.12.2002]
‡ISL: Sammelstraße SS 2 – Breite je Fahrstreifen: 2,75 m, Breite Parkstreifen (Park-/Gru¨nstreifen): 2,00 m, Breite Gru¨nstei-
fen: 2,5 m, Breite je Gehweg: 1,5 m, Breite insgesamt: 13 m; vgl. auch Arbeitsblatt Stadtstraßen Nr. 33 (TU Dresden,
Fakulta¨t Bauingenieurwesen, Institut fu¨r Stadtbauwesen und Straßenbau, Lehrstuhl Stadtbauwesen)
§ISL: Anliegerstraße AS 2 – Breite je Fahrstreifen: 2,38 m, Breite Parkstreifen (Park-/Gru¨nstreifen): 2,00 m, Breite Gru¨nstei-
fen: 0,0 m, Breite je Gehweg: 1,5 m, Breite insgesamt: 9,8 m; vgl. auch Arbeitsblatt Stadtstraßen Nr. 33 (TU Dresden)




geschätzte Kosten der Erschließungsanlagen
Pos. Gewerk / Leistung Status Menge ME EP GP
Baustelleneinrichtungen  
1 Baustelleneinrichtung GP 1,00 psch 50.000,00 € 50.000,00 € 58.000,00 €
2 Bauzaun aufstellen, vorhalten, umsetzen, abbauen GP 500,00 m 5,00 € 2.500,00 € 2.900,00 €
3 Suchschachtungen zur Freilegung von Leitungen und Kabeln GP 150,00 m³ 50,00 € 7.500,00 € 8.700,00 €
4 Fußgängerhilfsbrücken EP 1,00 Stck. 50,00 € 0,00 €
5 Hilfsüberfahrten über Gräben EP 1,00 Stck. 150,00 € 0,00 €
6 Absperrungen, Verkehrseinrichtungen GP 1,00 psch 1.000,00 € 1.000,00 € 1.160,00 €
7 Absteckung der Grenzen und Achsen GP 1,00 psch 2.500,00 € 2.500,00 € 2.900,00 €
Summe 63.500,00 € 73.660,00 €
0,00 €
Freimachen des Baugeländes 0,00 €
1 Abräumen des Baugeländes (Unrat, lagernder Boden, Zaun) GP 1,00 psch 10.000,00 € 10.000,00 € 11.600,00 €
2 Oberbodenabtrag, -beseitigung (Stärke i.M. 30 cm) GP 4500,00 m³ 5,00 € 22.500,00 € 26.100,00 €
Summe 32.500,00 € 37.700,00 €
Schmutzwasserkanalisation
1 Erdaushub für Kanäle bis 3 m Tiefe GP 6600,00 m³ 15,00 € 99.000,00 € 114.840,00 €
2 Erdaushub für Hausanschlüsse bis 2 m Tiefe GP 1200,00 m³ 15,00 € 18.000,00 € 20.880,00 €
3 Sicherung von Leitungen GP 150,00 m 4,00 € 600,00 € 696,00 €
4 monolith. Kontrollschacht auf vorh. Kanal aufsetzen, einschl. Deckel D GP 2,00 Stck. 1.550,00 € 3.100,00 € 3.596,00 €
5 Schmutzwasserkanal Stz DN 200 GP 1975,00 m 35,00 € 69.125,00 € 80.185,00 €
6 Schmutzwasseranschlußleitung Stz DN 150 GP 540,00 m 30,00 € 16.200,00 € 18.792,00 €
7 Abzweig 200 / 150 GP 100,00 Stck. 80,00 € 8.000,00 € 9.280,00 €
8 Bogen DN 150, 45 Grad GP 100,00 Stck. 25,00 € 2.500,00 € 2.900,00 €
9 Betonschacht DN 1000 als Kontrollschacht mit Deckel D GP 50,00 Stck. 1.050,00 € 52.500,00 € 60.900,00 €
10 vorh. Schachtdeckel auf endgültige Höhe setzen GP 50,00 Stck. 50,00 € 2.500,00 € 2.900,00 €
11 Übergang Stz/KG DN 150 EP 10,00 Stck. 25,00 € 0,00 €
12 Kontrollschacht aus Kunststoff, DN 400, Abdeckung Klasse D GP 225,00 Stck. 375,00 € 84.375,00 € 97.875,00 €
13 Muffenstopfen DN 150 GP 225,00 Stck. 10,00 € 2.250,00 € 2.610,00 €
14 Dichtheitsprüfungen Rohr GP 2515,00 m 2,50 € 6.287,50 € 7.293,50 €
15 Dichtheitsprüfungen Schacht GP 158,00 Stck. 50,00 € 7.900,00 € 9.164,00 €
16 TV-Inspektion GP 1975,00 m 1,90 € 3.752,50 € 4.352,90 €
17 Grundwasserabsenkungen EP 500,00 m 100,00 € 0,00 €
18 Schmutzwasserhebewerk EP 1,00 Stck. 20.000,00 € 0,00 €
19 Bestandsdokumentation der Schmutzwasseranlage GP 1,00 psch. 2.500,00 € 2.500,00 € 2.900,00 €
Summe 378.590,00 € 439.164,40 €
Trinkwasserleitungen
1 Erdaushub für Versorgungsleitungen bis 2 m Tiefe GP 3910,00 m³ 15,00 € 58.650,00 € 68.034,00 €
2 Erdaushub für Anschlußleitungen bis 2 m Tiefe GP 1010,00 m³ 14,00 € 14.140,00 € 16.402,40 €
3 Trinkwasserleitung HDPE DN 80-150 GP 1975,00 m 17,00 € 33.575,00 € 38.947,00 €
4 Trinkwasserleitung HDPE DN 32 GP 540,00 m 7,50 € 4.050,00 € 4.698,00 €
5 Desinfektion GP 2515,00 m 1,50 € 3.772,50 € 4.376,10 €
6 Druckprüfungen GP 2515,00 m 2,00 € 5.030,00 € 5.834,80 €
7 Trassenwarnband GP 2515,00 m 0,50 € 1.257,50 € 1.458,70 €
8 Einbindung in vorh. Netz GP 2,00 Stck. 1.500,00 € 3.000,00 € 3.480,00 €
9 KOS DN 50-100 mit EBG, Kappe und Schild GP 20,00 Stck. 320,00 € 6.400,00 € 7.424,00 €
10 VAB mit EBG, Kappe und Schild GP 225,00 Stck. 300,00 € 67.500,00 € 78.300,00 €
11 Unterflurhydranten mit Kappe und Schild GP 10,00 Stck. 800,00 € 8.000,00 € 9.280,00 €
14 Bestandsdokumentation der Trinkwasseranlage GP 1,00 psch. 3.000,00 € 3.000,00 € 3.480,00 €
Summe 208.375,00 € 241.715,00 €
Brutto




1 Hausanschlußkosten GP 225,00 Stck. 970,00 € 218.250,00 € 253.170,00 €
2 BKZ (Baukostenzuschuss) GP 225,00 Stck. 812,00 € 182.700,00 € 211.932,00 €
Summe 400.950,00 € 465.102,00 €
Erdgaserschließung
1 Hausanschlußkosten inkl. BKZ GP 225,00 Stck. 1.440,00 € 324.000,00 € 375.840,00 €
Summe 324.000,00 € 375.840,00 €
BK-Netz (Breitbandkabel)
1 Investitionskostenbeteiligung (Schätzung!!) GP 1,00 psch. 25.000,00 € 25.000,00 € 29.000,00 €
Summe 25.000,00 € 29.000,00 €
Verkehrsanlagen
1 Erdarbeiten für Verkehrsflächen, Planum, Verdichten GP 15000,00 m² 3,50 € 52.500,00 € 60.900,00 €
2 Schottertragschichten in Fahrbahnen GP 15000,00 m² 10,00 € 150.000,00 € 174.000,00 €
3 Tiefbordsteine GP 1100,00 m 13,00 € 14.300,00 € 16.588,00 €
4 Hochbordsteine, Rundbordsteine GP 3950,00 m 25,00 € 98.750,00 € 114.550,00 €
5 Asphaltdecken in Fahrbahnen GP 14800,00 m² 35,00 € 518.000,00 € 600.880,00 €
6 Betonpflasterdecken in Nebenanlagen GP 2200,00 m² 24,00 € 52.800,00 € 61.248,00 €
7 Bestandsvermessung GP 1,00 psch 3.000,00 € 3.000,00 € 3.480,00 €
8 Verkehrsbeschilderung GP 10,00 Stck. 80,00 € 800,00 € 928,00 €
9 Kontrollprüfungen GP 15,00 Stck. 125,00 € 1.875,00 € 2.175,00 €
Summe 892.025,00 € 1.034.749,00 €
Regenwasserentsorgung
1 Erdarbeiten für Regenwasserkanäle GP 5225,00 m³ 15,00 € 78.375,00 € 90.915,00 €
2 Erdarbeiten für Anschlußleitungen GP 530,00 m³ 12,00 € 6.360,00 € 7.377,60 €
3 Regenwasserkanal Bt, DN 300-400 GP 1900,00 m 30,00 € 57.000,00 € 66.120,00 €
4 Regenwasserkanal Stz, DN 150 GP 240,00 m 25,00 € 6.000,00 € 6.960,00 €
5 Kontrollschächte Beton DN 1000 mit Deckel D GP 48,00 Stck. 1.000,00 € 48.000,00 € 55.680,00 €
6 monolith. Kontrollschacht auf vorh. Kanal aufsetzen, einschl. Deckel D GP 2,00 Stck. 1.550,00 € 3.100,00 € 3.596,00 €
7 TV-Inspektion GP 1900,00 m 1,90 € 3.610,00 € 4.187,60 €
8 Dichtheitsprüfung Kanäle GP 2140,00 m 2,50 € 5.350,00 € 6.206,00 €
9 Dichtheitsprüfung Schächte GP 48,00 Stck. 50,00 € 2.400,00 € 2.784,00 €
10 Straßenabläufe GP 60,00 Stck. 250,00 € 15.000,00 € 17.400,00 €
11 Bestandsdokumentation GP 1,00 psch. 2.500,00 € 2.500,00 € 2.900,00 €
Summe 227.695,00 € 264.126,20 €
Landschaftsbauarbeiten
1 Pflanzflächen herstellen GP 500,00 m² 4,00 € 2.000,00 € 2.320,00 €
2 Bäume liefern und pflanzen im öffentl. Straßenraum GP 110,00 Stck. 350,00 € 38.500,00 € 44.660,00 €
Summe 40.500,00 € 46.980,00 €
Straßenbeleuchtungsanlagen
1 Kabelgraben GP 1975,00 m 8,00 € 15.800,00 € 18.328,00 €
2 Versorgungskabel liefern und legen GP 1975,00 m 4,50 € 8.887,50 € 10.309,50 €
3 Leuchten und Maste liefern und aufstellen GP 71,00 Stck. 800,00 € 56.800,00 € 65.888,00 €
4 Schalt- und Steuerschrank GP 1,00 Stck. 2.200,00 € 2.200,00 € 2.552,00 €
5 Montage und Inbetriebnahme GP 1,00 psch. 1.500,00 € 1.500,00 € 1.740,00 €
Summe 85.187,50 € 98.817,50 €
Gesamtsumme Bau Netto 2.678.322,50 € 3.106.854,10 €
Planung und Baubetreuung 267.832,25 € 310.685,41 €
Gesamtsumme Netto 2.946.154,75 € 3.417.539,51 €
`+ 16 % Mehrwertsteuer 471.384,76 €
Gesamtsumme Brutto 3.417.539,51 €
Alles * 0.95, weil Kostenschätzung! (Marktpreise 90 -- 95 %) 3.246.663 €
Abbildung C.1: Erschließungskosten fu¨r die konstruierte abzubrechende Siedlung, zur
Verfu¨gung gestellt durch D. Seidel (29.11.04)
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A B C D E F G H I J K L M
Projektkosten (Ostdtl./Brandenburg) brutto (d.h. inkl. 16 % MWSt.)
1. Absiedlung 350 WE 26 GE
Projektentwicklung/-planung (Absiedlung + Neubau) psch. 1.000 €/WE o. GE 376.000 €
externe Steuerung/Betreuung von Besitzern u. Mietern psch. 2.000 €/WE o. GE 752.000 €
Umzugskosten Wohnen psch. 1.000 €/WE 350.000 €
Umzugskosten Gewerbe €/GE €
Gesamtkosten Absiedlung 1.478.000 €
2. Abbrucharbeiten
EFH 7.500 €/WE 1.500.000 €
MFH 10.000 €/WE 1.500.000 €
Infrastruktur (Straße, Strom-, Gas-, Wasserver- und -entsorgung) psch. 750.000 €
Deich  (rechteckig um 200.000m² Fläche, 1908 m lang, 51.516 m² 
Grundfläche 60.000 m³/km (4m hoch, 27m breit, 3m breite Deichkrone)) Schlitzu 5.115 €/km
Pachtau 256 €/ha 0 €
Rückbau 5 €/m³ 572.400 €
Abtransport/Entsorgung in Abhängigkeit von Entfernung
Gesamtkosten Abbrucharbeiten 4.322.400 €
3. Neubau 
Objektdaten
Grundstücksgröße brutto 200.000 m² 30.000 m² Verkehr (Straßen, Wege, Spielplatz etc.)
netto 170.000 m²
Wohnen netto 93.000 m²
Gewerbe netto 77.000 m²
Wohneinheiten WE 350 150 Wohnungen je 80 m² in 25 MFH
Häuser 225 200 Häuser je 120 m²
Bruttogeschossfläche Wfl. 36.000 m²
Gewerbeeinheiten (GE) 26
Grundstückskosten Summe
Grundstückskaufpreis 0 €/m² 0 €
Erwerbsnebenkosten (Notar, Grunderwerbssteuer) 6 % 0 €
Bebauungsplankosten + GOP 150.000 € für 20 ha
Baugrundgutachten 15.000 € für 20 ha 
Baufreimachung 0 €
Entwicklungskosten psch. 250.000 €
Grundstückskosten ohne Erschließung 2,08 €/m² (brutto) 415.000 €
Erschließung
Erschließungsplanung 1,2 €/m² 240.000 €
Baubetreuung/Ausführungsplanung 0,9 €/m² 180.000 €
Kosten aus Eingriff- und Ausgleich 1.500 €/WE 525.000 €
Baustelleneinrichtung 73.660 €
Beräumung/Altlastenbeseitigung/Baugrund psch. €/m² 25.000 €
Straßen- und Tiefbau 15 €/m² 1.133.567 €
Landschaftsbau €/m² 46.980 €
Regenwasserentsorgung 264.126 €
medienseitige Erschließung
 - Erschließung Strom (alles, inkl. Hausanschlüsse u. BKZ!) €/m² 465.102 €
 - Erschließung Gas (alles, inkl. Hausanschlüsse u. BKZ!) €/m² 375.840 €
 - Erschließung Abwasser  (alles, inkl. Hausanschlüsse u. BKZ!) €/m² 439.164 €
 - Erschließung Trinkwasser  (alles, inkl. Hausanschlüsse u. BKZ!) €/m² 241.715 €
 - BK-netz 29.000 €
Kläranlage für 1400 EGW (da: Gewerbe- u. Wohngebiet) 1.700.000 €
Summe Erschließung 33,76 €/m² 5.739.154 €
Grundstückskosten inkl. Erschließung 36,20 €/m² (netto) 6.154.154 €
Nebenkosten
Vermessung/Parzellierung + GW 2.500 € je Haus + GE 627.500 €
Architekt 5.500 € je Haus 1.237.500 €
Prüfstatiker/Tragwerksplaner 1.750 € je Haus 393.750 €
Behörden, Notar + GW 1.025 € je Haus + GE 257.275 €
Projektentwicklung (Ersatzwohngebiet) 770 € je Haus + GE 193.270 €
10.775 € je Haus 2.516.025 €
Baukosten Wohnen Stück BK
Häuser komplett ("schlüsselfertig")
EFH frei stehend, mit Keller 40 1.041,67 €/m² Wfl. 125.000 5.000.000 €
EFH frei stehend, ohne Keller 30 958,33 €/m² Wfl. 115.000 3.450.000 €
RH ohne Keller 65 791,67 €/m² Wfl. 95.000 6.175.000 €
DHH mit Keller 45 875,00 €/m² Wfl. 105.000 4.725.000 €
DHH ohne Keller 20 791,67 €/m² Wfl. 95.000 1.900.000 €




Schuppen/Abstellraum 200 2.000 400.000 €













































































A B C D E F G H I J K L M
Private Erschließung
Private Erschließung (Terasse, Zuwegungen, Regenwasser) 3500 € je Haus bzw. GE 878.500 €
Stellplatz 100 500 € jeStück 50.000 €
Erdarbeiten (Baugrube, Mutterboden) 4000 € je Haus bzw. GE 1.004.000 €
7500 € je Haus bzw. GE (ohne 1.932.500 €
Finanzierungskosten Wohnen Neu
Zinsen Bau- u. Nebenkosten/priv. Erschließung/Grundstück 5,50% 552.136 €
Zinsen Avalbürgschaften (von Bauträgerbank an Grundstücks-
/Hauskäufer) 0,75% 301.165 €
Bearbeitungsgebühr Bank 1,00% 401.553 €




Zinsen 5,50% 14.401 €
Zinsen Avalbürgschaften (von Bauträgerbank an Grundstücks-
/Hauskäufer) 0,75% 7.855 €
Bearbeitungsgebühr Bank 1,00% 10.474 €
Finanzierung Gewerbe für laufzeit 3 jahre 98.191 €
Gesamtkostenübersicht Neubau
Grundstückskosten (Wohnen + Gewerbe) 415.000 €
Erschließung 5.739.154 €
Baukosten Wohnen (Baukosten + Keller, Schuppen, Garage) 30.600.000 €
Private Erschließung 1.932.500 €
Nebenkosten 2.516.025 €
Gewerbe Gebäude 0 €
Finanzierungskosten Wohnen 3.764.560 €
Finanzierungskosten Gewerbe 98.191 €
Gesamt Neu 45.065.430 €
4. Finanzierungskosten Absiedlung, Abbruch
Bezug 5.800.400 nur absiedl + abbr häuser abbr infra abbr deich
Zinsen 5,50% 79.756 € 20.322,5 41.250,0 10.313 7.871
Bearbeitungsgebühr Bank 1,00% 58.004 € 14.780,0 30.000,0 7.500 5.724
Finanzierung Absiedlung und Abbruch für laufzeit 4 jahre 551.038 € 35.102,5 71.250,0 17.813 13.594,5 551.038,0
5.  Gesamtkostenübersicht Projekt
Absiedlung/Steuerung 1.478.000 €
Abriss 4.322.400 €
Finanzierungskosten: Absiedlung und Abbruch 551.038 €
Neubau Siedlung (Wohnen + Gewerbe) 45.065.430 €
Gesamt Projekt 51.416.868 €
6. Opportunitätskosten des vorgezogenen Abbruchs
Opportunitätskosten Wohnhäuser
Opportunitätskosten Gewerbe 34.863.564 € Ansatz für Kosten-Rechnung Siedlung
Opportunitätskosten Infrastruktur 7.702.904 € Ansatz für Kosten-Rechnung Infrastruktur
Opportunitätskosten Abbruch Deich 626.778,0 € Ansatz für Kosten-Rechnung Deichabbruch
Zusätzliche Kosten durch den Abbruch 5.648.455 € Ansatz für zusätzliche Kosten durch Absiedlung
Gesamt Opportunitätskosten
Bezug für 6.
31.578.564 € Kostenpunkt Wohngebäude+Gewerbe (mit finanzierg!)
6.881.654 € Kostenpunkt Gesamterschließungskosten (privat + öffentlich) = Kostenpunkt Infrastruktur
4.030.045 € Extrakosten, die es ohne Umsiedlg. nicht gäbe (neue Planung, Avalbürgsch etc.)
1.478.000 € Absiedlung+Projektsteuerung 1.618.410 € mit Finanzierungskosten (Zinsen)
3.000.000 € Abbruchkosten Häuser 3.285.000 € mit Finanzierungskosten (Zinsen)
750.000 € Abbruchkosten Infrastruktur 821.250 € mit Finanzierungskosten (Zinsen)
572.400 € Abbruchkosten Deich 626.778,0 € mit Finanzierungskosten (Zinsen)
5.800.400 6.351.438
Abbildung D.1: Projektkosten ohne Fla¨chenkosten (Grundstu¨ckspreis + Erwerbsnebenkosten
von 6%), eigene Darstellung, erstellt mit Unterstu¨tzung durch D. Seidel,
(05.11.04 – 14.12.04)
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D Projektkostenu¨bersicht zu Teil IV
Neubaukosten
in Abha¨ngigkeit von Grundstu¨ckspreis am Ersatzstandort
43e/m2 (vgl. Ro¨derau-Su¨d) 55 036 055e
23e/m2 (vgl. Sandau) 50 398 555e
0,009e/m2 Pacht Gru¨nland bei Stendal 45 067 517e
0,01e/m2 Pacht Acker bei Stendal 45 067 749e
0,41e/m2 Kaufpreis Acker bei Stendal 45 160 499e
0,3e/m2 Kaufpreis Gru¨nland bei Stendal 45 134 993e
0e/m2 45 065 430e
Umsiedlungskosten
Umsiedlung/Steuerung 1 478 000e
Abriss 4 322 400e
Finanzierungskosten: Umsiedlung und Abbruch 551 038e
Summe der Umsiedlungskosten 6 351 438e
Tabelle D.1: Betriebswirtschaftliche Kosten des Vorhabens, eigene Darstellung
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E AIHonO §§ 15 und 31
”
AIHonO § 15 Leistungsbild Objektplanung fu¨r Geba¨ude, Freianlagen und raumbil-
dende Ausbauten
(1) Das Leistungsbild Objektplanung umfaßt die Leistungen der Auftragnehmer fu¨r Neubau-
ten, Neuanlagen, Wiederaufbauten, Erweiterungsbauten, Umbauten, Modernisierungen, raum-
bildende Ausbauten, Instandhaltungen und Instandsetzungen. Die Grundleistungen sind in den
in Absatz 2 aufgefu¨hrten Leistungsphasen 1 bis 9 zusammengefaßt.“ Eine Auﬂistung beson-
derer Leistungen ﬁndet sich ebenfalls in Absatz (2).
Leistungsphasen nach HOAI § 15 (1):
1. Grundlagenermittlung: Ermitteln der Voraussetzungen zur Lo¨sung der Bauaufgabe durch
die Planung
2. Vorplanung (Projekt- und Planungsvorbereitung): Erarbeiten der wesentlichen Teile einer
Lo¨sung der Planungsaufgabe
3. Entwurfsplanung (System- und Integrationsplanung): Erarbeiten der endgu¨ltigen Lo¨sung
der Planungsaufgabe
4. Genehmigungsplanung: Erarbeiten und Einreichen der Vorlagen fu¨r die erforderlichen
Genehmigungen oder Zustimmungen
5. Ausfu¨hrungsplanung: Erarbeiten und Darstellen der ausfu¨hrungsreifen Planungslo¨sung
6. Vorbereitung der Vergabe: Ermitteln der Mengen und Aufstellen von Leistungsverzeich-
nissen
7. Mitwirkung bei der Vergabe: Ermitteln der Kosten und Mitwirkung bei der Auftragsver-
gabe
8. Objektu¨berwachung (Bauu¨berwachung): U¨berwachen der Ausfu¨hrung des Objekts
9. Objektbetreuung und Dokumentation: U¨berwachen der Beseitigung von Ma¨ngeln und
Dokumentation des Gesamtergebnisses
”
AIHonO § 31 Projektsteuerung: (1) Leistungen der Projektsteuerung werden von Auf-
tragnehmern erbracht, wenn sie Funktionen des Auftraggebers bei der Steuerung von Projekten
mit mehreren Fachbereichen u¨bernehmen. Hierzu geho¨ren insbesondere:
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1. Kla¨rung der Aufgabenstellung, Erstellung und Koordinierung des Programms fu¨r das
Gesamtprojekt,
2. Kla¨rung der Voraussetzungen fu¨r den Einsatz von Planern und anderen an der Planung
fachlich Beteiligten (Projektbeteiligte),
3. Aufstellung und U¨berwachung von Organisations-, Termin- und Zahlungspla¨nen, bezogen
auf Projekt und Projektbeteiligte,
4. Koordinierung und Kontrolle der Projektbeteiligten, mit Ausnahme der ausfu¨hrenden
Firmen,
5. Vorbereitung und Betreuung der Beteiligung von Planungsbetroﬀenen,
6. Fortschreibung der Planungsziele und Kla¨rung von Zielkonﬂikten,
7. laufende Information des Auftraggebers u¨ber die Projektabwicklung und rechtzeitiges
Herbeifu¨hren von Entscheidungen des Auftraggebers,
8. Koordinierung und Kontrolle der Bearbeitung von Finanzierungs-, Fo¨rderungs- und Ge-
nehmigungsverfahren.
(2) Honorare fu¨r Leistungen bei der Projektsteuerung du¨rfen nur berechnet werden, wenn sie
bei Auftragserteilung schriftlich vereinbart worden sind; sie ko¨nnen frei vereinbart werden.“
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F Kommunikation mit Experten und
Praktikern zu Teil IV









technische Hintergu¨nde der Ent-





























im Rahmen der Absiedlung von
Ro¨derau-Su¨d, Kosten des Ru¨ck-
baus, Verallgemeinerbarkeit des
Falls Ro¨derau-Su¨d






Daten zur Erschließung und Lage-
plan Baugebiet Ro¨derau-Su¨d













15.12.03 (Email) Braunkohlenplanung und Umsied-
lungsproblematik
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22.01.04 (Email) Umsiedlungspraxis Lausitzer
Braunkohlerevier
Anja Ga¨bler Berliner Flugha¨fen,
Flughafen Scho¨nefeld,
Berlin
17.06.04 (Email) Kosten Umsiedlung Diepensee
Zu: Hypothetische Absiedlung Sandau

















06.04.04 (Brief) Daten Stadt Sandau






werte Stadt Sandau, Daten zur Er-





Frau Roßkamp Leiterin Ka¨mmerei,
Stadt Sandau
11.05.04 (Fax) Kosten des Unterhalts sta¨dtischer






allgemeine Information zur Er-
schließung
Andreas Breit Pfarrer, evangelische
Kirche Sandau
07.05.04 (Fax) Grundstu¨cks- und Geba¨udewerte






10.05.04 (Brief) Gasversorgungsnetz, Wasser- und
Abwassernetz Stadt Sandau
Andre´ Bruschek avacon AG, Stendal 10.05.04 (Email) technische Daten Stromnetz Stadt
Sandau








technische Daten und Kosten
Deichanlagen im Bereich Sandau
Zu: Erschließung und Bau hypothetisches Wohn- und Gerwerbegebiet
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Planung hypothetische Wohn- und
Gewerbesiedlung, Projektkosten
Zu: Bebauung von U¨berschwemmungsﬂa¨chen
Achim Janssen Landratsamt Eichsta¨tt 12./13.10.04
(Email)
Bauvorhaben im U¨berschwem-




14.10.04 (Email) Bauvorhaben im U¨berschwem-
mungsgebiet durch die Gemeinde
Markt Metten
Herbert Ja¨ger Landratsamt Traun-
stein
04.10.04 (Email) Bauvorhaben im U¨berschwem-
mungsgebiet durch die Gemeinde
Unterwo¨ssen
Tabelle F.1: Kommunikation mit Experten und Praktikern, eigene Darstellung
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Diese Arbeit wa¨re ohne die mittelbare und direkte Hilfe von vielen Menschen nicht entstanden
oder la¨ge nicht in dieser Form vor. Nicht alle ko¨nnen hier erwa¨hnt werden. Einige seien jedoch
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Zuallererst mo¨chte ich meinen Eltern danken, denn sie haben mich so viele Jahre lang
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und Form einen wesentlichen Anteil an diesem Buch.
Daneben gilt mein Dank Herrn Prof. Dr. Hampicke fu¨r die freundliche Betreuung und Be-
gleitung meiner Ausbildung und dieser Arbeit. Herrn Prof. Dr. Liesegang mo¨chte ich ganz
besonders fu¨r die Unterstu¨tzung und den Zuspruch in meiner Unsicherheit und Sorge danken.
Viele, denen ich zu Dank verpﬂichtet bin, sind in der Tabelle F.1 aufgefu¨hrt. Diese Ex-
perten haben durch wesentliche Informationen und hilfreiche Gespra¨che erheblich zu dieser
Arbeit beigetragen. Die Kollegiaten des Graduiertenkollegs
”
Umwelt- und Ressourceno¨kono-
mik“ mu¨ssen ebenfalls als wichtige Personen erwa¨hnt werden – allen voran Maik Schneider,
Benjamin Lu¨nenbu¨rger, Svenja Espenhorst, Sheila Wertz-Kannounikoﬀ und Christian Becker,
die jeder auf seine und jede auf ihre Weise und in vielerlei Hinsicht mir sehr geholfen und mich
in meiner Zeit in Heidelberg begleitet haben.
Den Freunden in Greifswald, Halle und andernorts gilt ebenso großer Dank und große Zu-
neigung.
Und schließlich kann ich Martin nicht genug danken. Ohne ihn wa¨re diese Arbeit wohl
nicht zu Ende geschrieben worden. Er hat mir geholfen, nicht aufzugeben und zu leben und
zuversichtlich zu sein. Daneben haben seine vielfa¨ltigen Kommentare und Hinweise zu dieser
Arbeit mich vor manchem Fehler bewahrt.
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